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13. Sitzung 

Bonn, den 12. März 1991 

Beginn: 10.01 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll die 
verbundene Tagesordnung erweitert werden. Die 
Punkte sind in der Ihnen vorliegenden Zusatzpunktli-
ste aufgeführt: 

1. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über Maßnah-
men zur Entlastung der öffentlichen Haushalte sowie über 
strukturelle Anpassungen in dem in Artikel 3 des Einigungs-
vertrages genannten Gebiet (Haushaltsbegleitgesetz 1991 — 
HBeglG 1991 —) — Drucksache 12/221 — 

2. Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr. Kurt Faltlhau-
ser, Gunnar Uldall, Dankward Buwitt, Elisabeth Grocht-
mann, Otto Hauser (Esslingen), Dr. Renate Hellwig, Claus 
Jäger, Günter Klein (Bremen), Reiner Eberhard Krziskewitz, 
Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup, Elmar Müller (Kirchheim), 
Rosemarie Priebus, Dieter Pützhofen, Peter Harald Rauen, 
Wolfgang Schulhoff, Gerhard Schulz (Leipzig), Wilfried Sei-
bel, Dr. Ruprecht Vondran, Dr. Jürgen Warnke und der Frak-
tion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Hans H. Gatter-
mann, Hermann Rind, Dr. Otto Solms, Martin Grüner, Ger-
hard Schüßler und der Fraktion der FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Förderung von Investitionen und 
Schaffung von Arbeitsplätzen im Beitrittsgebiet sowie zur 
Änderung steuerrechtlicher und anderer Vorschriften (Steu-
eränderungsgesetz 1991 — StÄndG 1991 —) — Drucksache 
12/219 — 

3. Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr. Kurt Faltlhau-
ser, Gunnar Uldall, Dankward Buwitt, Elisabeth Grocht-
mann, Otto Hauser (Esslingen), Dr. Renate Hellwig, Claus 
Jäger, Gunter Klein (Bremen), Reiner Eberhard Krziskewitz, 
Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup, Elmar Müller (Kirchheim), 
Rosemarie Priebus, Dieter Pützhofen, Peter Harald Rauen, 
Wolfgang Schulhoff, Gerhard Schulz (Leipzig), Wilf ried Sei-
bel, Dr. Ruprecht Vondran, Dr. Jürgen Warnke und der Frak-
tion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Hans H. Gatter-
mann, Hermann Rind, Dr. Otto Solms, Martin Grüner, Ger-
hard Schüßler und der Fraktion der FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Einführung eines bef risteten Soli-
daritätszuschlags und zur Änderung von Verbrauchsteuer- 
und anderen Gesetzen (Solidaritätsgesetz) — Drucksache 
12/220 — 

4. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
arbeitsförderungsrechtlicher und anderer sozialrechtlicher 
Vorschriften — Drucksache 12/222 

—Zugleich soll, soweit erforderlich, von der Frist für 
den Beginn der Beratung abgewichen werden. Sind 
Sie damit einverstanden? — Dann ist das so beschlos-
sen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 1 a bis 1 f auf: 

Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Be-
seitigung von Hemmnissen bei der Privatisie-
rung von Unternehmen und zur Förderung 
von Investitionen 
— Drucksachen 12/204, 12/216 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Spaltung der von der Treuhandanstalt ver-
walteten Unternehmen (SpTrUG) 
— Drucksachen 12/205, 12/214 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch 
— Drucksachen 12/206, 12/215 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO 

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes und 
der Strafprozeßordnung 
— Drucksachen 12/209, 12/218 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
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e) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung der Beitragssätze in der gesetzli-
chen Rentenversicherung und bei der Bundes-
anstalt für Arbeit (BeitrS. RV/BA ÄndG) 
—Drucksache 12/208 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Wi rtschaft 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO 

f) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Anpassung der Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung und der Geldleistungen 
der gesetzlichen Unfallversicherung im Jahre 
1991 
—Drucksache 12/197 

—Überweisungsvorschlag : 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO 

Auch hier wird interfraktionell vorgeschlagen, 
die Gesetzentwürfe der Bundesregierung an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Sind Sie auch damit einverstanden? — 
Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlos-
sen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 1 g: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD und FDP 

Erneute Überweisung von Vorlagen aus frü-
heren Wahlperioden 

— Drucksache 12/210 — 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wer für die-
sen Antrag stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist 
der Antrag einstimmig angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 2 a und 2 b sowie 
die Zusatzpunkte 1 bis 3 auf: 

2. a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes über die Feststellung des Bundeshaus-
haltsplans für das Haushaltsjahr 1991 

(Haushaltsgesetz 1991) 
— Drucksache 12/100 — 

Überweisung: 
Haushaltsausschuß 

b) Beratung der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 

Der Finanzplan des Bundes 1990 bis 1994 
— Drucksache 12/101 — 

Überweisung: 
Haushaltsausschuß 

ZP1 Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über Maßnahmen zur Entla-
stung der öffentlichen Haushalte sowie über 
strukturelle Anpassungen in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet 

(Haushaltsbegleitgesetz 1991 — HBeglG 1991 —) 

— Drucksache 12/221 — 

Überweisungsvorschlag: 
Haushaltsausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Familie und Senioren 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Post und Telekommunikation 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

ZP2 Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr. 
Kurt Faltlhauser, Gunnar Uldall, Dankward Bu-
witt, Elisabeth Grochtmann, Otto Hauser (Ess-
lingen), Dr. Renate Hellwig, Claus Jäger, Gün-
ter Klein (Bremen), Reiner Eberhard Krziske-
witz, Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup, Elmar 
Müller (Kirchheim), Rosema rie Priebus, Dieter 
Pützhofen, Peter Harald Rauen, Wolfgang 
Schulhoff, Gerhard Schulz (Leipzig), Wilf ried 
Seibel, Dr. Ruprecht Vondran, Dr. Jürgen 
Warnke und der Fraktion der CDU/CSU sowie 
der Abgeordneten Hans H. Gattermann, Her-
mann Rind, Dr. Otto Solms, Martin Grüner, 
Gerhard Schüßler und der Fraktion der FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Förderung von Investitionen und Schaffung 
von Arbeitsplätzen im Beitrittsgebiet sowie zur 
Änderung steuerrechtlicher und anderer Vor-
schriften (Steueränderungsgesetz 1991 
— StÄndG 1991 — ) 

— Drucksache 12/219 — 

Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie und Senioren 
Ausschuß für Frauen und Jugend 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO 

ZP3 Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr. 
Kurt Faltlhauser, Gunnar Uldall, Dankward Bu-
witt, Elisabeth Grochtmann, Otto Hauser (Ess-
lingen), Dr. Renate Hellwig, Claus Jäger, Gün-
ter Klein (Bremen), Reiner Eberhard Krziske-
witz, Dr. Reinhard Meyer zu Bentrup, Elmar 
Müller (Kirchheim), Rosema rie Priebus, Dieter 
Pützhofen, Peter Harald Rauen, Wolfgang 
Schulhoff, Gerhard Schulz (Leipzig), Wilf ried 
Seibel, Dr. Ruprecht Vondran, Dr. Jürgen 
Warnke und der Fraktion der CDU/CSU sowie 
der Abgeordneten Hans H. Gattermann, Her-
mann Rind, Dr. Otto Solms, Martin Grüner, 
Gerhard Schüßler und der Fraktion der FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Einführung eines bef risteten Solidaritätszu- 
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schlags und zur Änderung von Verbrauch-
steuer- und anderen Gesetzen (Solidaritätsge-
setz) 
— Drucksache 12/220 —
Überweisungsvorschlag: 
Finanzausschuß (federführend) 

Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gem. § 96 GO 

Die Gruppe PDS/Linke Liste hat die Änderung der 
Tagesordnung und des Tagungsortes fristgemäß be-
antragt. Dieser Antrag wird nach der Einbringungs-
rede des Bundesfinanzministers aufgerufen. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfraktio-
nellen Vereinbarung sind für die heutige Aussprache 
sechseinhalb Stunden vorgesehen. Auch dazu sehe 
ich keinen Widerspruch. — Es ist so beschlossen. 

Das Wort zur Einbringung des Haushalts hat der 
Bundesminister der Finanzen, Herr Dr. Waigel. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der Ihnen heute zur ersten Beratung vorlie-
gende Entwurf des Bundeshaushalts 1991 ist der 
Haushalt der Wiedervereinigung. Fast ein Viertel al-
ler Ausgaben von über 400 Milliarden DM bezieht 
sich auf die am 3. Oktober 1990 neu hinzugekomme-
nen Bundesländer. Umfang und Struktur dieses Haus-
haltsentwurfs sind Zeugnis der gewaltigen Herausfor-
derungen, vor die wir seit dem Fall von Mauer und 
Stacheldraht im November 1989 gestellt sind. 

Es geht jetzt darum, die Folgen von 45 Jahren kata-
strophaler sozialistischer Mißwirtschaft zu beseitigen. 
Zugleich müssen wir uns den gestiegenen internatio-
nalen Anforderungen an ein wiede rvereinigtes 
Deutschland stellen. Dieses Zusammentreffen gewal-
tiger Aufgaben erfordert den Zusammenhalt aller 
Kräfte. Und ohne die finanz- und haushaltspolitische 
Absicherung ist der Einigungsprozeß nicht gestaltbar. 

Die SPD unterstellt uns, wir hätten die Probleme im 
Zusammenhang mit der Wiedervereinigung ver-
harmlost und den Bürgern mögliche Belastungen ver-
schwiegen. 

(Beifall und anhaltende Zurufe von der SPD 
sowie Beifall bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 
— Ich wußte gar nicht, daß Sie in der Früh' schon so 
lebendig sind.  — 

(Dr.  Struck [SPD]: Sie werden sich noch wun-
dern, Herr Waigel! — Wieczorek [Duisburg] 
[SPD]: Wir sind doch keine Schlafmützen!) 

Das Gegenteil, meine Damen und Herren, läßt sich 
beweisen. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD) 
Ich habe in einer Ansprache vor dem Zentralaus-

schuß der Deutschen Landwirtschaft am 14. Februar 
1990 folgendes gesagt: 

(Dr. Vogel [SPD]: „Steuern werden nicht er-
höht! ") 

Die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der DDR 
und dann die Wiedervereinigung haben ihren 
Preis. Wir dürfen den Menschen keinen Sand in 
die Augen streuen. 

(Lachen und Beifall bei der SPD und bei Ab

-

geordneten der PDS/Linke Liste) 

Ebenso wie die Solidargemeinschaft der Bürger 
in der Bundesrepublik den Beitrag jedes einzel-
nen fordert, ist die Solidarität auch im wiederver-
einigten Deutschland unverzichtbar. 

(Zuruf von der SPD: Bravo!) 
Der Bundeskanzler und andere Mitglieder der Re-

gierung haben darauf ebenfalls hingewiesen: Die 
Wiedervereinigung ist nicht zum Nulltarif zu haben. 

(Lachen bei der SPD) 
— Auch Gelächter kann über die Richtigkeit dieses 
Satzes nicht hinwegtäuschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 
Außer falschen Prognosen und Gelächter haben Sie 
zur Wiedervereinigung im ökonomischen Bereich re-
lativ wenig beigetragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Vogel [SPD]: Das ist ja unglaublich! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 
Und wenn es nach Ihrem Kanzlerkandidaten gegan-
gen wäre, dann hätten wir heute kein wiedervereinig-
tes Deutschland. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP — Widerspruch bei der SPD) 

Richtig ist: Niemand konnte im letzten Jahr, nie-
mand kann heute die Gesamtinvestitionen für den 
vollen Anschluß der neuen Bundesländer an die Wirt-
schaftskraft des westlichen Teils Deutschlands bezif-
fern. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aber vor den Wahlen 
schwindeln, das kann er!)  

— Ich habe das hier und an vielen anderen Stellen 
immer wieder gesagt: 

(Dr. Vogel [SPD]: „Keine Steuererhöhun

-

gen" haben Sie gesagt!) 
Niemand kann die Kosten dieser Wiedervereinigung 
voraussagen. Niemand konnte das voraussagen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Vogel [SPD]: „Keine Steuererhöhungen" ha

-

ben Sie gesagt! Fragen Sie Ihre eigenen 
Leute! Was sagen denn Herr Stoiber und 

Herr Gauweiler dazu?) 

Aber wir haben die ökonomischen Voraussetzungen 
und die Wachstumsvoraussetzungen dafür geschaf-
fen, daß sich dieser Prozeß heute finanzierbar dar-
stellt, ohne die Solidität unserer Finanzen zu gefähr-
den. Das ist unsere Antwort. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — Dr. 
Vogel [SPD]: Schwindel! — Lennartz [SPD]: 

„Keinem wird es schlechter gehen"!) 
Wir alle, die Gewerkschaften, die Unternehmen 

und alle gesellschaftlichen Gruppen, entscheiden ge-
meinsam darüber, in welcher Form und in welcher 
Geschwindigkeit wir die wirtschaftliche und soziale 
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Integration vollziehen. Der Umfang der p rivaten In-
vestitionen, die Verteilung der Ressourcen auf Kon-
sum und Investitionen, die Tariflohnentwicklung, die 
Entwicklung in früheren sozialistischen Staaten sind 
Faktoren außerhalb des unmittelbaren Einflußbe-
reichs der Politik. Diese Faktoren sind für das Tempo 
des wirtschaftlichen Aufholprozesses mindestens 
ebenso wichtig wie staatliche Zahlungen und Förder-
instrumente. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sie müssen die 
Voraussetzungen schaffen!) 

— Genau das tun wir. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Struck [SPD]: Das 
ist ja ein Witz! — Wieczorek [Duisburg] 

[SPD]: Mit der Steuerlüge!) 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie vielleicht 
einmal an folgendes erinnern: Noch im September 
1989 warnte der Kanzlerkandidat Oskar Lafontaine 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Guter 
Mann!)  

vor unbedachten Wiedervereinigungsparolen. Ist das 
eigentlich schon so lange vorbei, daß Sie sich daran 
erinnern lassen müssen, mit welchen falschen Parolen 
und welchen falschen Prophezeiungen Sie in das Jahr 
1990 gegangen sind? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Opel  [SPD]: Peinlich, peinlich! — Dr. Vogel 

[SPD]: Wählertäuschung!) 

Oskar Lafontaine irrte auch, als er im letzten Jahr 
von der früheren DDR als einem führenden Industrie-
land und attraktiven Produktionsstandort sprach. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zustimmung 
bei Abgeordneten der SPD) 

Das Ausmaß der vom Sozialismus hinterlassenen Zer-
störung mußte aber selbst kühle Realisten und Skep-
tiker gegenüber der kommunistischen Propaganda 
überraschen. 

(Dr. B riefs [PDS/Linke Liste]: So kriegen Sie 
die Steuerlüge nicht aus der Welt!) 

Die Produktivität belief sich in der früheren DDR 
vor Einführung der Marktwirtschaft lediglich auf ein 
Drittel des westdeutschen Niveaus. Produktions- und 
Beschäftigungsstruktur entsprachen in keiner Weise 
der nationalen und internationalen Nachfrage. Die 
Anlagen waren größtenteils veraltet, ganze Fabrik-
ausstattungen stammten noch aus der Zeit vor 1945. 

(Zuruf von der SPD: Wußten Sie das nicht?) 

Die einseitig auf Braunkohle ausgerichtete Energie-
wirtschaft konnte ihre Produktionsleistung nur um 
den Preis gewaltiger Umweltschäden erbringen. 

(Steiner [SPD]: Das war das große Geheim-
nis! — Opel [SPD]: Das ist ja ganz neu!) 

—Ja, wenn das für Sie alles bekannt war, wie konnte 
dann ein so kluger Mann wie Ihr Kanzlerkandidat von 
einem guten Investitionsstandort sprechen? Diesen 

Zwiespalt und Widerspruch in Ihrer Argumentation 
verstehe ich nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Wieczorek [Duisburg] 
[SPD]: Sie sind ein Nebelwerfer! — Weitere 

Zurufe von der SPD) 
Die Infrastruktur muß praktisch von Grund auf 

überholt werden. So ist das völlig überlastete Eisen-
bahnnetz in seiner Ausbauqualität sogar noch weit 
hinter den Stand von 1939 zurückgefallen. 

(Anhaltende Zurufe des Abg. Duve [SPD]) 
—Frau Präsidentin, da muß ein „Blähhals" am Werke 
sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Duve, ich for-
dere Sie auf, Herrn Waigel reden zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Nicht viel besser sieht es im Straßenwesen aus. Auch 
das früher vorbildliche S- und U-Bahn-System Berlins 
ist im östlichen Teil der Stadt seit 1939 nicht moderni-
siert worden. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das fällt Ihnen 
erst heute ein? — Weiterer Zuruf von der 

SPD: Das wußten Sie doch vorher!) 
Bis zur Wiedervereinigung gab es in der früheren 
DDR nur 16 Telefone auf 1 000 Einwohner. 

Die größten Schäden — so hat es der Leipziger Ge-
wandhauschef Wolfgang Masur sinngemäß ausge-
drückt 

(Dr. Vogel [SPD] und Wieczorek [Duisburg] 
[SPD]: Kurt, bitte!) 

— ich bitte um Entschuldigung; Sie haben recht — 
sind jedoch nicht bei den Straßen und in den Fabriken, 
sondern in den Köpfen der Menschen entstanden. Für 
viele unserer neuen Mitbürger ist es nach Jahren so-
zialistischer Indoktrination und Bevormundung 
schwer, sich auf die neuen Lebensumstände einzu-
stellen. 

Wir diskutieren heute — gut fünf Monate nach dem 
3. Oktober 1990 — über die finanzpolitische Bewälti-
gung der Wiedervereinigungsaufgaben. Wer zu die-
sem Zeitpunkt eine umfassende Erfolgsbilanz erwar-
tet, hat den Faktor „Zeit" völlig ausgeklammert. 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Dabei müßte gerade die Opposition aus eigener Er-
fahrung wissen, wie lange es dauern kann, vergleichs-
weise geringe Struktureinbrüche und Strukturumbrü-
che ökonomisch zu überwinden. 

(Opel [SPD]: Seien Sie doch wenigstens ehr

-

lich, Herr Waigel!) 

Nach den Ölpreiskrisen von 1973 und 1979 dauerte es 
jeweils zwei bis drei Jahre, bis der wirtschaftliche Er-
holungsprozeß langsam einsetzte. 

(Lennartz [SPD]: Ach nein!) 
Wenn dies bei nur externen Einflüssen so lange 
dauerte, dann, meine Damen und Herren, müssen Sie 
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zugeben, daß wir in einem Jahr sehr viel bewegt und 
keine Mühen und keine Kosten gescheut haben, um 
diesen ökonomischen Anpassungsprozeß voranzu-
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP — Widerspruch bei der 

SPD) 

Zusätzliche Anforderungen an das wiederverei-
nigte Deutschland sind nicht auf den nationalen Rah-
men beschränkt. Mit der Aufhebung der Teilung ist 
Deutschland unmittelbar zum gleichberechtigten 
souveränen Mitglied der Völkergemeinschaft ge-
worden. Der Präsident der Vereinigten Staaten hat 
uns im letzten Jahr „Partnerschaft in der Führung" 
angeboten. Aber das war keine schmeichelhafte Aus-
sage zur Stärkung unseres nationalen Selbstbewußt-
seins. 

(Lennartz [SPD]: Eine Wahlhilfe war es!) 

Die Welt erwartet von uns — als einer der größten 
Industrienationen — einen noch größeren Beitrag zur 
Lösung internationaler Aufgaben und Konflikte. 

Wir waren auf diese zunehmenden Verpflichtungen 
eingestellt. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wir haben — unmittelbar im Zusammenhang mit der 
Wiedervereinigung und der Ost-West-Entspan-
nung — der Sowjetunion 15 Milliarden DM für den 
Truppenabzug bis 1994 zugesagt. Wir haben durch 
Bürgschaften, Kredite und direkte finanzielle Unter-
stützung unseren Nachbarn im Osten auf dem Weg zu 
Marktwirtschaft und Demokratie Beistand geleistet. 

Meine Damen und Herren, jeder, der das kritisiert, 
muß sich fragen lassen, ob die Kosten dann, wenn wir 
diese Unterstützung nicht gewährten, 

(Matthäus-Maier [SPD]: Das kritisiert ja kei-
ner!) 

nicht sehr viel höher wären, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sie rechtferti-
gen sich, ohne angegriffen worden zu 

sein!) 

um auf dem Weg zu Demokratie und freier Marktwirt-
schaft künftig entscheidend voranzukommen. 

Allein in den Haushaltsjahren 1990/91 belaufen 
sich die Mittel für die Sowjetunion und die mittel- 
und südosteuropäischen Staaten auf 8,6 Milliarden 
DM. Hinzu kamen die — zumindest in ihrer Höhe — 
nicht vorhersehbaren Beiträge zur Finanzierung des 
UNO -Einsatzes am Golf. Die Forderung, einen sol-
chen Betrag vor allem durch Einsparungen auszuglei-
chen, ist eine finanz- und haushaltspolitische Illu-
sion. 

Wir haben an Einsparungen und Entlastungen ge-
tan, was möglich war. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Dummes Zeug! — 
Weitere Zurufe von der SPD) 

— Das ist kein dummes Zeug, Frau Kollegin Mat-
thäus-Maier. 

(Zuruf von der SPD: Recht hat sie!) 

Sie haben in Ihrer Regierungszeit nie ein Konsolidie-
rungsvolumen von 50 Milliarden DM in zwei Jahren 
erreicht. — 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Klein  [München] [CDU/CSU]: Aber 27 Steu

-

ererhöhungen haben sie geschafft! — Len

-

nartz [SPD]: Was sagt denn der Herr Mölle

-

mann? — Dr. Vogel [SPD]: Der will doch zu

-

rücktreten! Der tritt doch zurück!) 

Seit Beginn des Wiedervereinigungsprozesses wur-
den Haushaltsentlastungen mit einem Gesamtvolu-
men von fast 50 Milliarden DM beschlossen. 37 Mil li

-arden DM hiervon entfallen auf den Entwurf des Bun-
deshaushalts 1991. Mehr als die Hälfte dieser 50 Mil-
liarden DM sind Ausgabenkürzungen. Wer noch mehr 
verlangt, muß sagen, wen er meint und wo er ansetzen 
will. 

(Dr. Struck [SPD]: Bei den Staatssekretären 
fangen wir an, Herr Kollege Waigel!) 

— Lieber Kollege Struck, Ihre Parlamentarischen 
Staatssekretäre sind nicht einmal 1972, als das Parla-
ment aufgelöst wurde, zurückgetreten. Ich kann mich 
noch gut an den Vorgang erinnern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Struck 
[SPD]: Was ist denn das für ein Argument? — 
Matthäus-Maier [SPD]: Das ist doch kein 
Grund für Sie, 80 Regierungsmitglieder zu 

haben!) 

Der größere Anteil der vorgesehenen Einnahme-
verbesserungen entfällt auf die Anhebung der Bei-
träge für die Arbeitslosenversicherung. 

(Zuruf von der SPD: Etwas einsparen!) 

Wer im Zusammenhang mit dieser — und durch die 
Absenkung der Rentenversicherungsbeiträge noch 
gemilderten — Beitragsanhebung polemisch vom 
„Abkassieren" spricht, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Richtig!) 

der kann das Wort „Solidarität" nicht genügend be-
greifen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Die Arbeitslosenversicherung war immer eine Soli-
dargemeinschaft der Beschäftigten und der Arbeitssu-
chenden. Auch die frühere, sozialdemokratisch ge-
führte Bundesregierung hat bei steigender Arbeitslo-
sigkeit mit Beitragsanhebungen und Ausgabenkür-
zungen der Bundesanstalt für Arbeit reagiert. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist doch ein einmaliger 
Vorgang! Das ist doch keine normale Ar

-

beitslosigkeit!) 

Neben den an erster Stelle stehenden Ausgaben-
beschränkungen ist ein vorübergehender Anstieg der 
Kreditfinanzierung richtig und ökonomisch sinnvoll. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ist doch nicht 
möglich!) 
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Es geht um Investitionen in die wirtschaftliche Zu-
kunft unseres Landes und um die Sicherung von Frie-
den, Freiheit und Demokratie. Nie zuvor in der deut-
schen Nachkriegsgeschichte sind Kredite sinnvoller 
eingesetzt worden als zur finanzpolitischen Flankie-
rung der deutschen Einheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Im letzten Jahr ist uns die Frage nach zusätzlich 
erforderlichen Steuererhöhungen gestellt worden. 
Nach ökonomischen Kriterien und finanzpolitischen 
Vorgaben muß die Reihenfolge der Finanzierungsal-
ternativen lauten: erstens Ausgabenbeschränkungen, 
zweitens Kreditaufnahme und erst dann, wenn alle 
anderen Instrumente ausgeschöpft sind, Steuererhö-
hungen. Ich habe das am 17. September 1990 bei ei-
ner öffentlichen Veranstaltung in München wie folgt 
umschrieben: Steuererhöhungen müssen das Letzte 
sein; sie dürfen nicht am Anfang stehen und nur dann 
erfolgen, wenn alle anderen Maßnahmen ausge-
schöpft sind. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der FDP 
und der SPD) 

Bemerkenswert ist nicht die Tatsache von Steuer-
erhöhungen im Frühjahr 1991, sondern der Zeitraum, 
in dem wir ohne sie ausgekommen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen und Zurufe von der SPD und dem 

Bündnis 90/GRÜNE) 

— Meine Damen und Herren, die Gleichung ist ganz 
einfach: Die SPD hätte bereits im Herbst 1989, späte-
stens bei der Währungsunion die erste Steuererhö-
hung, bei der Vereinigung die zweite und jetzt die 
dritte und vierte durchgeführt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben drei Nachtragshaushalte mit Einsparun-
gen, mit Umschichtungen finanziert und sind bis 
heute — das ist für die deutsche Volkswirtschaft 
gut — ohne Steuererhöhungen ausgekommen. Das ist 
der Unterschied zwischen unserer und Ihrer Steuerpo-
litik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP — Matthäus-Maier [SPD]: 

Steuerlüge ist das!) 

Meine sehr verehrten. Damen und Herren, weder nach 
dem ursprünglichen Regierungsentwurf des Bundes-
haushalts 1991 vom Juli letzten Jahres noch nach den 
Eckwertebeschlüssen vom November 1990 waren 
Steuererhöhungen erforderlich. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Sie sind der 
größte Schuldenmacher!) 

Wir haben Milliardenbeträge auch für Osteuropa 
ohne Steuererhöhungen bereitgestellt. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Auf Pump!) 

Noch Anfang Januar 1991, bei der Vorbereitung des 
Kabinettentwurfs, standen Steuererhöhungen nicht 
auf der Tagesordnung. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Bis zum Ausbruch des Golfkrieges habe ich nieman-
dem den Auftrag gegeben, Steuererhöhungsoptionen 
zu erarbeiten. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Steuerlüge!) 

Wenn die Ausgaben für den Golfkrieg nicht auf uns 
zugekommen wären, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Schuldenma

-

cher!)  

hätten wir im Jahre 1991 die Steuern nicht erhöht. Das 
ist die Wahrheit! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Matthäus-Maier [SPD]: Schon wieder eine 

Steuerlüge!) 

Alles, was im Jahre 1991 an zusätzlichen Finanzie-
rungsaufgaben auf uns zukam, konnte beim besten 
Willen nur noch über eine Verbesserung der Einnah-
men gedeckt werden. Auch andere Länder, die — wie 
Japan — nicht vor vergleichbaren nationalen Aufga-
ben standen, gehen den gleichen Weg. 

Wir hatten im letzten Jahr den Vereinigten Staaten 
und anderen beteiligten Ländern bereits über fünf 
Milliarden DM zur Unterstützung im Golfkonflikt zu-
gesagt. Nach Ausbruch der bewaffneten Auseinan-
dersetzung haben wir in diesem Jahr noch einmal 
11,3 Milliarden DM zur Verfügung gestellt. Die 
Summe aus Golfhilfe und den Zahlungen an die 
osteuropäischen Staaten beläuft sich in diesem Jahr 
auf 17,7 Milliarden DM. Das entspricht genau den 
zusätzlichen Steuereinnahmen, die wir auf der 
Grundlage der jüngsten Beschlüsse 1991 erzielen 
werden. Hinzu kommen die kaum bezifferbaren Fol-
gekosten aus dem Verfall des RGW-Handels. 

Diese Rechnung wird nicht durch die Einbeziehung 
der Golfkosten in den Regierungsentwurf in Frage 
gestellt. Der Golfbeitrag, der von der zeitlichen Rei-
henfolge her zuerst haushaltswirksam wurde und eta-
tisiert werden mußte, hat den eigentlich für Wieder-
vereinigungsaufgaben vorgesehenen Spielraum be-
legt. Die haushaltstechnische Behandlung ändert 
nichts an der Notwendigkeit, für die zusätzlichen Auf-
gaben einen Ausgleich zu schaffen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Potenzierte 
Rabulistik!) 

— Zu beurteilen, was das ist, das überlasse ich Ihnen; 
Sie können anschließend darauf antworten. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Darauf können 
Sie sich verlassen!) 

Sie werden es jedenfalls weder vom Ablauf und den 
Zahlen noch von der Begründung her widerlegen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Bei uns bleibt 

zwei mal zwei vier!)  

Der Solidaritätszuschlag entfällt ab 1. Ju li  1992. 

(Zurufe von der SPD: Na, Na! — Dr. Struck 
[SPD]: Wer das glaubt, wird selig!) 
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— Wenn Sie könnten, würden Sie den Zeitraum ver-
längern; wir werden ihn nicht verlängern. — 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wir würden 
von vornherein ehrlich sagen, was wir wol-

len!) 

Die Anhebung der Verbrauchsteuern und eine später 
eventuell notwendig werdende Anpassung bei der 
Mehrwertsteuer 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Anpassung? — 
Weitere Zurufe von der SPD: Aha!) 

sind auf Dauer angelegt. Damit wollen wir Vorsorge 
für die gestiegene internationale Verantwortung des 
wiedervereinigten Deutschlands schaffen. Es ist unser 
unmittelbares ökonomisches und politisches Inter-
esse, Friktionen im Prozeß des marktwirtschaftlichen 
Wandels bei unseren östlichen Nachbarn zu begren-
zen und so Absatzmärkte zu erhalten. In Europa kann 
es nur dann dauerhafte Stabilität und Prosperität ge-
ben, wenn die Gefahr gewaltiger Flüchtlingsströme 
und politischer Unruhen gebannt wird. Der mittelfri-
stige steuerliche Beitrag kommt deshalb unseren Bür-
gern als Friedensinvestition zugute. 

Hier wird sehr klar, was der Kollege Schäuble und 
die Bundesregierung immer wieder gesagt haben: 
Wir müssen, um neue Völkerwanderungen in Europa 
zu verhindern, den Menschen helfen, damit sie in ih-
rer Heimat bleiben können. Auch das ist unser Beitrag 
für Frieden und für Freiheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine dauerhafte Zusatzaufgabe ist auch die Verbes-
serung der lange Zeit unterbrochenen oder ver-
nachlässigten Ost-West-Verkehrsverbindungen in 
Deutschland. Da die Autobahngebühr keine Zustim-
mung gefunden hat, 

(Lachen bei der SPD) 

ist ein höheres Mineralölsteueraufkommen dafür ein 
geeignetes Finanzierungsinstrument. 

Eine stärkere Gewichtung der indirekten Steuern 
entspricht im übrigen der steuerpolitischen Leitvor-
stellung fast aller Industriestaaten. Wir werden des-
halb die gewonnenen Spielräume auch für die not-
wendige Entlastung der Familien und der Betriebe 
nutzen. 

Die Kritik der SPD an unseren steuerpolitischen Be-
schlüssen 

(Dr. Struck [SPD]: Ist berechtigt!) 

ist reine Pflichtübung. Was wir vereinbart haben, 
bleibt in vielen Bereichen weit hinter früheren Partei-
tagsbeschlüssen der SPD zurück. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die SPD wollte den Benzinpreis nicht um 25 Pfennig, 
sondern um 50 bis 60 Pfennig verteuern, und sie will 

(Zuruf von der SPD: Aber von den Besserver-
dienenden!) 

eine Ergänzungsabgabe von 15 %. 

Die SPD hat in ihren Oppositionsjahren über 
40 Steuererhöhungsvorschläge auf den Tisch gelegt. 

In ihrer Regierungszeit wurden die indirekten Steuern 
um insgesamt 25 Milliarden DM erhöht. Im Verhältnis 
zum heutigen Bruttosozialprodukt entspräche das ei-
ner Steuererhöhung von nahezu 60 Milliarden DM 
jährlich. 

Der Unterschied zu heute besteht in folgendem: 
Damals ging es um die Finanzierung sozialistischer 
Experimente; 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Lachen bei der SPD — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wirtschaftsmini

-

ster Lambsdorff!) 

heute dagegen setzen wir diese Mittel ein, um Frieden 
und Freiheit national und international zu unterstüt-
zen. Das ist der Unterschied zwischen unserer und 
Ihrer Finanzpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Unsere steuerpolitischen Vereinbarungen sind so-
zial ausgewogen. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD) 

Sie stellen Wachstum, Stabilität und Beschäftigung 
nicht in Frage. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Durch die beiden wichtigsten Elemente, Verbrauch-
steuererhöhungen und Solidaritätszuschlag zur Lohn-, 
Einkommen- und Körperschaftsteuer, werden alle 
Bevölkerungsgruppen angemessen beteiligt. Der So-
lidaritätszuschlag belastet höhere Einkommen am 
stärksten. Der Durchschnittslohn in den neuen Bun-
desländern wird dagegen durch diese Abgabe über-
haupt nicht berührt. Berücksichtigt man die durch-
schnittliche Einkommensentwicklung, bleibt den 
meisten Steuerzahlern trotz der Steuererhöhungen 
ein spürbarer Einkommenszuwachs. 

(Lachen bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Das ist der Unterschied. Durch unsere Wirtschafts-, 
Finanz- und Steuerpolitik, durch ein Wachstum von 
acht Jahren sind wir in der Lage, 

(Zurufe von der SPD) 

trotz der Belastungen im Steuerbereich den Bürgern 
zu gewährleisten, daß sie auf Grund der Einkommens-
zuwächse im letzten und in diesem Jahr auch im Jahr 
1991 über einen realen Einkommenszuwachs verfü-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das wäre unter Ihrer Regierung nicht der Fall gewe-
sen. 

Unbestritten — auch ich will das überhaupt nicht 
bestreiten — bergen Steuererhöhungen immer auch 
konjunkturelle Risiken. Das war für uns der entschei-
dende Grund dafür, so lange wie möglich auf eine 
solche Maßnahme zu verzichten. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Nach dem 2. De

-

zember! — Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Als 
die Wahl vorbei war!) 
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Die getroffenen Entscheidungen sind aber vor dem 
Hintergrund der erheblichen expansiven Impulse zu 
sehen, die sich aus der bisherigen Finanzierung der 
Wiedervereinigungsaufgaben ergeben. Im Saldo 
bleibt die Finanzpolitik auch in den Jahren 1991 und 
1992 expansiv und stützt die wirtschaftliche Entwick-
lung in den neuen Bundesländern. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Blabla!) 

Die Einhaltung der in den Eckwertebeschlüssen fest-
gelegten Obergrenze für die Kreditaufnahme von 
70 Milliarden DM hat schon jetzt erkennbar zur Beru-
higung an den Finanzmärkten beigetragen. Die Kapi-
talmarktzinsen sind in den letzten Wochen deutlich, 
um 0,5 Prozentpunkte, zurückgegangen. Damit ver-
bessern sich insbesondere die Finanzierungsbedin-
gungen für Investoren und Bauherren. 

Wer unsere steuerpolitischen Beschlüsse kritisiert, 
ist gut beraten, einmal über den nationalen Tellerrand 
zu sehen. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Unsere internationalen Partner analysieren genau, 
welche Konsequenzen die deutsche Wiedervereini-
gung für das eigene Wachstum und die eigene Be-
schäftigungssituation hat. Das zeigt sich deutlich beim 
IWF, bei den G 7 oder beim Ecofin-Ministerrat. Es 
kommt nicht von ungefähr, daß uns gerade in der letz-
ten Woche der französische Finanzminister für die 
„policy-mix" dieser Bundesregierung ausdrücklich 
seine Anerkennung ausgesprochen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Roth  [SPD]: Auf einmal gibt er damit an!) 

— Ich gebe mit Sozialisten nicht an. Lieber Kollege 
Roth, die meisten Sozialisten außerhalb Deutschlands 
verfügen über sehr viel mehr ökonomischen Sachver-
stand als Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe und Lachen bei der SPD — Poß [SPD]: 

Tote!) 

— Nein, das sind Lebende. Pierre Bérégovoy würde 
sich mit Schrecken wenden, wenn er sich an Ihre Leit-
linien zur Steuer- und Finanzpolitik halten müßte. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Die Leute trauen 
Helmut Schmidt jedenfalls mehr zu!) 

Der Wachstumsprozeß in Deutschland hat die 
Exportbedingungen bei unseren Handelspartnern 
wesentlich verbessert. Der Export der EG-Länder in 
die Bundesrepublik hat um jeweils zweistellige Pro-
zentsätze, im Fall Spaniens sogar um über 30 Prozent, 
zugenommen. Das wiede rvereinigte Deutschland, 
insbesondere die neuen Bundesländer, bieten gute 
Investitionschancen in einem neu entstehenden 
Markt. Vom wiedervereinigten Deutschland geht 
kein Inflationsschub aus. Die Preissteigerungsrate hat 
sich seit Beginn des Vereinigungsprozesses kaum ver-
ändert. Das ist doch eine großartige Leistung, 

(Lachen bei der SPD) 

wenn man feststellen kann, daß der Beitritt eines so 
großen Teils Deutschlands ohne jede Friktion in der 
Stabilität bewältigt werden konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Klein  [München] [CDU/CSU]: Das kann sich 

die SPD nicht vorstellen!) 

Auch ein wiedervereinigtes Deutschland bleibt Stabi-
litätsanker in Europa. Deutschland bleibt auch in den 
kommenden Monaten ein wichtiger Faktor der Stabi-
lität angesichts einer sich insgesamt abschwächenden 
Weltkonjunktur. 

Wir haben zur Zeit hinter Japan das zweitstärkste 
Wachstum unter den sieben größten Industrienatio-
nen. Wir halten den zweiten Platz auch bei der Indu-
strieproduktion. Die Arbeitslosigkeit ist nur in Japan 
geringer. Allein im letzten Jahr konnten wir einen 
Beschäftigungszuwachs von 800 000 verzeichnen. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Eine vergleichbare Dynamik am Arbeitsmarkt — lei-
der gespalten in West und Ost — hat es nur in den 
ersten Jahren des Wiederaufbaus gegeben. 

Auf der Grundlage einer starken und weiterhin 
kräftig expandierenden Volkswirtschaft können wir 
den neuen Bundesländern und unseren dort lebenden 
Mitbürgern geben, was notwendig und sinnvoll ist. 
Ich bin sehr froh, daß wir uns in den letzten Tagen und 
Wochen zwischen Bund und Ländern, zwischen Re-
gierung und Sozialpartnern wirklich auf einen großen 
Pakt, auf eine große Kraftanstrengung im Hinblick auf 
Investitionen und Finanzausstattung in den neuen 
Bundesländern geeinigt haben. 

In den nächsten vier Jahren können Bürger, Unter-
nehmen und öffentliche Haushalte im Beitrittsgebiet 
mit staatlichen Leistungen in einem Umfang von 
mehreren 100 Milliarden DM rechnen. Im Interesse 
eines raschen wirtschaftlichen Aufschwungs wurden 
bereits zahlreiche Investitions-, Existenzgründungs-
und Industrieansiedlungsprogramme mit einem Ge-
samtvolumen von 65 Milliarden DM aufgelegt. 

Der Fonds Deutsche Einheit sichert die Grundfinan-
zierung der Landeshaushalte in den nächsten Jahren. 
Die Deutsche Bundespost wird in den kommenden 
Jahren insgesamt 55 Milliarden DM investieren. 
Durch das heute ebenfalls zur Beratung stehende 
Steueränderungsgesetz 1991 führen wir neben der 
bereits bestehenden Investitionszulage eine Sonder-
abschreibung für Investitionen im Beitrittsgebiet in 
Höhe von 50 % ein. 

Auf die Erhebung der Vermögensteuer und der Ge-
werbekapitalsteuer soll in den neuen Bundesländern 
ab 1. Januar 1991 verzichtet werden. 

Ich glaube, niemand wird bestreiten, daß es nicht 
sinnvoll wäre, jetzt Tausende von Finanzbeamten für 
die Erarbeitung der Einheitswerte in den neuen Bun-
desländern heranzuziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Über die Unternehmenssteuern in ganz Deutsch-
land wird im Zusammenhang mit dem Binnenmarkt 
nachgedacht und entschieden werden müssen. Wir 
werden im Sommer dieses Jahres das Gutachten der 
unabhängigen Sachverständigenkommission zu die- 
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sem Punkt erhalten, es genau studieren und dann 
politisch entscheiden. Politische Entscheidungen zu 
der Frage „Unternehmenssteuerreform" werden wir 
in Ruhe im Jahr 1992 vorbereiten und treffen. 

(Beifall des Abg. Glos [CDU/CSU]) 

Dabei haben wir zugesagt, daß wir die Belange der 
Länder und der Gemeinden berücksichtigen werden. 
Das fand einvernehmliche Zustimmung im Gespräch 
zwischen dem Bundeskanzler und den Ministerpräsi-
denten. Es soll auch nicht in Vergessenheit geraten, 
daß die unabhängige Sachverständigenkommis-
sion — — 

(Matthäus-Maier [SPD]: Unabhängig? — Poß 
[SPD]: Da sind doch nur Unionspolitiker!) 

— Die sind unabhängig, weil sie bei der Begutachtung 
nicht an Aufträge gebunden sind. 

(Poß [SPD]: Wieder eine Täuschung! Noch 
eine Täuschung! — Wieczorek [Duisburg] 

[SPD]: Parteibuch!) 

Außerdem sollte bedacht werden, daß bereits in den 
Thesen dieser Kommission auch die Gegenfinanzie-
rung enthalten ist. Das heißt, daß die Finanzierung 
nicht zu Lasten der übrigen Steuerzahler gehen soll. 
Wir werden bei der politischen Entscheidung darauf 
achten, daß der Schwerpunkt der Erleichterung bei 
der Vermögensteuer jedenfalls im betrieblichen Be-
reich liegen wird. 

Auf dieser Grundlage können wir mit den geschaf-
fenen Bedingungen nun darangehen, Investitionen 
anzureizen und die Lebensumstände in den neuen 
Bundesländern zu verbessern. Uns geht es um die 
Menschen. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Feige [Bünd-
nis 90/GRÜNE]: Um alle?) 

— Meine Damen und Herren, ich jedenfalls habe in 
den letzten Monaten einen Großteil meiner Arbeit 
darauf verwendet, mich um die Menschen im östli-
chen Teil Deutschlands zu kümmern, und ich habe 
darauf verzichtet, mich an irgendwelchen Sonnen-
stränden aufzuhalten. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CDU/ 
CSU und der FDP — Zurufe von der SPD) 

Das gönne ich jedem von Herzen. Nur, ich habe dar-
auf verzichtet, mich bräunen zu lassen, weil ich 
meine: Unsere Aufgabe besteht darin, uns jetzt diesen 
Dingen zu widmen und das Bestmögliche für die Men-
schen in den neuen Bundesländern zu tun. Das lassen 
wir uns von niemandem, auch nicht von Ihnen, ab-
sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wo es um persönlichen Einsatz und um Argumente 
ging, haben wir uns mit ganzer Kraft engagiert. 

(Zuruf von der SPD: Pfui!) 

Wir haben mit den Kirchen, mit den Verbänden, mit 
Ländern und Gemeinden zusammengearbeitet, um 
das Los der 45 Jahre lang unterdrückten Menschen so 
schnell wie möglich zu verbessern. 

Auf unser Drängen hin haben die Länder in der vor-
letzten Woche einer vollen Beteiligung des Beitritts-

gebiets am Umsatzsteueraufkommen zugestimmt. 
Damit können die neuen Bundesländer — trotz deut-
lich geringerer Wirtschaftskraft — je Einwohner eben-
soviel ausgeben wie die alten Bundesländer. Die Ge-
meinden dort erhalten künftig doppelt so hohe 
Finanzzuweisungen wie die Gemeinden im Westen. 
Das ist notwendig. 

In der letzten Woche hat das Bundeskabinett zu-
sätzlich das Gemeinschaftswerk „Aufschwung - Ost" 
beschlossen. Wir wollen den wirtschaftlichen Aufhol-
prozeß noch stärker beschleunigen. 

(Zuruf von der SPD: Sehr früh!) 

Zugleich soll die Zeit bis zur Entstehung neuer Ar-
beitsplätze durch eine Beschäftigungsbrücke über-
wunden werden. Insgesamt hat das Gemeinschafts-
werk in den Jahren 1991/92 ein Programmvolumen 
von 24 Milliarden DM. Zu den wichtigsten Elementen 
gehört die Förderung der kommunalen Investitionen 
durch eine einmalige Investitionspauschale des Bun-
des in Höhe von 5 Milliarden DM. Die Investitionen 
sollen der Instandsetzung insbesondere von Schulen, 
Krankenhäusern und Altenheimen dienen. Unser Ap-
pell geht an die Kommunalpolitiker in den neuen Bun-
desländern, die Aufträge möglichst schnell und un-
kompliziert zu erteilen, damit sich dort endlich mehr 
bewegt als bisher. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

— Ich habe niemandem Schuld vorgeworfen. Ich habe 
appelliert, das Geld, das bereits seit Wochen drüben 
ist, möglichst schnell vor allen Dingen an das private 
Baugewerbe zu geben, damit bei der Beschäftigung 
und der öffentlichen Nachfrage etwas Entscheidendes 
passiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Für zusätzliche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
werden 1991 2,5 Milliarden DM und 1992 3 Milliar-
den DM bereitgestellt. Damit sollen zu den bislang 
vorgesehenen 130 000 Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men im Jahr 1991 zusätzlich 150 000 Förderungen 
erreicht werden. 

Die Verkehrsverhältnisse sollen als Voraussetzung 
für private Investitionen entscheidend verbessert wer-
den. Für die Ost-West-Straßenverbindungen, Investi-
tionen der Deutschen Reichsbahn und die Verbesse-
rung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden ste-
hen in den Jahren 1991/92 zusätzlich 5,6 Milliarden 
DM zur Verfügung. 

2,2 Milliarden DM haben wir für die Verbesserung 
des Wohnungsbestands, für die Privatisierung von 
Wohnungseigentum und für die Städtebauförderung 
vorgesehen. 

Weitere Programmpunkte betreffen die regionale 
Wirtschaftsförderung, die Werfthilfen Ost, Verbesse-
rungen im Umweltschutz und die Sicherung des Be-
stands von Hochschulen. Schließlich haben wir eine 
weitere Verbesserung bei der bereits früher verein-
barten Investitionszulage beschlossen. Die Gewäh-
rung der Zulage wird ein halbes Jahr verlängert und 
kann künftig kumulativ zur Sonderabschreibung in 
Anspruch genommen werden. 
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Was jetzt und bereits früher an Förderung beschlos-
sen wurde, ist insgesamt ein Optimalprogramm. Das 
haben mir auch die Finanzminister der ostdeutschen 
Bundesländer in einem sehr konstruktiven Gespräch 
am Mittwoch letzter Woche bestätigt. Ich bin dankbar 
dafür, daß Sie auch, was die Mitleistungspflicht der 
Länder und der Kommunen anbelangt, mit mir zu 
einer Einigung gekommen sind, so daß dieses Pro-
gramm wirklich laufen kann, und daß die Sozialpart-
ner ihm voll zugestimmt haben und jetzt, wie ich 
meine, die bestmögliche Voraussetzung für die Ent-
wicklung der Länder und der Kommunen drüben ge-
schaffen wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eine noch weiter gehende Aufstockung der geziel-
ten Wirtschaftsförderung und der staatlichen Infra-
strukturinvestitionen ist weder sinnvoll noch möglich. 
Eine endlose Fortsetzung der Förderdiskussion wäre 
für den Bereich der p rivaten Investitionen sogar 
schädlich, weil die Investoren in der Hoffnung auf 
weitere Verbesserungen ihre Vorhaben sonst zurück-
stellen würden. 

Der Liquiditätseffekt der Investitionsförderung be-
läuft sich, wenn man alle Instrumente zusammenfaßt, 
im ersten Jahr auf rund 50 % der Anschaffungskosten. 
Ein noch höherer Prozentsatz würde das für den 
marktwirtschaftlichen Regulierungsprozeß unver-
zichtbare Eigenrisiko der Investoren zu stark gefähr-
den und beeinträchtigen. 

Alle notwendigen und richtigen Maßnahmen zur 
gezielten Investitions- und Wirtschaftsförderung kön-
nen nur greifen, wenn die Treuhandanstalt ihre Priva-
tisierungsaufgabe wirksam und mit breiter Unterstüt-
zung der Öffentlichkeit bewältigen kann. Ich bedanke 
mich sehr auch bei den Ministerpräsidenten der 
neuen Bundesländer für ihre positive Stellungnahme 
gestern zu der Arbeit der Treuhand gerade in den 
letzten Wochen. 

(Beifall des Abg. Glos [CDU/CSU]) 

Die Umwandlung der ehemaligen Staatswirtschaft 
in eine dezentrale Wettbewerbswirtschaft steht und 
fällt mit der Privatisierungsaufgabe. Rund 90 % der 
Betriebe gehören zum Treuhandbereich. 80 % der Ar-
beitsplätze befinden sich in diesen Betrieben. Ich 
habe in der Aussprache in der vorletzten Woche schon 
darauf hingewiesen: Die Arbeit der Treuhandanstalt 
kann sich mit 700 Veräußerungen durchaus sehen las-
sen. Wir wissen, welche großen Probleme noch auf sie 
zukommen und wie ungeheuer schwierig es ist, mit 
dieser riesigen Aufgabe in relativ kurzer Zeit fertig zu 
werden. 

Entgegen mancher Kritik ist die Arbeit der Treu-
handanstalt nicht gegen die Interessen der Beschäf-
tigten gerichtet. Ich persönlich habe die Arbeit der 
Treuhandanstalt zu keinem Zeitpunkt als kaltes 
Finanzmanagement verstanden. Privatisierungspoli-
tik muß wie jeder andere Politikbereich, wie die Wirt-
schaftspolitik insgesamt, die Sozialpolitik, die For-
schungspolitik, die Landwirtschaftspolitik und die 
Umweltpolitik im Interesse der Menschen für soziale 
Sicherheit und steigenden Wohnstand bürgen. 

Um Beschäftigungseinbrüche zu begrenzen und ei-
ner weitgehenden Entindustrialisierung der neuen 

Bundesländer zu begegnen, soll künftig die Sanie-
rungs- und Umstrukturierungsaufgabe der Treuhand-
anstalt noch stärker betont werden. Bet riebe, die zur 
Zeit nicht privatisierungsfähig sind, aber ein tragfähi-
ges Unternehmenskonzept entwickelt haben, sollen 
zu Wettbewerbsfähigkeit begleitet werden. Auch sol-
len die Entscheidungen der Treuhandanstalt eng mit 
der Regional-, Arbeitsmarkt- und Infrastrukturpolitik 
verzahnt werden. 

Nur über eines müssen wir uns im klaren sein: 
Strukturkonservierung um jeden Preis ist kein wirk-
sames Mittel zur Arbeitsplatzsicherung, sondern be-
wirkt, wie uns die Wissenschaft und die Erfahrung 
immer wieder sagen, genau das Gegenteil. Die Arbeit 
der Treuhandanstalt muß auch bei Berücksichtigung 
von Beschäftigungsaspekten im Kern betriebswirt-
schaftlich rational bleiben. 

Der Ihnen vorliegende Bundeshaushalt 1991 steht 
im Zeichen der deutschen Einheit. Die Daten und 
Fakten des Haushaltsentwurfs 1991 sind nur dann 
richtig zu bewerten, wenn man die außergewöhnliche 
Situation des wiedervereinigten Deutschlands im 
Blickfeld behält. Im letzten Jahr vor der Wiederverei-
nigung, 1989, betrug das Haushaltsvolumen des Bun-
des noch knapp 300 Milliarden DM. Durch drei 
Nachtragshaushalte stiegen die Gesamtausgaben im 
letzten Jahr auf 380 Milliarden DM. In diesem Jahr 
sind es einschließlich der Maßnahmen für die neuen 
Bundesländer im Rahmen des Gemeinschaftswerks 
411 Milliarden DM. Dem stehen Steuereinnahmen 
von 293,9 Milliarden DM gegenüber. Hinzu kommen 
die zuletzt beschlossenen Steuererhöhungen von 
rund 17 Milliarden DM. Der verbleibende Finanzie-
rungsbedarf wird durch die sonstigen Einnahmen und 
eine Nettokreditaufnahme von knapp 70 Milliarden 
DM gedeckt. In unserer mittelfristigen Finanzplanung 
verpflichten wir uns, diese Nettokreditaufnahme bis 
1994 systematisch und intensiv zurückzuführen. Da-
mit haben wir die in den Eckwertebeschlüssen festge-
legte Obergrenze für Kreditaufnahme eingehalten. 

Auch wenn wir die Ihnen vorliegende Finanzpla-
nung bis 1994 an die nochmals gestiegenen Anforde-
rungen anpassen, bleibt der durchschnittliche Ausga-
benanstieg in den kommenden Jahren deutlich unter 
dem erwarteten Zuwachs des Bruttosozialprodukts. 
Die Aufgabe der Konsolidierung und der erneuten 
Begrenzung des Staatsanteils steht auch im wieder-
vereinigten Deutschland auf der Tagesordnung. 

Schwerpunkte der Haushaltsentlastung im Haus-
haltsentwurf 1991 und im Finanzplan sind Kürzungen 
bei den Verteidigungsausgaben um 7,6 Milliarden 
DM, Begrenzung des Bundeszuschusses an die Bun-
desanstalt für Arbeit durch eine vorübergehende 
Anhebung der Beiträge und Minderausgaben —
20,8 Milliarden DM — und Umlenkung von Investitio-
nen in einer Größenordnung von 2 Milliarden DM. 
Darüber hinaus sind Kürzungen in zahlreichen Ein-
zelpositionen vorgesehen. 

Verstärkt ab 1992 wollen wir eine weitere Haus-
haltsentlastung durch spürbaren Subventionsabbau 
verwirklichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 
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In den jüngsten Beschlüssen zur Steuerpolitik ha-
ben wir das Subventionsabbauziel noch einmal von 6 
auf jetzt 10 Milliarden DM angehoben. Berücksichtigt 
man darüber hinaus den Abbau der Berlin- und Zo-
nenrandförderung und die vorgesehene Gegenfinan-
zierung zur ersten Stufe der Unternehmenssteuerre-
form in einem Volumen von etwa 8 Milliarden DM 
sowie die bereits verwirklichte Bereinigung im 
Steuerreformgesetz 1990, so ergibt sich im Gesamt-
zeitraum 1990 bis 1994 ein Subventionsabbauvolu-
men von über 40 Milliarden DM. Das ist weit mehr, als 
in irgendeiner Pe riode der Nachkriegszeit verwirk-
licht werden konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Beim Abbau der Berlin- und der Zonenrandförde-
rung haben wir nach meiner Einschätzung einen fai-
ren Ausgleich der unterschiedlichen Interessen ge-
funden. Wir halten am Ziel eines zügigen Abbaus der 
teilungsbedingten Kosten fest. Aber es wird keinen 
bruchartigen Entzug der Förderinstrumente geben. 
Dort, wo Gebiete auch nach Aufhebung der Teilung 
durch Grenzen benachteiligt sind — das gilt z. B. für 
den Grenzraum zur Tschechoslowakei —, bleibt die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" erhalten. 

Berlin wird insgesamt in die neuen steuerlichen 
Förderinstrumente Investitionszulage und Sonderab-
schreibungen einbezogen. Ich glaube im übrigen, die 
staatliche Förderung wird gerade in der neu erwach-
ten Metropole und Hauptstadt Berlin bald keine große 
Rolle mehr spielen. Jedenfalls fand sich am 15. Fe-
bruar 1991 der Berliner Senator für Stadtentwicklung 
in der „Welt" mit folgender Einschätzung wieder: Wir 
erleben einen beispiellosen Run der Investoren auf 
West-Berlin. 

Ausgabensteigerungen im Bundeshaushalt 1991 
betreffen natürlich in erster Linie die Wiedervereini-
gungsaufgaben. Angesichts der krassen Unterschiede 
in der Ausstattung mit öffentlichen Dienstleistungen 
und dem Wohlstandsgefälle zwischen Ost und West 
mußten wir klare Prioritäten setzen. Dennoch will ich 
auch einige Verbesserungen für die westlichen Bun-
desländer nicht unerwähnt lassen. Zu nennen wäre 
die Ausgabensteigerung bei der Agrarsozialpolitik 
um rund 300 Millionen DM. Der Mehrbedarf beim 
Kindergeld und Erziehungsgeld ist zum Teil auf die 
Ausdehnung auf das Beitrittsgebiet, zum anderen auf 
die im letzten Jahr wirksam gewordene Erhöhung des 
Kindergelds für das zweite Kind sowie auf die Verlän-
gerung der Bezugsdauer des Erziehungsgeldes in den 
letzten beiden Jahren zurückzuführen. In den Koali-
tionsvereinbarungen haben wir eine weitere Verlän-
gerung der Bezugsdauer des Erziehungsgeldes auf 
zwei Jahre ab 1993 vorgesehen. Dies ist ein großarti-
ger Beitrag für eine fortschrittliche, in die Zukunft rei-
chende Familienpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Darüber hinaus wollen wir ab 1. Januar 1992 unser 
Ziel der völligen Freistellung der Kinderunterhalts-
kosten von der Besteuerung verwirklichen. Das Kin-
dergeld für das erste Kind wird um 20 DM erhöht. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Viel zuwenig!) 

Der Kinderfreibetrag wird auf rund 4 000 DM erhöht. 
— Was haben denn Sie in Ihrer Zeit getan? Sie haben 
die Kinderfreibeträge abgeschafft, Frau Kollegin 
Matthäus-Maier. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Matthäus-Maier [SPD]: 
Einstimmig, Herr Waigel, mit Ihrer 

Stimme!) 

In Ihrer Regierungszeit ist doch die Familienpolitik zur 
Unkenntlichkeit deformiert worden und fand über-
haupt nicht mehr statt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Der Ansatz für die Hochschulsonderprogramme, 
vor allem zur Sicherung der Leistungsfähigkeit in be-
sonders belasteten Fachrichtungen und zur Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses, bean-
sprucht zusätzlich 238 Millionen DM. Weitere 
100 Millionen DM entfallen auf die Studentenwohn-
raumförderung. 

Daß dieser Bundeshaushalt ein außergewöhnlicher 
Haushalt ist, zeigt sich auch am Datum der heute be-
ginnenden Beratungen. Auf Grund des Wiederverei-
nigungstermins am 3. Oktober 1990 konnte der Bun-
deshaushalt zum erstenmal seit 1983 nicht vor Beginn 
des Haushaltsjahrs verabschiedet werden. Sie haben 
uns damals kritisiert. Stellt es sich heute nicht als rich-
tig heraus, die Zeit abzuwarten 

(Fuchs [Köln] [SPD]: Voraussehbar!) 

und am Beginn des Jahres einen Entwurf vorzulegen, 
der dann den Bedürfnissen und Notwendigkeiten des 
Jahres 1991 möglichst gerecht wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Auch hier sind Ihre Befürchtungen und Unterstellun-
gen eindeutig widerlegt worden. Wir haben durch den 
späteren Beratungstermin jetzt die Chance, alle vor-
aussehbaren zusätzlichen Aufgaben im nationalen 
und internationalen Bereich in die Haushaltsplanung 
einzubeziehen. Wir werden für die zuletzt vereinbar-
ten Maßnahmen keine Ergänzungsvorlage und kei-
nen Nachtrag vorsehen. Die neuen Maßnahmen sol-
len vielmehr über die Berichterstatter im Haushalt 
umgesetzt werden. Dies ist der schnellste Weg, damit 
die zusätzlichen Instrumente zu Gunsten der neuen 
Bundesländer unmittelbar wirksam werden können. 

Wenn wir heute noch einmal in der Situation des 
Jahreswechsels 1989/90 stünden, würden wir wieder 
keinen anderen Weg gehen als den, den diese Bun-
desregierung — bei aller Differenzierung in Einzelfra-
gen — gemeinsam und erfolgreich gegangen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Zurufe von der SPD) 

Es wäre verhängnisvoll gewesen, wenn wir uns vor 
einem Jahr in einer weltpolitischen Situation, in der 
die einmalige Chance zur Überwindung der Teilung 
bestand, geirrt hätten und wenn wir damals auf Ihre 
verhängnisvolle Losung „Langsamkeit" in diesem Be-
reich gesetzt und uns ihr angeschlossen hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Wir haben im Herbst 1989 klar gesagt: Die deutsche 
Frage steht auf der Tagesordnung der Weltpolitik. 

Schon in wenigen Jahren wird niemand mehr über 
die uns heute so dringlich beschäftigenden Finanzie-
rungs- und Steuerfragen sprechen. Aber unsere Ent-
scheidung in der historischen Sekunde, in der die 
deutsche Einheit möglich war, zu handeln und zuzu-
greifen, wird Bestand haben. Der politische Wille, er-
kennbare Haushaltsrisiken und Belastungen in Kauf 
zu nehmen und für die Menschen .das Beste zu errei-
chen, war und bleibt richtig und wird am Ende über-
zeugen. 

Nach 40 Jahren der Frontstellung im Kalten Krieg 
kann Deutschland einen wichtigen Beitrag zu Frieden 
und Freiheit in der Welt leisten. In einem Interview 
mit der „Welt" vom 21. Mai 1990 sagte der sowjeti-
sche Deutschlandexperte Nikolai Portugalow zur 
Rolle des wiedervereinten Deutschland unter ande-
rem: 

Es kann zur goldenen Brücke zwischen Ost und 
West werden, und dann sind wir in der B ring

-

schuld: Ich verstehe allzugut, solange wir markt-
wirtschaftliche Strukturen nicht aus der Taufe ge-
hoben haben, geht das so einfach nicht. Ich 
glaube aber, daß das uns, wenn auch mit vielen 
Schwierigkeiten, gelingen wird. Dann allerdings 
wird Deutschland zu eben einer solchen Brücke 
zwischen Ost und West werden und auf diese 
Weise zu seiner historischen jahrhunderte-, jahr-
tausendealten Mission zurückkehren. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir haben jahrelang im ökonomischen Wettkampf 
der Systeme gestanden. Jetzt, da sich die Überlegen-
heit der freiheitlichen, marktwirtschaftlichen Ord-
nung erwiesen hat, wären Triumphgefühle und Über-
heblichkeit fehl am Platz. Der erneuerte wirtschaftli-
che Wettbewerb im nationalen wie im internationalen 
Bereich kommt allen Menschen zugute. 

Nur wir selbst, meine Damen und Herren, könnten 
uns in diesem Wettbewerb besiegen. Deshalb sollten 
wir uns nicht auf die Vergangenheit, sondern auf die 
Zukunft konzentrieren. Wir dürfen nicht einer vergan-
genen Idylle, einer scheinbaren Geborgenheit unter 
dem Schirm der früheren idologischen Auseinander-
setzung nachtrauern. 

(Zuruf von der SPD: Plauderer!) 

Wer sich eingräbt, hat schon verloren. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Statt dessen sollten wir auf die Worte des früheren 
Bundeswirtschaftsministers Ludwig Erhard hören. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren von der SPD, wir brau-
chen uns Ludwig Erhards nicht zu schämen. Sie ha-
ben ihn bekämpft! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ludwig Erhard sagte am 9. Februar 1950: 

Nur dann, wenn wir aus der deutschen Wirtschaft 
und aus den deutschen arbeitenden Menschen 
durch alle Schichten hindurch die höchste Lei-
stung, die überhaupt denkbar ist, herausholen, 

haben wir Aussicht, die deutsche Not zu bannen 
und unser Schicksal glücklich zu gestalten. 

Auch für die Deutschen in den alten Bundeslän-
dern, die im Vergleich zu den Menschen in anderen 
Regionen dieser Welt in relativem Wohlstand leben, 
gilt dieser Satz des früheren Bundeswirtschafts-
ministers. Was wir jetzt an geringfügigen Einschrän-
kungen zu tragen haben, können wir durch mehr In-
itiative, durch Leistung und Einsatzwillen ausglei-
chen. Es besteht kein Anlaß zum Wehklagen. Wir soll-
ten vielmehr dankbar sein für das, was uns die Ge-
schichte, was uns aber zugleich unsere eigene Beharr-
lichkeit und unser Glaube an die Zukunft geschenkt 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesregierung legt mit diesem Bundeshaus-
halt ihr Programm zur Überwindung der Teilung 
vor. 

(Opel [SPD]: Offenbarungseid!) 

Alle Deutschen in Ost und West, in Nord und Süd sind 
aufgerufen, sich ebenfalls für die nationale Aufgabe 
der Einheit einzusetzen. 

Ich danke Ihnen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, wie bereits heute morgen mitgeteilt, kommen 
wir jetzt zur Beratung und Abstimmung über den An-
trag der Gruppe PDS/Linke Liste auf Änderung der 
Tagesordnung und des Tagungsortes. Danach soll die 
Debatte zum Haushaltsgesetz 1991 und zum Finanz-
plan 1994 auf die nächste Sitzungswoche vertagt wer-
den und in Berlin stattfinden. 

Wird zu diesem Antrag das Wort gewünscht? —
Bitte, Frau Dr. Höll. 

Dr. Barbara Höll (PDS/Linke Liste): Geehrte Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Verschie-
bung der Haushaltsdebatte um wenigstens eine Wo-
che ist unseres Erachtens Voraussetzung dafür, daß 
wir unserer politischen Verantwortung gegenüber un-
seren Wählern und Wählerinnen gerecht werden kön-
nen. Innerhalb der von der Geschäftsordnung vorge-
gebenen drei Tage fast 10 kg Papier mit mehreren 
tausend Zahlen und Zahlenrelationen zu bewältigen, 
d. h. tatsächlich inhaltlich durchzuarbeiten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch die 
erste Lesung!) 

dürfte den meisten von Ihnen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wie auch mir sehr große Schwierigkeiten 
bereiten. Meine Wählerinnen und Wähler erwarten 
von mir detailliert Auskunft darüber, warum 70 Milli-
arden DM für die Rüstung ausgegeben werden sollen, 
die Finanzmittel für die Bewältigung strukturpoliti-
scher und sozialer Probleme aber nicht ausreichen. Ich 
glaube zwar nicht, daß die Bundesregierung eine sol-
che Notwendigkeit für Rüstungsausgaben begründen 
kann, aber Sie nehmen wir als Vertreterin der Oppo-
sition durch die formale Handhabung der Geschäfts-
ordnung die Möglichkeit, die Gesetzesvorlage einer 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 13. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 12. März 1991 	655 

Dr. Barbara Höll 
gründlichen und sachkundigen Kritik zu unterzie-
hen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Überstunden 
machen!) 

Gerade im Hinblick auf die sich zuspitzenden sozia-
len, wirtschaftlichen und ökologischen Probleme in 
den neuen Bundesländern halte ich es für notwendig, 
daß sich die Abgeordneten des Deutschen Bundesta-
ges unmittelbar vor Ort mit den konkreten Haushalts-
problemen und den dazu anstehenden Wählermei-
nungen vertraut machen, ehe wir Haushaltsentschei-
dungen treffen. Deshalb sollte die Haushaltsdebatte 
unseres Erachtens in Berlin durchgeführt werden. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat 
Herr Dr. Rüttgers das Wort. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Abstimmen!) 

Dr. Jürgen Rüttgers (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die CDU/ 
CSU-Fraktion wird den Antrag, die Haushaltsplanbe-
ratungen zu verschieben, ablehnen. Wer sich nur et-
was mit den Schwierigkeiten von Haushaltsplanbera-
tungen auskennt, der weiß, daß es hier nicht nur um 
eine kurze Verschiebung von einer Woche geht. 
Wenn wir dem Antrag hier heute zustimmen würden, 
dann hätte dies zur Folge, daß der Haushalt vor der 
Sommerpause nicht mehr verabschiedet werden 
könnte. Jeder von uns weiß, daß in den sechs neuen 
Bundesländern jeder Tag zählt. Das heißt, jede Verzö-
gerung hätte Auswirkungen auf die Schaffung von 
neuen Arbeitsplätzen, auf den Ausbau von Straßen, 
auf die Sanierung von Krankenhäusern, Altenheimen 
und Schulen. 

Der Haushaltsausschuß hat für die kommende Wo-
che bereits mehrtägige Beratungen verabredet. Er 
wird bis zur Sommerpause auch in den sitzungsfreien 
Wochen tagen. Deshalb ist mir der Antrag der PDS 
völlig unverständlich. Aber ich habe den Eindruck, er 
liegt auf der bisherigen Linie der PDS, die wir hier 
kennengelernt haben: Zur Sache wird wenig gesagt, 
aber mit Verfahrensanträgen wird versucht, Sand ins 
Getriebe zu streuen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren von der PDS, ich habe 
den Eindruck, Sie sind immer nur dann schnell, wenn 
es darum geht, Ihre Gruppe mit Geld und Räumen 
auszustatten. 

(Zuruf von der PDS/Linke Liste: Das ist eine 
Frechheit!) 

Wir werden diesen Antrag auf jeden Fall ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat 
Herr Dr. Struck das Wort. 

Dr. Peter Struck (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! 

Wir lehnen diesen Antrag ab, und zwar allein des-
halb, weil die peinliche Einbringungsrede des Bun-
desfinanzministers eine sofortige Antwort erfordert. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster Herr 
Abgeordneter Dr. Weng! 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (FDP): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Meine Fraktion hat 
natürlich keine Probleme mit Tagungen in Berlin und 
mit Debatten im Reichstagsgebäude — das sage ich 
auch in der Kenntnis, daß für die Abgeordneten die 
Arbeitsmöglichkeiten dort noch nicht so gut wie hier 
in Bonn sind — , aber man muß wissen, daß die Dinge 
einen gewissen zeitlichen Vorlauf haben. Der Antrag 
der PDS ist überhaupt erst gestern nachmittag einge-
gangen. Das heißt: Man hat in letzter Sekunde ver-
sucht, noch einen gewissen Popularitätsgewinn zu er-
gattern. 

Was wir nicht akzeptieren, ist der in der Begrün-
dung dieses Antrages erweckte Eindruck, es werde in 
Bonn oder Berlin unterschiedlich verhandelt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, wer sagt, daß wir in Berlin 
verhandeln müssen, damit die Abgeordneten wissen, 
worum es geht, der erweckt den Eindruck, als ob der 
Tagungsort für den Ausgang der Debatte in irgendei-
ner Weise ausschlaggebend wäre. Wir argumentie-
ren, debattieren und stimmen sachorientiert ab, nicht 
auf Grund des Tagungsortes. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Der heutige Termin — das hat der Kollege Rüttgers 
gesagt — zieht eine Reihe von weiteren Terminen 
nach sich. Aber es geht auch um eine Frage des 
grundsätzlichen Parlamentsverständnisses. Im Au-
genblick haben wir eine vorläufige Haushaltsführung 
durch die Bundesregierung. Das Parlament hat prak-
tisch keinen Einfluß. Je schneller der Etat beraten und 
verabschiedet ist, um so schneller muß sich die Ver-
waltung an den Etat des Parlaments, an den Etat des 
Deutschen Bundestages halten. Hier dulden wir kei-
nen zeitlichen Verzug, sondern wollen schnellstmög-
lich beraten und verabschieden, damit der augen-
blickliche Zustand, der im Grundsatz ja nicht wün-
schenswert ist, schnellstens beendet wird. 

Wir lehnen deswegen den Antrag der PDS ebenfalls 
ab. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als letzter zu dem 
Antrag Herr Abgeordneter Schulz. 

Werner Schulz (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Gruppe 
Bündnis 90/GRÜNE kann bei aller Sympathie diesen 
Antrag nicht mittragen. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Was, Sie ha

-

ben da Sympathie?) 
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— Bei aller Sympathie für diesen Antrag! 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Ich dachte 
schon, für die PDS!) 

Diese Sympathie kann ich Ihnen sehr wohl erklären, 
weil ich denke, es hätte diesem Hause gut angestan-
den, die Diskussion über die Staatsfinanzen in einer 
Stadt zu führen, in der momentan die Probleme haar-
scharf aufeinanderprallen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich glaube nicht, daß der Standort der Diskussion 
nicht unmittelbaren Einfluß auf die Problemsicht hat. 
Ich sehe das etwas anders. Aber aus verfahrenstech-
nischen Gründen glauben wir, daß das nicht mehr zu 
realisieren ist. Es ist einfach nicht fair, in letzter Mi-
nute einen solchen Antrag zu stellen, während wir die 
Möglichkeit haben, unter den Geschäftsführern zu 
klären, wo eine solche Haushaltsdiskussion stattfin-
det. Dazu wäre genügend Zeit und genügend Mög-
lichkeit gewesen. 

Ich muß Sie aber darauf hinweisen: Uns genügt es 
nicht, daß wir in Berlin irgendwelche Showveranstal-
tungen durchführen, daß dort zweitrangige Probleme 
diskutiert werden und die Hauptdebatten hier im 
Deutschen Bundestag stattfinden. Damit möchte ich 
unsere Sympathie für diesen Antrag begründen. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und bei 
der PDS/Linke Liste sowie bei Abgeordneten 

der SPD) 

Präsidentin Dr. Süssmuth: Wir kommen nun zur 
Abstimmung. Wer stimmt für den Antrag der PDS/ 
Linke Liste auf Änderung des Tagesordnung? — 

(Zuruf von der CDU/CSU: 5 Stimmen!) 
Gegenstimmen? — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
gegen die Stimmen der PDS bei zwei Enthaltungen 
abgelehnt. 

(Zuruf von der SPD: Ein Sieg der Ver-
nunft!) 

Das Wort hat jetzt der Ministerpräsident des Saar-
landes, Herr Lafontaine. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Gestern in Florenz, heute in Bonn!) 

Ministerpräsident Oskar Lafontaine (Saarland): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Wie war es in 
der Sonne?) 

Ich muß schon zugeben, daß es mir Vergnügen berei-
tet, heute vor Ihnen zu sprechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Einbringungsrede des Herrn Bundesfinanzmini-
sters war ein beachtliches Stück. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Auster-
mann [CDU/CSU]: Wo ist Engholm?) 

Da redet die ganze deutsche Öffentlichkeit seit Wo-
chen über die Steuerlüge. 

(Glos [CDU/CSU]: Und dann tritt der Hauff 
zurück!) 

Da ist klar, daß immer mehr Bürgerinnen und Bürger 
über die Vorgehensweise der Bundesregierung em-
pört sind. Da gibt es einzelne Mitglieder der Bundes-
regierung, die erklären: Wir haben uns geirrt, wir ha-
ben die Entwicklung in Ostdeutschland falsch einge-
schätzt, wir haben den Zusammenbruch des RGW-
Handels falsch beurteilt. 

(Glos [CDU/CSU]: Aber den Lafontaine ha

-

ben sie richtig eingeschätzt!) 

Da tritt der Herr Bundesfinanzminister hier vor das 
Plenum und sagt: Ap ril, April, wir haben uns nicht 
geirrt, die Steuern werden nur wegen des Golfkrieges 
erhöht, und im übrigen ist das Ganze auch noch sozial 
ausgewogen. — Soviel Frechheit auf einmal hat man 
selten erlebt! 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste und des Bündnisses 90/ 

GRÜNE) 

Aber, Herr Bundesfinanzminister, Sie waren ja 
schon immer stark, wenn es um Sprüche ging. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Sie standen vor einigen Wochen hier, vor der Wahl, 
und erklärten: Wenn Herr Lafontaine in den letzten 
zwölf Monaten Regierungsverantwortung in Deutsch-
land gehabt hätte, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um Gottes wil

-

len!) 

dann stünden wir jetzt vor einer finanz- und wirt-
schaftspolitischen Katastrophe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP — Zurufe von der CDU/CSU: 
Bravo!)  

— Meine verehrten Damen und Herren von der CDU, 
Sie machen mir wirklich Vergnügen! 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie uns 
auch!) 

Lieber Herr Waigel, ich muß Ihnen sagen: So gründ-
lich, wie Sie selber im Verein mit dem Bundeskanzler 
diese Katastrophe herbeigeführt haben, so gründlich 
hätte ich es nie und nimmer geschafft. Das muß ich 
ohne jede Einschränkung sagen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

Damit wir uns nicht falsch verstehen: Mir ist ange-
sichts der Lage der Menschen in den östlichen Bun-
desländern nicht zum Scherzen zumute. Auf die steu-
erpolitische Posse, die derzeit in Bonn als Regierungs-
politik ausgegeben wird, kann man nur noch mit Sar-
kasmus reagieren. Wie froh klangen doch vor Jahres-
frist die Botschaften der Regierung! Niemandem 
— das versprach der Bundeskanzler — sollte es nach 
der staatlichen Vereinigung schlechter als vorher ge-
hen. Keiner sollte wegen der Vereinigung Deutsch-
lands auf etwas verzichten müssen. 

Ich kann gut verstehen, daß er heute an solche 
Sprüche nicht mehr erinnert werden will. Aber es gibt 
noch mehr davon, und sie verdienen es, vor diesem 
Parlament erwähnt zu werden. Am 15. November 
1990 erklärte der Bundeskanzler kategorisch: Wenn 
ich dem Bürger jetzt vor dieser Wahl sage „Wir ma- 
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chen keine Steuererhöhung im Zusammenhang mit 
der deutschen Einheit" , dann machen wir keine. 

(Zurufe von der SPD: Aha! — Roitzsch 
[Quickborn] [CDU/CSU]: Da gab es den 

Golfkrieg noch nicht!) 

Meine Damen und Herren von der Regierung, in wel-
chem Zusammenhang machen Sie denn jetzt diese 
Steuererhöhungen? Nur um den Golfkrieg zu finan-
zieren, wie der Finanzminister immer noch sagt? — 
Kläglicher als mit dem Krieg am Golf hätte sich eine 
Steuerhöhung kaum begründen lassen. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

Um 100 000 Mann auf Totschlag auszuschicken, da-
für habt ihr Geld genug, 

(Lebhafter Widerspruch bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

— hören Sie erst einmal zu! —, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Pfui!) 

aber nicht, um Zehntausenden Lebensunterhalt zu 
verschaffen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unmöglich! — Un-
ruhe bei der CDU/CSU) 

Diese Frage stellte Voltaire schon vor mehr als 
200 Jahren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten des Bündnisses 90/GRÜNE 

und der PDS/Linke Liste) 

Meine Damen und Herren von den Regierungsfrak-
tionen, aber die Menschen in den ostdeutschen Bun-
desländern stellen heute die Frage, warum diese Ko-
alition zur Finanzierung des Krieges Steuererhöhun-
gen für vertretbar hält, aber nicht, um ihnen zu helfen, 
und diese Frage ist mehr als berechtigt. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Menschen sind enttäuscht. Die tiefere Bedeu-
tung des Wortes „Enttäuschung" ist doch wohl die, 
daß eine Täuschung offenkundig geworden ist. Mit 
unhaltbaren Versprechungen haben die Herren Kohl, 
Waigel und Lambsdorff vor der Wahl Stimmen zu f an

-gen versucht. Jetzt entpuppt sich dieser Vorgang als 
das größte Täuschungsmanöver in der politischen Ge-
schichte in der Bundesrepublik. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Schmierenstück, das derzeit auf der Bonner 
Bühne aufgeführt wird, könnte schlicht und einfach 
„Die Steuerlüge" heißen. Oder sollte es besser unter 
dem Titel „Die große Illusion oder wie man sich selber 
in die Tasche lügt" laufen? Das Publikum wird wohl 
nie ganz dahinterkommen, was in der Dramaturgie 
dieses Stücks den Ausschlag gab: die Absicht, andere 
zu täuschen, oder die Tragik der Selbsttäuschung, die 
Lüge oder der Irrtum, der nackte Machterhaltungs-
trieb oder die pure Inkompetenz. 

Wie dem auch sei, das Ergebnis bleibt gleich nie-
derschmetternd. Am 1. März dieses Jahres schrieb ein 
deutsches Wochenblatt: Normalerweise müßte die 
Regierung in einem demokratischen Gemeinwesen 

bei einem so eklatanten Fall von Täuschung zurück-
treten, 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

selbst, so der Kommentator weiter, wenn es sich um 
Selbsttäuschung handelt, wie sie vorgibt. — Was 
bleibt uns da noch hinzuzufügen? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nichts! — Dann 
hört doch auf!) 

Meine Damen und Herren, weder in den östlichen 
noch in den westlichen Bundesländern haben es die 
Menschen verdient, von den in Bonn Regierenden 
geleimt zu werden. Die Bürgerinnen und Bürger der 
ehemaligen DDR wußten, daß die staatliche Einheit 
für sie in einer ersten Phase mit sozialen Härten ver-
bunden sein würde. Auch die Bürgerinnen und Bür-
ger der alten Bundesrepublik waren durchaus bereit, 
für die gesellschaftliche Einheit Opfer zu bringen. Die 
Regierung hätte in einem solchen Klima der Solidari-
tätsbereitschaft den Bürgerinnen und Bürgern Unpo-
puläres abverlangen können, ohne daß sie dafür mit 
dem Stimmzettel bestraft worden wäre. Vor allem 
hätte diese Regierung besser abschätzen müssen, 
welche Belastungen mit der gesellschaftlichen Verei-
nigung auf den Bundeshaushalt zukommen. Konnte 
sie das wirklich nicht? Das deutsche Volk war offen-
sichtlich klüger als seine Regierung. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Denn wenn man den Meinungsforschern Glauben 
schenken darf, haben auch schon vor der Bundestags-
wahl zwei von drei Bundesbürgern jenen Beteuerun-
gen aus dem Regierungslager nicht getraut, daß der 
Umbau Ostdeutschlands ohne Steuererhöhungen 
möglich sein sollte. 

Natürlich war niemand in der Lage, den Bedarf 
exakt vorauszuberechnen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

aber die Größenordnung ließ sich sehr wohl abschät-
zen. Jeder, der sie wissen wollte, hätte sie wissen kön-
nen, 

(Beifall bei der SPD) 

denn die Sachverständigen, Theoretiker und Prakti-
ker, haben sie von den Dächern gepfiffen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sehr wahr!) 

Daß sich mit hochrentierlichen Anleihen allein die 
deutsche Einheit nicht finanzieren lassen wird, 

(Dr. Vogel [SPD]: Weizsäcker!) 

hat am 3. Oktober in Berlin selbst der Bundespräsi-
dent gesagt, aber auch seine Warnungen wurden von 
dieser Koalition nur als Unkenrufe eines Störenfriedes 
der Feierlichkeiten abgetan. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Leider wahr!) 

Ich wiederhole: Die Bundesregierung hätte die Grö-
ßenordnung der kommenden Haushaltslasten bei kla-
rem Verstande voraussehen müssen, und sie hätte die 
entsprechenden Belastungen von den Wählerinnen 
und Wählern ungestraft einfordern dürfen. Die Men- 
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schen sind bei weitem nicht so gefühllos, wie der eine 
oder andere offensichtlich unterstellte. Aber der Bun-
deskanzler hat der Solidarität im letzten Jahr keine 
Chance gegeben. Kein politisches Täuschungsmanö-
ver war je so unnötig wie dieses. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Dafür, meine Damen und Herren von der Koalition, 
spricht sogar noch ein weiterer Grund. Gegen Ende 
des letzten Jahres, passend zum Wahltermin — wer 
wüßte dies besser als ich —, stand die Bundesregie-
rung in einem günstigen Licht. Sie hatte die Gunst der 
Stunde zu nutzen gewußt und nach anfänglichen au-
ßenpolitischen Irritationen die staatliche Einheit in 
den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen durchzusetzen 
vermocht. Um so unverständlicher ist es für mich, daß 
Sie mit solch guten Karten auf der Hand die erste freie, 
gesamtdeutsche Wahl mit diesem Wahlbetrug bela-
stete. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Dieses Täuschungsmanöver ist ein Anschlag auf die 
Glaubwürdigkeit in der Politik, auf unser aller Glaub-
würdigkeit, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

So wird es auch in den Reihen der Regierungskoali-
tion von manch einem gesehen. Immerhin versuchte 
der neue Bundeswirtschaftsminister, ein Stück Glaub-
würdigkeit zurückzugewinnen. Am selben Tag 
— dem 26. Februar — , an dem Finanzminister Waigel 
die Steuererhöhungen mit dem Golfkrieg begründete, 
sagte Herr Möllemann im Deutschlandfunk: 

Es ging vor allem darum, eine Strategie für den 
Aufschwung im Osten zu finanzieren. Deswegen 
geht der Löwenanteil der Beträge ja auch in die-
sen Bereich. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

Kompliment, Herr Möllemann, daß Sie sich zur Wahr-
heit durchgerungen haben! Vielleicht erteilen Sie 
dem Finanzminister einmal etwas Nachhilfeunter-
richt. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Bundeskanzler, um ein besseres Image bemüht, 
trat vor der Presse dem Vorwurf entgegen, ein Umf al-
ler zu sein. Zur Entschuldigung seines Umfallens gab 
er an, daß man den Zusammenbruch des RGW-Han-
dels in diesem Ausmaße nicht habe voraussehen kön-
nen. 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der FDP: 
Ja, so ist das!) 

Gerade das aber war als Folge der Einführung der 
D-Mark als alleiniges Zahlungsmittel in der ehemali-
gen DDR vorhersehbar. Deshalb läßt sich die Öffent-
lichkeit durch solch dürftige Ausreden kein zweites 
Mal von Ihnen hinters Licht führen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der PDS/Linke Liste) 

Sie wissen so gut wie ich, daß die Lösung der mit der 
gesellschaftlichen Vereinigung der Deutschen ver

-

bundenen Probleme die Zusammenarbeit aller demo-
kratischen Parteien erfordert. Wir Sozialdemokraten 
werden uns dem in Zukunft nicht verweigern. Das 
haben die jüngsten Beschlüsse der Ministerpräsiden-
tenkonferenz zur Lösung der Finanzprobleme der 
neuen Bundesländer gezeigt. Aber die Verständigung 
mit uns hat einen Preis: die Wiederherstellung der 
Verläßlichkeit des politischen Handelns und ein Kon-
zept, das sozial, ökonomisch und ökologisch vertret-
bar ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, meine Damen und Herren von der Regierungs-
koalition, sind am Zuge. Ich kann Ihnen nur raten: 
Springen Sie über Ihren eigenen Schatten, und wagen 
Sie im Gegensatz zum Bundesfinanzminister einen 
ehrlichen Neuanfang. Noch sieht es ja nicht danach 
aus. Sie bemühen sich zwar, die Scherben zu kitten; 
aber noch immer wird dabei getrickst und geschwin-
delt. Noch immer wollen Sie der Wahrheit nicht ins 
Auge schauen, nähern sich ihr nur widerstrebend und 
halbherzig. Passen Sie auf, daß es Ihnen dabei nicht 
wie jenem von Bertolt Brecht erfundenen Herrn Keu-
ner geht: Ich habe viel Mühe, sagte Herr Keuner, ich 
bereite meinen nächsten Irrtum vor. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Dr.- 
Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie haben das 

Thema ja ausführlich studiert!) 

Die harte Wirklichkeit hat auch dem letzten Schön-
färber der Bundesregierung deutlich gemacht, wieviel 
Geld in den neuen Ländern dringend benötigt wird. 
Daß es aufgebracht werden muß, steht außer Frage. 
Über das Wie wollen wir gerne diskutieren. Wir So-
zialdemokraten sind schon lange der Meinung, daß in 
Anbetracht der gegenwärtigen Zinshöhe eine weitere 
Nettokreditaufnahme aus ökonomischen und fiskal-
politischen Erwägungen nicht in Frage kommt. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Das ist et

-

was Neues! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Meine Damen und Herren, ich will es Ihnen noch 
einmal erklären: Wir sind an der Saar gewählt wor-
den, weil Ihre Freunde den Saar-Haushalt total 
ruiniert haben. 

(Beifall bei der SPD — Austermann [CDU/ 
CSU]: Wann war denn das? War das gestern 

oder vorgestern?) 

Hören Sie endlich auf — seien Sie so rücksichtsvoll —, 
Ihre Parteifreunde an der Saar immer an diese maß-
lose Staatsverschuldung zu erinnern. Wir sind dabei, 
das in den Griff zu bekommen. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP — 
Austermann [CDU/CSU]: Was sagt denn der 

Rechnungshof?) 

Allerdings wird jede Sparentscheidung natürlich vom 
lauten Geschrei der Opposition begleitet. Der Bund 
steht in der Verantwortung, das, was Sie dort ange-
richtet haben, auch allmählich zu regeln. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Ach nee!  — 
Schmitz  [Baesweiler] [CDU/CSU]: Jetzt will 

er wieder Kasse machen!) 
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Nun aber zu dem Thema, das wir hier zu bespre-
chen haben. Schon jetzt schnüren die hohen Zinsen 
die privaten und öffentlichen Haushalte zu. Als 
Grundsatz gilt es zu beachten, daß eine vernünftige 
Haushaltspolitik die Kapitalmärkte nicht überfordern 
darf. Es ist einfach fahrlässig, wenn man die Frage der 
Zinsen so behandelt, wie dies hier schon mehrfach 
geschehen ist. Ich sage noch einmal: Diejenigen, die 
ein Haus gebaut haben oder Eigentum erworben ha-
ben, sind schon die Leidtragenden Ihrer verfehlten 
Haushaltspolitik. Tun Sie doch nicht so, als hätten Sie 
die Dinge jetzt bereits im G riff! 

(Beifall bei der SPD) 

Über das von der Bundesregierung Geplante hinaus 
wollen wir alle Finanzierungsreserven nutzen. Dazu 
gehört der Verzicht auf Steuersenkungen für Unter-
nehmen und Spitzenverdiener, die weder ökonomisch 
notwendig noch in der jetzigen Lage sozialpolitisch 
vertretbar sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehören weitere Kürzungen im Verteidigungs-
etat. Die hilflos willfäh rige Scheckbuch-Diplomatie 
anläßlich des Golf-Krieges hat ja mit seriöser Finanz-
politik kaum etwas zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehört nicht zuletzt der Einzug der Milliarden-
Vermögen von SED/PDS, von CDU-Ost und der ande-
ren ehemaligen Blockparteien in der DDR. Wir blei-
ben bei dieser Forderung. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist unvermeidlich, daß der Bund seine Einnah-
men verbessert. Wir haben dies stets gesagt. Meine 
Damen und Herren, wo hat es schon einmal einen 
Wahlkampf gegeben, in dem die Opposition den Part 
übernahm, das Unpopuläre zu sagen, weil es eben der 
Wahrheit entsprach und weil wir nicht die erste deut-
sche Wahl mit einer Lüge belasten wollten? 

(Beifall bei der SPD) 

Wir bleiben bei unserer Linie: Steuererhöhungen 
zur Finanzierung der nationalen Aufgaben sind un-
vermeidlich. Nur so läßt sich die Leistungsfähigkeit 
der öffentlichen Haushalte stärken. Aber diese Steu-
ererhöhungen müssen sozial gerecht, ökologisch ver-
nünftig und ökonomisch sinnvoll sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Das vorliegende Haushaltspaket — ich nehme die 
Januar- und Februarbeschlüsse der Regierung als 
Einheit — hält in vielen Punkten diesen Kriterien 
nicht stand. Die geplante Abschaffung der Vermögen-
steuer und der Gewerbekapitalsteuer bedeutet ein 
Steuergeschenk für Vermögensmillionäre und Groß-
unternehmen in Höhe von 9 Milliarden DM. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Steuererhöhungen für breite Schichten der Bevölke-
rung zur Finanzierung von Steuersenkungen für die 
Reichen — das kann doch wohl nicht wahr sein, meine 
Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei der PDS/Linke Liste) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Ministerpräsi-
dent, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Gattermann? 

Ministerpräsident Oskar Lafontaine (Saarland): Ich 
lasse gerne eine Zwischenfrage zu, bitte aber um Ver-
ständnis, daß ich gerne im Zusammenhang vortragen 
möchte. — Bitte sehr. 

Hans H. Gattermann (FDP) : Herr Ministerpräsi-
dent, zum Verzicht auf Vermögensteuer, Gewerbeer-
tragsteuer, 

(Lebhafte Zurufe von der SPD — Dr. Vogel 
[SPD]: Ertragsteuer auch?) 

— Gewerbekapitalsteuer — , den Sie als Finanzie-
rungsbeitrag ansehen, meine Frage: Wenn Ihnen je-
mand eine private Reise in die Toskana finanzieren 
will, und Sie verzichten darauf, was können Sie aus 
diesem Verzicht finanzieren? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ministerpräsident Oskar Lafontaine (Saarland): 
Sind Sie fertig mit Ihrer Frage? Ich will sie gerne 
beantworten. Sie scheinen nicht zu begreifen, was wir 
sagen. Sie scheinen ungemein fasziniert von Toskana

-

Reisen zu sein. Reisen Sie da einmal hin. Vielleicht 
befördert das das Denkvermögen, ich weiß es nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will Ihnen gerne eine Antwort geben: Die große 
Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger versteht nicht, 
daß Sie sie zur Kasse bitten, während Sie auf der ande-
ren Seite den Vermögenden Steuergeschenke ma-
chen. Nichts anderes ist hier gesagt. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Dr. Vogel 
[SPD]: Ab in die Toskana!) 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang gilt es auch, die von den Koalitionsfraktionen 
eingeführten unsozialen Steuerbegünstigungen für 
die Beschäftigung von Haushaltshilfen wieder abzu-
schaffen. 

Die Ministerpräsidenten aller Bundesländer haben 
sich darauf geeinigt, ein Ausbluten der Länder und 
Gemeindefinanzen nicht hinzunehmen — unabhän-
gig von der jeweils parteipolitisch unterschiedlichen 
Bewertung der Finanz- und Steuerpolitik dieser Bun-
desregierung. Der Bund will seine Einnahmen erhö-
hen; die Länder und Gemeinden aber sollen trotz 
Mehrbelastungen darben. Das geht nicht an und ist 
keine vernünftige Finanzpolitik des Bundes. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Erhöhung der Beitragssätze zur Arbeitslosen-
versicherung — ich will den Bundesarbeitsminister 
nicht noch einmal an seine Versprechungen erin-
nern — um 2,5 Prozentpunkte, also um 58 % der bis-
herigen Beiträge, belastet ausschließlich die Arbeit-
nehmer und die Unternehmen, während Selbstän-
dige, Beamte, Abgeordnete, Minister, Ministerpräsi-
denten und Bundeskanzler verschont bleiben. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 
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Wir fordern deshalb an Stelle der Erhöhung der Ar-
beitslosenversicherungsbeiträge einen allgemeinen 
Arbeitsmarktbeitrag. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Meine Damen und Herren, Sie haben schon so viele 
Chancen verspielt, die Bereitschaft der Bürgerinnen 
und Bürger einzufordern und solidarisch mit denen zu 
sein, die dazugekommen sind, verspielen Sie nicht 
weitere Möglichkeiten, indem Sie unsoziale Steuer-
pakete vorlegen und damit diese Bereitschaft noch 
weiter schwächen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Hinweis auf die Absenkung der Beiträge zur 
Rentenversicherung wird nicht lange tragen, so sagen 
jetzt schon die Fachleute. Die Bundesregierung hat 
zwar unser Konzept der zeitlich bef risteten Ergän-
zungsabgabe übernommen. Es wäre jetzt wirklich ein 
Spaß, hier einmal alles zu zitieren, was dazu gesagt 
worden ist. Besonders erfindungsreich war Graf 
Lambsdorff. Das wäre ein wirkliches Vergnügen. Es 
kann ja auch sein, daß es manchem von Ihnen Ver-
gnügen bereitet, die eigenen Worte zu fressen. Da 
kann ich nur sagen: Guten Appetit! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD  — 
Dr.  Rüttgers [CDU/CSU]: Ha! Ha! Ha! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

— Man muß den Mund dabei aufsperren und ihn 
anschließend wieder schließen. So geht das, wenn 
man die eigenen Worte frißt. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Sie halten besser 
den Munde!) 

Ich will zu dem Thema Ergänzungsabgabe nur sa-
gen, daß wir eine andere Ergänzungsabgabe wollten 
als die, die Sie jetzt beschlossen haben. Wir wollten 
über die Ergänzungsabgabe die Besserverdienenden 
zur Kasse bitten. Sie belasten selbst die Bezieher der 
niedrigsten Einkommen, und dies ist wiederum eine 
unsoziale Unausgewogenheit des Steuerpaketes. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein solches Vorgehen straft den Namen Solidarbei-
trag Lügen. Wie wollen Sie denn, meine Damen und 
Herren auf der Regierungsbank, den Verfassungs-
richtern Ihre Beschlüsse erklären? Das Verfassungs-
gericht hat eine Anhebung des steuerfreien Grund-
betrages doch wohl nur deshalb gefordert, weil es der 
Ansicht war, daß die Familien ohnehin zu hoch be-
steuert werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Jetzt wollen Sie sogar noch draufsatteln. Jetzt wollen 
Sie durch eine Ergänzungsabgabe auch noch die Fa-
milien mit den kleinsten Einkommen steuerlich stär-
ker belasten. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der CDU/CSU: Das ist falsch, das ist doch 

linear!)  

Allein schon dadurch, daß die Bundesregierung die 
geltende — vom Bundesverfassungsgericht als unso-
zial verworfene — Familienförderung unverändert 
fortgeschrieben hat, begeben Sie sich, meine Damen 

und Herren von der Regierungskoalition, mit diesem 
Haushalt auf verfassungsrechtlich dünnes Eis. 

(Dr. Struck [SPD]: Das ist wahr! — Beifall bei 
der SPD) 

Wenn Sie schon von unserem Programm abschrei-
ben, dann sollten Sie das nicht halbherzig, sondern 
vollständig tun. Wir bleiben nicht zuletzt wegen der 
Notlage der Familien in den neuen Ländern dabei, 
daß ein einheitliches Kindergeld von mindestens 
200 DM monatlich für jedes Kind notwendig ist und 
der beste Beitrag zur Situation der Familien im Osten 
Deutschlands wäre. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 

Linke Liste) 

Es ist allemal besser, Familien über das Kindergeld 
zu fördern, als über das Ehegattensplitting den Trau-
schein zu fördern. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der CDU/ 
CSU) 

Es ist sinnvoller, das Kindergeld zu erhöhen als die 
ungerechten Freibeträge, von denen vor allem die 
Spitzenverdiener im Westen profitieren. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 
Linke Liste — Kraus [CDU/CSU]: Schlechte 

Erfahrungen, Herr Lafontaine?) 

Zu der von Ihnen geplanten Ergänzungsabgabe 
will ich noch anmerken, daß mir eine zeitliche Befri-
stung auf zwölf Monate fraglich erscheint. 

(Kraus [CDU/CSU]: Aha!) 

Gemessen an der Größe der Aufgabe wäre eine län-
gere Dauer angemessener. Andernfalls wird man 
schon sehr bald wieder neue Finanzlöcher stopfen 
müssen. Aber Sie haben es ja eingeräumt: Die Bun-
desregierung setzt deshalb auf die für 1993 bereits 
beschlossene Erhöhung der Mehrwertsteuer. Aber 
auch diese Erhöhung der Mehrwertsteuer ist mit dem 
Prinzip einer sozial gerechten Lastenverteilung nicht 
vereinbar. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Mehrwertsteuer belastet überproportional die Be-
zieher kleiner und mittlerer Einkommen, die eine Er-
höhung der Lebenshaltungskosten nicht so leicht ver-
kraften wie die Besserverdienenden. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

Sie haben vorhin, Herr Bundesfinanzminister, wirk-
lich mit einer entsprechenden Färbung in Ihrer 
Stimme etwas vorgetragen. Es war übrigens nicht sehr 
geschmackvoll. Ich kann Ihnen nur sagen: Es war 
mehr als primitiv. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Ich erinnere Sie an die Worte, die Sie nach dem Atten-
tat in Köln an mich gerichtet haben, als ich hier das 
erste Mal gesprochen habe — ich muß das jetzt einmal 
ansprechen; alles können wir Ihnen nicht durchgehen 
lassen. Sie haben mir damals gesagt, Sie freuten sich, 
daß ich wieder gesund bin und daß ich hier spreche. 
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Es hat jemand „Heuchler" dazwischengerufen; das 
hat mir damals leid getan. Wenn Sie mir aber auf diese 
Art und Weise meinen Urlaub nach einem anstren-
genden Wahlkampf und nach diesem Attentat vor-
werfen, muß ich Ihnen sagen: Sparen Sie sich näch-
stens solche Worte! Ich kann auf solche Schleimer ver-
zichten. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Es wäre besser gewesen, sich vor Augen zu führen, 
was eine Erhöhung der Mehrwertsteuer tatsächlich 
für Menschen bedeutet, die mit 600 DM, 700 DM oder 
800 DM Nettoeinkommen Familien ernähren müs-
sen. 

(Austermann [CDU/CSU]: Das ist doch ein 
Popanz! — Gegenruf von der SPD: Das ist die 

Wahrheit!) 

Es wäre besser gewesen, sich darüber Klarheit zu ver-
schaffen. Ich möchte auch all Ihre Äußerungen zur 
Erhöhung der Mineralölsteuer hier nicht zitieren. Es 
ist ja wirklich einmalig, was in diesen Tagen pas-
siert. 

Wir Sozialdemokraten fordern eine Erhöhung der 
Energiesteuern, insbesondere der Mineralölsteuer. 

(Austermann [CDU/CSU]: Für die kleinen 
Leute!) 

Wir wollen aber nicht, daß daraus eine ökologische 
Mogelpackung wird. Wir wollen daraus vielmehr ei-
nen sozialverträglichen Beitrag zur ökologischen Um-
strukturierung unserer Gesellschaft machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer das will — das scheint sich im Konzept immer 
noch nicht rundgesprochen zu haben — , der darf nicht 
nur nehmen, der muß auch zurückgeben. 

Meine Damen und Herren, es reicht nicht aus, das 
Kilometergeld für Fernpendler um 15 Pfennig zu er-
höhen. Nur eine ökologisch orientierte Entfernungs-
pauschale macht Sinn. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Es ist absurd, die Pkw-Fahrer steuerlich zu fördern 
und die Benutzer anderer ökologisch verträglicherer 
Verkehrsmittel weiter zu benachteiligen. Das ist unser 
Konzept; sehen Sie sich es endlich einmal an. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Bei einer Erhöhung der Energiesteuern müssen un-
bedingt die Belange der Behinderten, die auf das Auto 
angewiesen sind, beachtet werden, ebenso die Be-
lange der von höheren Heizungskosten betroffenen 
Wohngeld-, Sozialhilfe-, BAföG-Empfänger und Rent-
ner. In all diesen Fällen haben wir Konzepte für einen 
Ausgleich entwickelt. 

Meine Damen und Herren, es hat auch sein Gutes, 
daß die Bundesregierung jetzt endlich den haushalts-
politischen Offenbarungseid geleistet und die Katze 
aus dem Sack gelassen hat. Immerhin sind damit die 
steuer- und finanzpolitischen Pirouetten, die Sie in 

den letzten Wochen und Monaten gedreht haben, zu 
einem vorübergehenden Stillstand gekommen. 

(Dr. Struck [SPD]: Vorübergehend!) 

Jetzt kann es hoffentlich in geordneten Bahnen wei-
tergehen. Die Geldbeschaffung scheint fürs erste klar 
zu sein. Wie aber steht es mit der Geldverwendung? 
Wir vermissen ein klares wirtschaftspolitisches Kon-
zept der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Mehr noch als alle Skrupellosigkeit überraschen 
uns die Illusionen, der Mangel an Realitätssinn in be-
zug auf die Bewältigung des realen Einigungsprozes-
ses. Vielleicht hat ein Teil der Regierung wirklich ge-
glaubt, mit dem Geschenk der D-Mark und der Über-
nahme unserer Wirtschaftsgesetze würden sich die 
Menschen der alten und der neuen Bundesländer 
gleichsam wie von selbst aufeinander zubewegen. Die 
beste Wirtschaftspolitik sei keine Wirtschaftspolitik; 
dies kommt durchaus dem Ideal vieler orthodoxer Li-
beraler gleich. Nun mag dieses angehen, wenn es sta-
bile ökonomische Kreisläufe gibt. Aber dies ist keine 
Medizin gegen Kreislaufzusammenbrüche. Das un-
terschiedliche Wirtschaftsniveau in den beiden Teil-
wirtschaften hätte vielmehr nahegelegt, daß Gleiches 
gleich, Ungleiches aber ungleich zu behandeln sei, 
um eine gedeihliche Entwicklung zu gewährleisten. 

In Wirklichkeit hatte diese Regierung den Ent-
schluß zur Einheit ohne ein wirtschaftliches Konzept 
zu ihrer Gestaltung. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Es war die Einheit als Wille und Vorstellung. Bundes-
finanzminister Waigel bezeichnete die Einheit als eine 
Herzensangelegenheit. Soweit, so gut — aber muß 
einem dabei denn gleich das Hirn in die Hose rut-
schen, möchte man fragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir verkennen nicht, daß die Gestaltung der Ein-
heit eine große, aber auch großartige wirtschafts- und 
gesellschaftspolitische Herausforderung ist. Keiner 
von uns konnte einen risikofreien Königsweg weisen; 
auch dies sei zugestanden. 

Aber schon flüchtige ökonomische Kenntnis lehrt, 
daß die Bedingungen, unter denen sich Privatinvesti-
tionen rentieren, erst hergestellt werden müssen. 
Trotz großer Verschiedenheiten in den einzelnen Fäl-
len gab es im Entwicklungsprozeß der Marktwirt-
schaften eine natürliche Ordnung. Zunächst entwik-
kelten sich eine funktionsfähige Verwaltung und In-
frastruktur, dann effektive Finanzdienstleistungen, 
dann wurde privates Kapital in großem Umfang inve-
stiert. 

Angesichts der zusammenfallenden Strukturen in 
den alten Bundesländern und angesichts des Zeit-
drucks, zu dem auch die Politik der Regierung beitrug, 
mußte dieser Prozeß weitgehend parallel organisiert 
werden. Wo p rivate Initiativen nicht ausreichen konn-
ten, hätte der Staat ermutigen müssen, wäre es seine 
Aufgabe gewesen, Anstoßwirkungen zu entfachen. 

Wer weiß, daß der Wohnungsbau in der Hauptsache 
Aufgabe der Kommunen war, darf diesen nicht das 



662 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 13. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 12. März 1991 

Ministerpräsident Oskar Lafontaine (Saarland) 

Geld nehmen, oder er riskiert, daß die Bauwirtschaft 
verfällt. 

(Beifall bei der SPD) 

Er muß staatliche Programme anlegen, um die Infra-
struktur in Ordnung zu bringen, streng engpaßorien-
tiert, wie es unsere Vorschläge waren und immer noch 
sind. Er muß Kapazitäten erhalten und Investitions-
hindernisse abbauen. Wir haben schon frühzeitig dar-
auf hingewiesen, daß Investitionen in großem Stil 
nicht zu erwarten sind, solange die Eigentumssicher-
heit nicht geklärt ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine Konferenz von Wissenschaftlern und Prakti-
kern am 5. März in Bonn ist nahezu einmütig zu dem 
Ergebnis gekommen, daß Rückgabe vor Entschädi-
gung das größte Investitionshindernis sei. Aber der 
Fortschritt der Vernunft bei der Regierung erfolgt im 
Kriechgang. Wir diskutieren jetzt seit über einem Jahr 
diese nun wirklich zentrale Frage. Bewegt hat sich so 
gut wie kaum etwas. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Schulz 
[Berlin] [Bündnis 90/GRÜNE]) 

Während man bei der Finanzierung nun endlich 
über den Schatten gesprungen ist, bleibt die Geldver-
wendung weitgehend ungeklärt. Eine nur auf den 
einzelnen Betrieb bezogene Angebotspolitik kann 
nicht helfen, wenn die Standortbedingungen nicht 
optimiert werden. Man kann doch nicht so tun, als 
gehöre eine funktionsfähige Telekommunikation, ein 
geordnetes und effizientes Schulwesen oder der Auf-
bau eines Verkehrsnetzes zu den nebensächlichen 
Bedingungen einer prosperierenden Region. 

Die Politik dieser Regierung beruht auf der Hoff-
nung, daß es gelingt, den unabwendbaren Abbau al-
ter Arbeitsplätze mit dem Aufbau neuer Arbeitsplätze 
zu synchronisieren. Dabei wurde der Verfall nahezu 
aller industriellen Kapazitäten in Kauf genommen. 
Insbesondere aber — das lasten wir der Regierung 
an — wurden die Menschen und ihre Arbeitskraft so 
behandelt, als könne man sie durch Konkurs gewis-
sermaßen entschulden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Otto Schlecht, der langjährige Staatssekretär im 
Wirtschaftsministe rium, hat den Umbau der Planwirt-
schaft zur Marktwirtschaft mit dem Bild beschrieben, 
daß dieser der Besteigung der Eiger-Nordwand im 
Winter gleichkäme. Wenn ich das wirtschaftspoliti-
sche Handeln der Regierung kommentiere, dann muß 
ich sagen: Sie versuchte, die Eiger-Nordwand im Win-
ter zu durchsteigen. Aber die ganze Seilschaft, der 
Bundeskanzler an der Spitze, ist dabei umgefallen 
und abgestürzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Bundesregierung hat durch viele Versäum-
nisse das Land auf eine schiefe Ebene gebracht. 
Schlimmer noch als die Schieflage des Landes ist aber 
die innere Krise, die bei vielen Menschen in den 
neuen Bundesländern hervorgerufen wurde. Hoff-
nungen wurden zerschlagen, Mutige entmutigt, Ver-
sprechen enttäuscht. Jetzt gibt es viele Zweifelnde 
und Verzweifelte, die das alte System nicht mehr und  

das neue System noch nicht gutfinden können, die 
nicht mehr an die Taube auf dem Dach glauben wol-
len, die man ihnen so fahrlässig in Aussicht gestellt 
hat. 

Es wächst die Gefahr, daß diese Menschen dem 
Politischen schlechthin mißtrauen. Die Regierung in 
Bonn jedenfalls sollte sich nicht verstimmt darüber 
beschweren, wenn der Unmut in der ehemaligen DDR 
wächst und die Menschen verunsichert reagieren, 
weil sie sich ihrer Zukunft so ungewiß sind. 

In Bonn werden jetzt alte Meinungen über Bord 
geworfen wie Rettungsringe. Die Ergänzungsabgabe, 
einst als sozialistische Untat denunziert, wird nahezu 
als eine beispielhafte Anwendung des Subsidiaritäts-
prinzips gefeiert. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Der Aufschwung in der ehemaligen DDR wird tur-
nusmäßig verschoben. Ich will die Zahlen aus dem 
letzten Jahr nicht erwähnen. Zunächst sagte man: 
Frühjahr 1991, dann Sommer, dann Herbst. Jetzt ist 
man beim Frühjahr 1992, weitere Voraussagen wer-
den folgen. Die Menschen in den neuen Bundeslän-
dern haben den Glauben an diese Versprechungen 
verloren. Jetzt müssen wir darauf achten, daß sie nicht 
auch noch den Glauben an die Demokratie verlie-
ren. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD — Beifall beim 
Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS/Linke Liste) 

Sicherlich ist zu fragen, warum diese Regierung sich 
nur schwer windend zum Besseren bekehren läßt. In-
teressengeleitete Borniertheit und moralische Skru-
pellosigkeit können keine Antworten sein. Auch der 
Mangel an einem inneren Verhältnis zur Solidarität 
erklärt nicht alles. Mindestens ebenso wirksam sind 
ideologische Verbohrtheit und 

(Beifall bei der SPD) 

die mit ihr einhergehende Realitätsverdrängung, die 
sich gegen jedes sachgemäße Urteil sperrt. Wer 
glaubt, mit der sozialistischen Planwirtschaft die ver-
nünftige Konzeption von Wirtschaftspolitik gleich mit

- erledigt zu haben, der irrt. 

(Zuruf des Abg. Faltlhauser [CDU/CSU]) 

Das Sprichwort sagt: „Es irrt der Mensch, so lang er 
strebt. " Aber er muß deswegen ja nicht unbedingt 
andere Menschen auf Dauer regieren. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Die Regierung hat völlig zu Recht die Kurzarbeit 
verlängert. Der Bundeswirtschaftsminister hat den 
Vorschlag gemacht, die Treuhandanstalt dem Wirt-
schaftsministerium zuzuordnen. Wir halten diesen 
Vorschlag für richtig; endlich kommt er! Es ist ein Feh-
ler, das Vermögen in der ehemaligen DDR in erster 
Linie unter fiskalpolitischen Gesichtspunkten zu be-
trachten. Es geht um Wirtschaftspolitik. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE sowie bei Abgeordneten der PDS/ 
Linke Liste — Zuruf der Abg. Matthäus

-

Maier [SPD]) 
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Es wäre dann vielleicht auch dafür gesorgt, daß nicht 
unsachgemäße Einreden erfolgen, um etwa pfälzi-
schen Presseverlagen Vorteile gegenüber anderen 
Wettbewerbern zu verschaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sehe darin einen durchaus bemerkenswerten und 
erwähnenswerten Vorgang. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen einen na-
tionalen Aufbauplan für die neuen Bundesländer. 
Wer den Wandel der Politik der Regierung in den letz-
ten Monaten verfolgt hat, wird mir zustimmen. Wenn 
ich jetzt unseren nationalen Aufbauplan skizziere, 
gebe ich Ihnen damit schon heute die Chance zu er-
fahren, was diese Regierung morgen für ihre Meinung 
halten wird. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Wir haben schon im vorigen Jahr Vorschläge ge-
macht, die am 20. Februar 1991 als Entschließungsan-
trag der SPD-Bundestagsfraktion eingebracht und 
von Hans-Jochen Vogel und Björn Engholm öffentlich 
vorgestellt wurden. 

Im Kern geht es darum, die Einsicht zu fördern, daß 
in einer Notsituation wie dieser nur das geordnete 
Zusammenwirken aller am Wirtschaftsprozeß Betei-
ligten Erfolg verheißt. Wir mißachten nicht die Mei-
nung der ökonomischen Lehrbücher, daß sich der 
Strukturwandel nur im Wettbewerb aller Beteiligten 
beschleunigen ließe. In dieser Situation aber müssen 
wir Zeit gewinnen. Wir müssen die Ungleichheit der 
neuen und der alten Bundesländer sehen und der öko-
nomischen Ungleichheit innerhalb der neuen Bundes-
länder in unseren Vorschlägen Rechnung tragen. Des-
halb wird ein reines Wettbewerbsmodell nur die 
schöpferische Zerstörung einleiten, nicht hingegen 
den konstruktiven Aufbau. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch der Wiederaufbau der Bundesrepublik nach 
dem Jahre 1949 war von ökonomischen Ausnahmege-
setzen begleitet. Die freie Marktwirtschaft — wir müs-
sen uns daran erinnern — begann mit Protektionis-
mus. 

Wir schlagen einen Solidarpakt vor, an dem sich 
Staat und Gesellschaft, Unternehmen, Gewerkschaf-
ten ebenso wie öffentliche Institutionen beteiligen. 
Dieser Solidarpakt beinhaltet: 

Erstens. Wir müssen die Grundfunktionen der 
staatlichen Verwaltung herstellen. Die neuen Länder 
und ihre Gemeinden sind ausreichend mit Finanzmit-
teln auszustatten, weil ohne Funktionsfähigkeit der 
Verwaltung keine Soziale Marktwirtschaft möglich 
ist. 

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: Das 
läuft doch alles!) 

— Ich höre hier: Das läuft ja alles. Ich bestreite ja nicht, 
daß in den letzten Tagen die notwendigen finanzpoli-
tischen Beschlüsse gefaßt worden sind. Aber diese 
Entscheidungen waren doch längst fällig, meine Da-
men und Herren! 

(Erneuter Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Die Personalausstattung der öffentlichen 
Verwaltungen in den neuen Ländern muß durch ei-
nen massiven Personaltransfer durchgreifend verbes-
sert werden. Die Verwaltungsabläufe müssen verein-
facht und gestrafft werden, Kompetenz und Verant-
wortlichkeit müssen gestärkt werden. Dadurch wird 
Handlungsfähigkeit erst ermöglicht. Bei den Beratun-
gen der Ministerpräsidenten mit dem Bundeskanzler 
war dieser Punkt nicht ausreichend klar. Ich sage Ih-
nen noch einmal: Sie können noch soviel Geld in die 
ehemalige DDR schaufeln; wenn keine Baugenehmi-
gungen erteilt werden, nützt das alles nichts. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Das zentrale Investitionshindernis — Sie haben ja 
heute Gespräche — muß endlich beseitigt werden. 
Die Eigentumsverhältnisse sind eindeutig und unbü-
rokratisch nach dem Prinzip „Entschädigung vor 
Rückgabe" zu klären. 

(Beifall bei der SPD) 

Dem Attentismus in den neuen Ländern ist nicht an-
ders zu begegnen. Vergangenes Unrecht ist durch 
neues nicht wiedergutzumachen. 

(Zuruf von der SPD: Bravo!) 

„Die klassisch-liberale Rechtstradition", so formu-
lierte es Wolfram Engels in der „Wirtschaftswoche" 
vom 22. Februar, „wie sie etwa der amerikanischen 
Verfassung von 1789, der französischen von 1791 zu-
grunde liegt, legitimiert das Eigentum aus seiner ge-
sellschaftlichen Funktion." Wenn Sie diese Tradition 
wiederaufnehmen würden, dürfte es Ihnen nicht 
schwerfallen, diese Investitionsblockade endlich 
durch vernünftige Regelungen aufzulösen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen eine Standortpolitik für die neuen 
Bundesländer. Die Infrastruktur — insbesondere in 
den Bereichen Verkehr, Ver- und Entsorgung — so-
wie eine gesunde Umwelt sind wichtige Ansiedlungs-
voraussetzungen für Unternehmen. Die Telekommu-
nikation muß zügig ausgebaut werden. In dieser Si-
tuation ist es auch zweckmäßig, auf das technische 
Potential der Bundeswehr bzw. der früheren Nationa-
len Volksarmee zurückzugreifen. Wo es galt, Zeit zu 
gewinnen, hat die Bundesregierung fahrlässig über 
ein Jahr verstreichen lassen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen auch eine auf die Bet riebe ausgerich-
tete Angebotspolitik. Für p rivate Investitionen müs-
sen unkomplizierte massive Förderanreize geschaf-
fen werden. Hier hat sich einiges getan, nachdem wir 
im letzten Jahr viel diskutieren mußten. Aber die Flut 
der Förderungsinstrumente sollte auch nicht wieder 
so unübersichtlich werden, daß, wie eine Wirtschafts-
zeitung kommentierte, demnächst Förderungsberater 
in den Unternehmen der ehemaligen DDR eingestellt 
werden müssen. 

Wir müssen, wie es Wolfgang Thierse formulierte, 
Zeit kaufen. Wir müssen den Abbau der alten Kapa-
zitäten und den Aufbau der neuen Kapazitäten syn-
chronisieren. Die Menschen mit ihrer Arbeitskraft 
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dürfen dabei nicht wie x-beliebiges Kapital behandelt 
werden. 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) 

Dies kann nur gelingen, wenn wir die Arbeitslosenpo-
litik konsequent zu einer Arbeitsmarktpolitik um-
bauen. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Wir brauchen eine Kombination offensiver und de-
fensiver Maßnahmen. Ein breites und finanziell aus-
reichend ausgestattetes Angebot von Qualifizie-
rungs- und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen muß mit 
einer großzügigen Vorruhestandsregelung verknüpft 
werden. 

Wir müssen einen industriellen Kern in den neuen 
Bundesländern erhalten. Dies verlangt staatliche In-
dustriepolitik, auch wenn Sie den Beg riff fürchten wie 
der Teufel das Weihwasser. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn wir jetzt alle industriellen Strukturen in den 
neuen Bundesländern zerbrechen lassen, dann wer-
den wir den Wiederaufbau dieser Indust rie kaum 
noch schnell finanzieren können. Es ist eine Illusion zu 
glauben, daß moderne Arbeitsplätze in den neuen 
Bundesländern allein von Westdeutschland aus 
schnell finanziert werden könnten. 

Ein moderner Arbeitsplatz in der alten Bundesrepu-
blik kostet etwa 250 000 DM. In der Indust rie der 
neuen Bundesländer gibt es etwa 2,5 Millionen Be-
schäftigte. Eine vollständige Erneuerung der industri-
ellen Kapazitäten würde also mehr als 600 Milliarden 
DM kosten. Dies kann der Kapitalmarkt schnell und 
zu vernünftigen Bedingungen nicht hergeben. 

Franz Steinkühler fordert daher zu Recht: 

In vielen Sanierungskonzepten wird Sanierung 
begriffen als Gesundschrumpfung bei Produk-
tion, Kapazitäten, Standorten und Personal. Die 
Reduzierung der Produktpalette auf das Kern-
programm ist zwar der schnellste Weg in die Ge-
winnzone, aber auch der kürzeste zur Vernich-
tung von Unternehmensressourcen. Notwendig 
ist dagegen ein innovativer Ansatz, bei dem mit 
neuen Produkten und der Erschließung neuer 
Märkte die bestehenden Ressourcen mittelfristig 
wieder ausgelastet werden können und mit Über-
gangsregelungen, etwa Kurzarbeit, bis dahin er-
halten bleiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Die jetzige Regierung hat sich ein Denkverbot be-
züglich der Industriepolitik auferlegt, und dies wird 
sich in den nächsten Jahren noch schwer rächen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich verkenne nicht, meine Damen und Herren, daß Sie 
sich an einigen Stellen bemühen, in unserem Wind-
schatten zu fahren. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Das können Sie selbst in den Zeitungen nachlesen, 
die normalerweise Ihr Loblied singen. Seien Sie also 
nicht so anmaßend! Sie haben doch so vieles an  Vor

-schlägen übernommen, die Sie noch vor einigen Mo-
naten hier total in Abrede gestellt haben, daß Ihr Ge-
lächter nun wirklich völlig deplaziert ist. 

(Beifall bei der SPD — Matthäus-Maier 
[SPD]: Und das mit den Altschulden der Be

-

triebe kommt auch noch!) 

Dies gilt nicht zuletzt für die direkten Investitions-
programme, die noch vor kurzer Zeit verketzert wur-
den. Bundesarbeitsminister Blüm fordert nun Beschäf-
tigungsgesellschaften, um der Arbeitslosigkeit Herr 
zu werden. „Na also, warum nicht gleich?" können 
wir Sozialdemokraten da nur sagen. 

(Beifall bei der SPD — Vorsitz: Vizepräsi

-

dentin Renate Schmidt) 

Dort aber, wo es ans Eingemachte geht, bei der Klar-
stellung der Eigentumsverhältnisse, wird leider wei-
terhin taktiert. 

Meine Damen und Herren, einige Punkte des Pro-
gramms „Aufschwung Ost" sind durchaus vernünftig, 
und doch — so erscheint es mir manchmal — haben 
Sie die Größe der Herausforderung noch immer nicht 
erkannt. Der Staat wird sich übernehmen, wenn er die 
Tarifparteien nicht mit ins Boot nimmt. Wir fordern 
dies von Ihnen seit Monaten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen eine umfassende Verabredung der 
wirtschaftlichen Akteure. Im Rahmen dieser Verabre-
dung bekommen dann auch die Maßnahmen einen 
vernünftigen Stellenwert, die Sie von uns bereits jetzt 
übernommen haben. Im übrigen gilt dies auch für 
viele Punkte unseres Regierungsprogramms „Fort-
schritt 90", dem Sie sich ebenfalls, wenn auch halb-
herzig, angeschlossen haben. 

Ich erinnere an unsere Vorschläge zur Nutzung der 
Kräfte der Marktwirtschaft für den Umweltschutz, zur 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, zur gesetzlichen 
Pflegeversicherung, zu den Kürzungen im Verteidi-
gungsbereich, zu den Restriktionen beim Waffenex-
port, zur Ergänzungsabgabe, die jetzt als Musterbei-
spiel der Solidarität auch bei Ihnen entdeckt wurde, 
und an vieles andere mehr. 

Zwar erhöht sich erfreulich das Tempo zwischen der 
Phase der Verteufelung unserer Vorschläge durch die 
CDU/CSU und FDP und der Phase der Übernahme 
unserer Pläne. Doch könnte man die Zeitspanne zwi-
schen den Phasen verkürzen und damit noch viel un-
produktive Energie sparen, was übrigens ganz im 
Sinne unseres Regierungprogrammes wäre. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir Sozialdemokraten in 
Bund, Ländern und Gemeinden wollen aus dem ehe-
mals gespaltenen Deutschland ein leistungsfähiges, 
ein modernes, ein ökologisch verantwortungsvolles, 
ein friedliches, ein soziales Deutschland machen. Wir 
werden weiterhin konstruktive Lösungen vorschla-
gen, die Effizienz mit sozialer Gerechtigkeit verbin-
den. Lassen Sie uns aber beim Streit über den richti-
gen Weg dahin das gemeinsame Ziel nicht aus dem 
Auge verlieren, und lassen Sie uns vor allem zügig ans 
Werk gehen; denn die Aufgabe duldet im Interesse 
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der Menschen in Ostdeutschland keinen Aufschub 
mehr. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD 
sowie Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und 

der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Kollege Bohl. — Ich bitte, daß die Kollegen, die den 
Saal verlassen wollen, das schnell tun, um dem Red-
ner dann auch die notwendige Ruhe zu verschaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Weng [Ger-
lingen] [FDP]: Schlechter parlamentarischer 

Brauch!)  

Friedrich Bohl (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Rede 
des Kollegen Lafontaine war eigentlich nicht beson-
ders überraschend; denn er ist genauso aufgetreten, 
wie wir das erwartet haben, einmal mehr als der große 
Miesmacher mit den kleinen Perspektiven. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Wahrheit ist doch: Herr 
Lafontaine hat im letzten Jahr keine seriösen wirt-
schaftlichen Prognosen abgegeben, 

(Lachen bei der SPD) 
geschweige denn Konzepte für die deutsche Einheit 
abgeliefert. Wir haben nie von ihm gehört, wie die 
Probleme bewältigt werden können. Seine Kritik war 
nie konstruktiv. Sie war immer destruktiv. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

Herr Lafontaine, Sie haben die Mäkelei doch betrie-
ben, weil Sie die Wiedervereinigung im Grunde ge-
nommen nicht gewollt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ihre negativen wirtschaftlichen Prognosen dienten 
doch nur dazu, den Menschen den Wunsch nach Ein-
heit schwerzumachen und nach Möglichkeit sogar 
zu verleiden. Es ist schon eine eigenartige Kompe-
tenz, diese aus Verweigerungsgründen entstandene 
Schwarzmalerei heute als kluge Voraussicht zu ver-
kaufen. Das ist die Wirklichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Sie lügen immer weiter!) 

Es ist vom Bundesfinanzminister schon darauf hinge-
wiesen worden, daß Sie behauptet haben, und zwar 
im August 1990, daß die DDR, bis die Mauer fiel, ein 
führendes Indust rieland gewesen sei. Sie wollten 
doch dem maroden SED-Regime noch 15 Milliarden 
DM nachschieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Dregger [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Sie waren es doch, der aus ganz, ganz durchsichtigen 
Gründen die ersten gesamtdeutschen Wahlen so spät 
wie irgend möglich wollte. Das ist doch die Wirklich-
keit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wer so gehandelt hat, 
der hat sich doch wohl selbst wirtschaftspolitische In-

kompetenz attestiert und auch die innere Distanz zur 
deutschen Einheit sehr eindrucksvoll dokumentiert. 
Das ist die Wirklichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Gilges [SPD]: Das glaubt Ihnen doch keiner 

mehr!) 

— Herr Gilges, das wollte ich Ihnen schon immer ein-
mal sagen: Es kommt nicht auf den Kehlkopf an, son-
dern auf den Kopf. Es ist mir ein Bedürfnis, Ihnen das 
einmal zu sagen. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Das sollten Sie sich 
mal zu Herzen nehmen!) 

Jetzt versuchen Sie, sich als wirtschaftspolitischer 
Wunderheiler der SPD zu profilieren. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Er sollte lieber 
wieder Urlaub machen!) 

Ich muß schon sagen: Es ist bemerkenswert, wie Sie 
diesen Realitätsverlust überspielen. Sie tragen doch 
Verantwortung dafür, daß das Saarland hoffnungslos 
überschuldet ist. Das ist doch die Wirklichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie tragen Verantwortung dafür, daß der Landesrech-
nungshof des Saarlandes Ihnen erneut die Verfas-
sungswidrigkeit Ihres Landeshaushaltes bestätigt 
hat. Sie sind doch der große Schuldenhäuptling von 
der Saar. Das ist doch die Wirklichkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Von Schulden verstehen 

Sie mehr, Herr Bohl!) 

Wir wollen auch nicht verschweigen, daß Sie Verant-
wortung dafür tragen, daß das Saarland in der wirt-
schaftlichen Entwicklung immer weiter zurückfällt. 
Bis 1990 lagen Sie mit einem Zuwachs des Brutto-
sozialprodukts von nur 1,9 % an letzter Stelle der alten 
Bundesländer und weit hinter dem Bundesdurch-
schnitt von 4,7 %. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Leider ist es 
wahr! — Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Das wußten die deutschen Wähler!) 

Anstatt sich hier aufzuspielen, sollten Sie sich lieber 
wirtschaftspolitischen Rat bei kompetenteren Sozial-
demokraten holen, z. B. bei Karl Schiller und Helmut 
Schmidt. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Aber danach ist 
auch schon Schluß!) 

Ich glaube, das wäre schon ganz angebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vielleicht würde Ihnen Helmut Schmidt wiederho-
len, was er im Bundestagswahlkampf zur Deutsch-
landpolitik des Bundeskanzlers gesagt hat: 

Er hat das meiste richtig gemacht. Innenpolitisch 
hat er keine Fehler gemacht. So war es z. B. abso-
lut richtig, gegen den Rat der Bundesbank die D-
Mark in der DDR sofort einzuführen. Zu Herrn 
Lafontaine will ich mich nicht äußern. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Tun Sie bitte bezüglich des RGW-Handels, also des 
Handels der früheren DDR mit den ehemaligen Ost- 
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blockstaaten, nicht so, als ob dieser Zusammenbruch 
durch die Währungsunion zustande gekommen sei. 
Das ist schlicht und einfach die Unwahrheit. Die 
Wahrheit ist, daß im Jahre 1990 auch nach dem 1.Juli 
noch eine beachtliche Exportsteigerung da war. Das 
Problem ist vielmehr durch den Umstieg von Transfer-
rubel auf das Devisensystem entstanden. Das ist der 
wahre Grund. Wer das nicht erkennt, kann wirt-
schaftspolitisch wirklich nicht kompetent sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Volkswirtschaftslehre 

Grundkurs, Herr Kollege!) 

Ihre wirtschaftspolitische Inkompetenz ist zu allem 
Übel noch mit ein wenig menschlicher Kaltherzigkeit 
gepaart. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Ein wenig? Kalt 
wie ein Frosch!) 

Schon vor der Wiedervereinigung, Herr Lafontaine, 
waren Sie Schlußlicht in Sachen Solidarität. Mit ge-
rade einmal 1,25 Millionen DM im ersten Halbjahr 
1990 haben Sie als Ministerpräsident des Saarlandes 
unsere Landsleute unterstützt. Sie gaben gerade 
zehnmal soviel aus, wie Sie für Ihren Luxuskoch in der 
Landesvertretung jährlich aufwenden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Der soll gar nicht so 

gut sein!) 

Andere Bundesländer haben dafür weit höhere Mil-
lionenbeträge zur Verfügung gestellt. 

(Kuhlwein [SPD]: Das ist der billige Jakob, 
den wir hier erleben! Das ist unglaublich!) 

Genauso war es bei der Währungsunion. Sie haben 
zu der Einführung der D-Mark zum Kurs von 1 : 1 
immer wieder nein gesagt. Sie wollten gegenüber un-
seren Landsleuten in der damaligen DDR die Taschen 
zuhalten. Sie, Herr Lafontaine, waren der Wortführer 
der SPD-Ministerpräsidenten, die sich gegen eine ge-
rechte Beteiligung der neuen Länder an der Umsatz-
steuer im Zuge des Einigungsvertrages ausgespro-
chen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es mutet wirklich schon sehr merkwürdig an, 

(Fuchs [Köln] [SPD]: Was Sie da so erzäh-
len!) 

die Bundesregierung heute für die Folgen Ihrer dama-
ligen Verweigerungshaltung verantwortlich zu ma-
chen. 

(Lachen bei der SPD) 

Noch im letzten Dezember — das ist noch keine drei 
Monate her — haben sich die SPD-Länder bei der 
Ministerpräsidentenkonferenz in München gegen 
eine bessere finanzielle Berücksichtigung der neuen 
Länder ausgesprochen. Wenn es Ihnen von der SPD 
im vergangenen Jahr mit Ihrer Behauptung ernst ge-
wesen wäre, die Lage im Beitrittsgebiet sei dramatisch 
schlecht und die wirtschaftliche Lage werde katastro-
phal sein, dann frage ich mich, weshalb Sie dann nicht 

für eine bessere Finanzausstattung der Länder in der 
früheren DDR eingetreten sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Ich glaube, wir Deutsche können von Glück reden, 
daß die Koalition mit dem Bundeskanzler Helmut Kohl 
an der Spitze die deutsche Einheit in die Hand genom-
men hat. Erst der Zehn-Punkte-Plan, dann die Wäh-
rungsunion, anschließend das entscheidende Ge-
spräch mit Präsident Gorbatschow, der Einigungsver-
trag und schließlich die Wiedervereinigung: Das war 
eine Meisterleistung, zu der uns alle Welt zu Recht 
beglückwünscht hat. Welch ein Kontrast zu Ihrem 
Programm der Verzögerungen! Wo stünden wir 
heute, wenn Sie damals das Sagen gehabt hätten? 
Wenn es nach Ihnen gegangen wäre, hätten wir heute 
in der Tat manches Kopfzerbrechen vielleicht nicht, 
aber nur deshalb, weil Sie die Einheit verspielt und 
wir aus diesem Grunde die Probleme der Einheit nicht 
hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eines würde mich trotzdem noch interessieren, Herr 
Lafontaine: Was ist eigentlich der Grund dafür, daß 
Sie heute hier an Stelle des großen Schweigers aus 
Kiel auftreten? 

(Fuchs [Köln] [SPD]: Warum reden Sie 
denn?) 

Ich erinnere mich noch genau: Vor der Bundestags-
wahl hatten Sie nicht den Mut, hier im Bundestag zum 
Nachtragshaushalt für die neuen Länder zu sprechen. 
Statt dessen gingen Sie auf eine Pressekonferenz. 

(Kuhlwein [SPD]: Wir haben viele gute 
Leute!) 

Nach der Bundestagswahl hatten Sie nicht den Mum, 
in der SPD die Verantwortung für Ihre Destruktions-
politik zu übernehmen. Sie begingen politische Fah-
rerflucht und schwirrten in südliche Gefilde ab. Jetzt 
tauchen Sie wieder einmal auf, blind vor Rechthabe-
rei. Das ist Lafontaine. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich frage die SPD: 

(Kuhlwein [SPD]: Warum reden Sie denn ei

-

gentlich und nicht Herr Dregger?) 

— Moment, trinken Sie doch einmal einen Schluck 
Wasser, Herr Kuhlwein, und dann hören Sie einmal 
zu! — 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Ist der SPD-Ersatzvorsitzende Engholm im innerpar-
teilichen SPD-Stammeskampf bereits abgehalftert, 
oder will die SPD vermeiden, daß Engholm genau jene 
Reform der Unternehmensbesteuerung 

(Fuchs [Köln] [SPD]: Wollen Sie ihm zumu

-

ten, Ihnen zuzuhören?) 

— Moment, Frau Fuchs, seien Sie einmal ganz ru

-

hig — und die Erhöhung der Mehrwertsteuer fordert, 
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die von Herrn Lafontaine hier so lautstark bekämpft 
werden? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Matthäus-Maier [SPD]: Reform ist gut, aber 

keine Senkung!) 

Am 19. Februar 1991 wird Herr Engholm von der 
„taz" wie folgt zitiert — Herr Lafontaine, hören Sie 
doch bitte einmal zu, Sie können noch etwas ler-
nen — : 

Auch die Mineralölsteuererhöhung ist nach wie 
vor richtig ... Wenn das alles nicht ausreicht, 
muß die Mehrwertsteuererhöhung sein. 

So Engholm. Das ist die Wirklichkeit. 

Und was hat Herr Engholm zur Unternehmensbe-
steuerung gesagt? Sie haben das hier so gegeißelt. Er 
hat ausgeführt: 

Wenn künftig noch einmal Milliardenbeträge be-
wegt werden können, dann muß man die Unter-
nehmen so entlasten, daß sie für die Zukunft sich 
rüsten können. Daß man denen dieses Geld nicht 
gibt, sie weiterhin hoch besteuert, ist strukturpo-
litisch, industriepolitisch für die Zukunft absolut 
falsch, und da müßte eine komplette Wende 
her. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dies hat Herr Engholm ausgeführt. Offensichtlich 
durfte er das hier heute nicht sagen. 

(Fuchs [Köln] [SPD]: Erzählen Sie doch ein-
mal, was Sie möchten!) 

Oder hatte Herr Engholm — das könnte die platteste 
Antwort sein — vielleicht keine Zeit, hier zu reden, 
weil er ständig auf der Suche nach einem neuen Bun-
desgeschäftsführer der SPD ist? Auch dies könnte na-
türlich der Grund sein. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Ich hätte diese Fragen eigentlich gerne beantwor-
tet. Ich möchte Herrn Engholm, den ich von dieser 
Stelle herzlich grüßen möchte, angesichts dessen, was 
in der SPD mit ihm geschieht, fragen, ob er nicht blind 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der eine ist blind vor 
Rechthaberei, der andere blind für die Realität. 

(Zuruf von der SPD: Was hat das mit dem 
Haushalt zu tun?) 

Da möchte ich, an die SPD gewandt, doch auf das alt-
deutsche Sprichwort hinweisen: Wenn der Blinde den 
Blinden führt, fallen beide in die Grube. — Aber viel-
leicht wäre Ihnen dies auch recht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU — 
Matthäus-Maier [SPD]: Das ist ein Dünn-

schiß hier!) 

Meine Damen und Herren, jetzt aber sollte mit der 
Lafontaineschen Besserwisserei doch Schluß sein. Die 
Menschen draußen im Lande erwarten Antworten auf 
die Fragen, wie es weitergeht. Jetzt geht es doch 
darum, zum Wohle der Menschen zu arbeiten. Acht 
Jahre nach Bildung der Regierung der Mitte aus CDU, 

CSU und FDP ist Deutschland seit dem 3. Oktober 
1990 wiedervereinigt. Für die Union war die Einheit 
Deutschlands in Freiheit immer vorderstes Ziel. Im 
Grundsatzprogramm meiner Partei heißt es: 

Freiheit und Einheit für das gesamte deutsche 
Volk zu erringen, ist die Aufgabe der deutschen 
Politik. In Frieden wollen wir die Spaltung Euro-
pas und mit ihr die Teilung unseres Vaterlandes 
überwinden. 

Wir freuen uns über diesen Erfolg unserer Politik 
und beglückwünschen dazu insbesondere auch heute 
einmal mehr den Bundeskanzler. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fuchs  [Köln] [SPD]: Das habt ihr ganz allein 

gemacht?) 

Die erste gesamtdeutsch gewählte Bundesregie-
rung ist seit dem 18. Januar 1991 im Amt. Es ist ihr 
unter der Federführung des Bundesfinanzministers in 
bemerkenswert kurzer Zeit gelungen, 

(Matthäus-Maier [SPD]: Die Steuern zu erhö

-

hen!) 

den ersten gesamtdeutschen und solide berechneten 
Haushalt vorzulegen. Der Bundeshaushalt 1991 ist 
nicht nur ein Finanzrahmen. Er ist das Dokument ei-
ner beharrlichen, auf die Einheit Deutschlands ausge-
richteten Politik dieser Koalition. Hätten diejenigen 
das Sagen gehabt, die in der Vergangenheit die deut-
sche Frage für nicht mehr offen erklärt haben, die in 
der Teilung Deutschlands gute Chancen gesehen ha-
ben und die der SED-Diktatur schriftlich einen langen 
Zeitraum der Existenz zugesichert haben, dann gäbe 
es diesen gesamtdeutschen Bundeshaushalt nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Viele, meine Damen und Herren, die heute den Haus-
halt der Einheit kritisieren, waren noch bis vor kurzem 
die Propagandisten der Teilung. Das werden wir und 
das werden die Deutschen sicherlich nicht verges-
sen. 

Wir, d. h. alle Deutschen, stehen nämlich in den 
neuen Bundesländern — wer wollte das leugnen? — 
vor großen Herausforderungen. Wir aber können 
diese Herausforderungen auf einer Grundlage mei-
stern, die noch nie so gut war. Diese Koalition hat 
bemerkenswerte Erfolge bei der Haushaltssanierung 
erzielt. Ohne die Zinszahlungen für 265 Milliarden 
DM SPD-Schulden hätte diese Regierung sich bis zum 
vergangenen Jahr mit keiner Mark neu zu verschul-
den brauchen. 

Die Konjunktur boomt seit Jahren und ist in einer 
bemerkenswert stabilen Verfassung. Mit einem 
Wachstum von 4,6 % in 1990 ist Deutschland Konjunk-
turlokomotive der Industriestaaten der Welt. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Bei Ihrer Rede wer

-

den Diäten ja zu Schmerzensgeld!) 

Die wachstumsfördernde Politik läßt die Steuerquel-
len für Bund, Länder und Gemeinden sprudeln. Stei-
gende Löhne und niedrige Inflationsraten bescherten 
den Bürgern steigende Realeinkommen. Die erfolg-
reiche Wirtschaftspolitik der Koalition der Mitte ist der 
Grundstein für eine erfolgreiche Angleichung der Le- 
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bensverhältnisse in ganz Deutschland, so wie es unser 
Grundgesetz fordert. 

Meine Damen und Herren, ich gehöre einer Gene-
ration an, die den Wiederaufbau Westdeutschlands 
nur aus den Augen des Heranwachsenden miterlebt 
hat. Angesichts der Probleme, die sich jetzt im Bei-
trittsgebiet stellen, steigt meine Hochachtung vor der 
Generation unserer Väter und Mütter, vor der politi-
schen Leistung Konrad Adenauers und Ludwig Er-
hards. Was sie damals geleistet haben, ist bewun-
dernswert. Es ist und bleibt eine Schande, daß die 
Mühe und Arbeit der Menschen in der früheren DDR 
angesichts der sozialistischen Mißwirtschaft so erfolg-
los bleiben mußten. 

Das Umschalten von sozialistischer Mißwirtschaft 
auf die Soziale Marktwirtschaft ist ein einmaliges 
Projekt. Wir Deutsche waren und sind zu besonderem 
Tempo gezwungen. Dies führte zu Unwägbarkeiten 
und zwingt heute in gewissem Umfang zu Anpas-
sungsmaßnahmen und auch zu Korrekturbedarf. Ich 
nenne den Einbruch beim Ostgeschäft, der auf Grund 
der Krise in den ehemaligen Ostblockländern viel dra-
matischer ausgefallen ist. Ich nenne die Eigentums-
frage, deren Problematik wir uns bewußt waren, de-
ren praktische Folgen uns aber doch vor neue Fragen 
stellen und neue Lösungen einfordern. 

Wir haben uns gerade heute morgen in der Koali-
tion darauf verständigt, auch im Gesetzgebungsver-
fahren dieser Woche noch weitere Verbesserungen 
einzuführen, damit noch schneller und noch besser 
Investitionen möglich sind, damit die Treuhand noch 
schneller in der Lage sein wird, investitionswilligen 
Übernehmern den Betrieb zu übertragen. 

Ich bin ganz sicher, daß wir mit diesen Maßnahmen, 
ohne verfassungsrechtliche Risiken einzugehen und 
ohne die Gefahr heraufzubeschwören, daß durch 
einstweilige Anordnungen des Bundesverfassungs-
gerichts die Maßnahmen verhindert werden, die rich-
tigen, sachgerechten und weiterführenden Lösungen 
gefunden haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich nenne auch das Problem, wie eine funktionie-
rende Verwaltung aufgebaut werden kann. Wir alle 
erfahren — ich will das hier gern sagen — , wie unver-
zichtbar leistungsfähige Behörden 

(Fuchs [Köln] [SPD]: Ist das für Sie neu?) 

und stabile staatliche Rahmenbedingungen für unse-
ren Wohlstand und für wirtschaftlichen Aufschwung 
sind. Hier muß nachgebessert werden, wie wir das ja 
durch die Beschlußfassung vor 14 Tagen hier im Bun-
destag auf Antrag der Koalition getan haben. Das 
Bundeskabinett hat entsprechende finanzielle Mittel 
zur Verfügung gestellt. Wir stehen nicht für eine dog-
matische Politik, sondern für eine sachgerechte Poli-
tik. Wir wollen dort anpassen, wo es angesichts neue-
rer Erkenntnisse notwendig ist. Rechthaberei ist ge-
wiß nicht unsere Sache. 

Deshalb brauchen wir auch — ich will das hier offen 
aussprechen — mehr Finanzmittel, als ursprünglich 
geplant war. Richtig ist aber, daß diese erhöhten Fi-
nanzmittel in 1990 ohne Steuererhöhungen aufzu-
bringen gewesen wären, wenn sich das politische Um-

feld nicht geändert hätte. Ich glaube, dies ist eine red-
liche Aussage, an der Sie nichts kritisieren können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir sollten uns davor hü-
ten, angesichts der Probleme die Erfolge zu verges-
sen. Die Menschen in den neuen Ländern sind nach 
zwei Diktaturen endlich frei. Sie können ohne Angst 
ihre Meinung äußern; sie können reisen, wohin sie 
wollen. 

(Zuruf von der SPD: Aber sie haben keinen 
Job!)  

Die politischen Gefangenen sind frei. Es gibt demo-
kratische Parteien. Wir haben im letzten Jahr vier 
Wahlen gehabt. Das sind doch alles elementare Er-
folge, die wir nicht vergessen dürfen und auch nicht 
vergessen wollen. 

Auch in der Wirtschaft gibt es nicht nur schlechte 
Meldungen. Es sind nicht nur Arbeitsplätze verloren-
gegangen; vielmehr sind seit der Währungsunion 
1,5 Millionen Arbeitsplätze neu geschaffen worden. 
Die Stimmung aber ist — das kann man durchaus 
zugeben — nicht gut. Ich selbst war in der letzten 
Woche in Thüringen. Die Gespräche mit den Bürgern, 
mit den Betroffenen sind zum Teil bedrückend. Es ist 
gar nicht so sehr der Mangel an Geld, nein, es ist nach 
meinem Eindruck die Unsicherheit darüber, wie es 
weitergehen soll. Mein Eindruck ist allerdings auch, 
daß sich diese Stimmung in erster Linie darauf be-
zieht, daß nicht alles schneller geht. Langfristig gese-
hen scheint mir durchaus eine solide Zuversicht vor-
handen zu sein. 

Ein Schlüsselerlebnis war für mich der Besuch bei 
den Redakteuren einer großen Thüringer Zeitung, die 
sich skeptisch über die aktuelle Lage äußerten, mir 
aber gleichzeitig mitteilten, daß sie in Kooperation mit 
einem westdeutschen Verlag mehr als 100 Millionen 
DM für neue Maschinen, für neue Druckanlagen und 
für Gebäude investieren wollen. Sie vertrauen also 
darauf, daß es wirtschaftlich aufwärts gehen wird. 

Meine Damen und Herren, Ludwig Erhard hat zu 
seiner Zeit gesagt, es seien allzu viele am Werke, das 
deutsche Volk immer wieder in Verzweiflung und 
Lebensangst zu treiben. 

(Müntefering [SPD]: Er kannte Sie noch 
nicht!) 

Manche Kritiker bemühen sich, diesem brav arbei-
tenden deutschen Volk einzureden, daß es keinen 
Tag seines Lebens froh werden darf. Ich will nicht 
schönreden, nicht bagatellisieren, meine aber, daß 
das auch heute zutrifft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fuchs  [Köln] [SPD]: Das ist ein Hohn für die 

Menschen, Herr Kollege!) 

Es ist richtig, was der stellvertretende SPD-Vorsit-
zende Thierse dieser Tage zur wirtschaftlichen und 
sozialen Situation in den neuen Bundesländern im 
Kern gesagt hat. Er hat bestätigt, daß in den neuen 
Ländern quantitativ keine Verschlechterung einge-
treten sei, aber er hat zu Recht ergänzt, daß die Men-
schen subjektiv anders empfinden. Jetzt gelten an-
dere Bezugsgrößen. Mit dem Niederreißen der 
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Grenze ist der Kontrast zum Wohlstand in West-
deutschland noch mehr offenbar geworden. Das erfor-
dert unsere Anstrengungen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Schwarz-
malerei hilft niemandem, sondern schadet der Sache. 
Wir hatten durch die deutsche Teilung Jahr für Jahr 
Verluste in Höhe von 30 Milliarden bis 40 Milliarden 
DM. 

(Müntefering [SPD]: Bohl und die Schwarz-
malerei, wie schön!) 

Alles, was die Bundesregierung jetzt tut und mit die-
sem Bundeshaushalt beschleunigt fortsetzt, ist eine 
große Investition, ein starkes Signal in die Zukunft 
unseres Landes. 

(Gilges [SPD]: Das glaubt Ihnen doch kei-
ner!) 

Wir investieren in einem riesigen Ausmaß in Maßnah-
men zur Umschulung, um die Produktivität in den 
neuen Ländern zu verbessern. Wir leisten den neuen 
Ländern Unterstützung, um die katastrophale Um-
weltverschmutzung durch den Sozialismus zu beseiti-
gen. Wir geben ihnen Hilfestellung beim Aufbau einer 
leistungsfähigen Verwaltung, ohne die keine mo-
derne Volkswirtschaft arbeiten kann. Wir greifen im 
Rahmen des großen Gemeinschaftswerkes all jenen 
unter die Arme, die in dieser Zeit des Umbruchs kurz-
arbeiten müssen oder arbeitslos werden. Die Leistun-
gen des Bundes für die neuen Länder sind ein Beispiel 
für gelebte Solidarität. Die große Mehrheit der Deut-
schen unterstützt dieses Gemeinschaftswerk. Ich 
möchte mich insbesondere beim DGB ganz herzlich 
für diese Unterstützung bedanken. Ich glaube, man 
kann heute sagen, an fehlendem Geld wird es jetzt in 
den neuen Ländern nicht mehr scheitern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, der Bund alleine kann 
dieses Gemeinschaftswerk auf staatlicher Ebene nicht 
bewältigen. Wir sind auf die Unterstützung aller ange-
wiesen. Ich nenne beispielhaft die Länder. Sie haben 
sich leider erst nach langem Drängen zu einer ange-
messenen Beteiligung bereit erklärt. Ich frage mich, 
warum sich gerade die SPD-Ministerpräsidenten so 
lange sträubten, mehr Solidarität zu zeigen. Immerhin 
haben doch auch ihre Bundesländer durch die deut-
sche Einheit allein 1990 Milliarden DM mehr an Steu-
ern eingenommen. 

Ich nenne auch die Kommunen. Viele haben erheb-
lich höhere Steuereinnahmen. In meinem Wahlkreis 
gibt es z. B. eine kleine Gemeinde mit SPD-Mehrheit, 
die sich jetzt für 2,5 Millionen DM das Bürgerhaus 
ausbaut. Ich frage mich: muß das sein? Andere Kom-
munen im Westen geben Geld aus, um Straßen zu-
rückzubauen. Dabei geht es doch darum, die Straßen 
im Osten auszubauen. Das muß doch die Forderung 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich frage mich, ob die Kommunen nicht manche Aus-
gaben zugunsten ihrer Partnergemeinden in die 
neuen Länder umleiten könnten. Es wäre auch schon 
beste Solidarität, wenn durch Verzicht oder Streckung 
von wünschenswerten Maßnahmen der Kapitalmarkt 
nicht zusätzlich belastet würde. Bevor es hier noch 

schöner wird, muß es in den neuen Bundesländern 
überhaupt erst schön werden. Das ist doch die Forde-
rung, die wir erheben müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unser 
Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost für die neuen 
Bundesländer ist eine Investition für ganz Deutsch-
land. Von den Deutschen in den alten Bundesländern 
wird Solidarität erwartet und erbracht. Ich persönlich 
füge hinzu: Ich finde, das ist auch eine patriotische 
Pflicht. Von den Deutschen in den neuen Ländern 
muß, auch wenn es zugegebenermaßen sicherlich 
manchmal bitter ist und nicht leichtfällt, Geduld auf-
gebracht werden. 

(Wettig-Danielmeier [SPD]: Langweilig!) 

Über 40 Jahre sozialistische Mißwirtschaft lassen sich 
nicht wegpusten wie eine Seifenblase. Dazu sind 
harte Arbeit und kluge Politik notwendig. 

Ich finde, mit diesem Bundeshaushalt leisten wir 
dazu einen erheblichen Beitrag. Die Union hat bewie-
sen, daß sie die Konzepte und die Kraft hat, um 
Deutschland Wohlstand und soziale Sicherheit zu ge-
ben. 

In den Aufbaujahren gelang es uns in Westdeutsch-
land, zu einem rasanten, wirtschaftlichen Aufstieg zu 
kommen. Unter unserer Verantwortung wurde ein so-
ziales Netz geschaffen, das weltweit seinesgleichen 
sucht. Nach der Wirtschaftsk rise der SPD-Regierung 
ging es mit uns seit 1982 stetig wieder bergauf. Jetzt 
gilt es, diesen Aufschwung — auch in den neuen Bun-
desländern — zu verwirklichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich sage hier, meine Damen und Herren, die Men-
schen in den neuen Bundesländern können sich auf 
die Union und auf diese Koalition verlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe bei der SPD) 

Lassen wir uns trotz unserer Probleme die Zuver-
sicht nicht zerstören! Wir leben in Deutschland, wie 
ich finde, fast auf einer Insel der Freiheit und des inne-
ren Friedens, um die uns viele andere Völker sehr 
beneiden. Wenn wir an den Golf sehen, ins Baltikum 
oder an den Balkan, dann erkennen wir erst, in welch 
glücklicher Lage wir sind. Wir setzen auf Mut und 
Optimismus. Wir bitten alle Deutschen auch weiterhin 
um Unterstützung, zum Teil um Geduld, aber auch um 
Zuversicht bei der weiteren Entwicklung für ganz 
Deutschland. Ich persönlich halte das für eine großar-
tige Aufgabe. 

(Müntefering [SPD]: Können Sie das viel

-

leicht noch einmal alles wiederholen? Das ist 
so schön!) 

Ich danke all denen ganz besonders, die sich uneigen-
nützig in den neuen Bundesländern für den Aufbau 
engagieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir werden uns als 
Union und Koalition nicht beirren lassen. Es bleibt 
dabei: Gemeinsam werden wir es schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Abgeordnete Herr Dr. Briefs. 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Ich denke, Predigten, 
wie wir sie soeben gehört haben, helfen hier nicht, 
helfen niemandem. Die Wahrheit ist vielmehr: Selten 
ist eine Jahrhundertaufgabe so unzureichend wahr-
genommen worden wie die Angliederung der DDR an 
die BRD. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 
Das gilt insbesondere, wenn man die Entwicklung mit 
den Augen der Bürger und Bürgerinnen in der frühe-
ren DDR betrachtet. „Niemandem wird es schlechter 
gehen, vielen aber besser" , so der Kanzler vor der 
Wahl. 

Den Verheißungen des Kanzlers entsprachen die 
Erwartungen der Bürger: Die Währungsunion und die 
D-Mark, die Soziale Marktwirtschaft und das freie 
Unternehmertum werden es schon richten. — Heute 
— das Jahr 1 nach dem Anschluß der DDR an die BRD 
ist noch nicht herum — wird die Wahrheit sichtbar: 
Ein Fünftel der Menschen in der DDR ist inzwischen 
von Arbeitslosigkeit getroffen. Existenzangst, Hoff-
nungs- und Perspektivlosigkeit breiten sich aus. Die 
Selbstmordzahlen — wie der „Spiegel" in dieser Wo-
che berichtet — gehen in der DDR in die Höhe. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie fördern die 
doch, durch solche Reden, die Sie hier hal-

ten!) 

Die Wahrheit ist: Die DDR-Wirtschaft bricht zusam-
men. Sie bricht zusammen, weil Sie, die politisch Ver-
antwortlichen in Bundesregierung und Koalitionspar-
teien, es an der Einsicht in die Notwendigkeit eines 
Mindestmaßes von wirtschaftlichen und politischen, 
von sozial- und arbeitsmarktpolitischen Schutzvor-
kehrungen haben fehlen lassen. 

(Widerspruch von der CDU/CSU) 

Bei der Fusion von Wirtschaftsunternehmen wäre ein 
so planloses, unkoordiniertes, ohne soziale Hilfen und 
Produktionsumstellungen durchgeführtes Verfahren 
tödlich. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Tödlich war Ihr Sy -
stem!)  

Die Bundesregierung hat das Jahrhundertprojekt der 
Zusammenführung zweier gänzlich unterschiedlicher 
Wirtschaftssysteme ohne jedes Konzept, nur ver-
pflichtet ihrem Kredo von der Selbstregulierung des 
Marktes und des freien Unternehmertums, in Ang riff 
genommen und sich entwickeln lassen. Die Folgen 
tragen die Menschen im Osten, insbesondere die 
Frauen, die Jugendlichen, die Rentner und Rentnerin-
nen sowie die sonstigen sozial Schwachen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Nun ist auch richtig: Die Volkswirtschaft der DDR 
hatte nur ca. 60 v. H. des Produktivitätsstandes der 
BRD. — Seit wann aber ist geringere Produktivität ein 
Verbrechen, das mit sozialer Not und psychischer und 
materieller Verelendung von zwei Dritteln der frühe-
ren DDR-Bevölkerung geahndet werden dürfte? Hätte 
nicht gerade der im Westen vielfach untersuchte und 
ständig dokumentierte Rückstand der DDR -Wirt

-

schaft — Verweis auf die Untersuchungen des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsforschung — ein beson-
ders sorgfältig geplantes und geregeltes und vor allem 
sozial abgefedertes Verfahren der Überleitung auf die 
Wettbewerbsbedingungen der sogenannten Sozialen 
Marktwirtschaft notwendig gemacht, jener Sozialen 
Marktwirtschaft, die nun so sozial auch wiederum 
nicht ist, wie die weitaus mehr als 2 Millionen Arbeits-
losen der letzten 10 Jahre auch im reichen, hochpro-
duktiven und gerade jetzt durch zusätzliche Aufträge 
aus dem Osten noch stärker beschäftigten Westen 
beweisen? 

Es wird sich sicherlich einmal als die große Schuld 
dieser Bundesregierung herausstellen, diesen riesi-
gen Anschlußprozeß so unzulänglich, so wenig vor-
ausschauend und so im Grunde gegen besseres Wis-
sen oder Wissen-Können handelnd, so dilettantisch 
gehandhabt zu haben. Aber möglicherweise haben 
Sie, Bundesregierung und Koalitionsparteien, damit 
den Anfang vom Ende der konservativen Hegemonie 
in Deutschland eingeleitet. Das wäre, auch wenn es 
den Menschen im Osten jetzt nicht unmittelbar hilft, 
doch ein Lichtblick. 

Ein Vorstandsvorsitzender in der Wirtschaft hätte 
längst seinen Hut nehmen müssen bei soviel Untätig-
keit und soviel offensichtlicher Unfähigkeit. Dafür 
würde schon der Aufsichtsrat sorgen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Die SED hätte vor 
40 Jahren ihren Hut nehmen müssen!) 

Sie haben jedoch keinen Aufsichtsrat, und Ihre Koali-
tionsfraktionen — hier jetzt spärlich vertreten — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wundert Sie 
das?) 

dienen als Claqueure, die auf Gedeih und Verderb, 
beseelt vom tiefen Glauben an die Marktwirtschaft 
und an das Unternehmertum, alles billigen, was Sie 
tun oder auch nicht tun — alles billigen! 

Die Bevölkerung, so rechnen Sie, kann ja doch erst 
wieder in vier Jahren ihr Kreuz auf dem Wahlschein 
machen. Wenn Sie sich da aber nur nicht verrechnen! 
Denn der Unmut in der Bevölkerung wächst im Osten 
wie im Westen, im Osten z. B. bei den Montagsde-
monstrationen, die seit gestern wieder, organisiert 
durch die Gewerkschaften, in Leipzig stattfinden und 
demnächst auch an anderen Orten wieder stattfinden 
werden. 

Es ist in der Tat so: Wenn Sie und die wirtschaftlich 
Mächtigen noch etwas zu den notwendigen sozialen 
Zugeständnissen 

(Kittelmann [CDU/CSU] : Ihr Kommunisten 
versucht, euer Süppchen da zu kochen!) 

und zu wirtschaftlich überfälligen Umstrukturie-
rungsmaßnahmen in den verschiedenen Branchen 
— hierzu wird später mein Fraktionskollege Bernd 
Henn noch etwas sagen — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der muß auch 
noch reden? Reicht denn nicht einer?) 

zwingen kann, dann ist es der Druck der Straße, dann 
ist es nach dem demokratischen Widerstand des Jah

-

res 1989 ein sozialer und damit zugleich demokrati- 
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scher Widerstand und nur allzu berechtigter Aufruhr 
im Osten Deutschlands. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Den hätten Sie 
wohl gern, damit Sie Ihr Süppchen kochen 

können!) 

Aber auch im Westen wächst die Empörung in der 
Bevölkerung. Die Menschen fühlen sich nach allen 
Regeln der politischen Kunst hinter das Licht geführt. 
Vor der Wahl hieß es: Die deutsche Einheit wird ohne 
Steuererhöhungen kommen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie hören auf die 
kommunistischen Reservebataillone!) 

Jetzt kommen Steuererhöhungen, und nicht zu 
knapp, und vor allem in einer durch und durch un-
sozialen Form. 

Der Golfkrieg kam Ihnen da offenbar zunächst wie 
gerufen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Unerhört! — 
Dr.  Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Gebt erst 
mal das Vermögen der PDS dem Staat zu- 

rück!) 

Die patriotische Aufwallung — Herr Bohl hat eben 
von patriotischen Gefühlen gesprochen, da haben wir 
es — und das Bewußtsein, beim Krieg und, was nicht 
vergessen werden darf, in der Folge auch an dem Völ-
kermord an der irakischen Zivilbevölkerung, doch 
nicht richtig dabei zu sein, schien das richtige Klima 
zu schaffen, um erst mal 17 Milliarden DM im Blitz-
verfahren bereitzustellen. Da wurde geklotzt wie nie 
zuvor. Im Osten dagegen wird auch heute noch ge-
kleckert, wie gehabt. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wissen Sie eigent-
lich, wie schlimm Ihre Rede ist?) 

Nun hat der mit wohl mehr als 100 000 Opfern, dar-
unter vielen Zivilisten, Frauen, Männern und Kindern, 
herbeigebombte Sieg der Alliierten Ihnen diesen Vor-
wand für Steuererhöhungen genommen. 

Erlauben Sie mir an der Stelle eine Anmerkung zur 
Medienpolitik. Die Medien in der BRD berichten aus-
schließlich über die Siegesfeiern und die heimkehren-
den GIs in den USA. Ob die getöteten irakischen Sol-
daten und die Zivilisten keine Kinder, keine Frauen, 
keine Freunde und Freundinnen haben? 

Doch zurück zu Ihrer Steuerpolitik. Der Golfkrieg ist 
zu Ende. Damit ist der Vorwand für weitere Steuerer-
höhungen weg. Nun müssen Sie sich der Beschäfti-
gungskatastrophe und dem Zusammenbruch der Be-
triebe im Osten zuwenden. Aber was fällt Ihnen dazu 
ein? Nicht ein durch Kredite und Subventionseinspa-
rungen finanziertes expansives Hilfs - und Aufbau-
programm, sondern Steuererhöhungen und weitere 
Belastungen insbesondere der Masseneinkommen, 
mit dem Ergebnis, daß allein dadurch voraussichtlich 
in diesem Jahr ca. 15 Milliarden DM Güter und 
Dienstleistungen weniger produziert werden. Das 
sind 15 Milliarden DM, die für die Hilfe im Osten feh-
len. Also gerade in dem Moment, wo Leistung er-
bracht werden muß, um sie in den Osten zu lenken, 

drücken Sie mit Ihrer Haushaltspolitik, mit Ihrer 
Steuerpolitik auf das Niveau der Produktion. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Die PDS 
soll das Vermögen zurückgeben!) 

Statt vagabundierende Kapitalien, Spekulationsge-
winne, Rüstungsprofite, stille Reserven der reichen 
Wirtschaft, statt durch Steuervermeidung und Steuer-
hinterziehung dem Staat entgehende Gelder, statt 
sonstige parasitäre Einkommen, z. B. von wucheri-
schen oder kriminellen Wohnungsvermittlern erzielte 
Einkommen zu erschließen, abzuschöpfen und für 
produktiv-investive Anlagen im Osten umzulenken, 
reduzieren Sie vor allem die Kaufkraft der Massenein-
kommen. Der dadurch bedingte Rückgang der Nach-
frage wird auch in den Investitionsgütersektoren zu 
weniger Aufträgen und damit weniger Wertschöp-
fung und damit auch Verlusten von Hilfsmitteln für 
den Osten führen. Der womöglich durch geringere 
Kapazitätsauslastung ebenfalls abnehmende Kapital-
rückfluß, insbesondere in den fixkostenintensiven 
Wirtschaftszweigen im Westen, reduziert weiterhin 
Investitionsneigung und Investitionsströme in den 
Osten und erhöht sicher sogar die Neigung, noch 
mehr Kapital an den internationalen Geld- und Kapi-
talmärkten vagabundieren zu lassen. Ihre Unterneh-
mensteuerreform soll dann wieder diesen von Ihnen 
selbst verursachten Effekt aufheben. Ob sie das kann, 
ist allerdings sehr zweifelhaft. 

In jedem Fall bleibt es das Muster einer durch und 
durch unsozialen Finanz - und Haushaltspolitik: Bei 
den Beziehern niedriger und mittlerer Einkommen 
wird abkassiert, den Reichen und Superreichen wird 
gegeben, und das Ganze ist auch noch geradezu öko-
nomisch kontraproduktiv. 

Aber ich gebe zu: Neu ist es nicht in Ihrer Politik. Sie 
haben uns bereits in der letzten Legislaturperiode mit 
der unsozialen Steuerreform und Gesundheitsre-
form, auch nicht zu vergessen die nicht gerade soziale 
Postreform, konfrontiert. Insofern hat dieser Wahn-
sinn schon Methode. Nur ist die Bevölkerung im We-
sten wie im Osten offenbar nicht mehr bereit, das so 
einfach hinzunehmen. Das böse, aber richtige Wort 
von der Steuerlüge macht zu Recht die Runde. Politik 
als schmutziges, verlogenes Geschäft, als prinzipielle 
Lügerei steht vielfältig im Raum. Das ist Ihr Ver-
dienst. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sagen Sie!) 

So folgt der Uneinsichtigkeit bzw. dem Unwillen, 
soziale Vorkehrungen zu treffen und planmäßig neue 
Wirtschaftsstrukturen im Osten zu errichten, zwangs-
läufig die Verhöhnung der Menschen im Osten wie im 
Westen. Erst werden sie mit Verheißungen aller Art 
geködert, insbesondere wird erst das Verlangen der 
Menschen im Osten nach mehr Konsum nach allen 
Regeln der Kunst politisch kapitalisiert und ausgebeu-
tet, nun folgt die Rechnung: Arbeitslosigkeit unge-
ahnten Ausmaßes im Osten und unsoziale Abkassie-
rerei im Westen. 

Ja, es ist eine Steuerlüge, die Sie, Herr Bundeskanz-
ler, die Bundesregierung und die Koalitionsparteien 
zu verantworten haben. Aber es ist zugleich auch 
mehr. Der gesamte Prozeß des Anschlusses ist insge-
samt und in den Details ein verlogener Prozeß, in dem 
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die kollektive Gutgläubigkeit insbesondere der Bür-
ger und Bürgerinnen in der DDR schamlos ausgenutzt 
wurde. Sie haben die Wähler in Ost und West vor dem 
2. Dezember 1990 getäuscht — erfolgreich —, sie ha-
ben sie geködert — erfolgreich —, und die Wähler 
und Wählerinnen sind Ihnen ins trügerische Netz ih-
rer Steuer- und Anschlußlügen gegangen. 

Den Zusammenbruch der Ostmärkte, den Sie an-
sonsten als Grund anführen, hätten Sie voraussehen 
können und müssen. Im Rahmen eines planmäßigen, 
ordentlichen Vorgehens hätten Sie sich mit den Re-
gierungen des früheren sozialistischen Ost- und Süd-
osteuropas ins Benehmen setzen können und für ent-
sprechende Stützungsprogramme und Stützungsmaß-
nahmen sorgen können und müssen. 

Nein, die erneute Schuldzuweisung an die soziali-
stischen Länder funktioniert nicht. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Wie die sozialisti-
sche Wirtschaft, die funktioniert auch 

nicht!) 

Die Schuld liegt bei Ihnen und Ihrer konzeptionslosen, 
planlosen, ökonomisch kontraproduktiven und zu-
gleich unsozialen Politik. Die Wirtschaftspolitik und 
insbesondere die Finanz- und Haushaltspolitik müs-
sen sofort und völlig umgesteuert werden und müssen 
sofort auf Expansion, auf Not- und Hilfsprogramme, 
auf Strukturprogramme im Osten umgeschaltet wer-
den. 

Angesichts der wirtschaftlichen Bedingungen im 
Westen — dort gibt es hochmoderne, zum Teil bei 
weitem nicht ausgelastete Produktionsapparate — 
wird wohl jedes Anreizsystem für Investitionen im 
Osten zu kurz greifen. 

Daher muß ein wirtschaftspolitischer Paradigmen-
wechsel her: Erstens. Die Forderungen der Gewerk-
schaften nach schneller Angleichung der Einkom-
mens- und Sozialleistungen sind zu unterstützen. Sie 
sind auch ökonomisch in dieser Situation durch und 
durch gerechtfertigt. 

Zweitens. Öffentlich finanzierte und organisierte 
Strukturprogramme und insbesondere Investitionen 
zum Ausbau der Infrastruktur und in den wichtigen 
Lebensbereichen — Wohnungsbau, Wohnungsmo-
dernisierung, Altlastensanierung, Wohnumfeldver-
besserung — müssen die Initialzündung für einen sich 
selbst tragenden Prozeß im Osten geben. Der Staat 
muß das tun, was die Wirtschaft nicht tut: vorangehen 
und einen sich selbst tragenden Prozeß des wirtschaft-
lichen Aufbaus in Gang bringen. Expansion im Osten 
muß her, um der Beschäftigungskatastrophe entge-
genzusteuern. Das läßt sich ohne Steuererhöhungen 
für die Bezieher kleiner und mittlerer Einkommen er-
reichen. 

Nach unseren Vorstellungen muß zu einem solchen 
umfassenden Strukturprogramm gehören: erstens die 
Entwicklung von Branchen- und regionalbezogenen 
Strukturprogrammen im Rahmen einer fünfjährigen 
zukunftsorientierten Aufbauplanung im Gesamtvolu-
men von 500 Milliarden DM, d. h. von jährlich 
100 Milliarden DM zusätzlich zu den heute bereits 
angesetzten Leistungen der Gebietskörperschaften. 

Zweitens muß dazu gehören, im Rahmen dieser 
Strukturprogramme ein Bündel von gezielten Maß-
nahmen zu verabschieden: 

Erstens. Verstärkter Ausbau der Telekommunika-
tionsinfrastruktur. 

Zweitens. Modernisierung und Ausbau des Eisen-
bahnnetzes; Einrichtung von modernen Gütertermi-
nals; ökologisch bewußter Ausbau und Sanierung des 
Straßennetzes. 

Drittens. Sanierung verseuchter Böden; Sanierung 
der Wasserver- und -entsorgung; Sanierung der Müll-
deponien; Einrichtung ökologisch verträglicher Müll-
verminderungs- und -entsorgungskonzepte. 

Viertens. Ausbau des sozialen Wohnungsbaus, der 
Wohnumfeldverbesserung, der Wohnungs- und 
Stadtsanierung. 

Fünftens. Aufbau leistungsfähiger Verwaltungen 
in Kommunen und Ländern. 

Sechstens. Ausbau der Hochschulen; Ausbau der 
industrieorientierten Forschungseinrichtungen; Er-
halt von Kultureinrichtungen und sozialen Einrichtun-
gen. 

Siebentens. Aufrechterhaltung und — für einen 
Übergangszeitraum — Ausdehnung der Kurzarbeits-
regelung sowie Ausdehnung von Arbeitsbeschaf-
fungs- und Qualifizierungsmaßnahmen unter ver-
stärkter Einbeziehung von Beschäftigungs- und  Qua-
lifizierungsgesellschaf ten.  

Achtens. Stützung von Unternehmensgründungen, 
insbesondere auch in nicht unmittelbar privatwirt-
schaftlicher Form, z. B. genossenschaftlicher Form 
u. a. 

Neuntens. Last, not least — das kommt bei solchen 
Anstößen aus der Dynamik des Eigeninteresses der 
Wirtschaft hinzu — eine systematische Industriepoli-
tik, also Markterschließung, Diversifizierung, Pro-
dukt- und Verfahrensentwicklung für die Bet riebe mit 
öffentlicher Unterstützung. 

Die Finanzierung dieses Strukturhilfeprogramms in 
diesem Maße, in diesem Umfang, sollte und kann ge-
tragen werden durch erstens Ergänzungsabgaben für 
höhere Einkommen; zweitens eine Vermögensab-
gabe auf Vermögen ab 500 000 DM — das zusammen 
ergibt jedes Jahr allein über 20 Milliarden DM —; 
drittens durch eine Arbeitsmarktabgabe der Besser-
verdienenden, der Selbständigen und Beamten — das 
sind weitere 10 Milliarden DM —; viertens einen ver-
besserten Steuereinzug, d. h. das Quellenabzugsver-
fahren bei Zinserträgen, Bekämpfung der Steuerkri-
minalität, häufigere Betriebsprüfung — allein das 
könnte jedes Jahr 15 Milliarden DM ergeben —; fünf-
tens durch eine Investitionshilfeabgabe für das wa-
renproduzierende Gewerbe — weitere 15 Milliarden 
DM —; sechstens durch Solidarabgaben der Wirt-
schaft und durch Aufbringung einer Zwangsanleihe, 
aufzubringen insbesondere von Banken, Versiche-
rungen, Handelsunternehmen und gutverdienenden 
privaten Haushalten — auch das weitere 15 Milliar-
den DM und mehr — ; siebentens durch Kürzungen im 
Rüstungshaushalt, Subventionsstreichungen und 
weitere Nettokreditaufnahme — zusammen 45 Milli-
arden DM. 
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Die Rechnung geht auf. Ich stütze mich dabei im 
übrigen auf die Ausarbeitung der Gruppe „Alterna-
tive Wirtschaftspolitik", besser bekannt unter dem 
Namen MEMO-Gruppe, bei der wir mitarbeiten und 
die auch in der Vergangenheit — sehr zu Recht und 
durch die Entwicklung bestätigt — Kritik an Ihrer 
Wirtschaftspolitik geübt hat. 

Dieses Vorgehen stellt für den Aufbau im Osten 
jährlich über 100 Milliarden DM zusätzlich zur Verfü-
gung. 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Herr Kollege, 
kommen Sie dann bitte zum Schluß! 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Das ist eine 
wirksame Haushaltspolitik. Das sind konkrete finan-
zierbare Vorschläge. Das ist Hilfe für die Menschen im 
Osten. 

Wir fordern Sie, die Bundesregierung, auf: Stellen 
Sie sich endlich Ihrer Verantwortung, steuern Sie um! 
Machen Sie Politik für die Menschen, nicht für das 
Kapital. Oder machen Sie Platz für eine andere Regie-
rung oder für ein erneutes kurzfristiges Wählervo-
tum! 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Das ist eine Num-
mer zu groß für Sie, was Sie da  sagen!)  

Anschlußlügen und Steuerlügen helfen insbesondere 
den Menschen im Osten nicht weiter. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Kollege Dr. Weng. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (FDP): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Personen sind im politischen Raum auch Aussagen. 
Ich hätte für die SPD als Sprecher heute den Hoff-
nungsträger Engholm erwartet; 

(Dr. Vogel [SPD]: Und wir den Hoffnungsträ-
ger Lambsdorff!) 

Wir haben aber den Ex-Hoffnungsträger Lafontaine 
gesehen. Dieses sagt für mich aus, daß bei der SPD 
Vergangenheitsbewältigung immer noch vor Zu-
kunftsgestaltung steht. 

Es kommt dazu, daß der Ministerpräsident eines 
Bundeslandes gesprochen hat, dessen Haushalt 
rechtswidrig und nach Aussagen des eigenen Rech-
nungshofes verfassungswidrig ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hat das Frau Würfel er-
zählt?) 

Auch das ist symbolisch. Ich sage wiederum: Es ist 
gut, daß die Wähler denjenigen, der die kleine Kasse 
in seinem eigenen Bundesland nicht in Ordnung hal-
ten kann, nicht an die große Bundeskasse gelassen 
haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, wenn ich unterstellen 

würde, daß Herr Lafontaine diese Schuldzuweisung 
mit dem Hinweis darauf, es sei alles die Vorregierung 
schuld, zu Recht zurückgewiesen hat, dann hat er 
zumindest den Ablauf des Bundeshaushalts nach 1983 
verschwiegen und hier nur eine Momentaufnahme 

zum Bundeshaushalt gemacht. Das ist dann unauf-
richtig, denn in langen Jahren haben wir die Haus-
haltssituation Zug um Zug verbessert, haben durch 
Sparsamkeit Spielräume für Senkung von Nettoneu-
verschuldung und Steuern geschaffen, was wir Zug 
um Zug durchgeführt haben. Dann hätten Sie, Herr 
Lafontaine, dieses zumindest auch sagen müssen. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Debatte zum ersten ordentlichen Haushalt nach 
der Wiedervereinigung Deutschlands steht zwangs-
läufig unter dem Eindruck der dringenden nationalen 
Probleme. Wir stehen unter dem Eindruck einer nega-
tiven dynamischen Entwicklung, die eine wirtschaft-
liche Teilung Deutschlands auf lange Zeit festschrei-
ben könnte und der deshalb massiv entgegengesteu-
ert werden muß. 

Während sich im Westen die wirtschaftliche Ent-
wicklung fast rundherum als ausgezeichnet darstellt 
und alle Prognosen weiter Zuwachs signalisieren, 
kommt die Entwicklung in den neuen Bundesländern 
nicht so in Gang, wie wir es erhofft haben. Die Gründe 
sind vielfältig. Ich will einige davon nennen. 

Erstens. Wir hatten nicht erwartet, daß eine geord-
nete Verwaltung im Sinne unserer Vorstellungen hier 
im Westen aber auch im Sinne des tatsächlich Not-
wendigen nicht vorhanden war und daß deren Aufbau 
so langsam vorangeht, obwohl von westlicher Seite 
seit langer Zeit Unterstützung bei diesem Aufbau ge-
geben wird. Aber sie reicht bisher ersichtlich nicht 
aus. 

(Zuruf von der SPD: Haben Sie vergessen 
hinzuschauen?) 

Zweitens. Wir hatten nicht erwartet, daß sich die 
Abwanderung einer großen Zahl junger Menschen in 
die alte Bundesrepublik vehement fortsetzt. Ich habe 
Verständnis für jeden Bürger der neuen Bundeslän-
der, der seine Freiheit, seine wiedergewonnene oder 
erstmals gewonnene Freiheit nutzt, der seine Chance 
im Westen suchen will. Aber ich appelliere dringend, 
die Geduld nicht zu schnell zu verlieren. In aller mög-
lichen Eile stellen wir die Weichen für eine Umkehr 
der Entwicklung. Gerade die jungen Menschen wer-
den nicht nur für den Aufbau ihrer Heimat dringend 
gebraucht, sie werden auch — davon bin ich fest über-
zeugt — außerordentliche persönliche Chancen in ih-
rer Heimat haben, wenn sie noch ein wenig aushar-
ren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Bitte ist aber auch: Unterschätzen Sie den 
demokratischen Staat nicht in seiner Handlungsfähig-
keit! Gerade das freie Spiel der Kräfte, gerade die Tat-
sache, daß nicht alles durch ein Kommando von oben 
bestimmt wird, hat in der Vergangenheit für die posi-
tive Entwicklung in der alten Bundesrepublik gesorgt. 
Bei den bekannten, guten Rahmenbedingungen ist 
die Summe der persönlichen Entscheidungen freier 
Menschen die Voraussetzung für unsere Lebensum-
stände. Den Kraftakt der Währungsunion haben wir 
zumindest insoweit gemeistert, als unsere Währung 
international stabil geblieben ist. 

Wer sich die Einmaligkeit der Operation Wirt-
schafts-, Währungs- und Sozialunion in Erinnerung 
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ruft, der muß anerkennen, daß der geordnete Fort-
gang ein großer Erfolg der Politik der Koalition in 
Bonn gewesen ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Drittens. Der Aufbau der Infrastruktur in den neuen 
Bundesländern geht nicht so schnell voran, wie wir 
dies gewünscht hätten. Ich übersehe nicht alle 
Gründe, die hierfür ursächlich sind. Manches signali-
siert jedoch, daß nicht alle Möglichkeiten, die dring-
lichsten Dinge in Gang zu bringen, ausgeschöpft wor-
den sind. Bei dem Bau von Straßen und Schienen wird 
ein gewisser zeitlicher Vorlauf gebraucht. Wir schaf-
fen zur Zeit durch neue gesetzliche Möglichkeiten die 
Voraussetzungen für die erforderliche Beschleuni-
gung. Die dringend notwendigen Verkehrsprojekte 
können dann schnellstens in Ang riff genommen wer-
den. 

Ich frage mich allerdings manchmal auch, warum 
hier im Westen noch alles Mögliche neu angefangen 
wird, anstatt zuallererst im Osten das Dringlichste zu 
tun. 

(Dr. Hoyer [FDP]: Sehr richtig!) 

In dem Zusammenhang mit dem Ausbau von Ver-
kehrswegen appelliere ich an die Verantwortlichen, 
die ja mit den erleichterten Möglichkeiten viel Spiel-
raum haben werden, mit dem Bau der Infrastruktur 
keinen umweltpolitischen Kahlschlag zu verbinden. 

Es gibt eine Chance zu einem vernünftigen Ver-
kehrsaufbau bei Erhalt von ökologisch wertvollen 
Dingen in den neuen Bundesländern. 

(Nolting [FDP]: Schienenverkehr!) 

Im Bereich Telekommunikation geht es voran. 
Aber auch hier ist die Frage begründet, warum nicht 
ein Notstandsplan ins Leben gerufen wurde, der zwar 
nicht unbedingt für eine ordentliche, aber doch für 
eine schneller verfügbare Abwicklung gesorgt hätte. 
Ich appelliere dringend an die Bundespost und an 
Telekom: Lassen Sie lieber das eine oder andere im 
Westen stehen, und sorgen Sie für den dringend not-
wendigen telefonischen Anschluß unserer neuen Bür-
ger in kürzestmöglicher Zeit! 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich weiß, es wird hieran gearbeitet, aber die Dinge 
sind eben nicht so schnell vorangekommen, wie sie 
nach meiner Überzeugung hätten kommen können. 
Ohne diese Infrastruktur kann einer frei agierenden 
Wirtschaft kein Mensch verdenken, wenn sie trotz 
inzwischen hervorragender steuerlicher Behandlung 
von Investitionen noch zögerlich bleibt. 

Viertens. Es bleibt unverständlich, warum die Treu-
handanstalt, die seinerzeit noch von der DDR einge-
richtet wurde, ihre vorhandenen Möglichkeiten bis-
her nicht besser genutzt hat. Manches, was sie abge-
wickelt hat, bleibt auch für den, der das von außen 
betrachtet, unverständlich. Ich will mir eine allge-
meine Treuhandbeschimpfung ersparen — auch 
Ihnen —; es führt sowieso nicht weiter. Auch wäre 
eine allgemeine Beschimpfung nicht berechtigt. Aber 
die Treuhandanstalt ebenso wie die Gebietskörper-
schaften könnten z. B. schon längst über den Teil der 
Grundstücke verfügen, bei denen es keine rechtli

-

chen Vorbehalte gibt. Hier war und bleibt Handeln 
gefordert, nicht Zögerlichkeit und übertriebene 
Ängstlichkeit. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich begrüße in diesem Zusammenhang ausdrück-
lich, daß es innerhalb der Koalition gelungen ist, bei 
Fortbestehen des Grundsatzes „Rückgabe vor Ent-
schädigung" alle Hindernisse zu beseitigen, die die 
Investitionsbereitschaft bzw. die Investitionsmöglich-
keiten beschränken. 

Wir wollen natürlich nicht — das kann eine liberale 
Partei auch nicht wollen — , daß begangenes Unrecht 
leichtherzig für alle Zeiten festgeschrieben bleibt. In-
soweit ist der Grundsatz weiterhin richtig. Umgekehrt 
muß aber klar sein: Wer investiert, wer Arbeitsplätze 
schafft, braucht Sicherheit für seinen Besitz, für seine 
Investition, für die Beleihbarkeit von Grund und Bo-
den. In den zahlreichen Einzelfällen, um die es sich 
hier handelt, muß die Sozialpflichtigkeit des Eigen-
tums stärker gewichtet werden als der Rechtsan-
spruch. Das heißt, nach möglicherweise langwieriger 
Klärung von Eigentumsansprüchen werden die recht-
mäßigen Besitzer mit Entschädigung vorlieb nehmen 
müssen, um der Zukunftsgestaltung die erforderliche 
Öffnung zu geben. 

Daß durch den Zusatz im Bundeshaushalt — Sie 
wissen ja, daß nach dem damaligen Kabinettsent-
scheid über den Haushalt 1991 jetzt noch der Zusatz 
mit den Ausgaben für das Gemeinschaftswerk „Auf-
schwung Ost" nachgereicht worden ist — für den 
schnellen Aufbau der notwendigen rechtsstaatlichen 
Einrichtungen Sorge getragen wird, will ich mit einem 
ausdrücklichen Lob an den Bundesjustizminister Kin-
kel in diesem Zusammenhang erwähnen. Hier wird 
endlich aktiv mit der notwendigen Arbeit begon-
nen. 

Meine Damen und Herren, wer hört und sieht, in 
welchem Umfang unbearbeitete Anträge der Bürger 
zu allen möglichen Bereichen in den Rathäusern und 
in den Verwaltungen der neuen Bundesländer liegen, 
muß wissen: Hier ist ganz dringend ein Ansatz erfor-
derlich. Mit diesem erfolgreichen Bemühen des Bun-
desjustizministers wird hier ein dringend erforderli-
cher Anfang gemacht. 

Die öffentliche Diskussion über die Haushalts-
situation, vor allem über die Steuerbeschlüsse der Ko-
alition, will ich nicht über Gebühr wiederholen und 
einbringen. Tatsache ist, daß nach dem Eckwerte-
beschluß des Bundeskabinetts im November vergan-
genen Jahres und im Zusammenhang mit den Wahl-
kampfaussagen der Koalitionsparteien die Bürger ei-
nen Anspruch auf den bestmöglichen Versuch hatten, 
den Haushalt 1991 ohne Erhöhung von Steuern und 
Abgaben auszugleichen. Mit Beginn der Koalitions-
verhandlungen ist klargeworden, daß der dafür erfor-
derliche Kraftakt nicht geleistet wurde. Die Beschluß-
fassung über Mehreinnahmen ist einfacher als über 
Einsparungen. Jeder Haushälter weiß auch in ganz 
normalen Jahren ein trauriges Lied davon zu sin-
gen. 
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Ich sage aber: Das grundsätzliche politische Ziel der 
FDP, mit möglichst wenig Staatsanteil auszukommen, 
bleibt erhalten. 

(Dr. Hoyer [FDP]: Sehr richtig!) 

Die Koalition hat mit ihrem Beschluß, den Zuschlag 
auf die Lohn- und Einkommensteuer auf ein Jahr zu 
befristen, dieser Forderung Rechnung getragen. Wir 
dürfen und werden nicht vergessen, daß unsere Wirt-
schaft ihre Anteile gegen internationale Konkurrenz 
erkämpfen mußte und daß sich die europäische Ent-
wicklung in gleicher Weise fortsetzt wie die wirt-
schaftliche Verflechtung der Nationen der Welt. Es 
reicht nicht aus, daß wir unsere nationalen Probleme 
lösen. Wir müssen gleichzeitig dafür Sorge tragen, 
daß wir den Anschluß an die anderen Nationen, die 
auf dem Weltmarkt unsere Mitbewerber sind, nicht 
verlieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Im Zusammenhang mit den Steuerbeschlüssen will 
ich darauf hinweisen, daß es für den Beschluß zur 
Erhöhung der Mineralölsteuer nicht ausschließlich 
fiskalische Argumente und Gründe gibt. Die Forde-
rungen der Opposition waren in diesem Bereich im 
Bundestagswahlkampf wesentlich höher; Sie werden 
sich daran erinnern. Deren Begründung ist natürlich 
auch unsere Begründung, nämlich der Blick auf Erfor-
dernisse in der Umweltpolitik. Eine Anhebung der 
Kosten für Energie ist mit Blick auf eine zukünftige 
Umweltpolitik sinnvoll. 

Leider zeigt die Erfahrung, daß die Bürger die wün-
schenswerte Sparsamkeit im Energiebereich fast nur 
unter Preisdruck zustande bringen. Nur über einen 
höheren Preis werden Alternativen besser genutzt. 

Die politische Zusage der Koalition, die von der 
Opposition in diesem Teil sicherlich mitgetragen wird, 
nämlich den Ausstoß an Kohlendioxid Zug um Zug zu 
reduzieren, um die Klimaverhältnisse auf der Erde 
wenigstens schrittweise wieder zu verbessern, macht 
in diesem Bereich künftig weitere Anstrengungen 
notwendig — hoffentlich nicht wesentlich im Finan-
ziellen, sondern in anderen Maßnahmen. 

Vor allem wäre es außerordentlich wünschenswert 
— ich sage das mit Blick auf die internationalen Ver-
flechtungen — , wenn ein erhöhtes Energiepreis-
niveau bei den fossilen Brennstoffen international 
oder wenigstens europaweit vereinbart werden 
könnte. Eine zu weitgehende Benachteiligung der 
Wirtschaft bei den Energiekosten, eine Abkoppelung 
von der Situation in anderen, vergleichbaren Ländern, 
könnte unsere Wirtschaft zu sehr belasten. 

Ich will mit diesem genannten umweltpolitischen 
Hinweis die Tatsache der Steuererhöhungen nicht 
verharmlosen. Ich sage das auch mit Blick darauf, daß 
in den Koalitionsbeschlüssen zur Steuererhöhung ein 
Hinweis bezüglich der Umsatzsteuer vorhanden ist. 
Ich meine, es ist ein begründeter Hinweis. Wenn Ent-
wicklungen absehbar sind, ist es ehrlich, den Bürger 
auf solche Entwicklungen frühzeitig hinzuweisen. 

Sollte ab 1993 mit Blick auf die europäische Harmo-
nisierung eine Erhöhung der Mehrwertsteuer tat-
sächlich unabdingbar sein, so darf dies nicht als ein-
fache Ausweitung staatlicher Einnahmen verkonsu-

miert werden. Entlastungen an anderer Stelle sind 
unverzichtbar. Natürlich muß es sich um Entlastungen 
handeln, die unsere internationale Wettbewerbsfä-
higkeit und damit den Wohlstand unserer Bürger si-
chern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Der von der Bundesregierung ursprünglich vorge-
legte und verabschiedete Haushalt 1991 hatte ein Vo-
lumen von knapp 400 Milliarden DM. Die Ausgaben 
sind, wie vorhin gesagt, durch das Gemeinschafts-
werk Aufschwung Ost um 12 Milliarden DM erhöht 
worden. Durch den Verzicht auf Zuschüsse aus dem 
Fonds Deutsche Einheit in den Bundeshaushalt trägt 
der Bund 1991 weitere 5,7 Milliarden DM zur Ent-
wicklung der neuen Bundesländer bei. 

Unsere Festlegung, die Nettoneuverschuldung auf 
gerade noch erträgliche 70 Milliarden DM festzu-
schreiben, ist einer der wesentlichen Eckpfeiler dieses 
Haushalts. 

Diese Festlegung ist von der Deutschen Bundes-
bank seinerzeit mit dem Hinweis darauf flankiert wor-
den, daß man diese Größenordnung für gerade noch 
erträglich hielt. Da wir in unserer nationalen Arbeit 
natürlich immer von den Entscheidungen der Deut-
schen Bundesbank wesentlich abhängig sind, haben 
wir auf die Aussage der Bundesbank immer großen 
Wert gelegt und uns daran auch orientiert. 

Ich sage das auch mit Blick auf das, was über das 
Zinsniveau gesagt worden ist. Natürlich haben wir 
kein rein nationales Zinsniveau. Aber wenn die öf-
fentlichen Haushalte ausufern würden, wenn die Ver-
schuldung das Machbare tatsächlich überschreitet, 
wenn in diesem Bereich leichtfertig gehandelt würde, 
dürften wir uns nicht wundern, wenn uns die Bundes-
bank mit ihrer an der Stabilität der D-Mark orientier-
ten Zinspolitik entsprechende Signale setzen würde. 
Signale, die unsere Arbeit unter dem Aspekt der 
Haushaltsbelastung erschweren würde. Sie würden 
aber auch die Situation jedes einzelnen Bürgers er-
schweren, der in seine eigene Zukunft investieren will 
und bei höheren Zinsen entsprechend mehr aufbrin-
gen müßte. 

Ich will den Hinweis auf die 70 Milliarden DM Net-
toneuverschuldung beim Bund mit der dringenden 
Aufforderung an die anderen Gebietskörperschaften 
verbinden, dafür Sorge zu tragen, daß das in diesem 
Zusammenhang damals genannte Gesamtvolumen 
öffentlicher Verschuldung von 140 Milliarden DM 
nicht überschritten wird. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir dürfen unsere Volkswirtschaft, wir dürfen auch 
den Sparwillen unserer Bürger nicht überfordern. Ge-
rade der wohlhabende Teil der Bundesländer und die-
jenigen Gemeinden, denen es zur Zeit zum Teil außer-
ordentlich gutgeht, sind dringend zu maßvoller Aus-
gabenpolitik im Jahre 1991 aufgefordert. Sägen Sie 
nicht an dem Ast, auf dem wir alle sitzen! 

Ich will nicht verhehlen, daß sich die Koalition für 
den Haushalt noch einiges vorgenommen hat. Der in 
der Koalitionsvereinbarung niedergelegte Beschluß 
zum Subventionsabbau ist noch nicht substantiiert. 
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Ich beneide nicht die Kollegen der Arbeitsgruppe, die 
sich zu diesem Punkt an die Arbeit machen werden; 
denn wie immer werden alle Subventionsempfänger 
heftig schreien, wenn sie Kürzungen hinnehmen müs-
sen. Das wird engagiert unterstützt von den politi-
schen Gruppen einerseits, von den Zeitungen ande-
rerseits, die immer wieder Subventionsabbau fordern. 
Im Bereich der Steuersubventionen — hier ist ja das 
größere Volumen ins Auge gefaßt — heißt Abbau na-
türlich auch Erhöhung der Abgabenlast. Das ist, wenn 
auch vielleicht ordnungspolitisch wünschenswert, ei-
gentlich eine unerwünschte Ausweitung des Staats-
anteiles. 

Meine Damen und Herren, wir dürfen die Risiken 
nicht übersehen, die wir möglicherweise noch im lau-
fenden Jahr meistern müssen. Gott sei Dank schwei-
gen am Golf die Waffen; hoffentlich bleibt es auch 
dabei. Wir werden aber beitragen müssen einerseits 
zum Wiederaufbau dessen, was zerstört ist, anderer-
seits zur Verbesserung der Situation der Länder, die 
durch den Golfkrieg indirekt geschädigt wurden. 
Denken Sie z. B. nur an die Flüchtlinge, an das 
menschliche Elend derer aus anderen Ländern, die 
dort Arbeit gefunden hatten und in ihre zumeist sehr 
armen Heimatländer zurückkehren mußten! Wer die 
Situation in diesen Länder sieht, muß sagen: Auch 
hier werden wir zum Aufbau Beiträge leisten müs-
sen. 

Dies ist eine moralische Verpflichtung, aber auch 
eine zwingende politische Notwendigkeit. Wir in un-
serem Land leben auf der kleiner gewordenen Erde 
nicht auf einer Insel der Seligen. Wenn das Wohl-
standsgefälle auf der Erde zu groß wird, dann haben 
auch unsere Bürger von den Auswirkungen des Wohl-
standsgefälles vieles zu erdulden und zu erleiden. 
Deswegen muß unser Bemühen dahin gehen, in Ent-
wicklungsländern und in den hier genannten betrof-
fenen Ländern die eigene Entwicklung so voranzu-
bringen, daß die Menschen dort bleiben und nicht ihr 
Heil in der Flucht von zu Hause suchen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Unser erforderlicher Beitrag betrifft natürlich auch 
und ganz besonders die Beseitigung der ökologi-
schen Schäden — der Bundesumweltminister hat 
sie ja in Augenschein genommen — , welche die 
schlimme Aggression des Irak in der ganzen Region 
ausgelöst hat, vor allem in Kuwait und im Golf. Hier 
müssen wir mitwirken. 

Weitere Risiken liegen da rin, daß die Wirtschafts-
union im Osten Europas zusammengebrochen ist. 
Das läßt uns nicht unberührt; das kann uns nicht un-
berührt lassen. Auch hier tragen wir für den künftigen 
Aufbau Mitverantwortung. Es gibt verschiedene 
Gründe für das Zusammenbrechen. Im wesentlichen 
sind das natürlich die dortigen früheren politischen 
Verhältnisse. Deswegen muß es auch klar sein, daß 
wir den jetzt neu entstandenen Demokratien unsere 
Hilfe in größerem Maße anbieten müssen, als das vor-
her bei den Unterdrückungsregimen der Fall gewesen 
ist. 

Meine Damen und Herren, der große Erfolg der 
Zwei-plus-Vier-Gespräche, den wir der Unterstüt-
zung unserer Verbündeten, aber auch ganz wesent

-

lich der Sowjetunion und ihrem Präsidenten Michail 
Gorbatschow verdanken, sorgt für Verpflichtungen: 
Wir können nicht erwarten, daß die sowjetischen 
Truppen aus Osteuropa und vor allem aus der frühe-
ren DDR völlig ungeordnet nach Hause zurückkeh-
ren. Wir sind hier Verpflichtungen eingegangen. Wir 
stehen zu diesen Verpflichtungen; denn wir müssen 
und werden daran mitwirken, daß diese Menschen in 
ihrer Heimat leben, d. h. dort wohnen und arbeiten 
können. 

Das alles sind Lasten für die Zukunft. Meine Damen 
und Herren, wer sich vor Augen hält, was für Lasten 
hier auf uns zukommen, dem kann es manchmal et-
was schwindlig werden. 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Wohl wahr!) 

Das sind Lasten, die uns nicht allein betreffen, son-
dern die von unseren Wirtschaftspartnern in der EG, 
aber auch innerhalb der NATO von den entwickelten 
Ländern der westlichen Hemisphäre mitgetragen 
werden müssen. 

Wir als Bundesrepublik können diese Lasten auch 
in Kenntnis der nationalen Notwendigkeiten nicht al-
lein tragen. Wir sind dankbar für die Signale der Ver-
bündeten, daß man hier mitwirkt und mithilft. Aber 
die Zusagen müssen substantiiert werden, damit es an 
verschiedenen Stellen nicht zum Zusammenbruch 
kommt. 

Eine angemessene Entwicklung im Osten Europas 
ist Voraussetzung für eine f riedliche Zukunft, die wir 
ja für uns und unsere Kinder erhoffen, die wir aber 
auch allen anderen Menschen wünschen. Ich sage 
dies ausdrücklich auch mit Blick auf die Situation, die 
wir gerade in Jugoslawien vor Augen haben. 

(Zuruf von der SPD: Sind Sie fertig?) 

— Nein, ich hatte an der Stelle Applaus erwartet, 
eigentlich von allen Seiten des Hauses. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Ich kann es nicht jedesmal sagen, Herr Kollege Esters; 
aber es ist gut, daß ich darauf aufmerksam gemacht 
worden bin. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Ich sage es in Zu-
kunft auch immer!) 

Unser Bemühen im Haushaltsverfahren, Frau Mat-
thäus-Maier, wird es sein, der Sondersituation des 
Jahres 1991 Rechnung zu tragen: Dort, wo unsere 
Verwaltungen im Windschatten der Sondersituation 
ihre eigenen Gegebenheiten aufgebessert haben, 
werden wir bremsen; dies gilt auch für die Auswei-
tung der Personalhaushalte. Was beim 3. Nachtrags-
etat 1990 noch schnell zusätzlich eingeführt wurde, 
kann jetzt wieder sorgfältiger geprüft werden. Es muß 
auf das unbedingt Erforderliche zurückgeführt wer-
den. 

Mein Appell geht in diesem Zusammenhang an die 
Gewerkschaft ÖTV, die ja heute mit Warnstreiks be-
gonnen hat; Sie haben es in den Nachrichten gehört. 
— Bei allem Verständnis für Ihre Wünsche, auch bei 
aller Berechtigung von Wünschen — ich sage das 
ganz zweifelsfrei; das relative Stillhalten der ÖTV in 
den vergangenen Jahren war ja auch ein Beitrag zur 
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Konsolidierung, und das sollte man nicht übersehen; 
aber ich meine trotzdem, dieser Appell ist begrün-
det — : Tragen Sie mit Ihren Forderungen der augen-
blicklichen nationalen Notwendigkeit Rechnung, und 
denken Sie auch an Ihre neuen Kollegen im Osten 
Deutschlands. Was hier bei einer Reihe von Gewerk-
schaften im Sinne einer relativ kurzfristigen Anpas-
sung ins Auge gefaßt ist, ist sicherlich kein unvernünf-
tiger Weg. Es geht eben alles schneller, als wir ur-
sprünglich gedacht haben. Aber die Dinge müssen 
auch noch ökonomisch vertretbar sein, wenn nicht 
Strukturen zusammenbrechen sollen. 

Deswegen mein dahin gehender Appell: Meine Da-
men und Herren von der ÖTV, Ihr Warnstreik als 
Dokumentation gewerkschaftlicher Kampffähigkeit 
wird sicherlich von den Bürgern akzeptiert. Ein Ka-
puttstreiken der öffentlichen Verwaltungen in der 
schwierigen Situation gerade dieses Jahres wegen ei-
niger Zehntelpunkte beim tatsächlichen Abschluß der 
Tarifauseinandersetzung fände in der Öffentlichkeit 
ganz sicher kein Verständnis. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Matthäus-Maier [SPD]: Fünf Punkte stehen 

schon in Waigels Steuerpapier!) 

— Frau Matthäus-Maier, daß das erste Angebot und 
die erste Forderung in der Vergangenheit sehr häufig 
nicht das endgültige Ergebnis darstellten, weiß man. 
Ich kann auch nicht sagen, wo dieses Ergebnis liegen 
sollte. Unter Haushaltsaspekten sollte es natürlich so 
niedrig wie möglich sein; das wissen Sie. Aber nach 
dem, was ich vorhin gesagt habe, werden wir auch 
Verständnis dafür haben, wenn es hier zu einem ver-
nünftigen Abschluß kommt. 

Nun zu dem, was im Haushaltsentwurf steht: Daß 
der Bundeshaushalt immer eine gewisse Vorsorge 
trägt, die aber noch keine Aussagekraft im Hinblick 
auf den letztendlichen Abschluß hat, sollten Sie früher 
bei der FDP eigentlich gelernt haben. Wenn Sie es 
jetzt wieder vergessen haben, ist das schade. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf der Abg. Matthäus-Maier [SPD]) 

— Frau Kollegin Matthäus-Maier, zu dem Zwischen-
ruf „dumm und frech" halte ich Ihnen gerne einen 
Spiegel vor. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Einen 
sehr großen! — Zurufe von der SPD) 

—Wer in den Wald hineinruft, Herr Müntefering, darf 
sich nicht wundern, wenn ab und zu auch einmal ein 
Echo herauskommt. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Sie wissen anschei-
nend nicht, auf welche Passage ich mich be-

ziehe ! ) 

Meine Damen und Herren, ich will zum Schluß auch 
an die Kollegen hier im Parlament appellieren — den-
jenigen, die wegen der Mittagspause gerade nicht 
hier sein können, bitte ich das mitzuteilen — , der Son-
dersituation des Jahres 1991 insoweit Rechnung zu 
tragen, als der Haushalt 1991 heute in unsere parla-
mentarische Verantwortung übergeht. Der Haushalts-
ausschuß, der für Sie alle die Vorarbeit leisten wird, ist 
für jeden Einsparungsvorschlag ebenso dankbar wie 

für jeden Verzicht auf die Forderung nach zusätzli-
chen Ausgaben. 

Wir entlassen die Regierung aus ihrer Verantwor-
tung für die vorläufige Haushaltsführung erst mit der 
abschließenden Beratung, die für Juni geplant ist. 
Meine herzliche Bitte auch an die Bundesländer: Wir-
ken Sie daran mit, daß dieser Termin eingehalten wer-
den kann; denn das Parlament muß meines Erachtens 
schnellstens handeln. Sonst würde es sich für einen 
langen Zeitraum innerhalb dieses Jahres eines seiner 
wesentlichsten Rechte begeben. 

Daß unser Ziel im weiteren Verlauf des Jahres 1991 
sein wird, daß das Jahr 1992 wieder mit einem parla-
mentarisch beschlossenen Haushalt beginnt, will ich 
hier zusätzlich erwähnen. Dies ist die Koalition mit 
ihrem soliden und guten Wahlergebnis vom 2. De-
zember vergangenen Jahres den Bürgern im Lande 
schuldig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, die FDP-Fraktion wird 

die Beratungen zum Haushalt 1991 zügig und kon-
struktiv mitgestalten. Wir werden in der Überzeugung 
unserer grundsätzlich richtigen Politik wie in den ver-
gangenen Jahren das Notwendige tun, um die Ent-
wicklung unseres Landes — ich sage dies nochmals 
mit besonderem Blick auf die neuen Bundesländer 
und auf die neuen Bürger — in guter Weise voranzu-
bringen. 

(Anhaltender Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schulz. 

Werner Schulz (Berlin) (Bündnis 90/GRÜNE): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Bevor ich in 
die allgemeine Haushaltsdebatte einsteige, möchte 
ich einer angenehmen Pflicht nachkommen und eine 
Einladung überbringen. Ich möchte Sie, Herr Bundes-
kanzler, einladen, am 18. März nach Leipzig zu kom-
men. Es ist ein Montag, ein Jahr nach der Volkskam-
merwahl und anderthalb Jahre nach den legendären 
Leipziger Montagsdemonstrationen. Es wird um 
18 Uhr eine große Kundgebung stattfinden. Ich weiß, 
Sie haben einen Faible für solche Veranstaltungen, 
und Sie haben auf solchen Veranstaltungen beträcht-
liche Wirkung erzielt. 

In der Stadt, wo der gewaltlose Aufbruch oder das 
Signal für den Zusammenbruch eines Unrechtssy-
stems ausgelöst wurde, wo unüberhörbar der Ruf nach 
nationaler Einheit erklang, breiten sich jetzt Unmut, 
Betroffenheit, Resignation und Verzweiflung aus. So 
hatte man sich die Vereinigung nicht vorgestellt. 

Bitte führen Sie nicht nur im Bundeskanzleramt Kri-
sengespräche mit den Vertretern aus den ostdeut-
schen Ländern, sondern sprechen Sie zu den Bürge-
rinnen und Bürgern, die so große Erwartungen in Sie 
gesetzt haben. Es sind oder waren Ihre Wähler. Spre-
chen Sie jetzt zu den Menschen, denen Sie im Früh-
jahr so viel Zuversicht gegeben haben. Diese Men-
schen brauchen jetzt Klarheit, brauchen jetzt Hilfe, 
brauchen jetzt Ihr deutliches Bekenntnis, daß man aus 
der bedrückenden Situation mit gemeinsamer Kraft- 
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anstrengung und mit nicht erlahmender Solidarität 
alsbald herauskommt, 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Was tun wir denn 
von morgens bis abends?!) 

daß Sie, Herr Bundespräsident, und Sie, Vertreter der 
Koalitionsparteien, trotz aller Schwierigkeiten tat-
sächlich dafür bürgen, daß es keinem schlechter geht 
als vorher. Dieser Zweifel besteht. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Meine Damen und Herren, wir aus dem Osten, wir 
früheren Bürger der DDR sind, was die parlamentari-
sche Demokratie anbelangt, noch immer Anfänger. 
Naturgemäß sind Sie aus dem Westen, die schon seit 
langem Bürger dieser Republik und Abgeordnete die-
ses Parlamentes sind, unsere Lehrmeister. Wir können 
uns nicht beklagen: Im Verlaufe des letzten Jahres 
haben wir mehr als eine Lektion in Demokratie ge-
lernt. Wir haben z. B. gesehen, daß sich das westliche 
System vom SED-System nicht dadurch unterschei-
det, daß nur SED-Größen Zwecklügen in Umlauf set-
zen und daß sie verharmlosen und verdrehen. An-
fänglich haben viele Leute in der damaligen DDR 
Hoffnungen in die Versprechung bundesdeutscher 
Politiker gesetzt, mit der Einführung der D-Mark 
werde es allen schlagartig besser gehen. Heute sind 
sie klüger und realistischer. Sie haben gelernt: Auch 
in der Demokratie schenken die Politiker den Leuten 
nicht immer reinen Wein ein. Aber der Kater kommt 
schneller, die Wahrheit kommt früher ans Licht. 

Altbundespräsident Carstens hat gesagt: 

Man kann der Demokratie keinen größeren Scha-
den antun, als wenn der Eindruck entsteht, die 
Politiker lügen. 

Dies ist ein nachdenkenswerter Satz. Diesen Eindruck 
zu vermeiden, das ist Ihnen, meine Damen und Her-
ren in der Koalition, in den letzten Monaten gründlich 
mißlungen. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Ich verzichte darauf, jetzt Zitate aus dem Wahl-
kampf zu wiederholen; es würden sich hier die Träger 
im Wasserwerk biegen, befürchte ich. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE) 

Der entstandene Schaden hat politische Dimension, 
hat politische Tragweite. Erneut wurden kurzfristige 
Parteiinteressen über das Wohl der Nation gestellt, 
wurden die geweckten Erwartungen bitter ent-
täuscht, wird die Politikverdrossenheit, ja, die Partei-
verdrossenheit — das mag aus dem Blickwinkel von 
Bürgerbewegungen nicht sonderlich beängstigend 
sein — zunehmen. 

Ich kann nur das unterstützen, was Oskar Lafon-
taine hier gesagt hat: Die Glaubwürdigkeit in die De-
mokratie an sich ist in Gefahr. Vielleicht liegt darin 
der größte Schaden. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und bei 
der SPD) 

Ich glaube, ich weiß in diesem Fall, wovon ich rede. 

In dieser Woche steht die Lektion Staatshaushalt 
auf dem Lehrplan. Wir sind begie rig, zu lernen, was 
seriöse Haushalts-und Finanzpolitik ausmacht. Eini-
ges Grundsätzliches haben wir uns schon angelesen, 
etwa über die Prinzipien der Vollständigkeit, der 
Haushaltswahrheit und -klarheit. 

Um mit dem letzten zu beginnen: An Klarheit man-
gelt es noch ein bißchen. Aber das mag an unserer 
Unerfahrenheit liegen. Wenn beinahe täglich Milliar-
denprogramme durch die Medien gewirbelt werden, 
kann man schon einmal den Überblick verlieren. Ge-
stern 10 Milliarden DM für die Strategie Aufschwumg 
Ost. Aber halt, das war ja nicht die Regierung, sondern 
das war nur der Bundeswirtschaftsminister. Morgen 
12 Milliarden DM für das Gemeinschaftswerk Auf-
schwung Ost. Ist das jetzt dasselbe wie das, was der 
Wirtschaftsminister verkündet hat, oder ist das nur der 
gleiche Name? 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Halten 
Sie sich an den Finanzminister! Dann liegen 

Sie richtig!) 

Als nächstes 17-Milliarden-DM-Aktionsprogramm 
ökologischer Aufbau in Ostdeutschland, alles aus dem 
Hause Töpfer. Kann man das jetzt einfach addieren? 
Werden das jetzt 40 Milliarden DM für die neuen Län-
der und noch in diesem Jahr, oder war das schon wie-
der naiv gesehen? Soviel zur Klarheit. 

Kommen wir zur Vollständigkeit: Es ist schon ein 
Kuriosum: Bevor er gedruckt, war dieser Haushalt 
schon in wesentlichen Teilen überholt. Vor dem Hin-
tergrund muß man fragen, ob es eine weise Entschei-
dung der Regierung war, im letzten Herbst auf die 
Verabschiedung eines Haushalts für das Jahr 1990/91 
zu verzichten. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Aber die Regierung wollte damals vor den Wahlen 
offenbar die Katze nicht aus dem Sack lassen. Doch 
auch heute, so zeigt sich immer deutlicher, können Sie 
die Haushaltsbelastungen selbst für das laufende Jahr 
noch nicht zuverlässig einschätzen. Wir werden uns 
auf weitere Nachtragshaushalte gefaßt machen müs-
sen. Hinsichtlich der Vollständigkeit dieses Haushalts 
haben wir einige Zweifel, ob der vorhersehbare Aus-
gabenbedarf des Bundes angemessen berücksichtigt 
worden ist. 

Ich will einige Beispiele nennen: 

Erstens. Die Bundesregierung war innerhalb von 
Tagen bereit, Milliardenbeträge zur Finanzierung des 
Krieges am Golf lockerzumachen. Mindestens 17 Mil-
liarden DM hat die Rückeroberung Kuwaits den deut-
schen Steuerzahler bereits gekostet. Aber das ist nicht 
das Ende. Wer den Krieg bezahlt, ist auch für die Fol-
gen des Krieges mitverantwortlich. Die sind, heute 
bereits deutlich absehbar, beträchtlich. Die kuwaiti-
schen Ölquellen brennen. Der Golf ist mit Öl verpe-
stet. Die modernste Armee der Welt hat den Irak und 
Kuwait in mittelalterliche Verhältnisse zurückge-
bombt. Die Zahl der toten Zivilisten, der Kriegsver-
sehrten und Kriegswaisen ist noch unbekannt. Wir 
erwarten, daß sich die Bundesrepublik ebenso selbst-
verständlich und großzügig, wie sie sich an der Zer-
störung beteiligt hat, nun auch für den Wiederaufbau 
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der geplagten Region engagiert, auch wenn sich dies 
für die deutsche Industrie nicht rechnet. 

Zweitens. Die Treuhandanstalt wird über das Jahr 
1991 ein Defizit von schwer abschätzbarer Höhe er-
wirtschaften. Die Höhe des Defizits, von Herrn Roh-
wedder auf etwa 13 Milliarden DM, vom Kollegen 
Neuling auf etwa 21 Milliarden DM veranschlagt, 
hängt letztlich von der Politik ab, welche die Treu-
hand in den kommenden Monaten machen wird. 

Wie man hören kann, wird ein verstärktes Engage-
ment der Treuhand für aktive Sanierungspolitik end-
lich auch in der Regierung für nötig befunden. Wir 
begrüßen das. Aber das heißt natürlich, daß der Fi-
nanzbedarf der Treuhand eher noch größer werden 
wird. 

Drittens. Mit dem Kompromiß zur Finanzierung der 
ostdeutschen Bundesländer scheint der dringendste 
Finanzbedarf zunächst einmal gedeckt. Doch nach 
wie vor ist unsere Forderung nach sofortigem und 
vollständigem Einbezug der neuen Länder in den 
Länderfinanzausgleich nicht erfüllt. Nach wir vor ist 
der verfassungsrechtlich gebotene ho rizontale Fi-
nanzausgleich zwischen den Ländern in die Zukunft 
verschoben. Nach wie vor ist auch nicht einzusehen, 
wieso die im Einigungsvertrag festgeschriebenen 
Subventionen für Energie, Mieten und Verkehr allein 
den neuen Ländern aufgebürdet werden sollen. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und der 
SPD) 

Ein Abbau dieser Preisstützungen im Hauruckver-
fahren, wie ihn sich die Bundesregierung vorstellt, 
wird jedenfalls nicht zu machen sein. Die Folge dieser 
immer noch unzureichenden Länderfinanzierung 
wird der rasante Aufbau einer unverhältnismäßig ho-
hen Neuverschuldung der ostdeutschen Bundeslän-
der sein. Die Währungsunion und die deutsche Verei-
nigung haben die Menschen in der ehemaligen DDR 
um einen Großteil der von ihnen erarbeiteten Werte 
gebracht. Großzügige Hilfe für die Ostländer ist daher 
nicht nur eine föderative Verpflichtung, sondern ein 
absolutes Muß, noch dazu, wenn man bedenkt, daß 
uns nicht allein die Potenz der alten Bundesrepublik 
zugute kommt, sondern wir auch deren Altlasten, de-
ren enorme Staatsverschuldung übernehmen. Daran 
werden noch unsere Kinder und Enkel abtragen müs-
sen, ohne daß sie oder gar ihre Eltern in dem Maße 
etwas davon hatten. 

Viertens. Der Arbeitsmarkt in den neuen Bundes-
ländern entwickelt sich rapide nach unten. Hier 
scheint die Bundesregierung der Auffassung zu sein, 
das Risiko hauptsächlich den Versicherten anlasten zu 
können. Auch wenn jetzt zusätzliche ABM-Stellen an-
gekündigt werden, ist es doch sehr befremdend, zu 
sehen, daß die Regierung gerade in dieser Situation 
den Zuschuß an die Bundesanstalt für Arbeit und die 
Mittel für das Langzeitarbeitslosenprogramm dra-
stisch kürzen will. 

81 Milliarden DM, nach den letzten Ankündigun-
gen wohl 98 Milliarden DM sind im Bundesetat für die 
neuen Bundesländer vorgesehen. Das ist eine beacht-
liche Summe. Sehen wir einmal davon ab, inwieweit 
die Zurechnungen im einzelnen zutreffen: Für die 
langfristige Wirkung dieser Ausgaben ist von ent-

scheidender Bedeutung, wo sie nachfragewirksam 
werden. Wir haben die große Befürchtung, daß der 
Bundeshaushalt insgesamt, aber insbesondere dieser 
Teil vorwiegend in den westdeutschen Ländern aus-
gegeben wird. Wenn das zutrifft, werden die ostdeut-
schen Länder noch lange Zuwendungsempfänger 
bleiben. Die öffentliche Nachfrage nach Gütern und 
Dienstleistungen ist in der jetzigen Situation von zen-
traler Bedeutung für die Stabilisierung der ostdeut-
schen Wirtschaft. Wie groß ist nach diesem Kriterium 
der ostdeutsche Anteil am Bundeshaushalt? Welche 
Vorkehrungen gedenkt die Bundesregierung zu tref-
fen, um einen beträchtlichen Teil dieser Nachfrage in 
die neuen Bundesländer zu lenken? Dazu würden wir 
gern Genaueres von Ihnen hören. 

Mit der Schaffung des Gemeinschaftswerkes Auf-
schwung Ost und seiner Anschubfinanzierung aus 
dem Bundeshaushalt geht die Bundesregierung einen 
Schritt in die richtige Richtung, aber sie geht ihn halb-
herzig, und sie geht ihn spät. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Das jetzt vorgesehene Volumen reicht nicht aus, um 
nur halbwegs das abzufangen, was momentan in der 
ostdeutschen Wirtschaft zusammenbricht. Was uns 
immer wieder besorgt macht, ist das kurzatmige Rea-
gieren dieser Regierung auf die ständig neuen Hiobs-
botschaften aus dem Osten. Hier werden bestehende 
Programme aufgestockt, da werden neue aufgelegt, 
aber eine Konzeption ist bei all dem nicht erkenn-
bar. 

Was uns ebenfalls zu denken gibt, das ist der ge-
fühllose Umgang der Bonner Politik mit dem Schicksal 
von Millionen Bürgern in den ostdeutschen Ländern, 
die jetzt ihren Arbeitsplatz und häufig auch ihre Le-
bensperspektive verlieren. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Diese Bemer

-

kung ist eine Unverschämtheit, Herr Kol

-

lege!) 

— Nein. Ich glaube schon, daß man das sehr wohl 
begründen kann. Die Sicherheit des Arbeitsplatzes 
war in der DDR nämlich gegeben und tief verinner-
licht. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Unter 
welchen Bedingungen?) 

Nur so ist nämlich die Fassungslosigkeit und Hilflosig-
keit zu erklären, mit der viele jetzt die Arbeitslosigkeit 
als Verhängnis auf sich zukommen sehen. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Die Behaup

-

tung, man sei hier gefühllos, ist eine Unver

-

schämtheit!) 

Wer seinen Beruf verliert, verliert ein Stück seines 
Lebens. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Das sind 
die Arbeitslosen der SED! Da, bei der PDS, 

sitzen die Verantwortlichen!) 

Bei einem hohen Sockel an Dauerarbeitlosigkeit wird 
eine verlorene Generation zurückbleiben, nämlich die 
der 40- und 50jährigen, die bei allem Für und Wider 
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diese DDR mit aufgebaut und überstanden haben. Wir 
sehen dem schmerzlich entgegen. 

(Dr. Altherr [CDU/CSU]: Herr Kollege, un-
sere Schmerzgrenze ist auch bald erreicht!) 

Lassen Sie mich ein paar Bemerkungen zu den Ein-
nahmen des Bundeshaushalts machen. Der Herr Fi-
nanzminister hat in der vergangenen Woche vor der 
Presse das vom Kabinett beschlossene Steuerpaket, 
das zur Deckung dieses Haushalts dienen soll, als aus-
gewogen bezeichnet. Von einem ausgewogenen Mix 
zwischen indirekten und direkten Steuern war die 
Rede. Man muß die Ausgewogenheit wohl vor dem 
Hintergrund der bereits vorangegangenen Belastun-
gen der Bürger sehen. Denn das ist bereits das dritte 
Mal seit dem letzten Sommer, daß die Regierung den 
Bürgern ins Portemonnaie faßt. Das erste Mal tat sie es 
mit der massiven Belastung des Kapitalmarktes durch 
den weitgehend kreditfinanzierten Fonds Deutsche 
Einheit, womit sie die Zinsen in die Höhe treibt und 
künftige Steuererhöhungen zur Bedienung der Kre-
dite vorprogrammiert. Der zweite Griff war der nur 
kosmetisch verschleierte Anstieg der Telefongebüh-
ren und die Anhebung der Beiträge für die Arbeitslo-
senversicherung. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Telefonsteuer! — 
Gegenruf des Abg. Dr. Weng [Gerlingen] 
[FDP]: Wie ein Pawlowscher Hund! — Hei-

terkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die beabsichtigten Autobahngebühren rührten 
schließlich doch an ein Tabu und wurden fallengelas-
sen. Griff 3 ist die jetzt beschlossene deutliche Erhö-
hung von Verbrauch- und Einkommensteuern. Wer 
glaubt, dieser dritte Griff sei nun der vorläufig letzte, 
wird bald eines anderen belehrt werden. Die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer liegt bereits im Kasten. Der 
Zuschlag auf die Lohn- und Einkommensteuer, der 
entgegen unseren Forderungen nicht sozial gestaffelt 
ist, soll auf ein Jahr begrenzt bleiben und Anfang 1993 
durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer ersetzt wer-
den. Wie da von einem ausgewogenen Mix  von direk-
ten und indirekten Steuern gesprochen werden kann, 
ist mir unbegreiflich. Durch die Abschaffung von Ver-
mögen- und Gewerbekapitalsteuer und weitere Steu-
ersenkungen für Unternehmen wird der Mix ausge-
sprochen delikat, aber vor allen Dingen wird er unso-
zial. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 
Abgeordneten der SPD) 

Erst in der Zusammenstellung der Umschichtungen 
zeigt sich, in welch unverfrorener Weise diese Regie-
rung Politik für die Wohlhabenden und gegen Arbeit-
nehmer, Normalverdiener und sozial Schwache 
macht. Diese Regierung handelt nach der Maxime: 
Wenn es den Reichen gut geht, nützt dies den Armen. 
Daß dem nicht so ist, davon kann eine ständig stei-
gende Zahl von Armen in der alten Bundesrepublik 
aus Erfahrung ein Lied singen. Schon die Steuer-
reform, mit der Steuergeschenke in der Größenord-
nung von 25 Milliarden DM an die Besserverdienen-
den verteilt wurden, zeigt deutlich diese Handsch rift, 
ebenso die Spargesetze, die sich Gesundheitsreform 
und Rentenreform nannten. Die Regierung muß aus

-

gewogene Politik machen, anstatt sie herbeizure-
den. 

Nebenbei bemerkt: Es ist auch nicht ausgewogen, 
auf der einen Seite die den Ländern und Gemeinden 
zustehenden Steuereinnahmen zu senken und auf der 
anderen Seite die Bundessteuern heraufzusetzen. Das 
ist Steuerpolitik gegen den Föderalismus. 

Finanzpolitik und Finanzplanung der Bundesregie-
rung stehen auf einem unsicheren Fundament. Sie 
basieren auf Wachstumserwartungen, die schon aus 
der Sicht traditioneller Wachstumspolitik fragwürdig 
sind; denn weltweit zeichnet sich eine Rezession ab, 
die allerdings vom einigungsbedingten Wachstums-
schub in der Bundesrepublik überlagert wird. Von 
einer weltweiten Rezession bliebe auf Dauer auch die 
Bundesrepublik nicht unbeschadet. 

Dies ist der Hintergrund, vor dem die Schulden-
politik der Bundesrepublik zu beurteilen ist. Mit min-
destens 70 Milliarden DM Neuverschuldung des Bun-
des in diesem Jahr erreicht die Staatsverschuldung 
eine neue Rekordmarke, und niemand soll erzählen, 
dies sei ausschließlich „einigungsbedingt", wie das in 
Bürokratendeutsch heißt. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Die Verschuldung des Bundes hat sich bereits in den 
vergangenen Jahren unter der Verantwortung dieser 
Koalition massiv erhöht. Im Jahre 1982 

(Borchert [CDU/CSU]: Ich glaube, Sie haben 
den falschen Haushaltsplan!) 

war der Bund mit 308 Milliarden DM Schulden bela-
stet. Ende 1990 waren es ohne Vereinigungskosten ca. 
520 Milliarden DM, und Ende dieses Jahres werden es 
mit überschlägigen 620 Milliarden DM doppelt so viel 
Bundesschulden wie beim Amtsantritt dieser Regie-
rung sein 

(Matthäus-Maier [SPD]: Und die Bundes

-

bankgewinne nicht gerechnet!) 

— ja — , die sich in der Öffentlichkeit so gerne mit der 
Konsolidierung der Staatsfinanzen brüstet. 

(Borchert [CDU/CSU]: Aber die Zinsen für 
die SPD-Schulden mitgerechnet!) 

An die 200 Milliarden DM an zusätzlichen Bundes-
schulden will die Regierung im Laufe einer einzigen 
Legislaturperiode anhäufen. Diese Schuldenmacherei 
treibt die Zinsen in die Höhe und gefährdet damit die 
Stabilität der D-Mark. Diese Schuldenpolitik schränkt 
den Spielraum künftiger Politik dramatisch ein. In der 
Tendenz, so ist zu befürchten, geht dieser verengte 
Spielraum zu Lasten von Ländern und Gemeinden 
und besonders zu Lasten der sozial Schwachen. Die 
nächsten Spargesetze und weiterer Sozialabbau sind 
damit bereits absehbar. Sozialabbau ist aber keines-
wegs billig. Machen Sie sich und uns da nichts vor! 
Die Folgekosten trägt nur leider nicht die Bundesre-
gierung. 

Auch in diesem Haushalt erweist sich die stolz ver-
kündete Haushaltskonsolidierung von 37 Milliarden 
DM größtenteils nicht als Erfolg konsequenter Spar-
politik, sondern als das Ergebnis der einseitigen Ver-
lagerung der Kosten auf andere. Schon auf den ersten 
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Blick sind 21 von den 37 Milliarden DM als schlichte 
Kostenüberwälzungen erkennbar. Zudem beziehen 
sich die sogenannten Einsparungen nicht auf den vor-
angegangenen Haushalt, sondern auf die bisherigen 
Planungsansätze. So haben Sie also nicht tatsächliche 
Ausgaben eingespart, sondern Mehrausgaben verrin-
gert, die Sie eigentlich geplant hatten. So wird bei-
spielsweise der Verteidigungsetat tatsächlich um 
2 Milliarden DM weniger entlastet, als Sie angeben. 
Wirkliche und wesentliche Einsparungen im Haus-
halt, wie den Abbau von Subventionen und Steuerge-
schenken, den Verzicht auf kostenträchtige Prestige-
objekte, sind Sie bisher schuldig geblieben. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE) 

Auch die Selbstbescheidung im eigenen Hause fällt 
schwer. Die Regierung zieht es vor, mit schlechtem 
Beispiel voranzugehen. Die Zahl der Minister wächst, 
auch das kleinste Ministerium kann ohne Parlamenta-
rischen Staatssekretär nicht sein, der Bedarf für Öf-
fentlichkeitsarbeit steigt sprunghaft, die Anschaffung 
neuer Dienstwagen läßt sich natürlich nicht verschie-
ben. 

Ich fasse zusammen: Diese Regierung verfügt nach 
wie vor über kein finanzpolitisches Gesamtkonzept 
für die vor uns liegenden Jahre, es sei denn das, den 
Reichen zu geben und den Armen zu nehmen. Sie hat 
notwendige Ausgaben zu niedrig angesetzt, auf mög-
liche Einsparungen verzichtet, sie hat auf skandalöse 
Weise einseitig die Bezieher niedriger Einkommen 
belastet, und sie hat mit einer Neuverschuldung von 
70 Milliarden DM eine atemberaubende Hypothek 
auf die Zukunft aufgenommen. 

(Beifall beim Bündnis 90/GRÜNE, bei der 
SPD und der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsidentin Renate Schmidt: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kollege Wieczorek. 

Helmut Wieczorek (Duisburg) (SPD): Frau Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Lafon-
taine ist gerade gegangen!) 

— Oskar Lafontaine weiß, was ich Ihnen zu sagen 
habe. Mit Herrn Lafontaine setze ich mich nicht aus-
einander, sondern ich setze mich mit dem Finanzmi-
nister auseinander. Das ist doch vollkommen klar. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen hier doch keine Veränderung der 
Schlachtordnung einführen, Herr Schmitz; um Gottes 
willen nicht. 

(Rüttgers [CDU/CSU]: Wir dachten, es käme 
mal etwas Neues!) 

Daß Herr Lafontaine hiergeblieben ist und sich die 
hervorragende Rede insbesondere des Kollegen 
Weng angehört hat, war schon eine Leistung! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD  — 
Dr.  Weng [Gerlingen] [FDP]: Das hat ihn 

weitergebracht!) 

Wenn ich die beiden Reden von seiten der Koalition 
— ich nehme den Finanzminister einmal ausdrücklich 

aus — an mir vorüberziehen lasse, dann fällt mir der 
Spruch ein: Wie soll ich eigentlich wissen, was ich 
denke, bevor ich gehört habe, was ich sage? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD  — 
Dr.  Weng [Gerlingen] [FDP]: Den Spruch 
verstehe ich im Zusammenhang mit meiner 
Rede nicht! — Borchert [CDU/CSU]: Das 
liegt daran, daß Sie es so schnell haben vor

-

überziehen lassen! Sie haben es nicht mitbe

-

kommen!) 

Lassen Sie uns jetzt zum Sachteil übergehen, denn 
ich glaube, hier ist der Sachteil mehr gefordert. 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Finanzpolitik steht in Gesamtdeutschland 
vor der größten Herausforderung der Nachkriegszeit. 
Sie muß die Vereinigung der deutschen Staaten 
finanz- und gesellschaftspolitisch bewältigen, und sie 
muß dafür sorgen, daß in Gesamtdeutschland einheit-
liche Lebensverhältnisse herbeigeführt werden. In 
den neuen Ländern brechen in vielen Regionen ganze 
wirtschaftlich tradierte Strukturen weg, deren An-
fänge bis weit in das letzte Jahrhundert zurückrei-
chen. 

Die Bundesregierung verharrt in ideologischer 
Selbstfesselung und wartet auf den marktwirtschaftli-
chen Urknall, auf die schlichte Wiederholung des 
westdeutschen Wirtschaftswunders nach dem Zwei-
ten Weltkrieg. Wir haben alle noch die Sprüche im 
Ohr, die Einheit lasse sich allein durch Wirtschafts-
wachstum finanzieren, 

(Borchert [CDU/CSU]: Das haben wir nie ge

-

sagt!) 

folglich brauche auch niemand auf etwas zu verzich-
ten oder gar höhere Steuern zu zahlen. 

Dieser Glaube, meine Damen und Herren, war nicht 
nur naiv, er war verantwortungslos. 

(Beifall bei der SPD) 

16 Millionen Bürger, die den Versprechungen des 
Bundeskanzlers geglaubt haben, stehen heute vor 
den Trümmern ihrer Hoffnungen. Der Verzicht auf 
eine gemeinsame Solidaritätsanstrengung, zu der 
nach Öffnung des Brandenburger Tors große Bereit-
schaft vorhanden war, war ein schwerer finanzpoliti-
scher und moralischer Fehler. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Das Problem war 
nur, daß die Einheit noch nicht da war!) 

Die Bundesregierung ist dabei, die Glaubwürdigkeit 
der Sozialen Marktwirtschaft, ja unseres demokrati-
schen Systems zu verspielen. 

(Beifall bei der SPD — Bundesminister 
Dr. Waigel: Jetzt gehen Sie aber zu weit!) 

Der Bundeshaushalt 1991 und die mittelfristige Fi-
nanzplanung bis 1994 hätten Antwort auf fünf Fragen 
geben müssen: erstens Klarheit und Wahrheit über 
den Finanzbedarf, zweitens Klarheit und Wahrheit 
über den Umfang der notwendigen Einsparungen, 
drittens Klarheit und Wahrheit, Herr Finanzminister, 
über den Finanzierungsanteil, der durch Steuererhö-
hungen aufgebracht werden muß, viertens Klarheit 
und Wahrheit über den Umfang, wie der Kapitalbe- 
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darf am Kapitalmarkt zu decken ist. Finanzpolitische 
Führung verlangt fünftens, diese Klärungen nicht nur 
isoliert für den Bundeshaushalt vorzunehmen, son-
dern sie einzubetten in ein stimmiges mittelfristiges 
Konzept für den öffentlichen Gesamthaushalt, der 
den Bund, die alten und die neuen Bundesländer so-
wie die Kommunen gleichberechtigt berücksichtigt. 

Die sozialdemokratische Fraktion stellt fest: Auf al-
len fünf Feldern hat die Bundesregierung versagt. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie hat sogar zweimal versagt, wenn ich es Ihnen 
genau sagen soll: zum erstenmal, als sie im Juli ver-
gangenen Jahres nach der Beschlußfassung über die 
Eckwerte für den Bundeshaushalt 1991 die Haushalts-
aufstellung abbrach. An die Stelle finanzpoliltischer 
Verantwortung setzten Sie einen monatelangen Pro-
zeß der finanz- und steuerpolitischen Täuschung. 

(Beifall bei der SPD — Matthäus-Maier 
[SPD]: Genau!) 

Die Glaubwürdigkeit der Bundesregierung ist in 
Frage gestellt; das Vorgehen wurde letztendlich vom 
Wähler als Wahlbetrug empfunden. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Feige 
[Bündnis 90/GRÜNE]) 

Zum zweitenmal versagten Sie, als die Bundesregie-
rung am 20. Februar 1991 einen nicht beratungsfähi-
gen Haushaltsentwurf verabschiedete, von dem Sie 
eingestandenermaßen wußten, daß er bereits zum 
Zeitpunkt der Beschlußfassung Makulatur war, Herr 
Dr. Waigel. Ich frage Sie: Führt das eigentlich zu mehr 
Glaubwürdigkeit? Wenn Ihr ehemaliger Parteivorsit-
zender Franz Josef Strauß Ihren Haushaltsplanent-
wurf hätte prüfen müssen, Herr Minister, dann hätte 
er mit meiner Einschätzung übereingestimmt, 

(Borchert [CDU/CSU]: Das können Sie 
Strauß nicht antun, er war viel zu intelli

-

gent!)  

er hätte nämlich sicherlich mit mir festgestellt: Dieser 
Haushalt ist nicht das Schicksalsbuch der Nation, son-
dern die Schmuddelkladde der Koalition. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Feige 
[Bündnis 90/GRÜNE] — Lachen bei der 

CDU/CSU) 

Zentrale, das politische Leben des Jahres 1991 und 
darüber hinaus bestimmende Ausgaben- und Einnah-
menblöcke sind schlichtweg unterschlagen worden. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Sehr gut!) 

Sie sollen im parlamentarischen Verfahren durch die 
Berichterstatter eingearbeitet werden. Wo gibt es 
denn so etwas? 

(Matthäus-Maier [SPD]: Schmuddelkinder!) 

Einen Vorgang, der mit diesem Schmuddelbuch ver-
gleichbar wäre, hat es in der Geschichte der Bundes-
republik noch nicht gegeben. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Feige 
[Bündnis 90/GRÜNE]) 

Sie machen sich anheischig, die Aushöhlung des Bud

-

getrechtes des Parlamentes zu vollziehen, und ver

-

kaufen das semantisch noch als eine neue Form von 
Demokratie. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir sind doch 
nicht im Wahljahr!) 

Herr Bundesfinanzminister, Sie stellen die Seriosität 
des administrativen Haushaltsverfahrens politisch in 
Frage. Kehren Sie zu den Prinzipien der Haushalts-
wahrheit und Haushaltsklarheit zurück, zu den Prin-
zipien, die das Bundesfinanzministerium als Institu-
tion immer ausgezeichnet haben und die seinen her-
vorragenden Ruf in 40 Jahren festigten, einen Ruf, 
Herr Dr. Waigel, den Sie sich anschicken zu untergra-
ben! 

(Bundesminister Dr. Waigel: Nein! — Mat

-

thäus-Maier [SPD]: Das ist nämlich auch eine 
Schummelkladde!) 

In der Reihenfolge der Fragen, die eine verantwort-
liche, planvolle Finanzpolitik hätte beantworten müs-
sen, zäumen Sie das Pferd von hinten auf. Bei Ihrer 
fieberhaften Suche nach neuen Finanzquellen, um 
das 37-Milliarden-Loch zu stopfen, begannen Sie mit 
Abgabeerhöhungen. Man muß sich noch einmal ver-
gegenwärtigen, was war, bevor Sie die Steuererhö-
hungen machten. Sie haben doch zunächst die Idee 
gehabt, gegen europäisches Recht eine Autobahnge-
bühr einzuführen. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Das will die CSU im

-

mer noch!)  

Dann haben Sie das Postunternehmen Telekom als 
Dukatenesel entdeckt, indem Sie die Telefonsteuer 
von über 5 Milliarden DM einführen wollten. Dann 
geriet die Bundesknappschaft, die Versicherung der 
Bergleute, bei Ihnen ins Visier. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist auch rich

-

tig!) 

Schließlich wollten Sie die Bundeskasse zu Lasten der 
Länderkassen auffüllen. 

Im Ergebnis konzentrieren sich die finanzpoliti-
schen Rundumschläge jetzt auf die Sozialkassen. Wie 
Sie die Sozialkassen nennen, ist mir im Moment egal. 
Die Bundesknappschaft ist eine Kasse für die Berg-
leute, für die Menschen, die Ihren Wohlstand herbei-
geführt haben, Herr Kollege. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Es ist eine Unverschämtheit, wie Sie sich hier den 
Bergleuten gegenüber benehmen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Sie haben hier aus den Sozialkassen einen Verschie-
bebahnhof aufgemacht. Sie haben zu Lasten der Lei-
stungsempfänger bei den Sozialkassen mehr als 
20 Milliarden DM verschoben. Selbst wenn Sie alles 
konsolidieren, Herr Kollege Müller, bleibt schlicht 
und einfach eine Mehrbelastung von 11 Milliarden 
DM übrig; das werde ich Ihnen bei den Haushaltsbe-
ratungen noch vorrechnen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In der Knapp

-

schaftskasse?) 
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— Wenn Sie nur halb zuhören, weil Sie lesen, Herr 
Kollege, dann kann ich Ihnen den Nachhilfeunterricht 
leider nicht ersparen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, mit den Kabinettsbe-
schlüssen vom letzten Freitag liegt nunmehr ein Do-
kument des Steuerbetruges dieser Regierung auf dem 
Tisch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das geht zu 
weit!) 

Ich sage dieses Wort nicht fahrlässig, sondern bewußt. 
Es ist ein Steuerbetrug, den Sie hier machen. 

(Beifall bei der SPD — Jungmann [Wittmoldt] 
[SPD]: Ein bewußter Steuerbetrug!) 

Ich will mich hier an den Bundeskanzler wenden: 
Die von Ihnen, Herr Bundeskanzler, zu verantworten-
den und unter Ihrer Leitung beschlossenen Steuerer-
höhungen sind sozial unausgewogen und ungerecht. 
Zu den aus der Anhebung der Arbeitslosenversiche-
rungsbeiträge und aus der neuen Telefonsteuer resul-
tierenden Mehrbelastungen, kommen jetzt weitere, 
massive Steuererhöhungen im Volumen von 30 Milli-
arden DM hinzu. Die für 1993 bereits angekündigte 
Erhöhung der Mehrwertsteuer bei gleichzeitiger Ab-
schaffung der Vermögen- und der Gewerbekapital-
steuer bedeutet eine Gefährdung des sozialen Frie-
dens. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. B riefs 
[PDS/Linke Liste] und Dr. Feige [Bünd-

nis 90/GRÜNE]) 

Ich sage Ihnen hier sehr klar und deutlich: Ich ver-
mute und ich weiß, daß Sie planen, die Mehrwert-
steuer in dem Moment zu erhöhen, wo Sie die soge-
nannte Solidaritätsabgabe wieder abschaffen. Wir 
werden einen nahtlosen Anschluß bekommen. Ich 
weiß, daß in Ihrem Hause Pläne gewälzt werden, die 
nicht auf 1 % oder 2 % Mehrwertsteuererhöhung zie-
len, sondern zur Kompensation wenigstens auf 3 % 
gehen werden. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Wir sprechen uns wieder, Herr Waigel. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Das ist doch nichts 
Neues! Das hat er schon in der Pressekonfe-

renz gesagt!) 

Wir werden uns wiedersprechen. Ich sage es hier im 
vollen Bewußtsein. 

Sie haben mit diesen Steuer- und Abgabenbe-
schlüssen ohne soziale Symmet rie die in der Bevölke-
rung vorhandene Bereitschaft zum Aufbau der neuen 
Bundesländer in ganz gefährlicher Weise durchbro-
chen. Zu dieser Art Politik sagen wir Sozialdemokra-
ten ein klares Nein. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundesfinanzminister, wer die Einheit zur Sa-
che des ganzen Volkes machen will, muß das ganze 
Volk je nach Fähigkeit und Vermögen des einzelnen 
belasten. Wir Sozialdemokraten sagen ein klares Ja zu 
einem sozial ausgewogenen und gerechten Finanzie-
rungspaket für den Ausbau der neuen Bundesländer, 

für die Schaffung ausgeglichener Lebensverhältnisse 
im gesamten Deutschland. 

Herr Bundeskanzler, dieses Land braucht eine neue 
Orientierung nach innen. Statt dessen stürzen Sie es 
mit Täuschung und Wortbruch in eine Krise des Ver-
trauens. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine Steuerpolitik, die gegen das Postulat der sozia-
len Gerechtigkeit verstößt, schafft keine Solidarität, 
sondern entzweit die Gesellschaft und schafft Miß-
trauen zwischen den Bürgern, weil keiner mehr über-
sieht, wie hoch er als einzelner belastet wird. Blicken 
Sie nach Großbritannien! Dort wurde vor gut einem 
Jahr der gesellschaftliche Konsens aufgekündigt 
durch die als zutiefst ungerecht und als unsozial emp-
fundene Ablösung der Grundsteuer durch eine Kopf-
steuer. 

Ihr bedenkenloser Umgang mit dem Beg riff Solida-
rität macht auch aus einem anderen Grunde betrof-
fen. Zu Ihrer politischen Strategie gehört es seit jeher, 
Begriffe zu besetzen, um die Köpfe der Menschen zu 
besetzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir!) 

Wir alle wissen aber, welche politischen Verwüstun-
gen der Kommunismus gerade hier angerichtet hat. Er 
zerstörte, wovon er dauernd redete: das Verantwor-
tungsgefühl des einzelnen für das Ganze. Ich sage 
noch einmal, was im Kommunismus vordringlich war. 
Er betonte das Verantwortungsgefühl des einzelnen 
für das Ganze und handelte anders. Genau das glei-
che tun Sie. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Das ist ja unglaub

-

lich! Wissen Sie eigentlich, was Sie hier sa

-

gen?) 

Ich warne Sie ganz offiziell davor, den offen zutage 
liegenden operativen Mangel Ihrer Politik durch se-
mantische Täuschungen überdecken zu wollen. 

(Beifall bei der SPD) 

— Sie glauben doch nicht, daß ich das im Raum stehen 
lasse. Ich begründe das selbstverständlich. Wenn Sie 
nämlich den Entwurf für Ihr nacktes Abkassieren bei 
Verbrauch-, Lohn- und Einkommensteuer mit den fi-
nanziellen Lasten des Golfkrieges und dem Zusam-
menbrechen des osteuropäischen Handels begrün-
den, dann nennen Sie dieses Gesetz nicht Solidaritäts-
gesetz! 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Das war aber eine 
schwache Begründung!) 

Sie treiben einfach Schindluder mit Beg riffen. Sie 
ruinieren damit Ideale und nehmen diesem Wort sei-
nen Inhalt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer Ihren Steuergesetzen mit Ihrer Begründung 
zustimmt, erklärt sich nicht solidarisch mit den Men-
schen im Osten, sondern allenfalls mit einer Politik der 
Täuschung und des Wortbruchs. 

Sie haben argumentiert, Herr Bundesfinanz-
minister, die Ausgaben für die neuen Bundesländer 
seien nur vorübergehender Natur, und deshalb könn-
ten Sie sie über Kredite finanzieren. Ist denn die Krise 
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am Golf eine ständige Einrichtung? Oder entspricht es 
der Geisteshaltung der Bundesregierung, zu glauben, 
daß Steuererhöhungen wegen des Golfkonflikts von 
den Bürgern im Westen für einleuchtender gehalten 
werden als Steuern für den Aufbau des geeinten 
Deutschlands? Wie Sie auch argumentieren: Es ist das 
Eingeständnis entweder des finanzpolitischen oder 
des moralischen Versagens. 

Während die Bürger mit dem Etikettenschwindel 
Solidarität zur Kasse gebeten werden, haben Sie 
gleichzeitig den Solidaritätsbeitrag der Pharmain-
dustrie gekippt. Wegen Ihres politischen Versagens 
müssen die Defizite der Ost -Kassen ab 1992 voraus-
sichtlich über stark steigende Krankenkassenbeiträge 
finanziert werden. Sie machen es den Menschen da-
durch noch schwerer, den bestehenden Einkommens-
rückstand zum Westen aufzuholen, und verschärfen 
über eine Erhöhung der Lohnnebenkosten den Wett-
bewerbsnachteil ostdeutscher Firmen gegenüber der 
Westkonkurrenz. 

Meine Damen und Herren, wenn Solidarität zur 
Einbahnstraße wird, spaltet sie. Solidarität muß des-
halb auch den Menschen im Westen gelten, die sich 
allein — ich meine das durchaus im wörtlichen 
Sinne — nicht helfen können. Deshalb muß daran er-
innert werden, daß 17 Milliarden DM Einstiegsfinan-
zierung zum Golfkonflikt im diplomatischen Vorbei-
gehen zugesagt wurden, 

(Matthäus-Maier [SPD]: Leider, leider!) 

aber die vor der Wahl von uns geforderte gesetzliche 
Pflegeversicherung, die den Haushalt nur mit 6,5 Mil-
liarden DM belastet hätte, aus Kostengründen hier 
nicht Ihre Zustimmung finden konnte. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Rüttgers [CDU/ 
CSU]: Das war nur, weil ihr die Grundgesetz-

norm verweigert habt!) 

— Wir wollen keinen Kuhhandel machen, sondern wir 
wollen saubere Gesetze haben, die den Menschen 
helfen. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Was hat Lafon-
taine gemacht? Zuerst hat er zugesagt, daß er 
die Grundgesetzänderung macht, und dann 

ist er umgefallen!) 

Die betroffenen Menschen werden das nicht verste-
hen, und das führt weiter hin zu einer tiefen Glaub-
würdigkeitskrise der Politik ganz allgemein. Ich 
möchte nicht durch Ihre Fahrlässigkeit mit in den glei-
chen Ruf gebracht werden. 

(Beifall bei der SPD — Matthäus-Maier 
[SPD]: Genau! — Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: 
Das richtet sich sicherlich an Herrn Lafon-

taine!) 

Die Bundesregierung stellt bei ihren finanzpoliti-
schen Beschlüssen das Haushaltsverfahren auf den 
Kopf, meine Damen und Herren. Zunächst plündern 
Sie mit Ihrem Abgaben- und Steuerputsch die Ta-
schen der Bürger. Dabei dienen die einnahmepoliti-
schen Beschlüsse ausschließlich der Auffüllung der 
Bundeskasse, ohne Berücksichtigung der Finanzbe-
dürfnisse anderer Gebietskörperschaften. Sodann 
wird im zweiten Schritt der Kapitalmarkt bis an die 
Grenze der inländischen Ersparnisbildung — wir sa-

gen das so leicht — , also bis an die Grenze dessen, was 
alle Bürger im Lande in einem Jahr sparen, für die 
Kreditaufnahme in Anspruch genommen. 

(Borchert [CDU/CSU]: Im Bundeshaushalt?) 

— Im öffentlichen Gesamthaushalt und den damit zu-
sammenhängenden Schattenhaushalten, Herr Kol-
lege. Sie haben ja mittlerweile mehr an finanziellen 
Lasten versteckt, als Sie offen zugegeben haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU: Jetzt machen Sie sich 
unglaubwürdig! — Denken Sie an den nord

-

rhein-westfälischen Haushalt!) 

Sie waren doch diejenigen, die in der Zeit unserer 
Regierung gegen Schattenhaushalte immer wer weiß 
wie polemisiert haben. Wir haben sie abgeschafft, und 
Sie sind dabei, bei jedem Haushalt wieder einen 
neuen Schattenhaushalt draufzupacken. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Ein Schmuddeltopf 
nach dem anderen! — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Wo Sonne ist, ist auch Schalten! — Das 
kennen Sie noch aus den 70er Jahren, Frau 

Kollegin!) 

Diese finanzpolitisch in die Sackgasse und sozial-
politisch in die Entsolidarisierung führende Politik 
dient zur Finanzierung eines obsoleten Bundeshaus-
haltsentwurfs, dem es an einer strukturellen Durchfor-
stung der Ausgaben mit dem Ziel einer Neuorientie-
rung auf die künftigen Anforderungen vollständig 
mangelt. 

Das Ergebnis ist eine Lähmung der Finanz - und 
Haushaltspolitik. Selbst der überholte Finanzplan 
macht dies schlaglichtartig deutlich. Die Zinsausga-
ben unter Einschluß der Erstattungen für den Fonds 
Deutsche Einheit und den Kreditabwicklungsfonds 
steigen von rund 48 Milliarden DM auf mindestens 
73 Milliarden DM im Zeitraum 1991 bis 1994. Als Sie 
die Regierung 1982 von uns übernommen haben, hat-
ten Sie Zinsausgaben von 21 Milliarden DM zu über-
nehmen. Ich erinnere Sie nur daran, welche Erblast

-

lüge Sie aus diesen Zinslasten konstruiert haben! Sie 
sind jetzt bei einer Verschuldung, die doppelt so hoch 
ist, wie wir sie damals gehabt haben. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Sie ha-
ben neues Geld immer nur für neue Schul

-

den aufgenommen! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Sie verfrühstücken die Zukunft unserer Kinder! 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Ich stelle fest: Dieser Bundeshaushalt ist für die mit-
telfristigen Herausforderungen nicht gerüstet, 

(Borchert [CDU/CSU]: Ein SPD-Minister 
nach dem anderen ist zurückgetreten!) 

weder für den Aufbau der neuen Länder noch — das 
halte ich für ganz besonders wichtig — für eine Ab-
schwächung des konjunkturellen Klimas. Die Bundes-
regierung verläßt sich blind auf das anhaltende Wirt-
schaftswachstum. Sie unterschlägt dabei, daß die Ex-
pansion der Inlandsnachfrage durch ein gerade-
zu klassisches, in seinen Dimensionen gewaltiges 
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keynesianisches Programm des Deficit spending aus-
gelöst wurde: durch den Anstieg der Nettokreditauf-
nahme von 26 Milliarden DM 1989 auf voraussichtlich 
92 Milliarden DM im Jahre 1990. 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: 15 Milliarden 
DM, das war eine falsche Zahl!) 

— Herr Kollege Roth, seien Sie nicht stolz darauf, daß 
Sie weniger Nettokreditaufnahme realisieren mußten, 
als Sie aufgenommen haben. 

( Vor s i t z : Vizepräsident Hans Klein) 

Der Bundesfinanzminister hat 1990 16 Milliarden DM 
mehr aufgenommen, als überhaupt abgeflossen sind. 
Das hat dazu geführt, daß die Zinsen im letzten Quar-
tal des vergangenen Jahres einen deutlichen Push 
nach oben bekommen haben, überflüssiges Geld, das 
Sie aufgenommen haben und das Sie noch nicht mal 
zinsgünstig angelegt haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das Gegenteil ist 
der Fall, Herr Kollege! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Sie haben Geld zu 9 % Zinsen aufgenommen und 
10 Milliarden DM bei der Bundesbank gegen null Zin-
sen geparkt. Sagen Sie nur, das sei eine vorausschau-
ende Finanzplanung! Das können doch selbst Sie 
nicht glauben! 

(Beifall bei der SPD) 

In diesem Jahr soll die Nettokreditaufnahme der 
öffentlichen Gesamthaushalte — ich sage es noch ein-
mal, damit Sie nicht wieder Mißverständnissen erlie-
gen — bei 140 Milliarden DM liegen. 140 Milliarden 
DM sind das, was der Finanzminister in seinen Rech-
nungen hat. Die Bundesbank sagt allerdings: Mit die-
sen 140 Milliarden DM wird er nicht auskommen, son-
dern — das betrifft immer die gesamten öffentlichen 
Haushalte, nicht nur den Bund — es werden 155 Mil-
liarden DM sein. 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Wegen der Län-
der!) 

Selbst wenn die Bundesregierung mit ihrem Zweck-
optimismus recht hätte, kommen immer noch 64 Mil-
liarden DM Kreditaufnahme aus den Schattenhaus-
halten hinzu. Sie sind sich über die Dimension Ihrer 
Verschuldung überhaupt nicht im klaren! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was ist denn Ihre 
Alternative? Wie würden Sie es gern ma-

chen?) 

Ich will Ihnen sagen, woher dieser Betrag kommt: 
7 Milliarden DM ERP-Programm, 5 Milliarden DM 
Kreditabwicklungsfonds. — Sie wollen das nicht hö-
ren, aber Sie kriegen es jetzt bis zum letzten. — 

(Beifall bei der SPD) 

7 Milliarden DM für das wohnungswirtschaftliche 
Moratorium, 23 Milliarden DM für die Treuhandan-
stalt, 8 Milliarden DM für Reichsbahn und Bundes-
bahn, 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Ihr wollt 
doch immer noch mehr für die Reichsbahn 

ausgeben!) 

14 Milliarden DM Telekom, in West und Ost. Den 
offenen Finanzbedarf im Rahmen des Entschädi-
gungsfonds zur Regelung der offenen Vermögensfra-
gen habe ich dabei noch nicht mitgerechnet. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich bin noch nicht fertig; ich habe heute so viel Zeit, 
wie ich brauche, um mit Ihnen fertigzuwerden. 

(Dr. Rüttgers [CDU/CSU]: Heißt das, Sie re

-

den bis morgen?) 

Meine Damen und Herren, die der haushaltswirt-
schaftlichen Verschleierung dienenden Schatten-
haushalte haben inzwischen ein Eigenleben entwik-
kelt. Dem Bundesfinanzministerium ist die admini-
strative Gesamtschau über Struktur, Dynamik und ge-
samtwirtschaftliche Wirkung der aus Einzeltöpfen ge-
speisten Verschuldung offensichtlich verlorengegan-
gen. 

(Beifall bei der SPD — Matthäus-Maier 
[SPD]: Leider, leider!) 

Die Belastung des Bruttosozialproduktes — für uns 
immer der wesentlichste Indikator — durch die Kre-
ditaufnahme aus dem öffentlichen Sektor wird in eine 
Größenordnung von über 7 % steigen. Die gesamte 
Ersparnisbildung aller privaten Haushalte in West-
deutschland beträgt rund 200 Milliarden DM, die für 
den Finanzbedarf des Staates restlos benötigt wer-
den. 

(Borchert [CDU/CSU]: Wie war die Bela

-

stung für den Bundeshaushalt 1975?) 

Wenn wir in der Bundesrepublik in größerem Maße 
Investitionen brauchen, werden wir von einem Kapi-
talexportland wieder zu einem Kapitalimportland 
werden. Das müssen Sie sich klarmachen. Sie haben 
das Land an die Grenze seiner Leistungsfähigkeit ge-
bracht. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

— „An die Grenze" heißt nicht, daß Sie sie schon 
überschritten haben. 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Das kommt 
noch!) 

Das will ich eindeutig sagen. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Billiger geht's nicht! 
Normalerweise sind Sie seriöser!) 

Ich hoffe, Sie werden das, was ich Ihnen sage, im Her-
zen bewahren, Ihre Lehren daraus ziehen und uns die 
Chance geben, vernünftig weiterzuarbeiten. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Das glauben Sie wohl 
selber nicht, was Sie hier alles sagen! — Wei

-

terer Zuruf von der CDU/CSU: Aber jetzt 
kommt Ihre Alternative, Herr Kollege!) 

Meine Damen und Herren, wir befinden uns in ei-
ner Situation, in der der Zinsauftrieb und eine restrik-
tive Geldpolitik der Bundesbank als Folge der exorbi-
tanten staatlichen Verschuldung einen bremsenden 
Einfluß auf das Wirtschaftsleben haben werden. Ver-
stärkt wird das durch eine mögliche internationale 
Abschwächung der Weltwirtschaft. Es besteht die 
reale Gefahr, daß der öffentliche Gesamthaushalt, 
einschließlich seiner Schattenhaushalte, in eine ame-
rikanische Situation mit dauerhaften Defiziten im 
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Volumen von dreistelligen Milliarden-Beträgen hin-
einschlittert. 

Es bedarf daher meiner Ansicht nach einer grund-
sätzlichen Neuordnung der Konsolidierungspolitik 
— keiner kosmetischen Operationen bei den Finanz-
hilfen und Subventionen, sondern einer strukturellen 
Durchforstung der öffentlichen Aufgaben. Wir sind zu 
dieser Art der Zusammenarbeit bereit und werden 
unsere Vorstellungen im Rahmen der Haushaltsbera-
tung deutlich machen. 

Ich wünsche mir nicht, daß die Aussage von Herrn 
Lambsdorff aus dem letzten Jahr Richtschnur Ihres 
Handelns wird. Er hat damals gesagt: In dem Augen-
blick, in dem die Steuererhöhungsschleuse geöffnet 
wird, kann man die Diskussion über den Subventions-
abbau beenden. 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Da ist was dran, 
ein wahres Wort! — Weiterer Zuruf von der 
CDU/CSU: Da hat Herr Lambsdorff recht!) 

Ich hoffe, daß Sie sich hier trotzdem zu einer Kraftlei-
stung bereitfinden können. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Der Möllemann tritt 
ja dann zurück!) 

Ich hoffe nämlich, daß Sie beim Subventionsabbau 
zu einer ähnlichen Kraftanstrengung fähig sind, wie 
Sie sie den Bürgern in den neuen Bundesländern zu-
muten. Sie haben ihnen zugemutet, beim Abbau der 
Preisstützungen eine Belastung von 20 Milliarden DM 
hinzunehmen. Wenn Sie dann Ihrerseits die gleiche 
Kraft hier aufwenden würden, entstünden im Bundes-
haushalt erhebliche Finanzierungsspielräume zugun-
sten neuer Aufgaben. 

Meine Damen und Herren, Sie haben mich nach 
den Alternativen gefragt. Die will ich Ihnen gerne 
sagen. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Da sind wir 
gespannt! — Hinsken [CDU/CSU]: Das hat 

lange gedauert, bis Sie dazu kommen!) 

Der Aufbauplan der SPD für die Zukunft der neuen 
Länder ist unser Beitrag, um in den Augen der Men-
schen in Ost und West die Glaubwürdigkeit und die 
Ehrlichkeit zurückzugewinnen, die von der Bundesre-
gierung und den Koalitionsparteien Stück für Stück 
verspielt wurden. Unser Programm geht von einem 
integrierten Konzept für die Wirtschafts-, Finanz- und 
Industriepolitik aus, 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Das 
klingt gut!) 

damit die Betriebe in den neuen Ländern zu einer 
wettbewerbsfähigen Industriebasis mit den entspre-
chenden Arbeitsplätzen umgebaut werden können. 

Flankiert wird dies von einem sozial ausgewogenen 
und gerechten Finanzierungskonzept 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Das 
klingt auch gut!)  

mit einem Volumen von mindestens 36 Milliarden 
DM, 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Wie sieht das 
Konzept jetzt aus?) 

das im Gegensatz zu den Regierungsbeschlüssen 
auch 1993 und 1994 finanzwirtschaftlich tragfähig ist. 
Dazu gehören energische Einsparungen im Bundes-
haushalt, die insbesondere durch Absenkung der 
Ausgaben im Verteidigungsbereich erreicht werden 
sollen. 

(Beifall der Abg. Matthäus-Maier [SPD]) 

Eine Einsparung von insgesamt 8 Milliarden DM hal-
ten wir durchaus für realistisch. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Und die anderen 
30 Milliarden?) 

— Abwarten, Freunde, zuhören! 

Zweitens. Verzicht auf die Abschaffung der Vermö-
gen- und Gewerbekapitalsteuer. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Das 
kannst du nicht rechnen, mein Lieber!) 

9 Milliarden DM verschenken Sie in diesem Be-
reich. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Sie müssen mal Herrn 
Engholm fragen, was er dazu sagt!) 

Wir wollen auch an unserer klassischen Ergän-
zungsabgabe, also einer Ergänzungsabgabe mit so-
zialer Staffelung, festhalten. Der Bundesfinanzmini-
ster hat seine Solidaritätssteuer auf der Rechtsbasis 
der Ergänzungsabgabe aufgebaut. Wir wären ja 
durchaus bereit, diesen Weg mit ihm zu gehen. Wenn 
er sich mit uns über eine sozial verträgliche Einkom-
mensuntergrenze unterhielte, würden wir sofort sa-
gen: Herr Minister, wir gehen mit. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Wir legen uns nicht auf einen Abgabesatz von 7,5 % 
fest. Das, was Ihnen dadurch fehlt, daß die Menschen, 
die unter 4 000 DM verdienen, nichts zahlen, legen 
wir oben drauf. Wir gehen von 7,5 % auf 10 % für die 
hohen Einkommensgruppen. Darüber können Sie ja 
mit uns reden. Lassen Sie uns doch in einen Dialog 
darüber eintreten! 

(Hinsken [CDU/CSU]: Warum nicht gleich 
auf 20 %?) 

— Wenn Sie mehr zugrunde legen wollen, biete ich 
das gerne an, natürlich. Bei Einkommensgrößenord-
nungen, in die auch wir fallen, ist durchaus noch mehr 
zumutbar, selbstverständlich. 

(Zustimmung bei der SPD — Hinsken [CDU/ 
CSU]: Primitiver geht es nicht!) 

Wir wollen auch statt einer Erhöhung der Arbeitslo-
senversicherung, die nur die versicherungspflichtigen 
Arbeitnehmer trifft, eine allgemeine Arbeitsmarktab-
gabe, die die Freiberufler und alle bet rifft, die in ihrem 
Einkommen über einer bestimmten Grenze liegen. 

Dieses Finanzierungskonzept ist für den Bürger in 
seiner sozialen Ausgewogenheit durchschaubar und 
bringt ihm Klarheit über die mittelfristig von ihm zu 
tragenden Belastungen. Die steuerpolitischen Wech-
selbäder der Koalition dagegen schaffen Verunsiche-
rung, Zukunftsangst und Staatsverdrossenheit — 

(Beifall bei der SPD) 
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Staatsverdrossenheit, meine Damen und Herren, bei 
den Bürgern in Ost und West. 

Ein zentraler Solidaritätsaspekt liegt darin, daß bei 
der Ergänzungsabgabe mit sozial gestaffelter Ein-
kommensgrenze die niedrigen Einkommensgruppen 
im Westen, aber insbesondere die breiten Arbeitneh-
merschichten im Osten von diesem Instrument der 
Mitfinanzierung freigestellt werden. 

Ich will Ihnen auch ein paar „Takte" zur Mineralöl-
steuer sagen, weil das von Ihnen hier immer als Lieb-
lingsprojekt angesprochen wird. Eine Erhöhung der 
Mineralölsteuer wird von Sozialdemokraten nur im 
Rahmen eines Gesamtkonzeptes der ökologischen 
Umschichtung des Steuersystems mitgetragen. 

(Beifall der Abg. Hämmerle [SPD]) 

Dazu gehören die Einführung einer allgemeinen Ent-
fernungspauschale, eine besondere Fernpendlerpau-
schale und die Abschaffung der Kraftfahrzeug-
steuer. 

Wir widersetzen uns allen Bestrebungen der Koali-
tion, die ökologisch überfällige Umstrukturierung der 
Mineralölsteuer zum Opfer ihrer unsoliden Finanz-
politik werden zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Es ist eine völlig irrationale Politik, 

(Borchert [CDU/CSU]: Die Sie jetzt vortra-
gen!) 

aus der Dimension der ökologischen Katastrophe am 
Golf etwa den Schluß ziehen zu wollen, auf nationale 
Anstrengungen komme es nun nicht mehr an. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Wer sagt denn das?) 

Meine Damen und Herren, wir stehen vor der Bera-
tung des Haushalts im Haushaltsausschuß. Ich freue 
mich sehr, daß wir in den Dialog eintreten können. Ich 
freue mich sehr darauf, zu sehen, wie Sie auf unsere 
Vorstellungen im einzelnen reagieren werden. Wir 
werden Ihnen konkrete Vorschläge machen. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Da sind wir aber neu-
gierig!) 

Ich möchte zum Abschluß aber noch daran erinnern, 
daß der sozialdemokratische Finanzminister der Re-
gierung de Maizière, Walter Romberg, im Kabinett 
derjenige war 

(Hinsken [CDU/CSU]: Den hat man in die 
Wüste geschickt!) 

— Sie schicken alle in die Wüste, die Ihnen Nachrich-
ten bringen, die Ihnen nicht gefallen —, 

(Beifall bei der SPD — Borchert [CDU/CSU]: 
Herr Kollege, die SPD hat die Finanzminister 
in die Wüste geschickt, einen nach dem an-

deren!) 

der die im Einigungsvertrag getroffenen Regelungen 
für die Finanzausstattung der neuen Länder für unver-
einbar mit dem Ziel hielt, gleiche Lebensbedingun-
gen in ganz Deutschland zu schaffen. Er befürchtete 
das Abrutschen Ostdeutschlands in die Zweitklassig-
keit, weil die von ihm vorhergesagte Gesamtverschul-

dung der neuen Länder von 30 Milliarden DM im 
Jahre 1994 ihre Leistungskraft überfordert. 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Er hatte 
recht!) 

Er lag richtig mit seiner Befürchtung. Er war ein 
Patriot, der durch Ihre Politik daran gehindert wurde, 
seine vorausschauenden finanzpolitischen Vorstel-
lungen vernünftig umzusetzen. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Halten Sie 
bitte keine Leichenrede! Er lebt doch noch! 
— Hinsken [CDU/CSU]: Wo sitzt er jetzt bei 

Ihnen? In der ersten Reihe?) 
Ich hoffe sehr, wir kommen in einen Dialog. Ich 

danke Ihnen jedenfalls für Ihre lebhafte Teilnahme an 
meinen Ausführungen. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Borchert. 

Jochen Borchert (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Bis zu der 
Rede des Kollegen Wiezcorek hatte ich den Eindruck, 
daß sich die SPD-Fraktion aus der haushalts- und 
steuerpolitischen Debatte abgemeldet hatte. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Der Lafon

-

taine versteht ja nichts davon!) 
Sie überläßt diesen wichtigen Bereich zunehmend 
den SPD-geführten Ländern: die Steuerfragen dem 
Ministerpräsidenten Engholm und die Haushaltsfra-
gen dem Ministerpräsidenten Lafontaine. 

Vergangene Woche war zu hören: Die Ministerprä-
sidenten geben ihr Junktim bei der Vermögen- und 
Gewerbekapitalsteuer auf. Sie erklären ihre Zustim-
mung zum Steuerpaket der Bundesregierung, ohne 
dies weiterhin mit der Frage der Abschaffung der Ver-
mögensteuer und der Gewerbekapitalsteuer zu ver-
knüpfen. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Das ist aber eine 
glatte Unwahrheit, Herr Kollege!) 

Gleichzeitig wird betont, daß die Länder beim Wegfall 
der Vermögen- und Gewerbekapitalsteuer für die 
Steuerausfälle entschädigt werden müßten. Der SPD 
hat dies die Sprache verschlagen. Sie hat eine Presse-
konferenz sofort abgesagt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP) 

Beim Abbau der ertragsunabhängigen Steuern im 
Rahmen unserer Unternehmenssteuerreform kann ich 
somit eine breite parlamentarische Mehrheit feststel-
len. 

Diese Woche hieß es: Die SPD-Fraktion verzichtet 
darauf, auf die Einbringungsrede des Finanzministers 
zum Bundeshaushalt 1991 unmittelbar zu antworten. 
Sie überläßt dies dem selbsternannten haushaltspoli-
tischen Sprecher aus dem Saarland. 

(Widerspruch bei der SPD) 
Welche Befähigung bringt er dafür mit? Zum zweiten 
Mal nacheinander — ich weiß ja, daß Sie das nicht 
gern hören — hat der Landesrechnungshof den Haus- 
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halt des Saarlandes als verfassungswidrig bezeich-
net. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP: So 
ist es! — Hört! Hört!) 

Wörtlich erklärt der Präsident des Landesrechnungs-
hofes: 

Der Rechnungshof hält an seiner Auffassung fest, 
daß die Haushalte für die Rechnungsjahre 1988, 
1989 und 1990 mit der Landesverfassung nicht in 
Einklang stehen. 

„Oskar im Minus", so stand es kürzlich in einer großen 
Zeitung. Für die SPD aber ist dies ein Testat, das 
Lafontaine befähigt, hier in der Haushaltsdebatte zu 
sprechen. 

Zu Beginn Ihrer Rede, Herr Kollege Wieczorek, 
hatte ich den Eindruck, es wäre besser gewesen, die 
SPD hätte Sie gleich sprechen lassen. Aber dieser Ein-
druck hat sich bei mir nachher wieder gelegt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bundesfinanzminister Waigel hat heute einen 
Haushalt eingebracht, der den innen- und außenpoli-
tischen Aufgaben dieses Jahres gerecht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Makulatur ist 

der!) 

Der Aufbau der neuen Bundesländer, unsere notwen-
dige finanzielle Beteiligung am Golfkrieg und die Un-
terstützung der ost- und südosteuropäischen Länder 
sind für die Finanzpolitik eine besondere Herausfor-
derung. 

Mitte November 1990 hat das Bundeskabinett die 
Eckwerte zum Haushalt 1991 und zum Finanzplan 
1994 beschlossen. Im einzelnen wurden für den Bun-
deshaushalt 1991 und den Finanzplan 1990 bis 1994 
folgende Eckwerte festgelegt: Nettokreditaufnahme 
1991: Begrenzung auf 70 Milliarden DM. Wir haben 
dies eingehalten. Des weiteren: stufenweise Rückfüh-
rung der Nettokreditaufnahme in den Folgejahren auf 
30 Milliarden DM im Jahre 1994. Auch dies wird in 
der mittelfristigen Finanzplanung eingehalten. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das ist doch 
ein Märchen!) 

Ferner: mittelfristiger Ausgabenanstieg: durch-
schnittlich 2 %. 

Zur Einhaltung der Eckwerte wird der Bundeshaus-
halt um rund 35 Milliarden DM im Jahre 1991 — an-
steigend auf 70 Milliarden DM 1994 — entlastet. Wir 
entlasten ihn in diesem Jahr um 37 Milliarden DM. 

Die Kernaussage war: Wir werden die Einheit 
Deutschlands aus Umschichtungen, aus Einsparun-
gen, aus einer vorübergehend höheren Nettokredit-
aufnahme und aus den Erträgen der deutschen Ein-
heit finanzieren. Im Ap ril 1990, vor knapp einem Jahr, 
hat auch die Kollegin Frau Matthäus-Maier dies so 
gesehen und ausgeführt: 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Jetzt geht sie 
gerade!) 

Auf die Dauer lassen sich die Kosten der Einheit, also 
unsere Investitionen in eine gemeinsame Zukunft, aus 

dem zusätzlichen Wachstum und dem Abbau der Ko-
sten der Teilung finanzieren. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Das ver

-

schlägt ihr die Sprache! Deswegen geht sie 
jetzt!) 

Wir werden in beiden Teilen Deutschlands reicher 
und nicht ärmer. 

Gleichzeitig haben wir damals gesagt, daß die Ein-
heit Deutschlands nicht zum Nulltarif zu haben ist. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Aus dem 
Wachstum wird sie finanziert!) 

— Natürlich aus dem Wachstum, aber eben nicht zum 
Nulltarif. Wir haben auch gesagt, daß wir den Bürgern 
mit Umschichtungen und Einsparungen Belastungen 
zumuten. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wo sind die?) 

Voraussetzung, um diesen Weg konsequent zu ge-
hen, ist die konsequente Umsetzung der Prinzipien 
der Sozialen Marktwirtschaft in den neuen Ländern 
bei gleichzeitig hohem wirtschaftlichen Wachstum in 
ganz Deutschland. Hierfür die Rahmenbedingungen 
zu erhalten ist die wichtigste Aufgabe der Haushalts-
und Steuerpolitik. 

Herr Lafontaine hat heute morgen gesagt: Die Ko-
alition wollte die Einheit, aber sie hatte dafür kein 
wirtschaftspolitisches Konzept. Lafontaine hatte und 
brauchte kein wirtschaftspolitisches Konzept; denn 
ich glaube, er wollte die Einheit nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Seit Herbst vergangenen Jahres hat sich die Welt 
verändert. Wir alle sind froh, daß der Krieg im Nahen 
Osten zur Durchsetzung der UN -Resolutionen been-
det ist. An dieser UN-Aktion haben wir uns finanziell 
beteiligt. 

Herr Kollege Wieczorek, ich hatte bei Ihnen über 
lange Zeit den Eindruck, daß Sie und die SPD nicht 
bereit sind, sich an dieser Aktion der Völkergemein-
schaft solidarisch zu beteiligen. Ich sage ganz offen: 
Wir haben uns daran beteiligt und wir wollten das 
auch; denn wir sind verpflichtet, die UN auch bei 
einer solchen Aktion solidarisch zu unterstützen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben bis heute 17 Milliarden DM aufgewen-
det: unmittelbare finanzielle Leistungen an die Alli-
ierten, Materiallieferungen und humanitäre Soforthil-
fen für die betroffenen Länder. Dies alles sind Ausga-
ben, die im Herbst vergangenen Jahres nicht vorher-
sehbar waren. Diesen Zusatzbedarf kann der Bund 
mit den vorhandenen Finanzausstattungen nicht ab-
decken. Diese neu hinzugekommenen internationa-
len Verpflichtungen konnten und wollten wir mit-
finanzieren. 

Andererseits aber müssen wir alle Anstrengungen 
unternehmen, um einheitliche Lebensverhältnisse in 
ganz Deutschland sicherzustellen. Ohne Verbesse-
rungen auf der Einnahmeseite sind die nationalen und 
internationalen Aufgaben 1991 nicht zu bewältigen. 
Höhere Einnahmen lassen sich grundsätzlich auf zwei 
Wegen erzielen: entweder die Steuern anheben oder 
eine höhere Nettokreditaufnahme in Kauf nehmen. 
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Dabei ist aber darauf zu achten, daß Auswirkungen 
auf Wachstum, Konjunktur und Preisstabilität so ge-
ring wie möglich bleiben. 

Die CDU/CSU-Fraktion und die Koalition haben 
sich aus wirtschaftspolitischen Gründen für Steuer-
erhöhungen entschlossen. Wir erhöhen die Steuern 
um rund 17 Milliarden DM, wobei der Solidaritätszu-
schlag auf die Lohn- und Einkommensteuer sowie auf 
die Körperschaftsteuer auf ein Jahr begrenzt wird. 

Wenn hier immer die Vermögen- und Gewerbe-
kapitalsteuer angeführt werden, muß man zweierlei 
sagen: 

Erstens. Wir wollen sie in der ehemaligen DDR, in 
den neuen Bundesländern, nicht einführen; ich 
glaube, dies ist richtig. 

Zweitens. Ihre Abschaffung tritt nicht jetzt, sondern 
gegen Ende der Legislaturperiode in Kraft. Der da-
durch bedingte Einnahmeausfall wird durch Strei-
chungen bei Subventionen, vor allen Dingen durch 
Streichung bei degressiven Abschreibungen, kom-
pensiert. Dies werden wir mit dem Steuerpaket vorle-
gen. 

(Poß [SPD]: Das ist das Prinzip Hoffnung, 
Herr Kollege!) 

Nur, wer die Abschaffung der Vermögen- und Gewer-
bekapitalsteuer heute als Finanzierungsmöglichkeit 
für 1991 oder 1992 vorschlägt, der hat offensichtlich 
das ganze Paket nicht beg riffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP — Müller [Wadern] [CDU/ 

CSU]: Das ist der Punkt!) 

Ein solcher Vorschlag zeigt, wie unsolide die Vor-
schläge der SPD insgesamt sind. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Bei solch unsoliden Vorschlägen wundert es mich na-
türlich nicht, daß in den 70er Jahren SPD-Finanzmini-
ster reihenweise zurückgetreten sind. 

Die Auswirkungen auf Wachstum und Konjunktur 
werden mit diesen Maßnahmen so gering wie möglich 
gehalten, da der leistungsfreundliche Einkommen-
steuertarif auf Dauer erhalten bleibt. Bei einer Aus-
weitung der Nettokreditaufnahme über die Grenze 
von 70 Milliarden DM hinaus wären langfristig nega-
tive Auswirkungen auf Wachstum und Konjunktur 
und damit auf Preisniveau und Beschäftigung in Kauf 
zu nehmen. Hierauf hat die Deutsche Bundesbank zu 
Recht hingewiesen. 

Aus heutiger Sicht ist das beschlossene Steuerpaket 
mit der Komponente der zeitlichen Begrenzung der 
bessere Weg. Die Steuererhöhungen sind durch nicht 
vorhersehbare Ereignisse im Nahen Osten und in 
Süd- und Südosteuropa begründet. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Ohne Steuererhöhungen hätten die Kosten dieser in-
ternationalen Aufgaben nur zu Lasten der Leistungen 
des Bundes für die neuen Länder finanziert werden 
können. 

Der vorgelegte Haushaltsentwurf enthält Ausgab en 
von rund 80 Milliarden DM für die neuen Bundeslän-
der. Ohne die finanziellen Leistungen für den Golf-
krieg und ohne die notwendigen Hilfen für die osteu-

ropäischen Länder hätten wir rund 100 Milliarden DM 
für den Aufbau der neuen Bundesländer einsetzen 
können. 

Wer die Steuererhöhungen zur Finanzierung der 
zusätzlichen Verpflichtungen ablehnt, der bürdet 
diese Last den Schwächsten, nämlich den neuen Bun-
desländern, auf. Dies war und ist für uns keine Alter-
native. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wir sagen ja zu unseren internationalen Verpflich-

tungen, und wir sagen ja zur Hilfe für den Aufbau der 
neuen Bundesländer. Ohne Steuererhöhungen wären 
diese Aufgaben nicht gleichzeitig im notwendigen 
Umfang zu erfüllen gewesen. 

(Poß [SPD]: Das konnten Sie aber schon eher 
wissen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter Bor-
chert, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Wieczorek? 

Helmut Wieczorek (Duisburg) (SPD): Herr Kollege 
Borchert, würden Sie mir einmal sagen, wie die 
100 Milliarden DM an Hilfen für die neuen Bundes-
länder von Ihnen finanziert worden wären? Gehe ich 
recht in der Annahme, daß sie weiter auf Pump finan-
ziert worden wären? 

Jochen Borchert (CDU/CDU): Wir hätten sie im 
Rahmen der Nettokreditaufnahme von 70 Milliarden 
DM finanziert, wenn wir die Ausgaben für den Golf-
krieg und die osteuropäischen Länder nicht in dieser 
Größenordnung im Haushaltsentwurf unterbringen 
müßten. Aber Ihre Frage zeigt mir, daß Sie den Haus-
halt offensichtlich nur wenig kennen und dies im 
Haushalt nicht gesehen haben. Das macht natürlich 
Ihre Ausführungen von vorhin erklärlich. Sie haben 
offensichtlich über einen Haushalt gesprochen, den 
Sie nicht kennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Herr Kollege, 
Sie sind von 30 auf 100 Milliarden gegan

-

gen!) 
— Von 80 auf 100 Milliarden DM 1991, Herr Kol-
lege. — Das vorgelegte Steuerpaket ist sozial ausge-
wogen; der Solidaritätszuschlag ist auf ein Jahr be-
grenzt. 

Aber messen wir die SPD einmal an ihren Aussagen 
vor der Wahl: Am 20. November 1990, also mitten im 
Wahlkampf, erklärte Frau Matthäus-Maier, Kohl 
müsse sagen, wie er die für 1991 bestehende Finan-
zierungslücke von über 200 Milliarden DM schließen 
wolle. 

Ich hätte hier nun Aufklärung erwartet, wo die Fi-
nanzierungslücke von über 200 Milliarden DM ist, die 
im Wahlkampf noch als Horrormeldung verbreitet 
wurde. Leider ist eine Aufklärung in dieser Debatte 
nicht erfolgt. Aber wir sind es seit den Haushaltsde-
batten von 1983 an gewohnt, daß die SPD in jeder 
Haushaltsdebatte mit neuen Horrormeldungen über 
angebliche Finanzierungslücken aufwartet, den Zu-
sammenbruch des jeweiligen Haushalts vorhersagt 
und anschließend resigniert zur Kenntnis nehmen 
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muß, daß der Haushaltsabschluß immer besser ist als 
das Haushaltssoll; das wird auch in diesem Jahr wie-
der so sein, Herr Kollege. 

(Richter [Bremerhaven] [FDP]: Ing rid „Kas-
sandra" -Maier!)  

Notwendig sind Hilfestellungen für die Menschen 
im Beitrittsgebiet, die sie in die Lage versetzen, sich 
morgen selber zu helfen. Voraussetzung dafür ist eine 
solide Wirtschafts- und Finanzpolitik, wie die CDU sie 
seit 1982 verfolgt. 

Zentrale Elemente dieser Politik waren Ausgaben-
begrenzung, Steuerentlastung, Senkung des Staats-
anteils und Verringerung der Nettokreditaufnahme. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Und Verschul-
dung! 600 Milliarden Schulden machen 

Sie!) 

— Schonen Sie Ihre Stimme; die brauchen Sie noch. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Schuldenkas-
per!) 

Von 1982 bis 1989 stiegen die Ausgaben des Bundes 
im Durchschnitt um 2,5 %. Dies war nur halb soviel 
wie der Anstieg des Bruttosozialprodukts, das im glei-
chen Zeitraum um durchschnittlich 5 % zugenommen 
hat. 

Im Saarland dagegen steigen die Ausgaben um 
5,2 %, das Bruttosozialprodukt um weniger als 2 %. 
Das einzige, was Herrn Lafontaine einfällt, ist der Hil-
feruf, nun müsse Bonn helfen. 

Wir sind bereit, zu helfen, aber erst dann, wenn das 
Saarland durch eigene Anstrengungen zeigt, daß es 
bereit ist, den Weg der Konsolidierung zu beschreiten, 
und Personalhaushalte nicht ständig weiter aus-
dehnt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Anteil der Nettokreditaufnahme des Bundes am 
Bruttosozialprodukt wurde von 2,3 % 1982 auf 0,8 
1989 gesenkt. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Und jetzt?) 

1975 hat er bei über 3 % gelegen; verantwortlich war 
damals die SPD. Ich möchte gleich hinzufügen: Eben-
falls als Anteil am Bruttosozialprodukt ausgedrückt, 
sind die 70 Milliarden DM Nettokreditaufnahme in 
diesem Jahr mit 2,5 % immer noch niedriger als 1975, 
trotz der geschichtlich einmaligen Aufgabe, die Deut-
sche Einheit und internationale Aufgaben zu finanzie-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

— Herr Finanzminister, Sie haben den Beifall ver-
dient. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Dr. Waigel 
[CDU/CSU]: Ich habe mitgeklatscht!) 

Unsere Politik der Erneuerung der Sozialen Markt-
wirtschaft seit Herbst 1982 hat dazu geführt, daß wir 
auf die Einheit Deutschlands gut vorbereitet waren 
und sind. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Borchert, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Wieczorek? 

Jochen Borchert  (CDU/CSU): Wenn Sie mir die Zeit 
nicht anrechnen. 

Vizepräsident Hans Klein: Natürlich nicht. 
(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Doch!) 

Helmut Wieczorek (Duisburg) (SPD): Herr Kollege 
Borche rt , wären Sie so freundlich, die Zahlen der 
Schulden zu ergänzen, die Sie über Ihre Schatten-
haushalte aufgenommen haben? Würden Sie uns sa-
gen, daß dazu die 23 Milliarden DM der Treuhandan-
stalt und all die Dinge kommen, die Sie in Ihrer neuen, 
seriösen Haushaltspolitik im Fonds der deutschen 
Einheit in Töpfchen verstecken? 

Jochen Borchert  (CDU/CSU): Herr Kollege, nun 
hätten Sie nur noch fordern müssen, daß ich dazu die 
jeweilige Kreditaufnahme der SPD-geführten Bun-
desländer hinzuzähle; dann kämen wir wirklich zu 
Höhen, die wir vielleicht früher nicht hatten. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ich möchte nur 
die Zahlen hören!) 

Mit den Sondertöpfen bleiben wir in einem Rahmen, 
der mit Ihren Spitzenleistungen in den 70er Jahren 
durchaus vergleichbar ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Wir bleiben sogar noch unter diesen Höhen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Stimmt nicht! 
— Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Das ist doch 

krampfhaft, was Sie da machen!) 
Es ist unstrittig, daß wir heute sehr viel besser auf 

die Einheit Deutschlands vorbereitet sind, als wir es 
etwa 1982 gewesen wären. Es ist unstrittig, daß das, 
was wir heute leisten, Ende 1982, als die Sozialdemo-
kraten aus der Regierungsverantwortung abgelöst 
wurden, nicht möglich gewesen wäre; denn damals 
hat uns die SPD völlig desolate öffentliche Finanzen 
hinterlassen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 
Unsere solide Haushaltspolitik und unsere Steuersen-
kungspolitik mit der dreistufigen Steuerreform mit ei-
ner jährlichen Entlastung von rund 50 Milliarden DM 
haben die Wachstumskräfte bei stabilen Preisen ge-
stärkt, die Realeinkommen steigen lassen und die Be-
schäftigung in der ehemaligen Bundesrepublik auf 
Rekordhöhen gebracht. 

(Beifall des Abg. Dr. Weng [Gerlingen] 
[FDP]) 

Es gibt keinen ökonomischen Grund, diese erfolgrei-
che Finanzpolitik zu ändern, auch nicht für ganz 
Deutschland. 

Bei dem vorliegenden Entwurf des ersten gesamt-
deutschen Haushalts konnte das Ausgabevolumen 
nur dank äußerster Sparsamkeit auf rund 400 Milliar-
den DM begrenzt werden. Durch die weiteren Ausga-
ben im Rahmen des Gemeinschaftswerks zugunsten 
der neuen Bundesländer werden wir bei den Haus-
haltsberatungen das Ausgabevolumen um 12 Milliar-
den DM aufstocken. 

Den engen Ausgabenrahmen und die Begrenzung 
der Nettokreditaufnahme konnten wir nur durch 
Haushaltsentlastungen von 37 Milliarden DM in die-
sem Jahr, steigend auf 70 Milliarden DM 1994, errei- 
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chen. Dabei wird sich erst mittelfristig der Anteil der 
Ausgabenkürzungen an diesem Entlastungsvolumen 
deutlich erhöhen. Niemand kann doch übersehen, 
daß die Maßnahmen bei dem Abbau von Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen aus Gründen des Ver-
trauensschutzes erst mittelfristig wirken. 

Bisher kommt der Auf- und Ausbau einer leistungs-
fähigen öffentlichen Verwaltung in den neuen Bun-
desländern und Kommunen noch zu langsam voran. 
Die alten Bundesländer und Kommunen sind gemein-
sam aufgerufen, hier so schnell wie möglich für Ab-
hilfe zu sorgen. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
wird sich intensiv bemühen, den Verwaltungsaufbau 
in den neuen Bundesländern zu beschleunigen und 
unterstützend zu begleiten. Ich verweise hierzu auf 
das von den Koalitionsfraktionen eingebrachte und 
verabschiedete Zehn-Punkte-Programm „Auf- und 
Ausbau der öffentlichen Verwaltung und Justiz in den 
neuen Bundesländern". 

Herr Lafontaine beklagt heute den zögernden Auf-
bau der Verwaltung in den neuen Bundesländern. 
Da hätte er doch im vergangenen Herbst auf die 
Blockadepolitik der SPD-Fraktion Einfluß nehmen 
müssen! 

Der Haushaltsausschuß hat im letzten Jahr mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen beschlossen, Bun-
desbediensteten, die beim Aufbau der öffentlichen 
Verwaltung in den neuen Bundesländern helfen, eine 
gestaffelte steuerfreie Aufwandsentschädigung zu 
gewähren. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Was hat der Herr 
Struck damals gesagt?) 

Die SPD-Fraktion hat sich bei einigen Enthaltungen 
— das sage ich ausdrücklich — vehement dagegen 
ausgesprochen. Der Kollege Struck und der heutige 
Finanzminister Kühbacher in Brandenburg, ein frühe-
rer Kollege im Haushaltsausschuß, haben in einer 
Presseerklärung vom 14. September in übelster Weise 
dagegen polemisiert. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Ach, der Kühba-
cher war das damals! — Diller [SPD]: Wer hat 

von Bußgeld geredet?) 

Da war von Werbeprämien für ausgewählte Top-Be-
amte, von Besoldungsskandal und von einer Sonder-
maßnahme, die von der Sache her überflüssig sei, die 
Rede. 

(Zuruf von der CDU/CSU — Gegenrufe von 
der SPD) 

Die Maßnahme war und ist sachlich geboten. Über-
flüssig und unsachlich war die damalige Kampagne 
der SPD. 

(Diller [SPD]: Ihr habt von Bußgeld gere-
det!) 

Ich finde es schlimm, wenn sich Herr Lafontaine heute 
hier hinstellt und beklagt, daß der Aufbau nicht 
schneller vorankomme. Sie haben damals den Aufbau 
blockiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Wenn ihr euch 
nur hier geirrt hättet, wäre es einfach! — 

Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Jetzt schlägt 
der Kühbacher Saltos!) 

Ich begrüße aber, daß, wie es der Kollege Esters hier 
dargelegt hat, die SPD dazugelernt hat. Ich hoffe, daß 
sie diese Lernfähigkeit auch an anderen Punkten un-
ter Beweis stellen kann. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bei dieser wie bei anderen Entscheidungen zeigt 
sich, daß die Koalition gut beraten war, ihre eigenen 
Vorschläge gegen den Widerstand der SPD durchzu-
setzen. 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Aber nur mit 
halbem Herzen!) 

Die SPD sollte endlich den Mut aufbringen, zuzuge-
ben, daß sie seit der Öffnung der Mauer von einer 
Fehleinschätzung zur anderen gestolpert ist. 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Und der Bun

-

deskanzler?) 

Unkonventionell ist auch das im Rahmen des Ge-
meinschaftswerks zur Förderung des wirtschaftlichen 
Aufschwungs in den Ländern des Beitrittsgebiets be-
schlossene kommunale Investitionsprogramm. Rund 
300 DM pro Einwohner stehen den Städten und Ge-
meinden zur Verfügung. Die Auszahlung muß unmit-
telbar erfolgen; lange Umwege stören nur. Die verfas-
sungsrechtlichen Schranken sind mit dem Verwal-
tungsabkommen zwischen Bund und Ländern über-
wunden. 

Lassen Sie mich feststellen: Außergewöhnliche Si-
tuationen erfordern außergewöhnliche Lösungen, 
nicht jedoch das Festhalten an Hergebrachtem ohne 
Kreativität zu neuen Lösungen, wie das in den Aus-
führungen des Kollegen Wieczorek immer wieder 
deutlich wurde. In den neuen Ländern sind heute 
nicht Diskussionen über große Lösungen gefragt, son-
dern gefragt ist das unmittelbare Zupacken. Die neu 
entstehenden Handwerksbetriebe brauchen Arbeit. 
Aufträge sind gefragt, nicht das Ausfüllen von Formu-
laren und Anträgen. 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Dann schafft 
das doch ab!) 

Mit dem Gemeinschaftswerk Aufschwung-Ost ste-
hen zusätzlich 24 Milliarden DM für Ausgaben und 
Förderungsmaßnahmen in den neuen Bundesländern 
zur Verfügung. 

(Jungmann [Wittmoldt] [SPD]: Schon wieder 
eine neue Zahl!) 

Damit erhalten Investoren eine attraktive Förderung. 
Investitionen im Wohnungsbau und im Verkehrsbe-
reich können finanziert werden. Städte und Kommu-
nen verfügen jetzt über beachtliche Summen. Das ist 
je Kopf der Bevölkerung mehr, als mancher Finanzmi-
nister oder Landrat hier in den westlichen Bundeslän-
dern zur Verfügung hat. 

Das von der Bundesregierung beschlossene und 
von allen Wirtschaftsverbänden und Gewerkschaften 
unterstützte Gemeinschaftswerk Aufschwung-Ost ist 
ein gigantischer finanzieller Kraftakt und ein unüber-
sehbares Zeichen, daß die Bürger in den alten Bun-
desländern bereit sind, Opfer für die deutsche Einheit 
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zu erbringen. Es ist aber vor allem ein Signal für das 
gemeinsame Vorgehen von Staat, Wirtschaft und Ge-
werkschaften. 

Jetzt kommt es darauf an, daß die Hemmnisse für 
den notwendigen Strukturwandel überwunden wer-
den. Aus Programmen müssen schnell und unbüro-
kratisch konkrete Vorhaben und Investitionen wer-
den. 

Es ist unsere Aufgabe, den Menschen in den neuen 
Bundesländern Mut zu machen, damit sie den not-
wendigen Strukturwandel akzeptieren und den Wan-
del aktiv mitgestalten. Wir stellen uns dieser Aufgabe, 
während die SPD mit immer neuen Neidkampagnen 
versucht, die Bürger in West und Ost zu verunsi-
chern. 

Noch eine letzte Bemerkung zum Personalauf-
wuchs im Entwurf des Bundeshaushalts 1991. Der Per-
sonalaufwuchs scheint etwas üppig ausgefallen zu 
sein. Sicher, neue Aufgaben sind hinzugekommen. 
Aber mußte der Personalbestand gegenüber 1989, 
dem letzten normalen Vergleichsjahr, auch im nach-
geordneten Bereich um jeweils 25 % aufgestockt wer-
den? Wir werden diese Ansätze im Haushaltsaus-
schuß noch einmal genauestens unter die Lupe neh-
men. 

(Dr. Uellhoff [CDU/CSU]: Sehr genau!) 
Ich fasse zusammen. Die Bundesregierung löst die 

von ihr gegebenen Zusagen ein. Die Bundesregierung 
bleibt auf dem Weg solider Staatsfinanzen. Die Bun-
desregierung kommt ihrer gesamtstaatlichen Verant-
wortung auch gegenüber den neuen Ländern nach. 
Dies alles sind beste Voraussetzungen, daß wir in die-
ser Legislaturperiode unserem Ziel, Schaffung ein-
heitlicher Lebensverhältnisse in Gesamtdeutschland, 
einen großen Schritt näherkommen werden. 

Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort zu einer Kurz-
intervention hat die Abgeordnete Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Herr Borchert, Sie ha-
ben mich soeben zitiert, ich hätte im November ge-
sagt, es werde in den öffentlichen Kassen ein Defizit 
von 200 Milliarden DM und nicht in Höhe der von 
Ihnen prognostizierten 140 Milliarden DM geben. Sie 
haben leider vergessen, zu Ende zu zitieren. Denn ich 
habe folgendes gesagt: 140 Milliarden DM, wie von 
Ihnen selber vorhergesagt, 21 Milliarden DM zusätzli-
che Schulden der Treuhand, 12 Milliarden DM zu-
sätzliche Schulden der Länder, die Sie an die Seite 
gedrückt haben, die aber bekannterweise entstehen, 
4 Milliarden DM zusätzliche Schulden von ERP, die 
ebenfalls entstehen, und, so habe ich fortgefahren, 
beim Bundeshaushalt eine zusätzliche Finanzierungs-
lücke von 35 Milliarden DM, von denen Herr Waigel 
gesagt hatte, er werde sie durch Einsparungen decken 
können. Schon das ergab 210 Milliarden DM. Dann 
habe ich fortgefahren: Da dies offensichtlich alles 
nicht zusammenpaßt, wird nach der Wahl Ihre Steuer-
lüge platzen, und Sie werden Steuern erhöhen. Genau 
das ist eingetreten. Sie haben, um die 200 Milliarden 

DM nicht zu erreichen, ein Steuer- und Abgabenerhö-
hungspaket in Höhe von 43 Milliarden DM geschnürt. 
Unsere Zahlen stimmten vor der Wahl und stimmen 
nach der Wahl. Ihre waren vorher erlogen; und jetzt 
müssen sie auf den Tisch. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Henn. 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Abgeordneten der 
PDS/Linke Liste stellen zunächst mit Genugtuung 
fest, daß die Regierung offensichtlich begriffen hat, 
daß für den Osten unseres Landes finanz- und wirt-
schaftspolitisch mehr getan werden muß, um die öko-
nomische und soziale Katastrophe zu begrenzen, 
mehr jedenfalls, als man ursprünglich bereit war zu 
tun. 

(Zywietz [FDP]: Leider! Weil ihr so schlecht 
wart!)  

Diese Erkenntnis ist unseres Erachtens ausschließlich 
ein Ergebnis der wachsenden sozialen Unruhe in den 
sogenannten neuen Bundesländern. Ich denke, daß 
die Regierung auch eine abnehmende Bereitschaft 
der Bürger im Westteil der BRD registriert, Milliarden 
für eine konzeptions- und wirkungslose Wirtschafts- 
und Finanzpolitik aufbringen zu müssen. 

Ich bin überzeugt, es gäbe eine größere Opferbe-
reitschaft der Bürger im Westen, wenn erstens die 
Steuer-, Haushalts- und Finanzpolitik von größerer 
sozialer Gerechtigkeit gekennzeichnet wäre. Es ist 
doch ein Skandal, wenn 700 000 Bürger in einem Volk 
von fast 80 Millionen ein Steuergeschenk von fast 
9 Milliarden DM durch die Streichung der Gewerbe-
kapitalsteuer und der Vermögensteuer bekommen, 
während Arbeitnehmer mit der Erhöhung der Arbeits-
losenversicherung zur Kasse gebeten werden. 

Ich glaube, es gäbe eine größere Opferbereitschaft 
der Bürger im Westen, wenn zweitens ernsthafte 
Sparversuche bei den Rüstungsausgaben gemacht 
würden. Ich denke, es gäbe eine größere Opferbereit-
schaft, wenn drittens das Vertrauen in die Wirksam-
keit der Hilfsmaßnahmen für die neuen Bundesländer 
größer sein könnte. 

Ich stelle in den Gesprächen mit den Bürgern, den 
Betriebsräten und den Gewerkschaftern immer wie-
der fest, daß die Auffassung vorherrscht, daß das Faß 
Ex-DDR noch keinen Boden hat, daß noch viele Milli-
arden zur sozialpolitischen Flankierung von Arbeits-
losigkeit und sozialer Not notwendig sein werden, daß 
die industriepolitische Untätigkeit der Bundesregie-
rung zu einer fast vollständigen Demontage der Indu-
strie im Osten führen wird und daß dieser Prozeß der 
Deindustriealisierung des Ostens im Westen entspre-
chende Gewinner vorfindet. 

Der Niedergang der Produktion und die steigende 
Arbeitslosigkeit im Osten einerseits sowie die kon-
junkturelle Aufwärtsentwicklung und die Zunahme 
der Beschäftigung im Westen andererseits sind zwei 
Seiten derselben Medaille. Mit marktradikalen Theo-
rien ist dieser Entwicklung nicht beizukommen. 
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Wer wie der Kanzler noch vor wenigen Monaten im 

Wahlkampf Eisenacher Arbeitern ein blühendes Thü-
ringen in drei bis vier Jahren versprochen hat, der 
müßte doch schon heute die Großinvestition benen-
nen können, durch die die zu 95 % arbeitslos werden-
den Wartburg-Arbeiter wieder beschäftigt werden 
können. Bei Opel werden sie jedenfalls nicht unter-
kommen. 

Neuinvestitionen, wie sie in der ehemaligen DDR 
notwendig wären, um wegbrechende Großbetriebe 
zu ersetzen, brauchen auch nach unseren altbundes-
republikanischen Planungsmaßstäben einige Zeit, um 
beschäftigungswirksam zu werden. Als ich Dr. Wild, 
Mitglied des Treuhandvorstands, im Wirtschaftsaus-
schuß fragte, von welchen Branchen er sich denn vor-
stellen könne, daß sie in der Ex-DDR angesichts des 
geringen Bedarfs an Erweiterungsinvestitionen vieler 
Branchen hierzulande mit Neuinvestitionen aufwar-
ten würden, fielen ihm nur die Kfz-Indust rie und Soft-
ware-Firmen ein, mehr nicht. Jeder kann sich aus-
rechnen, daß das zuwenig ist, zumal da alle Investitio-
nen von Volkswagen, Daimler und Opel im Verhältnis 
zu den früheren Automobilfirmen der DDR einen mas-
senhaften Abbau von Arbeitsplätzen bedeuten. 

(Kalb [CDU/CSU]: Warum kaufen Sie sich 
keinen Trabi?) 

Wenn Sie, Herr Dr. Waigel, heute feststellen, daß 
das Anlagevermögen in der ehemaligen DDR, gemes-
sen am BRD-Niveau, im Durchschnitt veraltet ist, 
dann kommt diese Feststellung ein Jahr zu spät. Ich 
denke, diese Situation war vor einem Jahr erkenn-
bar. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Sie wußten das 
schon vorher! Sie haben das ja mitverschul-
det! — Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: 
Wer ist für alles verantwortlich? Das ist eine 
lustige Veranstaltung! Ihr habt alle enteig-

net!) 

An erster Stelle haben diese Situation die Manager 
westdeutscher Konzerne erkannt; denn seit Novem-
ber 1989 gab es eine intensive Inspektion der DDR-
Betriebe durch Fachleute der West-Unternehmen. Ich 
denke, Herr Dr. Waigel, Sie hatten sicher häufiger 
Gelegenheit als ich, mit Vorstandsmitgliedern von 
West-Unternehmen zu reden. Also hätten Sie sich 
auch über die Situation informieren können. 

Wirtschaftswissenschaftler, Bundesbank und viele 
Politiker haben vor der Entwicklung gewarnt. Ich 
habe heute noch großen Respekt vor den 25 SPD-
Abgeordneten, die sich vor einem Jahr bei ihrem Nein 
zur Wirtschafts- und Währungsunion mit einer zutref-
fenden Erklärung zu Wort  meldeten. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Ihr woll-
tet überhaupt keine Einheit!) 

Die Wahrheit ist aber auch, daß es nur 25 waren und 
der Großteil der Fraktion einen anderen Weg gegan-
gen ist, 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Das war auch 
richtig! — Matthäus-Maier [SPD]: Was ha-
ben Sie denn für eine Ahnung vom Parla-

ment?) 

übrigens auch einen anderen als den, den Lafontaine 
wollte. Als die Wirtschafts- und Währungsunion 
durchgedrückt wurde, hätte die Wahrheit gelautet: 
Wenigen wird es besser gehen, aber vielen schlech-
ter. 

Wenn man die Karre nicht vollends in den Dreck 
fahren lassen will, dann muß die Regierung schleu-
nigst aktive Wirtschaftspolitik betreiben 

(Kriedner [CDU/CSU]: So wie ihr?) 

und sich haushaltspolitisch und finanzpolitisch darauf 
konzentrieren, in der ehemaligen DDR Bet riebe zu 
stützen, sie zu sanieren und sie nötigenfalls auf eigene 
Faust in einem angemessenen Zeitraum wettbe-
werbsfähig zu machen. 

Oskar Lafontaine hat sich heute in seinen Ausfüh-
rungen bereits auf Franz Steinkühler bezogen, der in 
diesen Tagen darauf hingewiesen hatte, daß für einen 
neuen industriellen Arbeitsplatz ein Kapitaleinsatz 
von 250 000 DM erforderlich ist. Auch wir folgen die-
ser Rechnung, daß für 2,5 Millionen Arbeitslose ent-
sprechend 600 Milliarden DM Kapital zu mobilisieren 
wären. Ich halte es für völlig undenkbar, daß diese 
Summen politisch zu mobilisieren sind. 

(Kriedner [CDU/CSU]: Die hat selbst die PDS 
nicht!) 

— Sie sollten aufhören, über Milliarden zu reden. So-
lange Schalck-Golodkowski noch Gast der Bayeri-
schen Staatsregierung am Tegernsee ist, möchte ich 
mit Ihnen darüber nicht diskutieren. 

(Bundesminister Dr. Waigel: Der lügt ja wie 
gedruckt! — Parl. Staatssekretär Dr. Riedl: 
Lügner! — Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/ 
CSU]: Das war doch euer Chefschmuggler! 

— Kalb [CDU/CSU]: Unverschämt!) 

Ich meine, es kann nur eine Lösung geben: so viele 
vorhandene Arbeitsplätze wie möglich durch ver-
nünftige Sanierungsmaßnahmen retten. Das erfordert 
einen anderen Auftrag an die Treuhand. Das erfordert 
ein Zusammenwirken von Bund, Treuhand und Län-
dern. Ich halte die Frage, wer federführend für die 
Treuhand ist, ob die Treuhand regional oder zentral 
geführt wird, letztlich für zweitrangig, wenn endlich 
Schluß gemacht wird mit dem Schwarzer-Peter-Spiel, 
wer für Regional- und Strukturpolitik zuständig ist. 
Alle sind zuständig, und alle sind verantwortlich für 
die Menschen. Sie haben die Pflicht, Schaden abzu-
wenden. 

Ich denke, es kommt darauf an, mit dem Treuhand-
vermögen wirtschaftspoli tisch im Sinne von Industrie-
politik und im Sinne von regionaler Strukturpolitik zu 
arbeiten. 

Ohne Zweifel ist in den letzten drei bis vier Wochen 
Bewegung in die Politik der Bundesregierung gekom-
men. Ich muß anerkennen — ich habe heute auch bei 
Herrn Dr. Waigel solche Töne gehört — , daß es inzwi-
schen ein Bekenntnis zur Sanierung von nichtprivati-
sierungsfähigen Bet rieben gibt. 

Der Bundeswirtschaftsminister ist, gemessen an sei-
nem politischen Standort, dieses Thema recht undog-
matisch angegangen. Ich denke, man kann die Trans-
formation einer bürokratischen Kommandowirtschaft 
in eine Marktwirtschaft auch vor einem liberalen Ge- 
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wissen als Sonderfall der Geschichte betrachten, der 
eben besondere Methoden der Wirtschaftspolitik zu-
läßt. Niemand käme auf die Idee, einen übergewich-
tigen Schachspieler gegen einen hochtrainierten 
Kurzstreckenläufer in einen Hundertmeterlauf zu 
schicken. Auch in der Wirtschaft kann man Vergleich-
bares nicht machen. Das kann nicht funktionieren. 

Nötig sind drei bis fünf Jahre Zeit zur Anpassung für 
die neuen Länder, um sie industriell wettbewerbsfä-
hig zu machen. Das vorliegende Gemeinschaftswerk 
Aufschwung-Ost formuliert einige gute Absichten. Es 
gibt Elemente dieses Programms, die sicher ihre Wir-
kung haben werden. Ich denke insbesondere an die 
Infrastrukturmaßnahmen, die in der Bauwirtschaft Be-
schäftigung auslösen werden. Aber im Kern der Indu-
striepolitik bleibt dieses Programm unzureichend. Es 
gibt für etliche Branchen, insbesondere für Schlüssel-
industrien, überhaupt keine Notwendigkeit, neue 
Standorte im Osten zu erschließen, wenn die Märkte 
von hier bedient werden können. Was also soll die 
westdeutsche Werftindustrie, die Chemieindustrie, 
die Textilindustrie oder den Maschinenbau anreizen, 
nach Osten zu gehen? Es ist eben nicht nur die Eigen-
tumsfrage, die eine Investitionszurückhaltung be-
wirkt. 

Ich bin sicher, daß sich einige Konzerne mehr bewe-
gen würden, wenn sie befürchten müßten, daß ihnen 
im Osten in ihrem Produktionsbereich eine wirkliche 
Konkurrenz entstünde. Deshalb gehören zur Wirt-
schaftspolitik Zuckerbrot und Peitsche. Peitsche heißt 
in diesem Fall, 

(Heise [CDU/CSU]: Von der Peitsche verste-
hen Sie etwas!) 

glaubhaft zu machen, daß Teile der Indust rie staatlich 
weitergeführt werden, wenn die p rivate Industrie 
nicht bereit ist, in diesen Teil der Indust rie zu investie-
ren. Die Treuhand organisiert in dieser Richtung 
nichts, kann es auch nicht. Es wäre aber notwendig. 

(Kalb [CDU/CSU]: Als SED-Ableger müßten 
Sie noch viel zurückhaltender sein!)  

— Mein lieber Herr Kollege, ich war nie in der SED. 
Insofern brauche ich auch nicht zurückhaltend zu 
sein. 

(Kalb [CDU/CSU]: Aber die PDS ist nichts 
anderes!) 

Es ist völlig klar: Mecklenburg-Vorpommern 
braucht eine leistungsfähige Werftindustrie. Branden-
burg braucht eine leistungsfähige Stahlindustrie. Was 
soll aus diesen Regionen im Osten unseres Landes 
werden, wenn das Halbleiterwerk in Frankfurt ka-
puttgeht und das relativ moderne Stahlwerk in Eisen-
hüttenstadt von den Kosten her nicht lebensfähig 
wird, weil sie mit einer unvollendeten Investitionspoli-
tik der ehemaligen DDR-Regierung zu kämpfen ha-
ben? Die Chemieindustrie Sachsen-Anhalts geht 
Stück für Stück kaputt. Leuna, Buna, Bitterfeld und 
Wolfen werden bald nur noch unbedeutende Stand-
orte gegenüber den Giganten Bayer, Hoechst und 
BASF sein. 

Die wirkliche Konsequenz heißt: Werftenkonzepte 
mit staatlicher Stützung, Investitionen in die Stahl- 
und Chemieindustrie, Modernisierung der Anlagen, 

Entwicklung neuer Produktlinien auch mit Mitteln 
aus dem Forschungshaushalt, Altlastsanierungspro-
gramme, um den freigesetzten Chemieingenieuren 
und Technikern in neuen Umwelttechnikfirmen Ar-
beit zu geben. Im Rahmen eines solchen Programms 
wäre es auch notwendig, darüber nachzudenken, ob 
die Investitionszulagen, die gewährt werden, zu ei-
nem gewissen Teil in gestaffelter Form an Fertigung 
in der ehemaligen DDR gebunden werden sollten. Das 
bedeutet die Außerkraftsetzung von Wettbewerbsre-
geln und tangiert sicher auch die EG. Aber ich denke, 
daß man diese Frage dort klären muß. 

Der Ostexport könnte stärker gestützt werden. Das 
geht nicht nur mit Hermes-Krediten. Wir alle wissen, 
daß sich die Sowjetunion nicht auf Dauer verschulden 
kann. Es wäre also notwendig, die Importe aus der 
Sowjetunion zu stärken. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Die müß

-

ten ihren Militärapparat abbauen!) 
Es wäre beispielsweise möglich, den Erdgasimport 
stark und schnell zu steigern. Damit würden Chancen 
für ehemalige DDR-Betriebe zur Lieferung in den 
Osten eröffnet. 

Ich meine, die Notwendigkeit staatlicher Interven-
tionen ist auch für die Verhältnisse der alten Bundes-
republik kein marktwirtschaftlicher Sündenfall. Bevor 
Preussag, VW und Salzgitter privatisiert wurden, wa-
ren sie lange unter staatlichem Dach. Ich möchte nicht 
wissen, wie es heute in Wolfsburg oder Salzgitter aus-
sähe, wenn das nicht der Fall gewesen wäre. 

Ich denke, es gibt viele Branchen, die staatlich ge-
stützt wurden, und das mit gutem Recht. Wir standen 
1983 im Bonner Hofgarten mit 130 000 Stahlarbeitern. 
Wir haben damals durchgesetzt, daß 3 Milliarden DM 
marktfördernd für die Stahlindustrie gegeben wur-
den. Die Bürgerinnen und Bürger der ehemaligen 
DDR hatten bisher noch ein recht starkes Vertrauen in 
die Ergebnisse von Wahlhandlungen. 

(Kalb [CDU/CSU]: Wo war das?) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Henn, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Je länger Sie jetzt noch spre-
chen, desto weniger Chancen hat der letzte Redner 
der PDS. 

Bernd Henn (PDS/Linke Liste): Ich komme zum 
Schluß. Ich habe nur noch einen Satz, Herr Präsi-
dent. 

Auch die Bürgerinnen und Bürger in der DDR ver-
stehen mehr und mehr, daß Parlamente von Zeit zu 
Zeit der Erinnerung bedürfen, daß das Volk noch da 
ist. 

(Beifall bei der PDS/Linke Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Zywietz. 

(Esters [SPD]: Da kommt ein großer Subven

-

tionsabbauer!) 

Werner Zywietz (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir haben Politik in schwieriger Zeit 
zu gestalten. Dies haben die Stichworte „Sonderjahr 
1991" , „Sondersituation 1991" deutlich gemacht. Ich 
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glaube, darin könnte man übereinstimmen. Auch der 
Haushaltsentwurf macht dies deutlich. 

Obwohl der Haushaltsentwurf auch für uns das 
Hauptbuch der Nation ist und bleibt, habe ich mich 
— das muß ich gestehen — über solche bildhafte 
Sprache wie „Schmuddelkladde" gefreut. Das sei der 
Opposition in ihrer Wortkreativität zugestanden. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Und Schummel-
kladde!) 

— Das ist es allerdings nicht. Darauf werde ich zu 
sprechen kommen. 

Etwas gewundert habe ich mich allerdings, wie we-
nig an Alternativen seitens der Opposition angeboten 
wurden. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Denn keine Sparvorschläge machen, Kreditauswei-
tung bekritteln, bei den Steuern unterschiedliche 
Kommentierungen vornehmen und alles für zu gering 
erachten, das ist kein logisches Konzept. Mehr Ausga-
ben einfordern, ansonsten zum Haushalt nichts Rech-
tes sagen können, damit kann man nicht durchkom-
men. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich muß ehrlich gestehen: Während mich dieser Teil 
nur gewundert hat, so hat mich, das gebe ich zu, in der 
Tat geärgert, daß Sie hier wohl mangels Alternativen 
eine Glaubwürdigkeitsdebatte hochgezogen haben. 
Ich meine vor allem Herrn Lafontaine, aber ein wenig 
auch andere. Da muß ich sagen: Wer so wenig sachli-
che Alternativen bietet, sollte sich bei dem Stichwort 
„Glaubwürdigkeit" nicht so lange aufhalten. Vorbild 
wäre immer noch die beste Pädagogik. Aber an fi-
nanzpolitischem Vorbild fehlt es total. Es fehlt auch an 
persönlichem Vorbild. Herr Lafontaine ist nicht mehr 
da. Als Mitglied dieses Hauses erinnere ich mich aber 
noch sehr wohl daran, daß er den von mir geschätzten 
sozialdemokratischen Kanzler einmal bezeichnet hat 
als jemanden mit Tugenden zweiten Grades, die auch 
ausreichend sind, um ein KZ zu führen. Leute, die hier 
mit dieser wendischen Opportunität reden, kann ich 
als ersten Oppositionsredner in einer Haushaltsde-
batte nicht sonderlich ernst nehmen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es ist doch wohl nicht zu übersehen, daß die Haus-
haltsgestaltung des Jahres 1991 vor dem Hintergrund 
zweier besonderer Herausforderungen geschieht. Da 
ist zum einen der Golfkrieg. Aber zuvor hätte ich die 
deutsche Einheit nennen sollen. 

Jeder von uns — alle, die hier sind, sind doch Prak-
tiker des Lebens — hat schon einmal entweder selber 
gebaut oder Bauabläufe betrachtet. Bis zum Rohbau 
geht es relativ rasch, und da sieht man viel. Den Roh-
bau haben wir zügig hinbekommen. Das war auch 
nötig. Die Geschichte hat im nachhinein deutlich ge-
macht, daß es richtig war, es so zügig und nicht so 
kritikasterhaft, wie es vor allem Herr Lafontaine vor-
geschlagen hat, anzufassen. Aber man muß zugeste-
hen, daß der Ausbau Deutschlands etwas schwieriger 
ist und Umsicht und auch mehr Finanzmittel erfor-
dert. 

Wenn man nicht auf Dauer Pomp auf Pump will, 
dann muß man sich etwas anderes einfallen lassen. 
Ich hätte mir im Sparbereich etwas mehr gewünscht. 
Aber der Haushalt ist erst eingebracht und ist noch 
nicht verabschiedet. Da kann im Haushaltsausschuß 
unter Mithilfe aller Kollegen noch einiges getan wer-
den. Ich sage nur: Die FDP wird auf Sparkurs blei-
ben. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Zywietz, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Esters? 

Werner Zywietz (FDP): Aber gerne. 

Helmut Esters (SPD): Herr Kollege Zywietz, da Sie 
jetzt auf die Sparsamkeit abheben, frage ich: Kann der 
Haushaltsausschuß damit rechnen, daß die beiden 
großen Subventionsabbauer Jochen Borchert und 
Wolfgang Weng mit Vorstellungen an uns herantre-
ten, 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Ihr werdet euch 
wundern!) 

wie die überflüssige Ausweitung der Zahl der Parla-
mentarischen Staatssekretäre und der dazugehören-
den Bürokratien und Dienstwagen und anderes wie-
der rückgängig zu machen sind? Dann würden wir Sie 
unterstützen. 

(Beifall bei der SPD — Kriedner [CDU/CSU]: 
Aber es wurde doch eine ganze Regierung in 

Ost-Berlin eingespart!) 

Werner Zywietz (FDP) : Das ist ein populistisches 
Stichwort, das aber nicht die Masse macht. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Machen Sie es oder 
machen Sie es nicht?) 

Wir reden dann über Kohle und Stahl. Wo ist der 
Kollege Wieczorek? Der könnte dann aus seiner Be-
rufserfahrung etwas sagen. Und wir können uns bei 
der Knappschaft etwas einfallen lassen. Das sind 
10 Milliarden DM und nicht Millionenbeträge. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Neue Staatssekre

- täre!) 
10 Milliarden DM entsprechen dem Haushalt eines 
gesamten Bundeslandes wie Schleswig-Holstein oder 
Brandenburg. Bei Philippi treffen wir uns wieder. 

(Urbaniak [SPD]: Wollen Sie den Leuten die 
Renten nehmen?) 

— Darüber können wir reden. Ich bin gerne dabei, 
und nehme jeden Vorschlag an. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Zywietz, die 
Munterkeit der Auseinandersetzung wächst. Auch 
Herr Kollege Weng möchte eine Zwischenfrage stel-
len. 

Werner Zywietz (FDP): Das ist kein schlechtes Zei-
chen. 

Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) (FDP): Herr Kollege 
Zywietz, geben Sie mir recht, wenn ich bemerke, daß 
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die Besoldung von Staatssekretären, egal welcher Art, 
kein Bestandteil des Subventionsberichtes ist? 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und der 
CDU/CSU) 

Werner Zywietz (FDP) : Das ist umwerfend richtig. 
(Heiterkeit) 

Vizepräsident Hans Klein: Gestatten Sie eine wei-
tere Zwischenfrage? 

Werner Zywietz (FDP): Wenn es bei den fünf Minu-
ten Restzeit bleibt, gern. 

Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Herr Kollege, 
wenn Sie bei der Bundesknappschaft erhebliche Ein-
sparungen vornehmen wollen, frage ich Sie, da das ja 
alles durchgerechnet worden ist und die Leistungen 
nach den entsprechenden Gesetzen erfolgen: Wollen 
Sie den Leuten die Renten kürzen oder die Renten 
nehmen? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein! — Da ist 
doch schon die Frage falsch!) 

Werner Zywietz (FDP): Die Fragestellung ist falsch. 
Bringen Sie einmal die richtigen Zahlen mit. Für die-
jenigen, die ihr Berufsleben unter Tage verbracht ha-
ben, bin ich sogar mehr zu tun bereit. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Es geht mir jetzt um die anderen, ob jemand nun 
Schlosser bei der Ruhrkohle oder bei der Firma X ein 
Stück weiter ist, ob jemand diese Pforte oder jene 
bewacht. Da hört mein Verständnis dafür, daß es Zu-
satzrenten aus dem Staatssäckel gibt, auf. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Hinsken [CDU/CSU]: Die Sekretärin beim 

Bergwerksdirektor!) 
Prüfen Sie einmal die Fakten, und dann sprechen wir 
ganz ruhig in dem entsprechenden Ausschuß darüber. 
Da gehe ich jede Wegstrecke der Argumente mit. 

Vizepräsident Hans Klein: Gestatten Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? 

Werner Zywietz (FDP): Ge rn . 

Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Herr Kollege, ist 
Ihnen klar, daß sich, wenn Sie diesen Weg gehen, die 
Einnahmen für den Bundeshaushalt sehr verkürzen 
werden, da ja die Beiträge geringer werden und Sie 
den Ausgleich durch — wie Sie meinen — höhere 
Subventionen schaffen müssen? Haben Sie dies 
durchgerechnet? 

Werner Zywietz (FDP): Über die Modelle, wie man 
herangeht, kann man reden. Nicht nur der Haushalt 
wird zusätzlich belastet. Es ist festgestellt worden: 
10 Milliarden DM kommen aus dem Haushalt. Andere 
Bürger können sich ja Gedanken darüber machen, ob 
es richtig ist, daß eine bestimmte Bevölkerungsgruppe 
10 Milliarden DM Steuergeld für ihre Altersversor-
gung bekommt. Ich mache mir in erster Linie Gedan-
ken darüber, ob das berechtigt ist. 

Zur Aufteilung habe ich Ihnen etwas gesagt. Da 
liegt des Pudels Kern; an keiner anderen Stelle, son-
dern nur an dieser. Hier soll es wie für andere Bürger 
dieses Staates auch leistungsbezogene Normalrenten 
geben. Es soll eine bessere Behandlung nur derjeni-
gen geben, die unter Tage schwere Arbeit geleistet 
haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich habe gesagt und möchte das unterstreichen: Die 
FDP bleibt auf Sparkurs. Ich weiß, wie schwer das ist. 
Diejenigen, die hier sitzen, wissen das allesamt, auch 
wenn sie manchmal anders reden; denn sie haben alle 
schon die Chance gehabt — früher auch die Kollegin-
nen und Kollegen von der SPD — , das unter Beweis zu 
stellen. Die Ergebnisse waren nicht so üppig. 

Diese Regierung und diese Politik haben mit zwei 
Herausforderungen fertig zu werden — wir tun das 
nach Lage der Dinge in recht guter Manier — , näm-
lich mit dem Golfkrieg — Gott sei Dank ist die heiße 
Phase beendet — und der Herausforderung Deutsch-
land. Lieber Kollege Helmut Esters, ich kann mich an 
Zeiten erinnern, als die Koalition von SPD und FDP 
sehr in die Knie ging, als wir nur Ölkrisen am Golf 
hatten. Von Krieg und Weitergehendem war damals 
nicht die Rede. Wir haben jetzt den Krieg, also eine 
Auseinandersetzung mit sehr viel größerer Härte und 
sehr viel weitergehenden Folgen zu bewältigen. Das 
alles ist ganz gut gelungen. Wir werden auch weiter-
hin unseren Beitrag dazu erbringen. 

Daß dies Mehraufwendungen bedeutet, ist klar. 
Diese werden auch nicht in Abrede gestellt. Die Frage 
ist doch nur, wie man sie auffangen kann. Mir wäre 
— das sage ich ganz offen — eine etwas kräftigere 
Sparpolitik lieber, weil ich glaube, ein Sparbeitrag 
wäre die beste Solidarität der bessergestellten Wessis 
— um im alten Sprachgebrauch zu bleiben — , den 
ökonomisch noch weniger gutgestellten Ossis zu hel-
fen. Im Westen geht es meistens — nicht nur, aber 
meistens — um die Finanzierung von etwas Schönem 
und Wünschbarem; im Osten geht es meistens um 
etwas elementar Notwendiges. Bei dem Wünschba-
rem muß etwas kürzergetreten werden zugunsten des 
elementar Notwendigen. Da wäre ein besserer Aus-
gleich vonnöten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn die Steuererhöhung mitgetragen wird, 
möchte ich gleichzeitig klar feststellen: Die Unterneh-
menssteuern müssen gesenkt werden. Man kann 
nicht nur in die eine Richtung schauen und das andere 
nachher vergessen. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Ja, bei den Unter

-

nehmen senken und bei den kleinen Leuten 
erhöhen!) 

— Ich weiß schon, was da kommt: wieder für die 
Unternehmen, wieder für die Kapitalisten. Das ist es 
aber nicht. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Genau das!) 

Nur wettbewerbsfähige Unternehmen können sich 
am Markt behaupten und können Arbeitnehmer be-
schäftigen und bezahlen. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der SPD: 
Das ist Klein Fritzchens Marktwirtschaft!) 
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Das ist eine sehr arbeitnehmerfreundliche Politik, die 
von der SPD eigentlich, wenn sie es recht bedenkt, 
begrüßt und unterstützt werden müßte. Sie dürfte 
nicht so demagogisch kritisiert werden. 

Wir werden uns im weiteren Vollzug dieses Haus-
halts und anderer Haushalte daran erinnern, daß 
Steuererhöhungen immer nur eine Restfinanzierung 
von unabweisbaren Staatsausgaben darstellen dür-
fen. Sie dürfen keineswegs psychologisch sozusagen 
als „Einstiegsdroge" im Hinblick auf dauerhafte Steu-
erfinanzierungen uminterpretiert oder empfunden 
werden. Das ist ein wesentlicher Punkt. 

Die Sparaufgabe bleibt bestehen. Das möchte ich 
auch mit Blick auf den Finanzminister sagen. Er hatte, 
glaube ich, so etwas den Unterton: Wir haben da alles 
getan. Ich würde dagegenhalten: Das ist eine Dau-
eraufgabe. Man kann da viel erreicht haben, aber es 
gilt, auf dieser Schiene weiterzuarbeiten. 

(Beifall bei der FDP) 

Das sollte die von der Koalition unterstützte Regie-
rung sozusagen als Wunsch und Wille mitnehmen. Sie 
sollte da in ihren Anstrengungen und Bemühungen 
nicht nachlassen. Wir werden da mitmachen; denn 
— Sonderherausforderung Golf, Sonderherausforde-
rung Deutschland — es bleibt der Tatbestand, daß lei-
der immer noch eine Nettokreditaufnahme nötig ist, 
was schon seit 1972 der Fall ist. Insofern ist auch die 
Einsparpolitik ein permanentes Bemühen. 

Man sollte im weiteren auch einmal darüber nach-
denken, ob im Zuge von Steuererhöhungen, wenn sie 
denn von der Mehrheit als nötig empfunden werden, 
nicht auch hier und da Steuersenkungen oder — zu-
mindest bei den Bagatellsteuern — Streichungen eini-
ger kleiner Steuern mit eingebaut werden können. 
Wer die Mineralölsteuer erhöht, kann auch darüber 
nachdenken, ob er die Kfz-Steuer beseitigt. Auch das 
hat sehr viel Logik in sich. 

(Zuruf von der SPD: Wieder auf Kosten der 
Länder! — Gegenruf von der CDU/CSU: 

Aber nur bedingt!) 

Die Debatte über diese Dinge ist mit der ersten 
Runde der Haushaltsberatungen noch nicht beendet. 
Der Haushalt wird — wie mein Kollege Weng als un-
ser Obmann zu Recht festgestellt hat — von der Regie-
rung jetzt dem Parlament, stellvertretend dem Haus-
haltsausschuß, übereignet. Wir haben kein Nach-
denk- und kein Arbeitsverbot; vielmehr kommen wir 
erst richtig zur Arbeit. Dazu gehören auch Überlegun-
gen solcher Art, die durchaus angestellt werden dür-
fen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir als FDP werden ganz klar das Notwendige für 
den Aufbau in den fünf neuen Bundesländern tun. 
Wir haben dieses Thema im Rahmen einer Aktuellen 
Stunde zur Treuhandanstalt in der letzten Sitzungs-
woche in Kurzbeiträgen streifen können. Hier sind wir 
zu weiteren Einsichten gekommen, was die Notwen-
digkeiten anlangt. Hier muß nachgearbeitet werden. 
Lafontaine — da gebe ich ihm recht — sagt ja, es gebe  

keinen Königsweg, sondern hier sei learning by doing 
angesagt. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Da sind Sie aber 
schon lange beim Lernen!) 

— Liebe Kollegin, wir lernen ja vielleicht langsam. 
Aber man sollte auch nicht so schnell vergessen, wie 
es Ihnen nach Ihrer guten Lehre bei der FDP heute 
nachgesagt worden ist. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Das ist doch lächer

-

lich!) 
— Das war nicht lächerlich, sondern das war ein guter 
Hinweis. 

(Poß [SPD]: Sie begreift halt schneller als 
Sie!) 

Auf jeden Fall werden wir alles tun, damit nach dem 
Rohbau „Einheit" in den fünf neuen Bundesländern 
gleichwertige Lebensverhältnisse geschaffen werden 
können. In dieser Beziehung werden wir von der FDP 
uns — wir haben über den Bundeswirtschaftsminister 
ein Programm konzipiert — von niemandem übertref-
fen lassen. Wir werden auch die erforderlichen Mittel 
über den Haushalt bereitstellen, damit wir, wenn wir 
im nächsten Jahr und insbesondere nach Ablauf die-
ser Legislaturperiode über dieses Thema diskutieren, 
feststellen können, daß wir auf geradem Wege und 
mit den entsprechenden Mitteln für gleichwertige Le-
bensverhältnisse gesorgt haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Abgeordneter Poß, 
Sie haben das Wort. 

Joachim Poß (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die heutige Debatte hat Übereinstim-
mung darüber erbracht, daß wir in den neuen Bundes-
ländern vor gewaltigen wirtschaftlichen, sozialen und 
finanziellen Problemen stehen. Aber im Gegensatz zu 
meinen Vorrednern von der Koalition kann ich fest-
stellen, daß diese Entwicklung bereits im letzten Jahr 
abzusehen war. Wir Sozialdemokraten haben bereits 
im Sommer des letzten Jahres erklärt, daß die vorhan-
denen finanziellen Mittel nicht ausreichen werden, 
um die wirtschaftliche und soziale Einheit in unserem 
Lande herzustellen. Wir haben bereits vor den Wahlen 
die Auffassung vertreten, daß Steuererhöhungen un-
vermeidlich sein werden. Wir halten hieran auch nach 
den Wahlen fest. Wir sind auch weiterhin bereit, Herr 
Borchert, für den wirtschaftlichen Aufbau der neuen 
Bundesländer und für die soziale Abfederung dieses 
Umstellungsprozesses gegenüber unseren Bürgern 
die Notwendigkeit von Steuererhöhungen zu vertre-
ten. 

Herr Zywietz, wir haben bereits vor der Wahl Vor-
schläge unterbreitet, wie die notwendigen finanziel-
len Mittel unter Beachtung des Prinzips der sozialen 
Gerechtigkeit aufgebracht werden könnten. Für uns 
sind nämlich Ehrlichkeit und soziale Gerechtigkeit 
nach wie vor tragende politische Prinzipien, die auch 
für die Finanz- und Steuerpolitik gelten müssen, und 
zwar auch in Sondersituationen. 

(Zywietz [FDP]: Siehe Lafontaine!) 
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— Der war ja ehrlich! Er hat das Prinzip der sozialen 
Gerechtigkeit betont. Deswegen konnte er hier heute 
eine so überzeugende Rede halten. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie saßen dabei doch bedrückt herum; 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wußten doch gar nicht, wie Sie sich bei seiner Rede 
verhalten sollten. 

Die Bundesregierung und vor allem Bundesfinanz-
minister Dr. Waigel gehen jedoch konsequent einen 
anderen Weg. Der vorliegende Gesetzentwurf zur 
Einführung einer Ergänzungsabgabe zur Lohn- und 
Einkommensteuer sowie zur Anhebung von fünf Steu-
ern ist das Dokument der Steuerlüge und gleichzeitig 
der Beleg für die unsoziale und ungerechte Steuer-
politik dieser Bundesregierung. 

Dazu ein Zitat. Ich weiß nicht, ob der Kollege Waigel 
im Moment gerade nicht hier ist. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Er ist schon da!) 

— Ach, er ist im Kreise seiner Lieben. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

—Ich bin auch gern im Kreise meiner Lieben. — Das 
Zitat lautet: „Trotz permanenter Unterstellungen von 
der SPD gibt es keine Pläne für Steuererhöhungen, 
und zwar weder für die Mehrwertsteuer noch für die 
Mineralölsteuer. " — Dies ist die Aussage von Herrn 
Waigel vom 17. November 1990. 

Dr. Waigel am 22. November 1990 — ich erinnere 
mich genau des Tages; es ist ja noch nicht so lange 
her, Herr Dr. Waigel —, also 10 Tage vor der Bundes-
tagswahl, hier im Bundestag: Die Koalition bleibt bei 
ihrer Haltung: keine Steuererhöhung zur Finanzie-
rung der Investitionen in die Einheit Deutschlands. 

(Borchert [CDU/CSU]: Das ist ja auch richtig! 
Das haben wir Ihnen doch vorgerechnet! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Das gilt 

auch heute noch!) 

— Ja, das ist Ihre Meinung. Da freuen sich die Men-
schen in den neuen Bundesländern, die jetzt die exi-
stentiellen Schwierigkeiten haben, daß das Ihre Mei-
nung ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie denn 
am 22. November schon gewußt, daß der 

Golfkrieg stattfindet?) 

daß für den Golfkrieg, aber nicht für den Aufbau in 
den neuen Bundesländern Steuererhöhungen zu 
rechtfertigen sind. Darüber freuen sich die Men-
schen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte gern noch eine weitere Stelle aus dieser 
Rede zitieren, die belegt, wie dreist — ich glaube, 
diese Vokabel ist nicht übertrieben — 

(Widerspruch bei der CDU/CSU — 
Matthäus-Maier [SPD]: Untertrieben!) 

der Bundesfinanzminister sich vor dem deutschen 
Parlament und den Bürgern vor der Wahl aufgeführt 
hat. Auf unseren Vorwurf mangelnder Solidität und 
Ehrlichkeit meinte Waigel — mit dem ihm eigenen 

Pathos an die SPD gerichtet — : Ich finde es bemer-
kenswert, daß man dem anderen hier ganz bewußt 
mangelnde Ehrlichkeit unterstellen darf. 

(Urbaniak [SPD]: Herr Waigel hat doch gelo

-

gen!) 

Das ist eine Verwilderung der politischen Sitten, die 
Sie in der Endzeit des Wahlkampfes benötigen, weil 
Sie nämlich den Kredit beim Wähler verloren haben. 
— Das war das Zitat Waigel, und das war scheinheilig 
und wider besseres Wissen. 

(Beifall bei der SPD) 

Oder hat der Bundesfinanzminister wirklich kein 
besseres Wissen gehabt? War er so dilettantisch, daß 
er die wahre Entwicklung nicht erkannte? Hat er denn 
die vielen Berichte und Vorausschauen in den Medien 
nicht zur Kenntnis genommen? Hat er vielleicht so 
wenig Zeit in Bonn gehabt, weil er als Ehrenvorsitzen-
der der DSU in Sachsen und in Thüringen falsche 
Wahlversprechungen machen mußte, 

(Beifall bei der SPD) 

statt hier sein Amt als Bundesfinanzminister wahrzu-
nehmen, und dies alles noch, Herr Waigel, neben Ih-
rer Hauptaufgabe als Parteivorsitzender in Mün-
chen? 

Hier stellt sich wirklich die historische Frage: 

(Zuruf von der SPD: Sollte er überfordert 
sein?) 

Unkenntnis und Dilettantismus oder Unehrlichkeit 
und Lügen? Eines von beiden muß ja wohl zutref-
fen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt geht er zu 
weit!) 

Meine Damen und Herren, wer vor der Wahl solche 
Reden geschwungen hat, der sollte, Herr Waigel, nach 
der größten Wählertäuschung in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland nicht erneut in Rechtha-
berei verfallen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wer hat denn wohl Rechthaberei be

-
trieben? Die haben wir ja heute morgen von 

Herrn Lafontaine gehört!) 

Ich möchte Ihnen einmal meinen Eindruck schildern, 
Herr Waigel, und Ihnen sagen, woran mich Ihre Rede 
heute morgen erinnert hat: an eine der letzten Reden, 
die Ihr Vorgänger, Herr Bundesfinanzminister 
Dr. Stoltenberg, auch in dieser Attitüde der Rechtha-
berei gehalten hat. Daran erinnerte mich die Art und 
Weise Ihres Vortrags heute morgen. 

Herr Waigel, wir erwarten von Ihnen ja gar nicht, 
daß Sie sich für die Steuerlüge und für Ihre haltlosen 
Anschuldigungen bei uns entschuldigen. Aber haben 
die Bürger in West- und Ostdeutschland angesichts 
dessen, was Sie angerichtet haben, nicht ein Recht auf 
eine Entschuldigung? Herr Kohl, Herr Lambsdorff, 
Herr Waigel, Sie haben die Wahrheit geopfert, nur um 
sich an der Macht zu halten. Sie haben mit der Steu-
erlüge die erste Wahl im geeinten Deutschland 
schwer belastet und das Vertrauen der Bürger in die 
Politik nachhaltig erschüttert. Ich fürchte, das wird lei- 
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der Folgewirkungen gerade auch bei den Bürgern der 
neuen Bundesländer haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie hoffen das!) 

— Nein, wir wollen hohe, nicht geringe Wahlbeteili-
gungen. Das sind nämlich die Folgen der „Erkennt-
nisprozesse", die mit solchen Täuschungsprozessen 
verbunden sind. 

Sie mißbrauchen aber auch die in der Bevölkerung 
vorhandene Opferbereitschaft und Solidarität dazu, 
um in einer gigantischen Umverteilungsaktion die 
großen Kapitalbesitzer und großen Unternehmen zu 
entlasten und dafür die breite Masse der Bürger mit 
Steuern und Abgaben drastisch zu belasten. Übri-
gens: Das ist inzwischen von Tante F rieda und Onkel 
Heino erkannt worden und auch — wenn man den 
Zeitungen glauben darf — von vielen CSU-Mitglie-
dern. 

Die Regierung Kohl hat den Bürgern durch die kon-
zeptionslose Steuer- und Finanzpolitik ihre wirt-
schafts - und finanzpolitische Inkompetenz deutlich 
vor Augen geführt. 

(Borchert [CDU/CSU]: Das möchten Sie 
gern!) 

— Herr Borchert, zur Erinnerung: Warum sind denn 
die Wirtschafts- und Finanzminister des Kabinetts 
Kohl ausgewechselt worden, wenn nicht wegen ihres 
Versagens? Da gab es doch auch einmal den Dr. Stol-
tenberg, der am Ende seiner Karriere als Bundesfi-
nanzminister gehen mußte. Da mußte der Bundeswirt-
schaftsminister Bangemann abgelöst werden, 

(Matthäus-Maier [SPD]: Jawohl!) 

und sein Nachfolger im Amt hat — wenn ich das rich-
tig verstanden habe — wegen seiner Inkompetenz um 
Abberufung gebeten. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Richtig! — Zuruf 
von der CDU/CSU: Das läßt sich die FDP 

nicht gefallen!) 

Der Herr Möllemann hat seinen Rücktritt schon gleich 
für den Sommer angekündigt, und zwar im Zusam-
menhang mit dem Scheitern beim Subventionsab-
bau. 

Der Bundeskanzler, der Bundesfinanzminister und 
der Bundeswirtschaftsminister haben im vergange-
nen Jahr eine Wirtschafts- und Finanzpolitik betrie-
ben, die sich als das größte Hemmnis für den wirt-
schaftlichen Aufbau in den neuen Bundesländern her-
ausstellt. Während der neue Bundeswirtschaftsmini-
ster Möllemann, flexibel wie er ist, zugesteht, daß die 
Bundesregierung in den letzten Monaten mit ihrer 
Politik in Ostdeutschland große Fehler gemacht hat, 
und während sogar im Jahreswirtschaftsbericht aus-
drücklich steht, daß die bisherige Finanzausstattung 
der neuen Länder und ihrer Gemeinden unzureichend 
war, bleibt der Bundesfinanzminister der große Recht-
haber. Er beharrte noch am Anfang dieses Jahres in 
einer schriftlichen Antwort seines Hauses darauf, daß 
der DDR-Delegationsleiter beim Aushandeln des 
Einigungsvertrages, der Vorsitzende der Fraktion der 
CDU/DA in der Volkskammer, Herr Dr. Krause, am 
14. August zu Recht festgestellt habe, daß nach den 
Regelungen im Einigungsvertrag die Finanzausstat-

tung der Länder der DDR jeden Vergleich mit der 
Finanzausstattung anderer Bundesländer standhalte. 

(Matthäus-Maier [SPD]: So ein Quatsch!) 

Antwort des Bundesfinanzministeriums vom Januar 
dieses Jahres: Die Regelungen im Einigungsvertrag 
trügen dem finanziellen Bedarf der Länder und Ge-
meinden Rechnung, und man bräuchte einen Ver-
gleich mit der finanziellen Lage anderer Bundeslän-
der nicht zu scheuen. Ich erinnere nochmals daran, 
mit welch schmählichen, ja wahrheitswidrigen Wor-
ten der SPD-Minister Walter Romberg damals von 
Waigel, Seiters, Krause und wem auch immer bedacht 
wurde. 

Bei dieser Fehleinschätzung steht doch für alle die 
fachliche Qualifikation dieses Finanzministers fest. 

(Beifall der Abg. Matthäus-Maier [SPD] — 
Hinsken [CDU/CSU]: Donnernder Ap

-

plaus!) 

— Ja, ein besonders angenehmer Sonderapplaus, 
Herr Hinsken. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Donnernd! Von einer 
Einzelperson!) 

Es steht aber auch fest, wer die Verantwortung hier in 
der Bundesrepublik dafür hat, daß der Aufbau in den 
neuen Ländern in den letzten Monaten durch eine 
unerträgliche Finanzenge blockiert worden ist: Dieser 
Bundesfinanzminister war der große Blockierer und 
das regierungsamtliche Investitionshindernis Nr. 1! 

(Beifall bei der SPD — Borchert [CDU/CSU]: 
Der Blockierer war die SPD! — Hinsken 
[CDU/CSU]: Einen Finanzminister, wie Wai

-

gel ihn verkörpert, haben wir noch nie ge

-

habt!) 

Die jetzigen Beschlüsse der Bundesregierung kön-
nen nicht darüber hinwegtäuschen, daß wertvolle 
Monate versäumt worden sind 

(Borchert [CDU/CSU]: Wer war denn gegen 
einen früheren Wahltermin? Sie wollten doch 
keinen früheren Wahltermin! — Zuruf von 
der SPD: Hört doch von dem Wahltermin auf! 
— Borchert [CDU/CSU]: Das ist doch zutref

-

fend!) 

und daß der Aufbau in den neuen Ländern dadurch 
über viele Monate hinausgeschoben worden ist. Jetzt 
stehen wir vor dem Scherbenhaufen einer verfehlten 
und unredlichen Politik dieser Regierung Kohl und 
Lambsdorff. 

Mit einer erneuten unwahren Behauptung versucht 
diese Regierung nun, andere in ihr eigenes Versagen 
mit hineinzuziehen. Jetzt sagen Sie, auch die Fach-
leute hätten die wirtschaft liche Lage in den neuen 
Ländern falsch eingeschätzt. Dabei waren es die Ex-
perten wie z. B. der Sachverständigenrat und wirt-
schaftswissenschaftliche Forschungsinstitute, die 
frühzeitig und immer wieder auf die tiefgreifenden 
Probleme aufmerksam gemacht haben. Die Bundesre-
gierung hat alle Warnungen fahrlässig in den Wind 
geschlagen. 
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Meine Damen und Herren, noch nie gab es einen 
Finanzminister, 

(Hinsken [CDU/CSU]: So gut wie Waigel!) 

der versucht hat, die Bevölkerung so systematisch hin-
ters Licht zu führen wie Bundesfinanzminister Wai-
gel. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Unverschämtheit! — Dr. Waigel [CDU/ 

CSU]: Nehmen Sie das sofort zurück!) 

Noch nie gab es einen Finanzminister, der bei den 
Bürgern so skrupellos und in einer so unsozialen 
Weise abkassiert hat. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Herr Präsident, er 
lädt sich auf!) 

Offensichtlich kann dies in der Koalition nur ein 
Finanzminister, der in einer Partei ist, die sich christ-
lich-sozial nennt. Ich möchte hier gar keine Überset-
zung versuchen, aber mir fiele da schon einiges ein: 
„C" für Chaos, „S" für skrupellos, „U" für unsozial 
und anderes mehr. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Poß, darf ich Sie 
einen Moment unterbrechen! — Mir wird gerade das 
Protokoll mit einer Formulierung vorgelegt — sie 
stammt nicht von Ihnen, sondern von einem früheren 
Redner —, die rügenswert wäre. Nun war diese De-
batte heute sehr munter, und in einer solchen Gene-
ralaussprache ist man dann auch nicht zimperlich. 
Dennoch erlauben Sie mir zu sagen: Sie schrammen, 
Herr Poß, jetzt schon mit Begriffen wie „scheinheilig", 
„dreist" und „skrupellos" immer hart an einer Rüge 
vorbei. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Herr Vizepräsi-
dent, Sie kennen doch Ihren Vorsitzenden!) 

Das geht zu weit. 

Ich würde vorschlagen: Bleiben wir bei einer kla-
ren, munteren, harten, auch offensiven Auseinander-
setzung, aber gehen wir verbal bitte nicht unter die 
Gürtellinie! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Joachim Poß (SPD): Herr Präsident, ich nehme das 
zur Kenntnis, was Sie gesagt haben. Ich hoffe, daß Sie 
mir die eine Minute Redezeit gutschreiben, die inzwi-
schen abgelaufen ist, und daß Sie auch zur Kenntnis 
nehmen, daß ich mich, glaube ich, einer Sprache be-
diene, die gerade in der CSU durchaus üblich ist, 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

was nicht heißt, daß ich auf das CSU-Niveau hinab-
steige; aber Elemente davon sind, wie mir scheint, in 
der CSU durchaus üblich. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Aber jetzt schram-
men Sie an der Dummheit vorbei!) 

Dieser Finanzminister hat auch keine Skrupel 
— das darf man doch wohl sagen — , den Bürgern jetzt 
noch wesentlich mehr abzunehmen, als sein Vorgän-
ger Dr. Stoltenberg den Bürgern bei der Steuerreform 

1990, der sogenannten größten Steuerreform aller Zei-
ten, 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Das war sie ja auch, 
und die war gut!) 

als Entlastung angekündigt hatte. Zusammen mit den 
Beschlüssen vom Januar wird die Koalition von den 
Bürgern durch die Anhebung der Arbeitslosenversi-
cherungsbeiträge und der Telefonsteuer, durch die 
Ergänzungsabgabe, die Anhebung der Mineralöl-
steuer sowie die Erhöhung der Versicherungsteuer 
und der Tabaksteuer 43 Milliarden DM abkassieren. 

Damit aber nicht genug: Das wahre Ausmaß der 
Steuerlüge wird deutlich angesichts der jüngsten Au-
ßerungen aus dem Hause Waigel zur Erhöhung der 
Mehrwertsteuer. Im Koalitionsbeschluß vom 26. Fe-
bruar 1991 hieß es: Ab 1993 ist im Hinblick auf die 
Steuerharmonisierung in der EG und die Neurege-
lung der Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und 
Ländern die Umsatzsteuer voraussichtlich anzuhe-
ben. Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundes-
finanzministerium, Kollege Manfred Carstens, 

(Hinsken [CDU/CSU]: Auch ein guter 
Mann!) 

hat in einer Erklärung vor wenigen Tagen in der 
„Süddeutschen Zeitung" deutlich gemacht, was dar-
unter zu verstehen ist: Er gehe davon aus, daß es sich 
bei der Erhöhung der Mehrwertsteuer ab 1993 um 
eine zweistufige Erhöhung auf 16 % handeln werde. 
— Hat der Finanzminister das, was seine Parlamenta-
rischen Staatssekretäre verbreiten, auch wieder nicht 
zur Kenntnis genommen, weil er zu selten in Bonn 
ist? 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie leiden unter 
Halluzinationen!) 

Beim Wirtschaftsforum der „Süddeutschen Zei-
tung" in München hat Dr. Waigel selbst dargelegt, 
daß die Ergänzungsabgabe nur eine Brücke zu der 
fest eingeplanten Mehrwertsteuererhöhung sein soll. 
Das bedeutet, daß auf die Bürger noch einmal 29 Mil-
liarden DM zusätzlich an Steuererhöhungen zukom-
men und daß damit in den nächsten drei Jahren Steu-
ererhöhungen und Abgaben im Umfang von 72 Milli-
arden DM beschlossen werden. Das ist weit mehr als 
die völlige Rücknahme aller von der Regierungskoali-
tion bisher so groß propagierten Steuersenkungen in 
den letzten Jahren. 

Aber auch bei der Mehrwertsteuer scheut sich 
Dr. Waigel, den Bürgern reinen Wein einzuschenken. 
Wahrheitswidrig behauptet er, daß die von der Bun-
desregierung für 1993 angekündigte Erhöhung der 
Mehrwertsteuer aus Gründen der Steuerharmonisie-
rung in der Europäischen Gemeinschaft erforderlich 
sei. Dabei lassen die EG-Vorschläge ausdrücklich 
eine Beibehaltung des derzeit in der Bundesrepublik 
geltenden Mehrwertsteuersatzes zu. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Aber die SPD-Fi

-

nanzminister und -Ministerpräsidenten hät

-

ten es gerne!) 

Ein skandalöser Verstoß gegen das Prinzip einer 
gerechten und sozialen Besteuerung ist die geplante 
Abschaffung der Vermögen - und der Gewerbekapi-
talsteuer. Es ist unerträglich, daß die Regierung in 
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einer Zeit, in der alle Bürger durch Steuererhöhungen 
herangezogen werden, um die riesigen Haushaltslö-
cher zu stopfen, für wenige hunderttausend Spitzen-
verdiener und Großunternehmen die Steuern um 
9 Milliarden DM jährlich senken und diese Steuern 
abschaffen will. Über 70 % der Vermögensteuerzahler 
sind Privatpersonen. Völlig zu recht hält deshalb Ihr 
Kollege, der CDU-Abgeordnete Heinz-Adolf Hörs-
ken, das Argument, mit der Abschaffung der Vermö-
gensteuer werde die Investitionskraft der Wirtschaft 
gestärkt, schlicht für Quatsch. Herr Dick von der CSU 
hat sich ähnlich eingelassen. 

Auch das von der Bundesregierung vorgetragene 
Argument, die Abschaffung der Vermögensteuer 
würde dem gewerblichen Mittelstand zugute kom-
men, ist falsch. Die betriebliche Vermögensteuer zah-
len im wesentlichen die Großunternehmen. Zum Bei-
spiel zahlt ein verheirateter Einzelunternehmer mit 
zwei Kindern erst ab einem Betriebsvermögen von 
500 000 DM Vermögensteuer. Aber es geht der Bun-
desregierung ja gar nicht um die bet riebliche Vermö-
gensteuer, sondern sie will durch die Abschaffung der 
Vermögensteuer die 41 reichsten Personen in diesem 
Land um durchschnittlich 3 Millionen DM Jahr für 
Jahr entlasten. 

(Zuruf von der SPD: Das ist unerhört! — 
Dr. Waigel [CDU/CSU]: In welchem Gesetz-

entwurf steht das?) 

Durch die von der Bundesregierung geplante Ab-
schaffung der Vermögensteuer und der Gewerbeka-
pitalsteuer würden vor allem diejenigen in West-
deutschland entlastet, die von der deutschen Einheit 
bisher am meisten profitiert haben. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Eben! Zweimal ge-
winnen!) 

Diese Steuerentlastung widersp richt dem Prinzip der 
Solidarität, nach dem alle entsprechend ihrer Lei-
stungsfähigkeit ihren finanziellen Beitrag erbringen 
müssen. 

(von Larcher [SPD]: Wer hat, dem wird gege-
ben!) 

Der Verzicht auf die Erhebung der Vermögensteuer 
und der Gewerbekapitalsteuer bringt für die Unter-
nehmen in Ostdeutschland nur eine unwesentliche 
Entlastung; denn sie zahlen wegen der notwendigen 
Investitionen zunächst nur wenig Steuern. 

(Zuruf des Abg. Dr. Waigel [CDU/CSU]) 

— Das mit den Finanzbeamten wird im nächsten Jahr 
anders sein. Da werden Sie ja mithelfen, Herr Wai-
gel. 

Eine Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer ge-
fährdet substantiell die Gewerbesteuer und damit die 
finanzielle Autonomie der Gemeinden. Damit ist auch 
die Rolle der Gemeinden selbst in unserem Gemein- 
und Staatswesen angesprochen. 

(von Larcher [SPD]: Herr Waigel ist eben 
kein Bürgermeister! Das fehlt ihm noch!  — 
Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Sind Sie denn ei-

ner?) 

Wir fordern die Bundesregierung deshalb auf, diese 
Pläne aufzugeben. Der von der Regierungskoalition 

so genannte „Solidaritätszuschlag" auf die Lohn-, 
Einkommen- und Körperschaftsteuer ist nichts ande-
res als eine Ergänzungsabgabe ohne Einkommens-
grenze. Bundesfinanzminister Waigel meidet das 
Wort „Ergänzungsabgabe" wie der Teufel das Weih-
wasser und setzt mit der Wortschöpfung „Solidaritäts-
zuschlag" seine Täuschungsmanöver fort. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Jawohl!) 

Im übrigen beweist er damit ein gespaltenes Verhält-
nis zur Verfassung, in der dieser Beg riff vorgesehen 
ist. Er will krampfhaft den Eindruck vermeiden, er 
habe diesen Vorschlag von der SPD übernommen. 

In der Sache besteht aber tatsächlich ein gravieren-
der Unterschied zwischen der Ergänzungsabgabe des 
Bundesfinanzministers und der von der SPD vorge-
schlagenen Ergänzungsabgabe. Von der Ergänzungs-
abgabe des Dr. Waigel werden alle Lohn- und Ein-
kommensbezieher betroffen, also auch die Bezieher 
mittlerer und kleinerer Einkommen — und damit 
selbstverständlich auch die Bürger in den neuen Bun-
desländern. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Da haben Sie gelo

-

gen! Das stimmt nicht!) 

Arbeitnehmer mit einem Verdienst bis zur Höhe der 
Beitragsbemessungsgrenze von 6 500 DM brutto mo-
natlich werden durch die Erhöhung der Sozialversi-
cherungsbeiträge sogar doppelt belastet. 

Die von der SPD vorgeschlagene Ergänzungsab-
gabe sollte hingegen erst ab einem zu versteuernden 
Einkommen von 60 000 DM bei Ledigen bzw. 120 000 
DM bei Verheirateten wirksam werden. Das ent-
spricht in etwa einem Bruttoarbeitslohn von 70 000 
bzw. 140 000 DM. 

Die Alternative ist also klar: Die Regierungskoali-
tion will eine allgemeine Belastung für alle. Die SPD 
will eine Belastung vor allem derjenigen, die eine 
besonders große steuerliche Leistungsfähigkeit besit-
zen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Neid-Diskus

-

sion!) 

Für die SPD ist es ein Gebot der sozialen Gerechtig-
keit, daß jetzt vor allem die Besserverdienenden einen 
Finanzierungsbeitrag leisten, die von der bisherigen 
Steuerpolitik dieser Regierung besonders profitiert 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Noch in einem anderen Punkt macht sich der Bun-
desfinanzminister angreifbar. Er behauptet, er versi-
chert sogar, die Ergänzungsabgabe werde nur für ein 
Jahr, vom 1. Juli 1991 bis zum 30. Juni 1992, erho-
ben. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Ja! — Dr. Faltlhau

-

ser [CDU/CSU]: Sie wollen sie für länger, das 
ist mir klar!) 

Ein Blick in den heute verteilten Gesetzentwurf be-
weist das Gegenteil. Dort steht in § 3 ausdrücklich, 
daß die Ergänzungsabgabe auf die Einkommensteuer 
der Veranlagungszeiträume 1991 bis 1992 und bei 
Arbeitnehmern, die einen Lohnsteuer-Jahresaus- 
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gleich durchführen, nach der Lohnsteuer der Aus-
gleichsjahre 1991 und 1992 erhoben wird. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Unterjährig 
3,75 %! Haben Sie das wieder nicht gele-

sen?) 
Herr Waigel, behaupten Sie jetzt auch schon das 

Gegenteil dessen, was in Ihrem eigenen Gesetzent-
wurf steht? 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie wissen doch, 
wie das mit den 3,75 % technisch läuft! Das 

braucht man Ihnen doch nicht zu sagen!)  

— Wir werden in der Folgezeit genau diesen Punkt 
noch näher untersuchen, Herr Waigel. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Jetzt lacht er selber 
über seine Aussage!) 

Bei der von der Koalition vorgesehenen Mineralöl-
steuererhöhung geht es um ein reines Abkassierungs-
modell, dem die Koalition ein ökologisches Etikett zu 
geben versucht. Das haben Vorredner schon ausge-
führt. Die jetzt von der Bundesregierung beschlossene 
Erhöhung der Mineralölsteuer dient in erster Linie 
dazu, die Abschaffung der Vermögensteuer zu finan-
zieren. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Wo haben Sie denn 
das her?) 

Um einem einzigen der 41 reichsten Vermögensbe-
sitzer dieses Steuergeschenk zu bezahlen, sollen nach 
den Plänen der Bundesregierung 10 000 Autofahrer 
Jahr für Jahr eine bis zu 25 Pfennig höhere Mineralöl-
steuer zahlen. Die Autofahrer müssen also über die 
höhere Mineralölsteuer die Steuergeschenke für Spit-
zenverdiener und Großunternehmen bezahlen. Dies 
stellt den Flugbenzinskandal weit in den Schatten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Uldall? 

Joachim Poß (SPD): Vielleicht hat sich das erledigt. 
Sie können sich gleich noch einmal melden, weil ja 
der Zwischenruf schon von Ihrem Kollegen Waigel 
gekommen ist. — Aber bitte. 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Herr Kollege, könnten 
Sie den staunenden Koalitionspolitikern endlich ein-
mal mitteilen, wo eigentlich die Beschlüsse zur Ab-
schaffung der Gewerbekapital- und Vermögensteuer 
mit derartigen finanziellen Auswirkungen stehen? 
Uns sind nur Beschlüsse der Koalition in den neuen 
Bundesländern bekannt, keine dieser Steuerarten zu 
erheben. Damit ist aber kaum ein Steuerausfall ver-
bunden. 

Joachim Poß (SPD): Bisher haben Sie unwiderspro-
chen die Abschaffung für die alten Länder, nicht nur 
für die neuen Länder, zum Diskussionsgegenstand in 
Verhandlungsrunden und Chefgesprächen gemacht. 
Von daher ist davon auszugehen, daß das die Koali-
tionsabsicht ist. Es wäre etwas Neues, wenn Sie hier 
den Bundeskanzler oder andere korrigieren würden. 

Wir würden das erfreut zur Kenntnis nehmen, Herr 
Uldall, 

(Zuruf des Abg. Uldall [CDU/CSU]) 
wenn Sie hier verkünden würden — ich habe nämlich 
die Koalitionsvereinbarung nicht vorliegen — , daß 
diese Pläne für Sie vom Tisch sind. Da wären wir alle 
froh und würden Ihnen zustimmen. — Ich habe gerade 
von der Kollegin Matthäus-Maier Ihre Koalitions-
beschlüsse bekommen. Da heißt es: „In der ersten 
Stufe werden die Gewerbekapital- und die Vermö-
gensteuer abgeschafft. " Wir stellen Ihnen das zur Ver-
fügung. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage? 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Lieber Herr Kollege, da 
Sie im Gegensatz zu Ihrer Kollegin Matthäus-Maier, 
die Ihnen das eben hilfreich herübergereicht hat, aber 
offensichtlich selektiv immer nur das liest, was sie 
gerade lesen möchte, in der Lage sind, Papiere ganz 
zu lesen, möchte ich Ihnen empfehlen, dieses Papier 
ganz durchzulesen und dann darauf zu achten, daß 
dieses mit einer Kompensation verbunden sein soll, 
nämlich bei der Erbschaftsteuer und bei der Einkom-
men- und Körperschaftsteuer durch Veränderung der 
Abschreibungsbedingungen. 

Joachim Poß (SPD): Herr Uldall, dann hätten Sie 
dafür sorgen müssen, daß die öffentliche Diskussion 
anders gestaltet wird, als sie gelaufen ist. 

(Uldall [CDU/CSU]: Das ändert doch nichts 
an der Abschaffung!) 

—Nein, nein, wir wollen uns doch nichts vormachen. 
Bisher ist dieses Vorhaben in der Öffentlichkeit nicht 
widerrufen worden. 

(Weitere Zurufe des Abg. Uldall [CDU/ 
CSU]) 

—Herr Kollege Uldall, darf ich fortfahren, zumal dies 
eine Kurzintervention von Ihnen war, die mir zeitmä-
ßig angerechnet wird, aber keine Zwischenfrage zu 
dem Punkt, zu dem ich mich gerade geäußert hatte, 
nämlich zur Mineralölsteuer? 

Für uns kommt eine Erhöhung der Mineralölsteuer 
nur in Betracht, wenn sie mit der allgemeinen Entfer-
nungspauschale, einer besonderen Fernpendler-Pau-
schale sowie der verfassungsrechtlich gebotenen Ver-
besserung des Grundfreibetrages auf das Existenzmi-
nimum sozial und ökologisch verbunden und auf die 
geplante Abschaffung der Vermögen- und Gewerbe-
kapitalsteuer verzichtet wird. 

(Uldall [CDU/CSU]: Ein langer Satz!) 

Werden alle Mehrbelastungen, die durch die von 
der Bundesregierung vorgesehenen Maßnahmen auf 
den einzelnen Steuerzahler zukommen, zusammen-
gerechnet, wird schnell deutlich, wie tief Dr. Waigel 
den Bürgern in die Tasche greifen wird. Aber auch 
hier wird getrickst und beschönigt. In seinen eigenen 
Berechnungen gelangt er zu dem Ergebnis, daß ein 
mit 3 500 DM brutto im Monat durchschnittlich ver-
dienender Arbeitnehmer mit zwei Kindern monatlich 
mit 58,50 DM zusätzlich belastet wird. 
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so hoch. Waigel unterschlägt die bereits im Januar 
beschlossenen Abgabenerhöhungen. Bei realistischer 
Rechnung wird ein durchschnittlich verdienender Ar-
beitnehmerhaushalt mit zwei Kindern mit zusätzlich 
110 DM zur Kasse gebeten. Das sind rund 1 300 DM 
im Jahr. Die Masse der Arbeitnehmer wird durch die 
Koalitionsbeschlüsse schon jetzt weit mehr belastet, 
als sie durch die Steuersenkung 86, 88 und 90 weniger 
zu zahlen hatte. 

Mit der für 93 vorgesehenen Anhebung der Mehr-
wertsteuer werden noch zusätzliche Belastungen auf 
die Verbraucher in Höhe von mehreren hundert Mark 
zukommen. 

Der Bundesfinanzminister kassiert aber auch bei 
Arbeitslosen und Rentnern kräftig ab. Durch die An-
hebung der Steuern auf Benzin, Heizöl und Zigaretten 
und durch die Telefonsteuer werden die sozial 
Schwächsten in unserem Lande mit über 45 DM im 
Monat bzw. 550 DM im Jahr zusätzlich belastet. Die 
soziale Schlagseite der Regierungsbeschlüsse wird 
deutlich, wenn man bedenkt, daß diese Mehrbela-
stungen die Arbeitslosen und die Rentner auf Dauer 
treffen, die Ergänzungsabgabe aber nur für ein Jahr 
erhoben wird. Rentner und Arbeitslose haben bereits 
von dem Steuerpaket 1990 nichts gehabt. Jetzt müs-
sen sie erneut die Steuergeschenke für Spitzenverdie-
ner und Großunternehmen mitfinanzieren. 

Was von der Steuerpolitik dieser Bundesregierung 
seit der Wende übriggeblieben ist, sind die Mehrwert-
steuererhöhung 1983 von 13 auf 14 % zur Finanzie-
rung der ersten Stufe der Steuersenkung für Unter-
nehmen, die Senkung der Vermögensteuer 1984, die 
Erhöhung der Verbrauchsteuern 1989 in einer Grö-
ßenordnung von 9 Milliarden DM sowie eine Fülle 
von steuerlichen Neuregelungen durch das Steuerpa-
ket 1990, das Steuerreformreparaturgesetz und das 
sogenannte Restantengesetz. 

Dabei ging es um folgende Philosophie: Dem Gro-
ßen wird reichlich gegeben, beim Kleinen holt man 
sich, was man nur kriegen kann. Die Abschaffung des 
Weihnachtsfreibetrages, der Flugbenzinskandal und 
das Dienstmädchenprivileg sind nur einige herausra-
gende Beispiele für die soziale Umverteilungspolitik 
der Regierung Kohl/Lambsdorff. Die Bundesregie-
rung setzt mit ihrem Steuer- und Abgabenpaket ihre 
seit 1983 begonnene Politik der Umverteilung von 
unten nach oben systematisch fort. Immer wieder 
wählt sie dabei den Weg der ungerecht wirkenden 
Steuerfreibeträge. Aus der Sicht der Umverteilungs-
politiker hat dieser Weg den Vorteil, daß sich die Un-
gerechtigkeit dabei hinter undurchsichtigen Steuer-
paragraphen verstecken läßt. 

(Beifall bei der SPD) 

Durch die Erhöhung der Kinderfreibeträge, des 
Freibetrags für private Haushaltshilfen und des Frei-
betrags für die Förderung von Wohneigentum bekom-
men die am meisten, die auch bisher schon durch die 
ungerechte Steuerpolitik dieser Koalition am meisten 
profitiert haben. Da durch die Aufstockung der Frei-
beträge nur den Beziehern hoher Einkommen nen-
nenswerte Vorteile gegeben werden, sind die Koali-
tionsbeschlüsse auch eine grobe Benachteiligung ge-

rade der Bürger in den neuen Bundesländern. Die 
Bundesregierung hat auch ihr vor der Wahl abgege-
benes Versprechen gebrochen, allen Familien die 
zwischen 1983 und 1985 verfassungswidrig abgezo-
genen Steuern zurückzuzahlen. 

(Bundesminister Dr. Waigel: Das haben wir 
nicht gemacht! Das ist doch nicht wahr! Nie 

versprochen!) 

Damit hat Herr Waigel auch bei den Familien nicht 
davor zurückgeschreckt, vor den Wahlen etwas zu 
versprechen, 

(Bundesminister Dr. Waigel: Das habe ich 
nicht!) 

was er nach den Wahlen nicht einhalten kann. Vor der 
Wahl hat er nämlich im Deutschen Bundestag noch in 
Aussicht gestellt — ich zitiere — , „allen Familien eine 
Rückzahlung zu gewähren, denn es wäre in der Tat 
wohl nur schwer verständlich und schwer begreiflich 
zu machen, 

(Bundesminister Dr. Waigel: Das ist richtig! 
Ist das ein Versprechen?) 

daß diejenigen, die keinen Einspruch eingelegt ha-
ben, schlechter behandelt werden als diejenigen, die 
Einspruch eingelegt haben." Das ist das Zitat von 
Herrn Waigel. 

(Bundesminister Dr. Waigel: Ist das ein Ver

-

sprechen?) 

— Darüber können wir uns jetzt streiten, Herr 
Dr. Waigel. Aber ich glaube, die Menschen haben das 
vor der Wahl als ein Versprechen auffassen müssen. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Vielleicht Sie!) 

Jetzt werden nur diejenigen eine Rückzahlung erhal-
ten, die rechtzeitig Einspruch beim Finanzamt einge-
legt oder die aus anderen Gründen noch offene Steu-
erbescheide aus den Jahren 1983 bis 1985 haben. Las-
sen Sie, Herr Dr. Waigel, endlich Gerechtigkeit wal-
ten, und berücksichtigen Sie alle Familien bei der Kor-
rektur des verfassungswidrigen Familienlastenaus-
gleichs. Das gilt auch für den Grundfreibetrag. Folgen 
Sie endlich dem Vorschlag der SPD, den steuerlichen 
Grundfreibetrag auf 8 000 DM für Ledige und auf 
16 000 DM für Verheiratete zu verbessern, bevor Sie 
dazu gezwungen werden. 

Die Untätigkeit des Bundesfinanzministers führt 
dazu, daß derzeit alle Steuerfälle offengehalten wer-
den müssen und die notwendige Rechtssicherheit für 
die Steuerpflichtigen und das Vertrauen in die Recht-
mäßigkeit der bestehenden Gesetze vollkommen ver-
lorengegangen ist. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Die armen Finanz

-

beamten!) 

Meine Damen und Herren, für die SPD ist der Auf-
bau der neuen Bundesländer die vordringlichste Auf-
gabe der nächsten Jahre. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Für uns auch!) 

Die finanziellen Mittel können sozial ausgewogen 
und gerecht aufgebracht werden. Wir schlagen hierzu 
folgendes Finanzierungspaket vor: 

(Hinsken [CDU/CSU]: Jetzt kommt es!) 
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Verzicht auf die Abschaffung der Vermögen- und der 
Gewerbekapitalsteuer, Erhebung einer befristeten 
Ergänzungsabgabe ausschließlich für Höherverdie-
nende, statt der Erhöhung der Arbeitslosenversiche-
rungsbeiträge eine allgemeine Arbeitsmarktabgabe, 
in die auch Minister und auch Abgeordnete einbezo-
gen werden 

(Zuruf von der FDP: Verfassungswidrig!) 
und eine Erhöhung der Mineralölsteuer nur im Rah-
men eines Gesamtkonzepts der ökologischen Um-
schichtung des Steuersystems. 

(Hinsken [CDU/CSU]: Um 50 Pfennig!) 
Außerdem wollen wir, daß die Familien mit Kindern 
endlich zu ihrem Recht kommen. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Unser Vorschlag dafür liegt seit langem auf dem 
Tisch. Berechenbarkeit, Verläßlichkeit und das Prin-
zip der sozialen Gerechtigkeit sind wichtige Maximen 
der Steuer- und Finanzpolitik. Wir fordern die Bun-
desregierung auf: Verlassen Sie endlich den von Ih-
nen seit Jahren fortgesetzten Weg einer unverhüllten 
Politik für Spitzenverdiener und Großunternehmen. 
Machen Sie endlich eine Politik, die den Bürgern in 
unserem Lande gerecht wird, und stellen Sie sich end-
lich den Herausforderungen unserer Zeit. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Abgeord-
neten Schmitz (Baesweiler) das Wort. 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich darf mich 
zunächst einmal an den Abgeordneten der PDS, der 
hier gesprochen hat, wenden und die Unterstellung, 
daß Schalck-Golodkowski Gast der Bayerischen 
Staatsregierung sei, zurückweisen. Sie sollten diese 
Geschichten endlich einmal abräumen; denn Sie ha-
ben mehr Dreck am Stecken als jeder andere. Darauf 
können Sie sich verlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord-
neten der FDP) 

Herr Kollege Poß, wenn Sie hier wiederum das 
Junktim herstellen, das auch Herr Lafontaine versucht 
hat herzustellen, dann ist doch wohl in Wiederholung 
dessen, was mein Kollege Borchert gesagt hat, die 
Frage gestattet: Haben Sie denn nicht beg riffen, daß 
Sie mit Ihren Ministerpräsidenten dies längst aufge-
geben haben? Warum hätten sie denn sonst die Pres-
sekonferenz abgesagt? Das muß doch auch einmal 
festgestellt werden. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gute Frage!) 
Meine Damen und Herren, mit der Einbringung die-

ses Haushaltes hätte ich eigentlich erwartet, daß die 
Opposition eine konstruktive Haltung einnähme und 
diese, die sicherlich nicht unbedingt mit unserer Hal-
tung übereinzustimmen braucht, hier eingebracht 
hätte. Genau diese Alternative habe ich bisher in allen 
Reden, mit wenigen Rudimenten, nicht gefunden. Es 
zeugt nicht eben von intellektueller Redlichkeit 
— auch bei Herrn Lafontaine nicht — , daß er sich die

-

sen Dingen ausschließlich aus einer Negativhaltung 
heraus nähert. Das hilft niemandem. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Das stimmt nicht!) 

— Frau Kollegin Matthäus-Maier, das gilt auch für 
Sie. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Da lachen ja die 
Hühner!) 

Diese Negativhaltung schafft keinen einzigen 
neuen Arbeitsplatz; das wissen Sie. Eine Opposition, 
die sich selbst in der Rolle des staatlichen Bedenken-
trägers Nr. 1 versteht, 

(Matthäus-Meier [SPD]: Wer hat denn die 
Währungsunion vorgeschlagen?) 

ist nicht der richtige Ratgeber. 

Wenn Lafontaine hier wortreich einen nationalen 
Aufbauplan verkündet und dies einmal untersucht 
wird, dann stellen wir fest: Das ist alter Wein in neuen 
Schläuchen. Da ist nichts Neues festzustellen, meine 
Damen und Herren. 

Einen Beitrag der deutschen Sozialdemokratie al-
lerdings sollte an dieser Stelle erwähnt werden: Im 
letzten Frühjahr noch, als es um die Finanzierung der 
damals noch bestehenden DDR und die Entwicklung 
der deutschen Einheit ging, war es doch das Bestre-
ben der SPD-regierten Länder, ihre eigenen, sanie-
rungsbedürftigen Haushalte zu retten. Ich kann es 
Ihnen leider nicht ersparen: Wenn Sie von vornherein 
bereit waren, an der Finanzierung der deutschen Ein-
heit mitzuarbeiten, warum haben Sie dann eigentlich 
allen Städten und Gemeinden in Nordrhein-Westfa-
len die Mitteilung zugeschickt, welche Projekte nicht 
finanziert werden könnten — so Herr Schnoor —, 
wenn die Vorschläge der Bundesregierung Wirklich-
keit würden? 

Meine Damen und Herren, ich will hier angesichts 
der Ermahnung des Präsidenten nicht von Doppelstra-
tegie reden; innerlich habe ich dafür einen anderen 
Ausdruck. Derjenige, der sich so verhält und verhal-
ten hat, der hat eigentlich das Etikett, das ich innerlich 
benutze, verdient. Sie haben sich von vornherein ei-
ner vernünftigen Finanzierung der deutschen Einheit 
auch deswegen, meine ich, entzogen, weil Lafontaine 
einen anderen Zeitplan hatte. 

Doch damit nicht genug. Weil man selbst in den 
angeblich so gut geführten Bundesländern Saarland, 
Bremen und Nordrhein-Westfalen nichts zuzusetzen 
hatte, mußten die neuen fünf Länder daran glauben. 
Das sind doch die Fakten. In den Einigungsvertrag 
wurde eine gestaffelte Umsatzsteuerverteilung hin-
eingeschrieben, die für die Beitrittsländer zunächst 
nur 55 % des westlichen Anteils vorsah. 

Das Ergebnis heute nach der Einsicht — spät 
kommt ihr, aber ihr kommt — : Jetzt muß diese Pas-
sage des Vertrages außer Kraft gesetzt werden, damit 
die ach so armen westlichen Bundesländer in diesem 
Bereich für die nächsten Jahre auf Einnahmen ver-
zichten. Sie sind quasi dazu gezwungen worden. 
Auch das ist so ein Stück Solidarität á la SPD. 

Bald beginnen übrigens die Verhandlungen zur 
Neuregelung des Länderfinanzausgleichs. Es wäre 
schön, wenn die West-Länder dann etwas schneller 
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bereit wären, den östlichen Ländern ein Stück weiter 
entgegenzukommen; wir sind sehr gespannt. 

Dies würde erleichtert, wenn es insbesondere den 
SPD-geführten Landesregierungen gelänge, ihre Fi-
nanzen zu sanieren. Leider habe ich in diesem Punkt 
keinen Anlaß zum Optimismus. Der Ministerpräsident 
im Saarland hat nur ein Wirtschaftswachstum von 
1,9 % erzielt — bei einem Bundesdurchschnitt von 
4,7 %. Dem Herrn Finanzminister Schleußer aus Düs-
seldorf fällt nur die uralte Forderung nach zusätzli-
chen Umsatzsteueranteilen ein, mehr nicht. 

Die Politik muß zukunftgerichtete, vor allen Dingen 
praktikable Konzeptionen anbieten. Ein solches Kon-
zept ist dem Deutschen Bundestag heute von seiten 
der Bundesregierung vorgelegt worden. Zu diesem 
Entwurf des Haushaltes gibt es keinerlei Alternative. 
Der Entwurf des Haushaltes und seine Begleitgesetze 
bilden eine solide Grundlage zur Bewältigung der 
großen nationalen Aufgaben, denen Sie im Grunde 
genommen eine Verweigerungsstrategie entgegen-
gesetzt haben. 

in diesem Haushaltsentwurf sind Zukunftsinvesti-
tionen in Höhe von 55 Milliarden DM, die höchsten 
Investitionsleistungen in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland, eingestellt, Herr Kollege 
Wieczorek; das haben Sie alles vergessen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wir vergessen 
gar nichts!) 

Man kann heute nicht deutlich genug sagen und 
nicht oft genug betonen, daß 81 Milliarden DM eini-
gungsbedingter Ausgaben der Bund trägt. 

(Poß [SPD]: Alles auf Schulden finanziert!) 

— Darauf kommen wir gleich zu sprechen. — Nie-
mand im westlichen Teil unseres Vaterlandes muß auf 
die gewohnten Sozialleistungen verzichten; in diesem 
Punkt wird doch eine Mär aufgebaut, die doch nicht 
stimmt. In den neuen Bundesländern werden sie 
selbstverständlich ebenfalls erbracht. 

Die Aufgaben, die uns mit der Wiedervereinigung 
Deutschlands erwachsen sind, gehen wir an, insbe-
sondere die Aufgabe, den Menschen in Ost und West 
gleiche Lebensbedingungen zu schaffen. Das ist 
schwer genug; das geht nicht von heute auf mor-
gen. 

Meine Damen und Herren Kollegen von der Oppo-
sition, von der SPD: Betrachten Sie es doch einmal im 
Zeitraffer: Erst seit dem 3. Oktober des letzten Jahres 
gibt es die Wiedervereinigung. Alles, was davor war, 
ist doch noch nicht lange her. Das, bei dem Sie eine 
Untergangsstimmung verbreiten, ist etwas Einmali-
ges, was wir bisher so noch nie gehabt haben, und 
deshalb gehen wir solide daran. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich ein weiteres in Erinnerung rufen: 
Frau Kollegin Matthäus-Maier, folgendes ist interes-
sant — Sie waren damals noch Mitglied einer anderen 
Partei — : 1982 betrug die Nettokreditaufnahme 
37,2 Milliarden DM. 1983 wären wir bei über 50 Mil-
liarden DM Nettokreditaufnahme angelangt, ohne 

daß wir die Wiedervereinigung vor der Tür stehen 
hatten. Daran sind Sie gescheitert. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD) 

— Das war nicht 1983, verehrter Kollege; 1983 war die 
Ölpreiskrise vorbei; das müßten Sie wissen. 

Wenn die Union nicht die Regierungsverantwor-
tung übernommen hätte, wenn nicht gespart worden 
wäre, wenn wir nicht ein Orientierungsziel gehabt 
hätten, nämlich die Schuldenaufnahme nicht höher 
steigen zu lassen als den Nettozuwachs des Bruttoso-
zialproduktes, wenn es so weitergegangen wäre, 
wenn wir das fortgeschrieben hätten, wie Sie ange-
fangen haben, dann hätten wir Ende 1991 eine Netto-
neuverschuldung von mehr als 110 Milliarden DM ge-
habt. Das ist die Wahrheit. 

(Widerspruch bei der SPD) 

— Das wollen Sie nicht gerne hören; das weiß ich. 

Wir stellen uns den großen Herausforderungen, die 
sich in den neuen Bundesländern dadurch ergeben, 
daß unsere Mitbürger dort jetzt auf den Trümmern des 
Sozialismus sitzen. Deswegen sind die Beiträge von 
links außen, meine ich, nicht von großer Bedeutung. 

Wir werden von uns aus im nächsten Jahr immerhin 
schon 20 Milliarden DM und 1993 und 1994 jeweils 
10 Milliarden DM weniger Schulden aufnehmen. Dies 
zeigt einmal mehr, daß wir von unseren erfolgreichen 
Grundsätzen — der Kollege Borchert hat das ja er-
klärt — nicht abgehen werden: Begrenzung der 
Nettoneuverschuldung und Kürzung der staatlichen 
Subventionen. 

Lassen Sie mich hier noch ein Wort sagen. Ich höre 
ja immer wieder diejenigen, die sagen: Subventionen 
müssen gestrichen werden. Liebe Kollegen aus dem 
Haushaltsausschuß, ich bin lange genug Mitglied die-
ses Ausschusses gewesen. Ich habe immer wieder 
welche erlebt, die zwar den Mund gespitzt haben, 
aber wenn es ums Pfeifen ging, waren keine Freiwil-
ligen mehr da. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ohne Zähne 
im Mund kann man nicht pfeifen!) 

Ich will ein typisches Beispiel dafür schildern: Da be-
klagte sich eben Kollege Urbaniak darüber, daß er 
vom Kollegen Zywietz darauf angesprochen wurde, 
Kürzungen im Bereich der Subventionen vorzuneh-
men. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Wo ist der Zy

-

wietz?) 

Da sagte Kollege Walther: Da müssen wir ran, nämlich 
an die Knappschaft, an die Kohle, an die Landwirt-
schaft; alles andere sind Kleinigkeiten. 

Herr Kollege Urbaniak, ich habe es noch im Ohr, als 
die Landesregierung und die gesamte nordrhein

-

westfälische SPD bei der Petition der Bergleute von 
Rhein und Ruhr erklärten: Das dürft ihr aber nicht 
machen. Die Bundesregierung schafft mühsam einen 
Kompromiß, schwierig genug, und die SPD, auf der 
anderen Seite. Herr Kollege Walther, den ich sonst 
sehr schätze, sagt: Aber die Knappschaft muß gekürzt 
werden. Ich sag mal: Suchen Sie sich da in vernünfti- 
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ger Weise etwas aus! Zunächst kommt eine seriöse 
Untersuchung des Subventionskatalogs, und dann 
gehen wir gemeinsam an diese Fragen ran. 

Wenn dieses Angebot ein wirklich ernsthaftes An-
gebot ist, dann kann man darüber sprechen. Man 
kann nicht nach der Methode vorgehen: Wenn die 
CDU etwas vorschlägt, dann ist es schlecht, dann muß 
die SPD dagegen sein; wenn die SPD das aber vor-
schlägt, dann ist das richtig. Frau Kollegin Matthäus

-

Maier, Sie gehören auch in diese Kategorie. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich ein wei-
teres sagen: Diese Rasenmähermethode — ich sage 
das auch im Hinblick auf unseren Koalitionspartner — 
ist die einfachste Methode. Wir sollten uns darauf eini-
gen, daß wir das miteinander vernünftig bereden kön-
nen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zur Begrenzung der 
Nettoneuverschuldung sagen. Sie wissen sehr genau, 
daß der Präsident der Bundesbank rechtzeitig und für 
meine Begriffe auch zu Recht auf die Höhe der Netto-
neuverschuldung hingewiesen hat. 

(Zuruf von der SPD: In einem Hea ring!) 

— Sie haben das ja beantragt; das ist auch korrekt. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das ist auch 
gut gelaufen!) 

Der Finanzminister und die Bundesregierung standen 
vor der Frage, ob sie die Nettoneuverschuldung noch 
entsprechend erhöhen sollten. Sie wissen genau, wie 
die Bundesbank dann reagiert hätte. Dies wäre Gift 
für unsere Konjunktur gewesen, denn die Alternative 
wäre eine entsprechende Zinserhöhung gewesen. 
Das konnten wir nicht verantworten, so daß wir mit 
dieser maßvollen Steuererhöhung, so meine ich, 

(Matthäus-Maier [SPD]: 43 Milliarden DM!) 

den richtigen Weg gegangen sind. Wir werden durch 
die Umschichtung von 34 Milliarden DM — das hät-
ten Sie einmal vormachen sollen — in dieser Richtung 
auch noch entsprechend einsparen. 

(Zuruf der Abg. Matthäus-Maier [SPD]) 

Meine Damen und Herren, die in diesem Ausmaß 
von niemandem vorhergesehene Mehrbelastung 
— ich habe das eben schon gesagt — war eigentlich 
nur durch entsprechende und zeitlich begrenzte Steu-
ererhöhungen aufzufangen. Jeder Bürger im Westen 
muß nach seiner Leistungsfähigkeit dazu beitragen, 
daß unser Gemeinwesen seinen Aufgaben gerecht 
bleiben kann. Unsere Landsleute im Beitrittsgebiet 
werden zu Recht geschont, wenn sie ihre Freibeträge 
von 600 DM bzw. 1 200 DM nutzen können. Sie wis-
sen, wie das Lohnniveau dort ist. Die Leistungen, die 
im Westen verlangt werden, sind nach unserer Auffas-
sung auch sozial ausgewogen. Der Solidaritätszu-
schlag orientiert sich an der Steuerprogression. Es ist 
nicht so, wie Sie behaupten. Wer viel hat, der muß 
auch einen weit höheren Beitrag leisten als derjenige, 
der wenig hat. Diejenigen, die keine Steuern zahlen, 
fallen da ohnehin heraus. 

Was will dagegen die SPD? Die SPD will schon den 
Facharbeiter mit 60 000 DM Jahreseinkommen voll 
belasten. 

(Matthäus-Maier [SPD]: 70 000 brutto, zu 
versteuerndes Einkommen!) 

Ich höre schon, wie Herr Poß und Frau Matthäus

-

Maier — alle höre ich — fragen: Wo ist dieser Fachar-
beiter? 

(Matthäus-Maier [SPD]: 70 000 DM brutto!) 

— Das ist ganz einfach. Schalten Sie doch einmal Ihr 
Fernsehgerät ein; holen Sie sich per Teletext die 
Durchschnittsverdienste heran. Sie werden dann se-
hen, daß Sie sehr schnell bei dem Facharbeiter sind, 
den Sie vier Jahre lang mit 15 % belasten wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch bei 
der SPD — Zuruf von der SPD: Sie haben 

wirklich keine Ahnung!) 

Wir wollen in jedem Halbjahr 3,75 %. 

(Matthäus-Maier [SPD]: 48 000 DM ist der 
Durchschnittsverdienst! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

— Herr Kollege, ich bin gerne bereit, Ihnen das, was 
Sie als „Dummheit" bezeichnen, zu erläutern. 

(Poß [SPD]: Ahnungslosigkeit!) 

—Nein, nein, Sie haben „Dummheit" gesagt; ich höre 
noch sehr gut. Bitte nehmen Sie zur Kenntnis, daß dies 
die Zahlen des Statistischen Bundesamtes sind. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Welche?) 

Wenn Sie im übrigen auch die Zahlen der Statisti-
schen Landesämter querrechnen, dann kommen Sie 
in bezug auf Nordrhein-Westfalen zu ganz anderen 
Ergebnissen. Sie wissen das. Wider besseres Wissen 
behaupten Sie etwas anderes. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Lassen Sie mich das auch einmal sagen: Wir haben 
doch nicht von ungefähr Ihr altes Stufensteuersystem 
abgeschafft. Wie wollen Sie jemandem klarmachen, 
daß Sie jemanden, der 59 999 DM verdient, nicht 
mehr belasten, daß Sie jedoch jemanden, der 
60 001 DM verdient, belasten wollen? Meine Damen 
und Herren, das ist das alte System. Dahin wollen Sie 
wieder zurück. Wir fallen nicht darauf herein. Es ist 
auch nicht im Sinne unserer Mitbürger in den neuen 
Bundesländern. 

Wir haben die Steuern maßvoll erhöht. 

(Zuruf von der SPD: Das Maß ist voll!) 

Wir haben nicht, wie Sie es wollten, im vergangenen 
Herbst — ohne eine tatsächliche Grundlage zu ha-
ben — eine schlechte Stimmung herbeigeredet, um 
ideologisch motivierte Steuererhöhungen zur Verhin-
derung der Einheit zu nutzen. Das war doch Ihr Stil. 
Sie wollten sich doch gar nicht daran beteiligen. 

Wissen Sie, ich habe vor einiger Zeit, im Wahl-
kampf, ein Plakat gesehen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Bösweiler, du 
lügst!) 
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—Herr Kollege Wieczorek, ich weise das zurück. Ihre 
Wahrheitsfindung ist nicht gerade großartig, 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Aber nachvoll-
ziehbar!) 

aber ich will Sie auf etwas hinweisen. 

(Zurufe von der SPD) 

— Nicht nachvollziehbar, nein; genau wie beim Kol-
legen Walther, nicht nachvollziehbar. — Ich habe im 
letzten Wahlkampf ein Plakat gesehen, mit dem Ihre 
Partei geworben hat. Auf dem Plakat stand — ich bitte 
die Kollegen aus den neuen Bundesländern, sich das 
einmal zu Gemüte zu führen — : „Die Deutsche Ein-
heit kostet unser Geld. Bürger, wir müssen aufpas-
sen." 

(Pfui-Rufe — Zurufe von der CDU/CSU) 

Wer so etwas plakatiert, macht sich unglaubwürdig, 
wenn es um die Frage der Finanzierung der Deut-
schen Einheit geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Wo haben Sie das gesehen?) 

— Ich bin gerne bereit, Ihnen das zur Verfügung zu 
stellen. — Das ist der Stil Lafontaines. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD: Wo war 
das Plakat?) 

— Ich bringe es Ihnen gern mit. Das tue ich mit dem 
größten Vergnügen. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Dann machen 
wir hier eine Plakatausstellung!) 

Meine Damen und Herren, die Wirtschaft, von de-
ren Leistungskraft alles abhängt, kann sich auf unsere 
klare Politik verlassen. Wir verlieren die Herausforde-
rung außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
auch für 1992 nicht aus dem Blick. Deshalb werden 
wir — das hat der Kollege Bohl gesagt — , wie bereits 
versprochen, rechtzeitig die Reform der Unterneh-
mensbesteuerung anpacken. Darüber werden wir re-
den. 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole, was ich 
eingangs gesagt habe: Besserwisserei und Rechtha-
berei — wie heute morgen in den Reden Lafontaines 
und einiger anderer Oppositionsredner zum Ausdruck 
gekommen — haben noch keinen Arbeitsplatz in den 
neuen Bundesländern geschaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sollten damit aufhören, mit der sozialen Not der 
Menschen in den neuen Bundesländern Ihr politi-
sches Spiel zu treiben. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben sie doch ver-
ursacht!) 

Derjenige, der keine Alternative auf den Tisch des 
Hauses legt, hat im Grunde genommen die Herausfor-
derung nicht begriffen und hat die Wiedervereini-
gung — sei es in der Sache oder auch persönlich — im 
Grunde genommen nicht gewollt. Das ist mein Ein-
druck. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist entschlossen, 
diesem Haushalt zuzustimmen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Warte doch 
erst mal! Das ist schon wieder ein Vorur

-

teil!) 
— Regen Sie sich doch nicht auf, Herr Kollege! Ihr 
Blutdruck steigt immer mehr. Ich mache mir ja echte 
Sorgen um Sie, Herr Kollege Wieczorek. Natürlich 
unterstelle ich Ihnen, daß Sie bei den Haushaltsbera-
tungen mitarbeiten. — Wir gehen davon aus, daß wir 
diesen Haushalt, der solide finanziert ist, so verab-
schieden werden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Mein Gott! Der 

Kerl lügt wie gedruckt!) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Kollegen 
Walther das Wort zu einer Kurzintervention. 

Rudi Walther (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Kollege Schmitz (Baesweiler) hat 
hier in wahrheitswidriger Weise behauptet, ich hätte 
den Abbau von Subventionen im Bergbau, in der 
Landwirtschaft oder bei der Knappschaft gefordert. 
Dies ist unwahr. Wahr ist, daß ich auf Fragen von 
Journalisten, woher denn Bundeswirtschaftsminister 
Möllemann seine 10 Milliarden DM Einsparungsvolu-
men haben wolle, gesagt habe, ich wünschte Herrn 
Möllemann eine gute Reise; denn die großen Brocken 
seien Bergbau, Knappschaft und Landwirtschaft. 
Wenn er 10 Milliarden DM einsparen wolle, müsse er, 
Möllemann, daran gehen. Alles andere seien 
Peanuts. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, genau in 
Umkehrung dessen, was ich ausgeführt habe, sagt 
Kollege Schmitz in wahrheitswidriger Weise, ich habe 
das gewollt. Es ging mir darum, daß Bundeswirt-
schaftsminister Möllemann endlich sagt, was er will. 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, zu einer weiteren, ganz kurzen Intervention Frau 
Kollegin Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus - Maier (SPD): Herr Schmitz (Baes-
weiler) hat gesagt, bei einer von uns geforderten Ein-
kommensgrenze bei der Ergänzungsabgabe von 
70 000 DM Bruttoeinkommen bei Ledigen bzw. 
140 000 DM bei Verheirateten würden die Facharbei-
ter einbezogen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr wart doch bei 
60 000 DM!) 

— 60 000 bzw. 120 000 DM zu versteuerndes Einkom-
men. Herr Kollege, Sie wissen, daß der Unterschied 
zwischen Brutto- und zu versteuerndem Einkommen 
etwa 10 000 DM beträgt. 

Ein Blick ins Statistische Jahrbuch hat für das Jahr 
1989 ein Bruttodurchschnittseinkommen des männli-
chen Industriearbeiters von 42 000 DM ergeben. 

(Baumeister [CDU/CSU]: Bei Ihnen oben, 
aber nicht in Baden-Württemberg!) 

Natürlich gibt es auch einige, die mehr verdienen, 
aber ebenfalls eine Menge, die weniger verdienen. 
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Aber die Behauptung, unter unsere Ergänzungsab-
gabe fiele der Facharbeiter, ist absolut unwahr. 

(Beifall bei der SPD — Baumeister [CDU/ 
CSU]: Das ist doch nicht wahr! — Wieczorek 

[Duisburg] [SPD]: Der Kerl lügt!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Wieczorek, 
ich bitte auch Sie, sich an die Ermahnung von vorhin 
zu halten, und bei den ganz schlimmen Wörtern ein 
bißchen zurückhaltend zu sein. Das sollte die Munter-
keit nicht beeinträchtigen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ich nehme 
„Lüge" zurück!) 

Das Wort zu einer kurzen Antwort hat Kollege 
Schmitz. 

(V o r sitz : Vizepräsident Helmuth Becker) 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Die 
Frau Abgeordnete Frau Matthäus-Maier hat soeben 
erklärt, ich hätte gesagt, daß der durchschnittliche 
Facharbeiter nach Ihren Steuervorschlägen vier Jahre 
lang 15 % — — 

(Matthäus-Maier [SPD]: 10 %!) 
—Sie müssen sich einmal einigen. Der eine sagt 15 %, 
der andere 10 %. Einigen Sie sich einmal. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es kommt doch 
jede Woche etwas Neues! — Matthäus-

Maier [SPD]: Wer hat denn 15 % gesagt?) 
— Erlauben Sie, daß ich das zurückgebe. 

Ich bin froh, daß Frau Kollegin Matthäus-Maier da-
mit zugegeben hat, daß Sie einen Großteil — das habe 
ich gesagt — der Facharbeiter mit diesem Steuerbe-
lastungspaket treffen werden. Das haben Sie so ge-
sagt. 

Nächster Punkt: Herr Kollege Walther, ich bin froh, 
daß Sie das, was Sie hier am 22. Februar 1991 erklärt 
haben, gerade zurückgenommen haben. Da haben 
Sie in bezug auf Möllemann und den Subventionsab-
bau von 10 % gesagt, beim Subventionsabbau sei bei 
den dicken Brocken Knappschaft, Kohle und Land-
wirtschaft anzusetzen. Alles andere sei eine Kleinig-
keit. Wenn Sie das hier zurücknehmen, ist die Sache 
ausgeräumt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, zu einer weiteren Intervention hat das Wort 
der Kollege Walther. 

Rudi Walther (SPD): Ich kenne das, was Sie vorle-
sen, überhaupt nicht. Ich habe hier nichts zurückzu-
nehmen; denn das, was ich hier gesagt habe, ist das, 
was ich immer ausgeführt habe. Ich möchte von Herrn 
Möllemann wissen, wo er die 10 Milliarden DM ein-
sparen will. Diese Antwort erwarte ich von ihm. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, nunmehr hat das Wort der Abgeordnete 
Dr. Briefs, PDS-Gruppe. 

(Zurufe von der SPD: Schon wieder! — Darf 
der hier dauernd reden?) 

Dr. Ulrich Briefs (PDS/Linke Liste): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich weiß, das gefällt Ihnen 
nicht; aber das macht nichts. — Das Fazit dieser De-
batte ist eindeutig: Die Bundesregierung hängt auf 
ihrer Steuerlüge fest. Nicht nur das! Dahinter wird 
eine gigantische Anschlußlüge insgesamt sichtbar. 

Will die Bundesregierung ernsthaft der vollständi-
gen sozialen Katastrophe im Osten vorbeugen, muß 
sie sofort umsteuern. Statt zu kleckern, muß sie klot-
zen. Deshalb fordern wir, wie gesagt, ein 500-Milliar-
den- Programm für die nächsten fünf Jahre. Wir for-
dern insbesondere, daß bei der Verausgabung dieser 
Mittel ökologische und zugleich soziale Prioritäten 
zugrunde gelegt werden. Es gibt im Osten in der Tat 
insbesondere ökologische Aufgaben genug. 

Der Staat muß aber die Initialzündung geben. Er 
muß einen Rahmen schaffen, in den die Bet riebe in 
der früheren DDR hineinwachsen und hineininvestie-
ren können. Das kann, insbesondere wenn Arbeits-
zeitverkürzungen hinzukommen, die benötigten Be-
schäftigungsmöglichkeiten im Osten schaffen. 

Wir fordern deshalb insbesondere, auch die Treu-
hand an Haupt und Gliedern zu reformieren. Machen 
Sie sie transparent und demokratisch. Beteiligen Sie 
die Gewerkschaften und Belegschaften. Beenden Sie 
den Eiertanz um das privatwirtschaftliche Eigentum 
und seine Rückerstattung. Lassen Sie pragmatische 
Lösungen zu. Die Sicherung der Lebensmöglichkei-
ten für die Menschen im Osten muß Vorrang haben 
vor der Wiederherstellung jener Eigentumsordnung, 
die womöglich in wesentlichen Aspekten der Eigen-
tumsordnung des Junkertums und der Nazizeit ent-
sprechen würde. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Du 
spinnst doch!) 

Privatisieren Sie nicht nur, sondern lassen Sie auch 
andere Eigentumsformen zu, kommunales Eigentum, 
genossenschaftliches Eigentum, das Eigentum selbst-
verwalteter Betriebe usw. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: PDS-Ei

-

gentum!) 

Sorgen Sie dafür, daß die Treuhand ihre Tätigkeit 
stärker regionalisiert handhaben kann. Machen Sie 
die Treuhand, das größte Monopol der kapitalisti-
schen Geschichte, zu einem Organ der Lösung und 
nicht der Schaffung sozialer Probleme. 

Ein Wort zum Schluß: Lassen Sie ab von Ihrer unso-
zialen Politik. Erschließen Sie den Reichtum dieser 
Gesellschaft und insbesondere der Wirtschaft für die 
Lösung der vordringlichen ökologischen und sozialen 
Aufgaben. Der Reichtum dieser Gesellschaft, produ-
ziert vor allem von den als abhängig beschäftigten 
arbeitenden Menschen, ist groß genug, um diese Pro-
bleme zu lösen. Wir haben es Ihnen vorgerechnet. 
Unsere konkreten Vorschläge liegen auf dem Tisch. 
Weitere werden hinzukommen. Entkräften Sie sie, 
wenn Sie können. Legen Sie Alternativen vor, wie Sie 
wollen. Aber tun Sie etwas, tun Sie etwas für die Men-
schen in Ost und West. 

(Wiefelspütz [SPD]: Hoffentlich ist das heute 
Ihr letzter Beitrag!) 
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Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, als nächster Redner hat der Abgeordnete 
Rind, FDP-Fraktion, das Wort. 

Hermann Rind (FDP): Herr Präsident! Meine Kolle-
ginnen und Kollegen! Wohl in kaum einem Feld — 
wenn die Dame und die Herren von der SPD einmal 
aufpassen möchten — haben Sie von der SPD in den 
letzten Jahren so danebengelegen wie in der Steuer-
politik, frei nach dem Motto: Kommen Sie zu uns, da 
liegen Sie immer falsch. Sie haben erbittert gegen den 
linear-progressiven Tarif und gegen Steuerentlastun-
gen der Bürger und Unternehmen in Höhe von 50 Mil-
liarden DM gekämpft. Sie haben erbittert gegen den 
Abbau von 13 Milliarden DM steuerlicher Subventio-
nen gekämpft. Sie haben den Zusammenbruch der 
kommunalen Finanzen gepredigt und erklärt, dieses 
große Reformpaket 1990 sei nur mit einer Erhöhung 
der Mehrwertsteuer zu finanzieren. 

Nun, am Anfang des Jahres 1991, müssen auch Sie 
die Fakten zur Kenntnis nehmen. Es gab keine Mehr-
wertsteuererhöhung zur Finanzierung der Reform, 
und trotzdem stiegen die Steuereinnahmen im Jahre 
des größten Reformschritts, 1990, bei Bund und Län-
dern um 12 Milliarden DM, und bei den Gemeinden 
übertrafen sie das Ergebnis 1989 um 1,7 Milliarden 
DM. 

Bei der Verabschiedung des Reformpakets haben 
Sie damals erklärt, das bittere Erwachen für Arbeit-
nehmer käme im Dezember 1990, wenn die von Ihnen 
so genannte Weihnachtssteuer fällig würde. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Nun kommt es im 
Februar 1991!) 

— Ich spreche ein bißchen von Ihren Sünden der Ver-
gangenheit, Frau Matthäus-Maier. 

Als es dann soweit war, haben Sie auch tapfer eine 
entsprechende Pressemeldung verfaßt. Ich habe sie 
gelesen, allerdings nur auf dem Papier Ihres Presse-
dienstes. Keine Zeitung fand sich, die diese Erklärung 
abdruckte, weil dieses Thema keinen Bürger mehr 
interessierte. Die Steuerzahler hatten nämlich längst 
begriffen, welche Steuerentlastungen ihnen die Steu-
erreform 1990 geboten hat. 

Im Augenblick — und damit will ich dieses Kapitel 
abschließen — merken die Beamten in den Finanzäm-
tern, daß der von Ihnen so heftig attackierte Arbeit-
nehmerpauschbetrag als Zusammenfassung von 
Weihnachtsfreibetrag, Arbeitnehmerpauschbetrag 
und Werbungskostenpauschale eine erhebliche Ver-
waltungsvereinfachung bringt. Soviel zur Erfolgsbi-
lanz der Steuerpolitik der vergangenen Wahlpe-
riode. 

Beim Bundestagswahlkampt 1990 fiel der SPD zum 
Thema Steuerpolitik nicht viel anderes ein als eine 
Erhöhung der Mineralölsteuer um 50 Pfennig, ver-
bunden mit dem Versprechen, Mehreinnahmen über 
die Lohn- und Einkommensteuer den Bürgern wieder 
zu erstatten. Dieser Umverteilungsapparat wurde 
dann als ökologisches Steuerkonzept verkauft. Hans 
Apel, einer aus Ihren Reihen — man könnte auch noch 
andere Namen nennen — hatte richtig erkannt: Sie 
wollten den Bürger mit hohen Benzinpreisen zum 
Verzicht auf das Auto bewegen, ihm aber gleichzeitig 
über weniger Steuern und ein höheres Nettoeinkom-

men das Geld geben, damit er den höheren Benzin-
preis doch wieder zahlen und Auto fahren kann. Das 
war Ihre ökologische Steuerpolitik, meine Damen und 
Herren von der SPD. 

Für den Aufbau der Wirtschaft in Ostdeutschland 
war dabei nicht viel vorgesehen. Es war ein reiner 
Umverteilungsmechanismus, den Sie in Gang setzen 
wollten, wohl weil Ihr Kanzlerkandidat Lafontaine 
von der deutsch-deutschen Entwicklung auf dem fal-
schen Bein erwischt worden ist und auch insgesamt 
nicht so furchtbar viel davon wissen wollte. 

Das ist die Ausgangslage, von der aus Sie in die 
steuerpolitischen Entscheidungen des Frühjahrs 1991 
gehen müssen. Fürwahr, eine schwere, kaum zu tra-
gende Last. 

Nun haben die Koalitionsparteien in diesen Wochen 
auch eine schwere Last zu tragen. Aber wir können 
das immerhin auf dem festen Boden einer erfolgrei-
chen Steuerpolitik der letzten Jahre tun und mit 
Schultern, die die Last tragen können, und das des-
halb, weil wir im Gegensatz zu Ihnen von Anfang an 
die nationale Aufgabe anerkannt und uns ihr gestellt 
haben und weil wir über die aktuellen Beschlüsse der 
Steuererhöhungen hinaus ein Gesamtkonzept zur 
Steuerpolitik in den Koalitionsvereinbarungen festge-
schrieben haben, das wir nicht aus dem Auge verlie-
ren werden. Ich mache keinen Hehl daraus: Die FDP-
Bundestagsfraktion hat es sich schwergemacht, und 
es ist ihr schwergefallen, dem Steuererhöhungspaket 
zuzustimmen. Eine Reihe von Abgeordneten waren 
mit einzelnen Elementen des Pakets, einige auch mit 
dem ganzen Paket nicht einverstanden. Das gilt ins-
besondere für den Zuschlag zur Lohn-, Einkommen- 
und Körperschaftsteuer. Möglich wurde unsere Zu-
stimmung letztendlich nur, weil eine Reihe von Forde-
rungen aus der Koalitionsvereinbarung gleichzeitig 
erfüllt wurde und der Haushaltsentwurf weitere Vor-
bedingungen für die Steuererhöhungen erfüllt. Las-
sen Sie mich die wichtigsten davon nennen. 

Der Haushaltsentwurf sieht Ausgabenkürzungen 
im Bereich Verteidigung von 7 bis 8 Milliarden DM 
vor. Das ist eine stolze Leistung. 

(Beifall bei der FDP) 
Die Berlin- und Zonenrandförderung wird mit einem 
Gesamtvolumen von 12 Milliarden DM abgebaut. 
Weitere 10 Milliarden DM direkte und indirekte Sub-
ventionen — Herr Kollege Walther, es geht nicht nur 
um direkte Subventionen, wie Sie meinten; wenn Sie 
in der Koalitionsvereinbarung nachlesen, werden Sie 
feststellen, daß die indirekten oder steuerlichen Sub-
ventionen mit ca. 6 Milliarden DM in diesem Paket 
enthalten sind — werden abgebaut. Der Ausgabenan-
stieg des Bundeshaushalts wird auf jährlich maximal 
2 % beschränkt. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Rind, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Walther? 

Hermann Rind (FDP): Aber gern, wenn sie nicht auf 
meine Redezeit angerechnet wird. 

Rudi Walther (SPD): Herr Kollege, ich bin Ihnen 
dankbar, daß Sie im Gegensatz zum Bundesfinanzmi- 
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nister die Zwischenfrage zulassen. Könnten Sie uns 
vielleicht Andeutungen machen, wo über die allge-
meingehaltenen Koalitionsvereinbarungen hinaus 
Subventionsstreichungen zu erwarten sind? 

Hermann Rind (FDP): Herr Kollege Walther, seien 
Sie nicht ungeduldig. Sie werden Ihnen noch rechtzei-
tig vorgelegt werden. Ich wollte in diesem Stadium 
nur darauf hinweisen, daß sich das Volumen bei den 
direkten Subventionen auf etwa 4 Milliarden DM be-
laufen wird, weil wir sehr wohl wissen, wie einge-
schränkt die Möglichkeiten beim Subventionsabbau 
auf Grund rechtlicher Verpflichtungen und vieler an-
derer Gründe sind. Aber wir sind der Meinung, daß 
diese Kraftanstrengung auch durch Einsparungen bei 
den Haushaltstiteln der einzelnen Ressorts zu schaf-
fen ist. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Knappschaft, 
Herr Walther! — Walther [SPD]: Ich wünsche 

Ihnen gute Reise, Herr Kollege!) 

— Vielen Dank. Sie sehen, wir nehmen unsere Auf-
gabe ernst. 

Sparsame Haushaltsführung und Subventionsab-
bau bleiben also keine Wahlversprechen, sondern 
werden in die Tat umgesetzt. Das ist die Brücke, die 
für uns Freie Demokraten zwar schmal ist, auf der wir 
aber den Weg zu Steuererhöhungen beschreiten kön-
nen. Wichtig ist für uns, daß die in den Koalitionsver-
einbarungen festgelegte steuerpolitische Grundphilo-
sophie nicht verändert wird. Die Steuererhöhungen 
sollen und dürfen nach unserem Verständnis kein 
Ende der Steuerreformpolitik der 80er Jahre bedeu-
ten. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Sie sind nötig, um die internationalen Aufgaben und 
den Aufbau sowie den sozialen Ausgleich für die 
neuen Länder zu finanzieren. Gleichzeitig müssen wir 
darauf achten, daß diejenigen, die die Hauptaufbau-
leistungen in den neuen Ländern leisten müssen, die 
Leistungsträger in Wirtschaft und Verwaltung und die 
Unternehmungen leistungsmotiviert und leistungs-
stark bleiben. Nur wenn die Leistungsbereitschaft 
und Leistungsfähigkeit nicht kaputtgesteuert wird, 
kann das Aufbauwerk Ostdeutschland gelingen. 

Deswegen haben wir auch bei den spezifischen 
Verbrauchsteuern und bei einem kurz befristeten So-
lidaritätszuschlag zur Lohn-, Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer angesetzt und alle anderen steuerpo-
litischen Instrumente im Kasten gelassen. Unter die-
sem Gesichtspunkt darf die in der Koalitionsvereinba-
rung für die Zeit ab 1993 nicht ausgeschlossene Anhe-
bung der Umsatzsteuer nur die Ultima ratio sein. 
Wenn in diesem und im nächsten Jahr die Strategie 
„Aufschwung Ost" Wirkung zeigt — davon gehen wir 
aus — , werden aus Millionen von heutigen Leistungs-
empfängern in den neuen Bundesländern Steuer- und 
Beitragszahler, und darin liegt die Chance zu Steuer-
mehreinnahmen, die eine Erhöhung der Mehrwert-
steuer überflüssig machen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir haben sie auch noch nicht festgeschrieben, weil 
wir alle Anstrengungen unternehmen wollen, um zu 

vermeiden, daß wir zu diesem Instrument greifen 
müssen. 

Nun zum Stichwort Steuerlüge, das den Finanzpoli-
tikern — Herr Poß hat es heute mehrmals benutzt; nun 
ist er nicht mehr da, schade — in diesen Tagen so glatt 
von den Lippen kommt. Ich will nicht verhehlen, daß 
ich zu den Fraktionsmitgliedern meiner Partei gehöre, 
die sich mit diesem Steuererhöhungspaket besonders 
schwergetan haben und auch immer noch besonders 
schwertun. Wenn ich trotzdem für meine Fraktion die 
Steuererhöhungen heute hier vertrete, dann insbe-
sondere, weil in den Koalitionsvereinbarungen eine 
steuerliche Konzeption festgeschrieben ist und von 
uns in aller Deutlichkeit eingefordert wird. Denn diese 
Konzeption wird durch eine Solidaritätsaktion nur un-
terbrochen und nicht beendet; darauf legen wir von 
der FDP größten Wert. 

(Beifall bei der FDP) 

Da dies so ist, können wir auch dem Vorwurf der Steu-
erlüge begegnen. 

Zurückweisen will ich diesen Vorwurf aber auch an 
Hand von drei Fragen, deren Beantwortung wir der 
SPD immer wieder abfordern werden. Wer konnte — 
dies  frage ich auch Sie von der SPD — vor dem 2. De-
zember 1990 wissen, daß der Golfkrieg 1991 17 Milli-
arden DM an Haushaltsmitteln erfordern würde 

(Matthäus-Maier [SPD]: Der ist doch längst 
zu Ende!) 

— hören Sie sich den Satz zu Ende an, Frau Matthäus

-M

aier — und daß auch unsere Beteiligung am Auf-
bauprogramm für die Golfregion weitere finanzielle 
Beiträge von uns erfordern wird? Wir reden jetzt über 
den Haushalt 1991, und da geht es um die 17 Milliar-
den DM, die bereits jetzt, nach dem Ende des Golf-
kriegs, fällig werden. 

(Walther [SPD]: Aber die sind doch im Haus

-

halt auch ohne Steuererhöhungen schon 
drin!) 

Sie kennen das Wort von Graf Lambsdorff „Geld 
mischt sich". Ja, Geld mischt sich. 

(Poß [SPD]: Welches Geld? — Matthäus
- Maier [SPD]: Der erzählt jeden Tag etwas 

anderes!) 

Im ursprünglich vorgelegten Haushaltsentwurf war 
die Summe von 17 Milliarden DM nicht enthalten ge-
wesen. 

(Walther [SPD]: Aber ja! Lesen Sie ihn ein- 
mal, Herr Kollege!) 

Wer eigentlich konnte vor dem 2. Dezember 1990 wis-
sen, daß die Märkte in Osteuropa in einem solchen 
Maße zusammenbrechen, daß die Aufträge an ost-
deutsche Firmen von ca. 40 bis 50 Milliarden DM in-
nerhalb kürzester Zeit praktisch auf Null zurückfal-
len? Konnten Sie das wissen? 

(Zuruf von der SPD: Mich wundert, daß Sie 
das wundert!) 

Wer konnte vor dem 2. Dezember wissen, wie die 
Tarifverhandlungen 1991 in den neuen Ländern aus

-

gehen und daß die Löhne dort, so wie das jetzt abseh- 
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bar ist, wesentlich schneller als die Produktivität stei-
gen würden 

(Zuruf von der SPD: Sie reden nur in Frage-
zeichen!) 

und welche Anforderungen sich daraus für den Bun-
deshaushalt im Bereich Soziales ergeben? Sie wußten 
das wohl alles. Wir geben ehrlich zu: Wir wußten das 
in diesem Umfang nicht. Wenn wir hier eine redliche 
Auseinandersetzung betreiben wollen, dann müssen 
wir alle, auch Sie von der SPD erkennen und zugeben, 
daß sich der Erkenntnisstand fast täglich ändert und 
daß wir bei dieser in der Wirtschaftsgeschichte einma-
ligen Konversion eines 45jährigen sozialistischen 
Wirtschaftssystems fast täglich neue Erkenntnisse ge-
winnen und politisch umsetzen müssen. Bekennen 
auch Sie sich dazu; dann können Sie sich auch zu den 
Steuererhöhungen und ihren Zwecken bekennen. 

Meine Damen und Herren, wenn die FDP immer 
wieder betont, daß die aktuellen Steuererhöhungs-
beschlüsse nur hinnehmbar sind, wenn der Grund-
kurs der Steuerpolitik nicht unterbrochen oder aufge-
geben wird, so tun wir dies nicht, um Steuerge-
schenke an Reiche zu verteilen, sondern weil wir über 
die Marktmechanismen und über die Wirkung von 
Steuern bessere Erkenntnisse als Sie haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir werden, wenn dies nötig ist, gegenüber dem 
Koalitionspartner unerbittlich die steuerpolitischen 
Forderungen des Koalitionspapiers anmahnen, meine 
Damen und Herren. 

(Walther [SPD]: Da habt ihr aber viel Ar-
beit!) 

Hinsichtlich Zeitpunkt und Umfang halten wir an den 
Festlegungen im Koalitionspapier fest. Mir klangen 
manche Äußerungen aus dem Lager der Union heute 
ein wenig zu verschwommen. Ich sage das deswegen 
hier in aller Deutlichkeit. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Sie halten daran fest 
wie Lambsdorff vor und nach der Wahl!) 

— Frau Matthäus-Maier, zu Ihren Lieblingsthemen 
sage ich auch noch ein paar Sätze. Sie sollen auch auf 
Ihre Kosten kommen. 

(Dr. Hitschler [FDP]: So wechselhaft wie Sie 
war Lambsdorff noch nie!) 

Unumstritten ist, daß ab 1992 — das sollte in dieser 
Debatte auch nicht vergessen werden — Steuersen-
kungen für die Familien durch Anhebung des Kinder-
geldes und der Kinderfreibeträge im Volumen von 
über 8 Milliarden DM wirksam werden. Diese Steuer-
senkungen — das wird in diesen Tagen, die von Hek-
tik geprägt sind, oft übersehen — müssen von den 
notwendigen Steuererhöhungen abgezogen werden. 
Das ist immerhin ein beachtliches Volumen. Darüber 
hinaus besteht in der Koalition Einigkeit, daß der Fa-
milienlastenausgleich im dualen System weiter ver-
bessert werden muß und daß das Existenzminimum 
durch eine Anhebung des Grundfreibetrags weiter 
entlastet werden muß. 

Im Hinblick auf den Binnenmarkt 1993 — dies sage 
ich nochmals mit allem Ernst — muß die Steuerreform 
1986-1990 fortgeführt und bis spätestens 1. Januar 

1995 um die Reform der Unternehmensbesteuerung 
ergänzt werden. Der Ablauf des Gesetzgebungsver-
fahrens im Jahr 1992 ist — unter Offenlassung des 
Zeitpunkts des Inkrafttretens — im Koalitionspapier 
festgelegt. 

Westdeutsche und ostdeutsche Arbeitnehmer und 
Unternehmer müssen bis zum Beginn des Binnen-
marktes Sicherheit bezüglich der Frage haben: Lohnt 
es sich bei dem Wettbewerb der Steuersysteme inner-
halb der EG und darüber hinaus, in Deutschland zu 
investieren und damit hier Arbeitsplätze zu schaffen? 
Oder gehe ich lieber unter den ab 1993 erleichterten 
Bedingungen in ein Niedrigsteuerland? 

Das sind die Fragen der Finanz- und Steuerpolitik, 
die sich uns in den Jahren 1991 bis 1992 stellen; denn 
der Binnenmarkt 1993 kommt — deutsche Einheit hin, 
deutsche Einheit her — und damit der Wettbewerb 
der Steuersysteme. 

(Zuruf des Abg. Dr. Faltlhauser [CDU/ 
CSU]) 

Das sind die Fragen, um die es geht. Es geht nicht 
um Steuergeschenke an Reiche, wie uns die SPD 
weismachen will. 

Nun haben wir im Vorgriff auf dieses Reformvorha-
ben beschlossen in den neuen Bundesländern die 
Vermögensteuer und die Gewerbekapitalsteuer erst 
gar nicht einzuführen. Dies ist ein Vorgriff auf die 
Steuerreform. Neben den Sonderabschreibungen und 
anderen Maßnahmen — Herr Kollege Faltlhauser, hö-
ren Sie zu; Sie haben mir gerade ein Stichwort gege-
ben — gibt es ein Teilniedrigsteuergebiet in den 
neuen Ländern. Wir fühlen uns absolut nicht auf der 
„Verliererstraße" in dieser Auseinandersetzung mit 
dem Koalitionspartner. 

Diese Maßnahmen sind auch ein Teil der Unterneh-
menssteuerreform für das gesamte Steuergebiet, also 
auch für den westdeutschen Teil. 

Ich möchte gar nicht davon reden, daß die Durch-
führung der Einheitsbewertung als Grundlage für 
diese Steuern in den ostdeutschen Ländern überhaupt 
nicht durchführbar wäre. Uns geht es nicht nur um die 
Technik, uns geht es auch um die Sache. 

Nun ist ja bekannt, daß auch ein Teil unseres Koali-
tionspartners bei der Abschaffung der Vermögen-
steuer Bauchschmerzen hat. Verständlich ist dies 
höchstens teilweise. Ich will diesen Kollegen noch ein-
mal in Erinnerung rufen, daß die Abschaffung der 
Vermögensteuer und der Gewerbekapitalsteuer 
durch eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlage 
bei den degressiven Abschreibungen gegenfinanziert 
wird. Das wurde von uns unter dem Gesichtspunkt 
gesehen, daß wir vor den Substanzsteuern zu den 
Ertragssteuern hin umschichten wollten. Wir haben 
seit Jahren immer wieder bedauert — die Wissen-
schaft und alle Fachleute tun dies seit vielen Jahren —, 
wie schädlich die Substanzsteuern im Unternehmens-
bereich sind. 

Nun wollen wir umschichten und einen ersten 
Schritt der Unternehmenssteuerreform ohne Ausfälle 
für den Fiskus und ohne Belastung anderer Bevölke-
rungsgruppen durchführen, und nun paßt es auch wie-
der nicht. 



712 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 13. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 12. März 1991 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Gattermann? 

Hermann Rind (FDP): Gern. 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Da würde ich 
aufpassen!) 

Hans H. Gattermann (FDP): Herr Kollege Rind, was 
Sie gerade dargelegt haben, halte ich für die öffentli-
che Auseinandersetzung über die Fragen der Vermö-
gensteuer und Gewerbeertragsteuer für besonders 
wichtig. Ich habe dazu heute morgen Herrn Lafon-
taine etwas gefragt, der der Frage ausgewichen ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er hat sie nicht 
verstanden!) 

Hat man, wenn man auf die aufkommensneutral fi-
nanzierte Abschaffung einer Steuer verzichtet, eine 
Mark in der Tasche, um beispielsweise in den neuen 
Bundesländern irgend etwas zu finanzieren? 

Herrmann Rind (FDP): Die Frage beantwortet sich 
von selbst, Kollege Gattermann. Wenn ich auf der 
einen Seite Steuern abschaffe und dem Steuerzahler 
damit eine Mark gebe, gleichzeitig aber in derselben 
Höhe Steuerbegünstigungstatbestände abschaffe und 
ihm damit die eine Mark wieder nehme, dann kommt 
für die Finanzierung der deutschen Einheit unter dem 
Strich Null heraus. Aber diese einfachen Rechenarten 
hat Herr Lafontaine anscheinend nicht beherrscht. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Die Antwort ist ganz 
einfach: Es ist nicht aufkommensneutral, das 

haben Sie nie gemacht!) 
—Aber natürlich ist es aufkommensneutral. Die Zah-
lenmaterialien sind unzweifelhaft festgestellt. 

Nun haben Frau Matthäus-Maier und Herr Poß in 
ihrem Pressedienst zur Frage der Vermögensteuer 
folgendes Beispiel veröffentlicht: Einzelunterneh-
mer, verheiratet, zwei Kinder, Betriebsvermögen 
500 000 DM. Sie kamen zu dem Schluß, daß er prak-
tisch vermögensteuerfrei bleibt. Ich glaube, es kamen 
6,35 DM heraus. Das Beispiel ist richtig; Ihre Referen-
ten haben korrekt gerechnet. Ein Lob Ihren Referen

-ten,  aber Lob nicht Ihnen; denn Sie haben ein Beispiel 
gewählt, das keine Aussagekraft hat. 

Ich will Ihnen ein kleines Gegenbeispiel nennen, 
damit Sie — ich habe es Ihnen vorhin versprochen — 
auf Ihre Kosten kommen. Nehmen Sie eine Familien

-

GmbH in einem etwas größeren, aber eher noch klei-
nen mittelständischen Bereich mit einem Stammkapi-
tal von einer Million DM sowie offenen und stillen 
Rücklagen in Höhe von etwa einer Million DM. Das 
sind bei gewachsenen Unternehmen keine utopi-
schen Größenordnungen. Unterstellen Sie einen 
nachhaltigen Gewinn von 500 000 DM, der überwie-
gend im Unternehmen investiert wird. Das sind die 
Voraussetzungen bei meinem Beispiel. Es ergibt sich 
— das können Ihnen Ihre Referenten leicht vorrech-
nen; die Unterlagen dazu können Sie von mir erhalten 
— auf der Ebene der Gesellschaft eine Vermögen-
steuer von 8 400 DM. Um diese Vermögensteuer be-
zahlen zu können, muß das Unternehmen einen Ge-
winn von 20 000 DM erwirtschaften, damit nach Ge

-

werbesteuer und Körperschaftsteuer 8 400 DM zum 
Zahlen der Vermögensteuer übrigbleiben. 

Nun kommt die zweite Stufe: Bei einer Familienge-
sellschaft müssen die Anteilseigner der Gesellschaft 
— verheiratet, zwei Kinder, wie in Ihrem Beispiel 
auch — auf ihre Anteile nochmals Vermögensteuer in 
der Größenordnung von 25 000 DM zahlen. Um das 
bezahlen zu können, müssen sie bei einem Steuersatz 
von 50 % wiederum rund 50 000 DM Einkommen er-
zielen. Das heißt, es sind 20 000 DM Gewinn in der 
Gesellschaft und 50 000 DM Einkünfte bei den Ge-
sellschaftern erforderlich, um die Vermögensteuer ei-
nes kleineren mittelständischen Unternehmens finan-
zieren zu können. Das sind die Realitäten. Dies müs-
sen sie auch in Verlustjahren tun und dies müssen sie 
tun, nachdem sie die Gewerbekapitalsteuer bezahlt 
haben, und zwar auch auf die Schulden ihres Unter-
nehmens. Ich glaube, damit ist der Beweis leicht zu 
erbringen, daß die Vermögensteuer eine unterneh-
mensschädliche und eine arbeitsplatzvernichtende 
Steuer ist 

(Poß [SPD]: Das Problem ist doch alt!) 
und daß es hier nicht um Geschenke für Reiche geht, 
sondern um eine vernünftige steuerpolitische Maß-
nahme, an der wir festhalten. 

Wir Freien Demokraten verbinden mit unserer Zu-
stimmung zu den Steuererhöhungsmaßnahmen die 
Forderung, daß mit der Umsetzung der Koalitionsver-
einbarung die erfolgreiche Steuerpolitik der 80er 
Jahre fortgesetzt wird. Nur dieser Gesamtzusammen-
hang und die Einsicht in die internationalen und na-
tionalen finanziellen Herausforderungen der näch-
sten zwei Jahre machen unsere Zustimmung möglich. 
Unser ganzer Einsatz wird, wenn sich der Pulver-
dampf der aktuellen Auseinandersetzung verzogen 
hat, dem Ziel dienen, die erfolgreiche Steuerpolitik 
der 80er Jahre fortzuschreiben. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort zu einer Zwischenbemerkung hat 
der Abgeordnete Großmann (SPD). 

Achim Großmann (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Schmitz hat eben verkürzt und 
damit unrichtig — dies gilt übrigens auch für einige 
andere Äußerungen, auf die wir direkt eingehen 
konnten — etwas über eine Anzeige erzählt. Da ich 
jetzt erst ins Archiv mußte, um diese Anzeige zu holen, 
hat es bis zu meiner jetzigen Invervention etwas län-
ger gedauert, als dies bei Herrn Walther und bei Frau 
Matthäus der Fall gewesen ist. Ich möchte Ihnen jetzt 
die ganze Anzeige, über die hier gesprochen worden 
ist, vorlesen. Da heißt es wortwörtlich — ich zitiere — : 

Die Einheit kostet Geld. Unseres. Deshalb müs-
sen wir aufpassen. Das gilt für die Menschen im 
Westen wie im Osten Deutschlands. Immer neue 
und immer mehr Schulden treiben die Zinsen und 
Hypotheken hoch, Kredite kann sich kaum noch 
einer leisten. Auch eine Mehrwertsteuererhö-
hung trifft vor allem die Schlechterverdienenden. 
Unsere Alternative heißt sparen. Warum muß der 
Jäger 90 noch gebaut werden? Wir werden die 
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Verteidigungsausgaben kürzen! Die Menschen 
wollen nicht beschwindelt werden, sie wollen 
ehrliche Antworten schon vor der Wahl. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren, was daran 
schlimm ist, wenn man den Leuten vor der Wahl die 
Wahrheit sagt. 

Vizepräsident Helmut Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort zu einer weiteren Zwischenbemer-
kung hat der Abgeordnete Schmitz (Baesweiler). 

Hans Peter Schmitz (Baesweiler) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Ich bedanke mich ausdrücklich dafür, daß 
der Kollege Großmann dies hier vorgetragen hat. 
—Ich habe mich auf ein Plakat bezogen, das er, seine 
Partei, vor einem Lokal in unserem Wahlkreis aufge-
klebt hatte. Darauf stand ausschließlich — es war rot 
und hatte eine schwarze Schrift — : „Die Wiederverei-
nigung kostet unser Geld. Wir müssen aufpassen." 
—Darauf habe ich mich bezogen. Was der Kollege 
Großmann hier vorgelesen hat, war nicht die Anzeige, 
die er veröffentlich hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Großmann 
[SPD]: Das stimmt nicht! — Uldall [CDU/ 
CSU]: Oskar Lafontaine hat auch erklärt, der 
Malocher solle nicht die Wiedervereinigung 
bezahlen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU — Gegenrufe von der SPD) 

Vizepräsident Helmut Becker: Meine Damen und 
Herren, vielleicht können wir die Reihe der Verglei-
che ja fortsetzen. Vielleicht kann man das andere Pla-
kat auch noch beschaffen. 

Das Wort in der Debatte hat nun der Abgeordnete 
Dr. Schnell, SPD-Fraktion. 

Dr. Emil Schnell (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist schade, daß Herr 
Waigel nicht mehr hier ist. Ausnahmsweise ist es auch 
einmal schade, daß der Bundeskanzler nicht hier ist. 
Ich hätte nämlich auch ihm ganz gern persönlich et-
was gesagt. 

(Dr. Weng [FDP]: Er muß nachlesen!) 

— Ich hoffe, daß er das tun wird, daß er sich die Zeit 
dafür nehmen kann. Als Vertreter aus den neuen Län-
dern hätte ich den beiden gern direkt etwas gesagt. 

Bei der Rede von Herrn Waigel blieb mir in der Tat 
die Spucke weg. Wer sich so vehement verteidigt, wie 
es Herr Waigel tut, der klagt sich selbst an, und zwar 
zu Recht, so denke ich; denn er hat hier für seine 
Zwecke ein Horrorszenario an die Wand gemalt mit 
dem Ziel, daß das Nichtstun letztendlich noch als he-
roische Wohltat am deutschen Volk erscheinen sollte. 
Er sagte, wir brauchten uns nicht zu schämen. Dazu 
sage ich nur: Ich schäme mich im Namen der Ostdeut-
schen für Sie gleich mit, da Sie das offenbar verlernt 
haben. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE — Uldall [CDU/CSU]: Das ist aber 

ein bißchen unappetitlich!) 

Es ist auch schade, daß Herr Borchert und Herr Bohl 
nicht mehr hier sind. 

(Dr. Diederich [Berlin]: Die liefern hier ihre 
Beiträge ab und verschwinden!) 

Herrn Borchert hätte ich nämlich gern gesagt, wenn 
der TED, der Fernsehcomputer, seine Rede gehört 
hätte, dann hätte er wahrscheinlich nicht einmal 25 %, 
sondern nur 10 % bekommen. Mehr wahrscheinlich 
nicht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, viele 
Menschen bei uns in den neuen Ländern sind ange-
sichts der Gleichzeitigkeit und der Härte der anfallen-
den und sich aufstauenden Probleme verständlicher-
weise sichtlich überfordert, und die Bundesregierung 
offensichtlich auch. Nur wenige verstehen die kompli-
zierten Regelungen zum Beispiel im Recht, in der Ver-
waltung, bei Eigentumsfragen und nicht zuletzt bei 
Steuerfragen. Das alles ist absolutes Neuland. Und 
dann kommt die Regierung mit diesem unsozialen, 
unausgewogenen Verzweiflungssteuerpaket, 

(Matthäus-Maier [SPD]: Sehr gut!) 

mit einer Telefonsteuer im Vorfeld zur Einstimmung 
auf weitere Überraschungen, so denke ich, mit diesem 
Abgabenunfug, der ökologisch geringe Wirkung zei-
gen wird — aber eine große Wirkung soll das wahr-
scheinlich auch nicht haben — , und schließlich mit 
diesem Haushalt! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie können die 
Rede auch zu Protokoll geben!) 

In der Debatte zum Haushalt 1990 war diese 
„Weiter so! "-Strategie schon als auffällig bezeichnet 
worden. Nun, mitten in den riesigen gesellschaftli-
chen Umwälzungen in Deutschland, sollte man gut 
sichtbare Zeichen erkennen dürfen. Aber: Dieser 
nullte Haushaltsentwurf sieht so aus, als hätte die 
deutsche Einheit überhaupt nicht stattgefunden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit Ihnen hätte 
die nicht stattgefunden!) 

— Dazu komme ich noch. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Das nun gerade 
Herrn Schnell zu sagen, ist ein dicker Hund! 
— Gegenruf von der CDU/CSU: Bei Ihnen ist 
es noch klarer! Da muß man nichts sagen! — 
Matthäus-Maier [SPD]: Sie haben ja keine 

Ahnung!) 

— Lassen Sie mich darauf antworten: Deutschland ist 
vereinigt, weil der Druck von uns aus dem Osten ge-
macht wurde. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Der 3. Oktober wurde nicht von Ihnen gemacht, son-
dern der wurde von der SPD, von der CDU, von der 
DSU — damals gab es ja die DSU noch —, also von uns 
beschlossen — die FDP war auch noch dabei — und 
nicht — das möchte ich einmal dazusagen — von Ih-
nen, meine Damen und Herren. Sie tun immer so 
— Herr Bohl hat vorhin auch so getan — , als ob das 
Tempo der deutschen Einheit von Ihnen bestimmt 
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worden wäre. Das ist, glaube ich, ein ganz großer 
Trugschluß. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Nach der SPD 
sollte verzögert werden! — Uldall [CDU/ 
CSU]: Die SPD ist immer eine ganz enga

-

gierte Wiedervereinigungspartei gewesen! 
— Walther [SPD]: Das stimmt — gegen 

Adenauer!)  

Die Grundsätze der Haushaltswahrheit und -klar

-

heit, besonders was die konkreten Anteile der Pro-
jekte in den neuen Ländern betrifft, sind in fröhlicher 
Selbstüberschätzung mißachtet worden. Es ist — das 
würde ich Herrn Waigel sagen, sofern er noch da 
wäre — ein Ermächtigungshaushalt, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ach du lieber 
Gott!) 

eine Entmündigung des Kabinetts. Ich bin in beson-
derer Weise darüber erschreckt, daß die Damen und 
Herren Minister sich das in der Form alles haben ge-
fallen lassen. 

(Zuruf von der FDP: Unfug!) 

Es sei mir gestattet, dieses an einem Beispiel aus 
dem Bereich Forschung und Technologie kurz zu be-
legen: Die Mittel in Höhe von 800 Millionen DM vom 
BMFT, für die ehemalige AdW beantragt, wurden dort 
gestrichen und finden sich zum Teil und unaufge-
schlüsselt im Einzelplan 60 wieder. Unsere Wissen-
schaftler verschwinden also in der allgemeinen 
Finanzverwaltung. Im nächsten Jahr dann verschwin-
den unsere Wissenschaftler, sofern noch als solche 
tätig und verfügbar, im Einzelplan 30, als reduzierte 
Größe. Forschung und Technologie — das sollte je-
dem klar sein, finde ich — ist aber ein Schlüssel für die 
Zukunft unserer neuen Länder. Natürlich muß dar-
über nachgedacht werden, den BMFT-Haushalt an-
gemessen zu erhöhen, auch und besonders zugunsten 
der neuen Länder. Natürlich müssen übergangsweise 
der Bundesanteil der Mischfinanzierungen erhöht 
werden und die 91er Finanzierung der AdW vom 
Bund sichergestellt werden. Die Liste der Beispiele 
ließe sich fortsetzen. Das werden die weiteren Lesun-
gen ans Licht befördern. 

Wir werden jedenfalls darauf drängen, daß For-
schung, Technologie und Wissenschaft in den neuen 
Ländern nicht kurzsichtig zugrundegespart werden, 
daß im Gegenteil eine angemessene Soforthilfe das 
Überleben von Instituten ermöglicht. Das Moratorium 
hat leider nur formalen Charakter gehabt und zeigt 
nicht die Wirkungen, die beabsichtigt waren. Wir wer-
den darauf drängen, daß Raumfahrtforschung und 
Kernenergieforschung zugunsten dringend notwen-
diger Forschungsergebnisse in den Bereichen Um-
weltschutz, Energietechnik, regenerierbare Energien, 
Kommunikation, Verkehr und Arbeit heruntergefah-
ren werden. 

(Beifall bei dem Bündnis 90/GRÜNE) 

und daß im Haushaltsplan klar ersichtlich wird, was in 
welchem Umfang in Richtung neue Länder fließen 
soll. 

Da wir gerade bei diesem Thema sind, möchte ich 
an Herrn Möllemann und Herrn Töpfer die Bitte wei-
tergeben, daß sie die neuen Länder nicht mit Kern

-

kraftwerken vollpflastern. Das wird sonst noch ein 
böses Ende nehmen. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Natürlich sehe ich dabei auch die durchgängige 
und mit den Jahren steigende Mitverantwortung und 
Eigenverantwortung der Länder im Rahmen ihrer 
Leistungsfähigkeit. 

Meine Damen und Herren, wie denkt man nun im 
Osten über all das? — Ich habe, um das herauszufin-
den, etwas gemacht, was Ihnen, den wenigen Frauen 
und erfahrenen Herren aus der schwarzen Ecke 
hier, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer ist die 
schwarze Ecke?) 

Herrn Waigel und Herrn Kohl — Entschuldigung, ich 
hätte auch „kohlrabenschwarze Ecke" sagen kön-
nen —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt auch! 
— Walther [SPD]: Es stimmt alles, was der 

Kollege sagt!) 

nicht im Traum eingefallen wäre. Ich bin zu den Men-
schen gegangen, nicht vor der Wahl, sondern vorige 
Woche. Ich bin also zu den Brüdern und Schwestern 
im Osten — von Ihnen sagen einige ja noch: DDR — 
gegangen und habe diese Menschen nach ihren Be-
findlichkeiten befragt, nicht nach dem Kanzler und 
auch nicht danach, ob es irgendein Wahlversprechen 
von ihm gibt, das gehalten wurde; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei 16 Millionen! 
— Gegenruf von der FDP: Der ist zu seinen 

drei, vier Wählern gegangen!) 

darauf ist man dann von ganz allein gekommen. 

„Wir sind nicht von der Politik enttäuscht", habe ich 
gehört, „sondern von  Kohl."  Eine seltsame Aussage 
und interessante Trennung, die man eigentlich kom-
mentieren müßte. Es wurde also gar nicht CDU ge-
wählt, sondern Kohl. Aber das kann man inzwischen 
auch in den Zeitungen nachlesen, sogar in „Bild", 
Ihrem Leib- und Magenblatt. Dort gibt man dem 
Kanzler die Richtung, die aus seiner eigenen Partei 
offensichtlich nicht kommen darf: Umfaller, mach 
endlich ernst! Wir sind ein Volk! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hören Sie auf, und 
geben Sie es zu Protokoll!) 

Da kommt auch die Frage: Weshalb sitzen so viele 
Leute aus dem innerdeutschen Ministerium noch im-
mer in Bonn herum? 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Warten sie vielleicht erst auf die Entscheidung über 
Regierungs- und Parlamentssitz? 

Nur zu sagen, es muß einfach klappen, wie der Herr 
de Maizière aus Ihrer Partei, ist als Programm zum 
Aufbau der neuen Länder wohl etwas dürftig, schil-
dert aber den Stand der Überlegungen in Ihrer Partei: 
punktuelle Initiativen von niemandem koordiniert. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wie war das mit 
der „Deutschtümelei" von Lafontaine?) 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 13. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 12. März 1991 	715  

Dr. Emil Schnell  

Das Gemeinschaftswerk Aufschwung-Ost wurde in 
der „FAZ" folgendermaßen gewürdigt — ich zi-
tiere — : „Der Prozeß der wirtschaftlichen und sozialen 
Vereinigung droht unter einem Programmwust er-
drückt zu werden." 

(Walther [SPD]: Richtig!) 

Warum werden eigentlich nicht sofort zehntausend 
Beamte — ich denke eher an mehr — dienstverpflich-
tet und in die neuen Länder geschickt? Das wird dort 
gefragt. Es gibt tausend berechtigte Fragen an die 
Bundesregierung, die immer noch entweder in kollek-
tiver Schreckhaltung verharrt 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie müssen mit 
der Gewerkschaft darüber reden!)  

oder nach dem Prinzip „jeder gegen jeden" rumstrei-
tet: Huber gegen Genscher und damit gegen Kohl, 
Möllemann gegen den Grafen Lambsdorff und den 
Rest der Partei, CSU gegen FDP, Gauweiler gegen 
Waigel usw., statt jetzt nach dem Prinzip alle für alle 
die Ärmel hochzukrempeln für die tatsächlich größte 
historische Aufgabe der Deutschen nach dem Kriege. 
Hier zeigt sich, daß Sie die wirkliche Dimension der 
vor uns liegenden Aufgabe noch nicht wahrgenom-
men haben. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Außer Minister Möllemann, der sich die Forderung 
der SPD, die wir seit Monaten massiv einklagen, teil-
weise zu eigen gemacht hat, wie versprochener Ver-
trauensschutz, für den Osthandel immerhin 42 % des 
Volumens, der eigentlich Teil des Einigungsvertrages 
ist; aber selbst das muß man immer wieder einfordern, 
wie Entschädigung vor Rückgabe von Eigentum, d. h. 
auch die Entschädigungsregelung muß sofort her. Daß 
inzwischen die Niederlage eingetreten ist, brauche 
ich hier nicht zu erwähnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Weiter ist der soziale Wohnungsbau zu nennen; es 
fehlen 2,5 Millionen Wohnungen, eine Million in den 
neuen Ländern, d. h. 200 000 Sozialwohnungen pro 
Jahr. Hier geht es einerseits darum, den vor der Pleite 
stehenden Wohnungsunternehmen kostendeckende 
Einnahmen zu verschaffen und andererseits den Mie-
tern bezahlbaren Wohnraum zur Verfügung zu stel-
len. 

Die Anbindung der Treuhand an das Wirtschaftsmi-
nisterium ist nicht ganz abwegig, wie ich meine, 

(Walther [SPD]: Weil sich Waigel nicht 
darum kümmert!) 

aber wirklich wichtig ist jetzt, daß die Treuhand die 
Baukombinate privatisiert, in die Freiheit entläßt und 
dezentralisiert, damit es auf diesem Markt zur Kon-
kurrenz kommt. Wenn zwei Treuhandbetriebe anbie-
ten, sind Preisabsprachen zu befürchten. Gerade im 
Bereich Hoch- und Tiefbau, dem Straßenbau, Woh-
nungsbau und bei Telekom können so sehr viele Ar-
beitsplätze geschaffen werden, die zugleich die Infra-
struktur anpacken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Dafür haben wir 5 Milli-

arden vorgesehen!) 

—  Ich sage nichts gegen die 5 Milliarden DM. Hier 
müßten Existenzgründungen besonders gefördert 
werden. 

Ich fahre fort mit den späten Möllemann-Einsichten, 
wie Altlastensanierung in den neuen Ländern durch 
den Bund, wie Forderung nach einem sozial gerech-
ten Steuer- und Abgabenpaket — das ist nicht von 
Möllemann, aber da kommt er noch hin —, 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Aber auch ein 
Schnellschuß!) 

wie Änderung des Einigungsvertrages in dringenden 
Punkten. Ich kann da nur sagen: Weiter so, Herr Möl-
lemann! Auch der DGB wird sich zu Recht freuen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das wird ja richtig 
gefährlich für den!) 

Die SPD sagt jedenfalls ja zu massiven Einsparun-
gen zugunsten der neuen Länder. Das sollte in jedem 
Einzelplan sichtbar werden; da haben Sie bisher ver-
sagt. Die SPD sagt ja zu gemeinsamer Verantwortung, 
ja zu den ersten Schritten, den neuen Ländern finan-
ziell unter die Arme zu greifen. 

Daß Geld allein nicht ausreicht, um Solidarität zu 
praktizieren, wissen inzwischen hoffentlich alle. Hier 
liegt aber wohl das größte Problem: Strukturen zu 
schaffen und mit den geeigneten Personen zu beset-
zen, damit das Geld schnell an die richtigen Stellen 
abfließen kann, d. h. Verwaltungshilfe, flächendek-
kende Informationskampagnen, handhabbare Ge-
setze und Durchführungsverordnungen. Hier sind wir 
wirklich alle gefordert. Wir sagen konsequent nein zur 
Vergrößerung der Kluft zwischen Arm und Reich, zwi-
schen Ost und West, zwischen Nord und Süd. 

Die Sozialdemokraten befürworten alle sozial aus-
gewogenen Sofortmaßnahmen, aber auch und beson-
ders die weitsichtigen Maßnahmen — damit meine ich 
u. a. Infrastrukturausbau — , die angetan sind, für den 
schnellen wirtschaftlichen Erfolg zu sorgen und damit 
die Angleichung der Lebensverhältnisse zu beschleu-
nigen. 

Wir fordern die Kommunen in Westdeutschland auf, 
besonders an kleinere Städte und an Städte mittlerer 
Größe der neuen Länder qualifizierte Mitarbeiter für 
längere Zeit — ich denke an zwei bis drei Jahre — 
abzustellen. Die gewählten Bürgermeister sind aus 
dem Umbruch vorgegangen und können noch keine 
Fachleute sein. Das betrifft besonders die Bereiche 
Finanzen, Bau und Recht. Zur Umsetzung der jetzt 
bereitgestellten Mittel brauchen diese Leute Assi-
stenz. 

Denken Sie auch daran, daß alles, was die Regie-
rung bisher versäumt hat, in Unmut und Druck der 
Bevölkerung auf die neugewählten Kommunalvertre-
ter umschlägt. Ich jedenfalls habe Hochachtung vor 
den Leistungen unserer Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister, die unter widrigen Umständen das öffent-
liche Leben aufrechterhalten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 
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Dr. Emil Schnell 

Mein Dank gilt gleichermaßen den vielen gewählten 
Kommunalvertretern und den Helferinnen und Hel-
fern aus den Alt-Bundesländern. 

(Beifall der Abg. Matthäus-Maier [SPD]) 

Wir erwarten für den öffentlichen Nahverkehr der 
neuen Länder Gleichbehandlung mit Großregionen in 
Alt-Ländern, z. B. München, Hamburg, Hannover 
oder der Rhein-Ruhr-Region, wo sich der Bund an 
Defiziten beteiligt. Ich habe von 3,5 Milliarden DM 
gehört. Auch die Treuhand hat hier eine große Ver-
antwortung. Der Nahverkehr darf nicht zusammen-
brechen. Herr Krause ist nun leider nicht da. Ich hätte 
ihm das auf den Weg geben können. 

(Zuruf von der SPD: Ein Tribunal in Abwe-
senheit des Angeklagten! — Walter [SPD]: 
War der Krause überhaupt schon mal da? Ich 

weiß gar nicht, wie der aussieht!) 

Ein Zusammenbrechen hätte katastrophale Auswir-
kungen auf den Arbeitsmarkt. 

Ich habe weiter gefragt und habe gehört: „Es ist 
bitter, wenn man an die Zukunft denkt. So haben wir 
uns das nicht vorgestellt." Das sagte mir eine junge, 
arbeitslose Frau mit Tränen in den Augen, und zwar 
nicht ob der historischen Stunde, sondern aus tiefer 
persönlicher Betroffenheit, die ich beim Bundeskanz-
ler komplett vermisse. Auch Scham kann eine Tugend 
sein, meine Damen und Herren. Wann entschuldigt 
sich der Bundeskanzler endlich beim deutschen 
Volk? 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Blödsinn! — Zuruf von der FDP: Wofür 

soll er sich entschuldigen?) 

Oder soll es so weitergehen, wie es eine deutsche Zei-
tung kommentiert: Kurs halten! Weiter lügen!? 

Die Deutschen in den neuen Ländern fühlen sich 
verschaukelt oder — wie Graf Lambsdorff vor Bran-
denburgern eingestand — buchstäblich „verkohlt" 
und haben ganz einfach Angst. Sie haben berechtigte 
Sorgen um ihren Arbeitsplatz. Damit male ich nicht 
den Teufel an die Wand, stelle allerdings fest, daß die 
Verharmlosungsspezialisten der Koalition die unan-
genehme Wahrheit wieder nicht ertragen können. 

Sie haben berechtigte Sorgen um Wohnraum, der 
erschwinglich ist. Hier müssen die Ungewißheiten 
und Spekulationen ein schnelles Ende finden. Sie ha-
ben berechtigte Sorgen um die Sicherung eines ange-
messenen Lebensunterhalts. Sie haben berechtigte 
Sorgen um eine ordentliche Altersversorgung, beson-
ders im Pflegefall. Das ist nicht das Ende der Liste. Sie 
haben insbesondere berechtigte Sorgen, Angst und 
Zweifel, daß die jetzige Bundesregierung die Pro-
bleme überhaupt sieht, real einschätzt und sozial und 
wirtschaftlich verantwortlich handelt. 

Diese Sorgen teile ich in vollem Umfang. Ich füge 
hinzu: Nur wenig an der gegenwärtigen Lage — eini-
ges gestehe ich Ihnen zu — in den neuen Ländern war 
völlig unvorhersehbar. Ich habe die berechtigte 
Sorge, daß Sie die Probleme auch weiterhin nicht se-
hen wollen und alles Wichtige aussitzen werden. 

Wir, die Sozialdemokraten, haben zu all den Fragen 
Maßnahmepakete und Programme vorgelegt: zur 
Wohnungswirtschaft, zur wirtschaftlichen Einheit, zur 

Landwirtschaft, zum Gesundheitswesen, zur Alters-
versorgung und vieles mehr. Wo eigentlich bleiben 
jetzt, nachdem fast ein Jahr vergangen ist, Ihre in sich 
schlüssigen Maßnahmepakete? Ich meine nicht Geld-
pakete; das reicht nicht aus. 

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/ 
GRÜNE) 

Wir brauchen Maßnahmepakete, Pläne und Ent-
schließungen für ein Solidarprogramm Ost und Ge-
samtdeutschland. Ich denke, auch die Altländer ha-
ben einen Anspruch darauf. Diese Maßnahmepakete 
würden wir jetzt gerne auf dem Prüfstand sehen. 

Natürlich muß eine wahrheitsgemäße Perspektive 
vermittelt werden, die auch Mut, Erfolg und Hoffnung 
weitergibt, die hilft, mehr Selbstbewußtsein zu bilden, 
aber auch mit Bescheidenheit umzugehen weiß. Da ist 
die alte Bundesrepublik nicht unbedingt ein Vor-
bild. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wäre ich der Kanzler der staatlichen Einheit 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oh je!) 

und hätte ich als Kanzler der Einigung der Deutschen 
so jämmerlich versagt, würde ich hier und heute zu-
rücktreten. 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Na, dann hören 
Sie mal auf!) 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]: Gut, daß Sie aufhören!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Das Wort hat nun-
mehr der Abgeordnete Roth (Gießen), CDU/CSU-
Fraktion. 

Adolf Roth (Gießen) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! An ätzen-
der Kritik hat es seitens der SPD in den letzten Wo-
chen und Monaten und auch in der heute geführten 
Debatte — da schließe ich besonders den letzten Bei-
trag des Kollegen Dr. Schnell ein — wahrlich nicht 
gefehlt. 

(Walther [SPD]: Zu Recht!) 

Wohl aber hat es gefehlt 

(Dr. Kappes [CDU/CSU]: An Sachkennt

-

nis!) 

an ein bißchen Anstand und an einer vernünftigen 
Argumentationslinie, insbesondere an schlüssigen Al-
ternativkonzepten und an einer wirklich plausiblen 
Gegenstrategie. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Walther [SPD]: 
Haben wir die Karre in den Dreck gefah

-

ren?) 

Ich habe nicht gehört, daß sich einer Ihrer Redner zu 
der Behauptung verstiegen hätte, wir hätten mit einer 
anderen als der von dieser Bundesregierung einge-
schlagenen Richtung die deutsche Einheit zu besse-
ren Bedingungen bekommen oder wir hätten ein bes-
seres Konzept vorgelegt bekommen, um die Schwie- 
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rigkeiten des Aufholprozesses in Deutschland mei-
stern zu können. 

(Walther [SPD]: Hilfloser als Ihre Regierung 
hätte es keiner machen können!) 

Deshalb, Herr Kollege Walther, fehlt es der Opposi-
tion in dieser Debatte nicht nur an Durchschlagskraft, 
sondern auch an Glaubhaftigkeit. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Roth, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Ja!) 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Kollege Roth, ich 
würde Sie gerne fragen, ob Sie den Satz wirklich so 
gemeint haben, wie Sie ihn gesagt haben: Wir haben 
die deutsche Einheit zu günstigsten Konditionen be-
kommen. „Wir" kann ja wohl nur heißen „Wir Westler 
zu Lasten der Ostbürger" . 

Adolf Roth  (Gießen) (CDU/CSU): Herr Kollege, das 
ist wirklich eine absurde Einlassung. Ich meine mit 
den Bedingungen der deutschen Einheit die außen-
politischen und auch die wirtschaftspolitischen und 
ökonomischen Rahmenbedingungen, unter denen die 
Entscheidungen im letzten Jahr sehr zielsicher von 
Bundeskanzler Helmut Kohl getroffen worden sind — 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

einschließlich der Wirtschafts-, Währungs- und So-
zialunion, die ja von Ihrem Kanzlerkandidaten damals 
vehement bekämpft wurde. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Zielsicher wie 
ein Schrotgewehr! — Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, sich angesichts dieser 
Sachlage zu rühmen, man habe den Schaden der so-
zialistischen Mißwirtschaft und ihre Folgen für den 
Aufholprozeß zutreffender quantifiziert als andere, ist 
auf der einen Seite dünn genug, auf der anderen Seite 
kontrastiert es in erschreckendem Maße mit den gra-
vierenden Fehleinschätzungen der deutschen Sozial-
demokratie über den SED-Staat von gestern. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das habe ich 
überhaupt nicht verstanden! So einen unlo- 
gischen Blödsinn kann ich nicht verstehen!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte in meinem 
Beitrag noch einmal auf das Problem der externen 
Haushaltsbelastungen zurückkommen, die uns in 
diese unangenehmen Handlungszwänge gebracht 
haben und die heute eine große Rolle in der Debatte 
gespielt haben. Den Golf-Krieg einmal ganz beiseite 
gelassen — wer von Ihnen hat eigentlich die enormen 
Haushaltsrisiken, die aus den fundamentalen Ände-
rungen im osteuropäischen Wirtschaftssystem her-
rühren und die die Industrie in den neuen Bundeslän-
dern in geradezu dramatische Übergangs- und Um-
stellungsschwierigkeiten gezwungen haben, zuver-
lässig untersucht, und zu welchen Ergebnissen sind 
Sie dabei gekommen? 

Meine Damen und Herren, diese Frage zu stellen, 
heißt, die Operationen der Treuhandanstalt und des 

Kreditabwicklungsfonds in die Betrachtung einzube-
ziehen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Schon wieder 
ein Schattenhaushalt!) 

— Ja, Herr Kollege Wieczorek, ich will diesen Zwi-
schenruf gerne aufnehmen. Natürlich müssen wir das 
gesamtstaatliche Finanzierungsdefizit im Zusammen-
hang sehen. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Schulden sind 
Schulden!) 

Das verweigert auch niemand. Das ist auch die Mah-
nung der Bundesbank gewesen. Wir müssen aber 
auch die Ursachen begreifen, warum sich die Situa-
tion in dieser Form zugespitzt hat. Da spreche ich ein-
mal über die Finanzsituation der Treuhandanstalt. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ihr habt die 
Schulden gemacht und zu verantworten!) 

Es ist zwar vernünftig, daß sich das Urteil über die 
Arbeit der Treuhandanstalt jetzt bei einigen etwas 
freundlicher gestaltet — wir begrüßen das auch —, 
auf der anderen Seite ist es ernüchternd genug, wenn 
man einen Blick in den Finanzrahmen und den Wirt-
schaftsplan der Treuhandanstalt wirft. Danach ist es in 
der Tat zutreffend, daß in diesem Jahr bis zum Jahres-
ende ein Finanzierungsdefizit von insgesamt 21 Mil-
liarden DM auflaufen wird und daß die Privatisie-
rungserlöse von 14 Milliarden DM nicht annähernd 
reichen, um die Zinslasten für betriebliche und staat-
liche Altschulden, für Refinanzierungskredite, für Ab-
wertungsverluste und für Abwicklungskosten daraus 
zu finanzieren. Das ist wohl wahr. 

Sie müssen aber auch sehen, was noch an weiteren 
Belastungen hinzukommt: Stillegungskosten 2 Milli-
arden DM, Barzuschüsse bei Privatisierung 1 Milli-
arde DM, 4 Milliarden DM für Altlastensanierung, 
dann mehrere Milliarden Entschädigungen für ge-
währte Bürgschaften und — darauf möchte ich in be-
sonderer Weise zu sprechen kommen — mehrere Mil-
liarden Exporthilfen mit Schwerpunkt Sowjetunion. 
Da schließt sich nämlich der Kreis. 

Durch die Verflechtung der ehemaligen DDR oder 
der neuen Bundesländer in die Ökonomie der RGW-
Staaten ist doch ein Risiko auf uns zugekommen, das 
in dieser Größenordnung von niemandem zuverlässig 
vorausgeschätzt werden konnte. Ich füge hinzu: Inso-
fern ist es schon fast peinlich, wenn Herr Lafontaine 
heute davon gesprochen hat, man habe seitens der 
Bundesregierung den Verfall industrieller Kapazitä-
ten in diesem Prozeß bewußt in Kauf genommen. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Herr Lafon

-

taine ist insgesamt peinlich!) 

Richtig ist etwas ganz anderes: Wir haben alle An-
strengungen unternommen, daß jetzt in den neuen 
Bundesländern die dortigen Industrien in ihrer spezi-
fischen Ausrichtung auf die Ostmärkte nicht abrupt 
zusammenbrechen. Wir müssen jetzt Hilfen durch 
Bürgschaften, durch Sonderkonditionen bei Hermes 
und durch vieles andere geben, um ihnen wenigstens 
ein gewisses Überleben zu erleichtern. Das ist jetzt 
wichtig. 
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Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Roth, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Wieczorek? 

Adolf Roth : (Gießen) (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Bitte, Herr Wieczo-
rek. 

Helmut Wieczorek (Duisburg) (SPD): Herr Kollege 
Roth, Ihre Analyse ist zutreffend. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Das ist ja 
schon etwas!) 

Ich bin sehr froh, daß Sie die Beurteilung genauso 
abgeben wie auch wir. Ich frage Sie jedoch, ob Sie mir 
zustimmen, daß die jetzt vorliegenden Haushaltspla-
nungen der Treuhandanstalt schon im November auf-
gestellt wurden und all die Werte, die Sie jetzt hier 
nennen, schon im November der Regierung hätten 
bekannt sein müssen, hätte sie sich um Klarheit be-
müht? 

Adolf Roth (Gießen) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Wieczorek, es geht überhaupt nicht ausschließlich um 
den Wirtschaftplan und den Finanzrahmen der Treu-
handanstalt. Er liegt bis jetzt noch nicht vor. Es gibt bis 
jetzt nur Einschätzungen in einem Rahmen, der auch 
im Parlament noch einer detaillierteren Beratung be-
darf. Aber wir müssen in diese Gesamtrechnung die 
Übernahme der Verschuldung einbeziehen, die bis 
Ende 1993 im Kreditabwicklungsfonds aufläuft. Auch 
dort gibt es Parallelen und Hintergründe, die sehr 
wohl mit der Verflechtung der Wirtschaft in den 
neuen Bundesländern mit dem ehemaligen RGW - Be-
reich zu tun haben. 

Dazu möchte ich einmal eine Position herausgrei-
fen, und zwar die Gewährträgerhaftung gegenüber 
der Staatsbank Berlin. Im Forderungskatalog der Ber-
liner Staatsbank ist eine Summe von 23 Milliarden 
DM allein aus dem Jahresverlauf 1990 eingebucht. Es 
handelt sich um eine Forderung aus dem Transfer-
rubelgeschäft mit der Sowjetunion und mit anderen 
osteuropäischen Staaten. Diese Forderungen müssen 
im Jahresverlauf in bilateralen Verhandlungen erst 
bewertet werden. Welche Werthaftigkeit diese Forde-
rungen dann haben werden, ist sicher eine ganz an-
dere Frage. 

Vor diesem Hintergrund, sage ich, ist es durchaus 
richtig und notwendig gewesen, daß der Bundes-
finanzminister — und er hat es heute in seiner ein-
drucksvollen Haushaltsrede begründet — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
auch eine gewisse Haushaltsvorsorge getroffen hat; 
eine Haushaltsvorsorge, die nicht nur auf das Jahr 
1991 bezogen ist, sondern die auch den Blick auf das 
Ende der Finanzplanungsperiode, insbesondere auf 
die zweite Hälfte 1992 bis 1994, richtet. 

So gesehen sind die Finanzierungskosten, insbe-
sondere die Zinsbelastung des Bundes für den Kredit-
abwicklungsfonds, jetzt im Haushalt mit gerade 3,2 
Milliarden DM veranschlagt, ja nur eine Moment-
aufnahme. Sie decken gerade ein Drittel des Gesamt-
aufwands ab, der im Kreditabwicklungsfonds im 
Jahre 1991 haushaltsmäßig abgesichert werden muß. 

Wenn die Gesamtverschuldung Ende 1993 ein end-
gültiges Bild ergibt und diese aufgelaufene Verschul-
dung dann auf den Bund und auf die Länder umge-
bucht werden muß, wird sich sicher auch für die lang-
fristigen Haushaltsbetrachtungen ein anderes Bild er-
geben. Von daher, meine ich, ist es verantwortbar und 
richtig, daß heute für diese Punkte eine gewisse Haus-
haltsvorsorge durch Verbesserung der Einnahmesitu-
ation betrieben wird. 

Die Umstellung des osteuropäischen Außenhandels 
vom Transferrubelverrechnungsverkehr auf harte, 
also konvertierbare, Währung und ein System freier 
Preise, ist ein wichtiger Schritt in eine verbesserte 
Struktur mit marktwirtschaftlichem Charakter. Es er-
geben sich daraus dramatische Devisenprobleme und 
sonstige Übergangsprobleme, aber auch große Chan-
cen für uns. 

Ich sage: Wenn wir jetzt als Bundesrepublik 
Deutschland dafür einstehen und bereit sind, die Rah-
menbedingungen für diese Entwicklung durch eigene 
Anstrengungen zu verbessern und auch über den ei-
genen Schatten zu springen und manche der bis dato 
üblichen Konditionen verbessern, dann können wir 
von der Sowjetunion und von anderen Staaten eine 
ebensolche Anstrengung erwarten, so daß sie im Rah-
men der Umstrukturierung ihres Wirtschaftssystems 
auch in der Exportfähigkeit ihrer Wirtschaft Fort-
schritte machen; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

denn wir können nicht in ein Faß ohne Boden liefern 
und dann als Bund die Gewährshaftung dafür über-
nehmen. 

Insofern sind die 4 Milliarden DM, die wir allein in 
diesem Jahr an Entschädigungen im Gewährlei-
stungsetat aufwenden müssen — kaum eine Milli-
arde DM davon ist durch Einnahmen abgedeckt —, 
längst nicht mehr exportpolitisch begründet, sondern 
in sehr viel größerem Umfang außenpolitisch. Wenn 
dies so ist, müssen wir diese neue Verantwortung 
Deutschlands, die auch eine außen- und weltpoliti-
sche Komponente hat, hier vernünftig diskutieren und 
nicht mit kleinkarierter Kritik der Opposition. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir haben jetzt Gott sei 
Dank eine Verfassung unserer Kapitalmärkte, wo es 
keinen Vertrauenseinbruch gegeben hat. Wir haben 
im letzten Jahr ein Sparaufkommen in Höhe von 
200 Milliarden DM gehabt. Wir haben eine hohe 
Sparquote von 13,4 Prozent gehabt. Wir haben heute 
bei den öffentlichen Rentenmärkten eine Umlaufren-
dite, die wieder den Stand von Anfang 1990 erreicht 
hat. All das, was Sie damals behauptet haben, ist nicht 
eingetreten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wir haben vielmehr mit dieser Politik Vertrauen 
geschaffen. Dieses Vertrauen wird für die Investoren 
und für diejenigen, die bei der Aufholjagd in den 
neuen Bundesländern eine besondere Verantwortung 
tragen müssen, wichtig sein. Es geht längst nicht mehr 
darum, wie wir an das Geld herankommen; das haben 
wir jetzt mit dem Gemeinschaftswerk Aufschwung 
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Ost der deutschen Öffentlichkeit und dem Parlament 
in eindrucksvoller Form vorgelegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es geht jetzt darum, wie wir dies umsetzen. Auch da 
bitte ich um eine faire Mitarbeit der Opposition. Ich 
bitte um die Anstrengung aller. Die CDU/CSU als 
Fraktion in diesem Hause ist dazu bereit und in der 
Lage. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat nunmehr der Abgeordnete 
Kriedner, CDU/CSU-Fraktion. 

Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich will mich mit 
einigen Beiträgen auseinandersetzen, die heute hier 
geleistet worden sind. Ich muß Ihnen sagen — leider 
sehe ich den Kollegen der SPD-Fraktion, Herrn Poß, 
hier nicht — : Das, was Herr Poß hier abgeliefert hat, 
ist schon in der gesamten Didaktik bemerkenswert. 
Ich habe selten eine Rede innerhalb von 20 Minuten 
gehört, in der so viele Invektiven vorgekommen sind: 
„Lüge", „gelogen", „dreist", „unehrlich", „Dilettan-
tismus", „schmählich" , „Wählertäuschung". 

(Zuruf von der SPD: Das ist Ihr Programm!) 

— Ist das sein Programm? 

(Zuruf von der SPD: Nein, Ihres!) 

— Ich dachte, es wäre sein Programm. 

(Zuruf von der SPD: Ich dachte, Ihre Rede 
bezieht sich auf Ihr Programm!) 

— Entschuldigen Sie bitte. Er hat sich in diesen Wor-
ten gewälzt wie das Meerschweinchen in der Kleie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Auch ein Meer

-

schweinchen ist ein Schwein!)  

— Ja, ja, Herr Waigel, ich habe die Verkleinerungs-
form gewählt. 

Ich bin aber gerne bereit, Herrn Poß hilfreich zur 
Seite zu stehen, wenn er sein Schimpfwörter- und 
Schmählexikon herausgibt. 

Meine Damen und Herren, ich will meine Rede nur 
deswegen damit einleiten, weil ich der Meinung bin, 
daß wir uns hier im Deutschen Bundestag keinen Ge-
fallen tun, wenn wir uns auf diese Ebene der gegen-
seitigen Auseinandersetzung begeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß ganz ehrlich sagen: Von der PDS erwarte 
ich nichts anderes. Mein besonderer „roter Freund" , 
Herr Briefs, hat das natürlich in einer ihm eigenen Art 
und Weise getan. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Mit wem sind 
Sie überhaupt befreundet?) 

— Vielleicht, Herr Kollege, haben Sie die Ironie in 
meinen Worten schon gemerkt. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Im Rheinland 
würde man sagen: Sie sind vor nichts fies!) 

— Ich schrecke vor nichts zurück. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Herr Kollege, 
dieser Seidenhemdsozialismus ist selbst für 

die SPD zu hart!) 

— Eben. Er hat hier eingangs gesprochen, hier wür-
den Predigten gehalten. Ich muß Ihnen sagen: Ich 
habe keine Predigt gehört. Bei Ihnen, Herr Briefs, aber 
habe ich eine Parteitagsrede gehört. 

(Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Er ist ja 
auch ein Kommunist!) 

Das kam insbesondere bei Ihrem dritten Redebeitrag 
ganz deutlich zum Ausdruck. Sie haben da nämlich 
genauso langweilig abgelesen, wie das früher auf Par-
teitagen im Osten üblich war. Das war schon sehr 
interessant. 

(Zuruf des Abg. Dr. Briefs [PDS/Linke Liste] 
— Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Dabei hat 

der das erst lernen müssen!) 

— Lieber Herr Kollege Briefs, man muß seine Gegner 
studieren, damit man sie richtig beurteilen kann. Das 
habe ich besonders bei den ganz Linken immer getan. 
Ich habe sie mir immer sehr genau angeguckt; denn 
nur deshalb kann ich mir heute eine Beurteilung Ihres 
Auftritts hier leisten. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Aber das gilt für die 
ganz Rechten genauso!) 

— Das gilt auch für die ganz Rechten; aber sie sind 
Gott sei Dank nicht in diesem Haus; dafür bin ich sehr 
dankbar. 

Lassen Sie mich noch etwas zum Beitrag des Kolle-
gen Schnell sagen. Herr Schnell — der Name verführt 
ein bißchen dazu — , Sie haben bei der West-SPD fast 
etwas zu schnell gelernt. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Haben Sie das 
bei der CDU gelernt?) 

— Ich bemühe mich, das Gute zu lernen und das aus-
zulassen, was vielleicht falsch ist, Herr Kollege. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Ich bedanke 
mich! Sagen Sie mir, welche Schulen Sie be

-

suchen?) 

— Das sage ich Ihnen hinterher im Privatissimum. 

Ich will zu Herrn Schnell sagen: Wir haben durch-
aus Hochachtung vor den Beiträgen, die Sozialdemo-
kraten in den neuen Bundesländern geleistet haben. 
Auf kommunaler Ebene gibt es dort ganz gutes Zu-
sammenarbeiten. Aber Herr Schnell, ich muß Ihnen 
sagen: Sie sollten in der Auswahl Ihrer Vokabeln vor-
sichtig sein. Wer in diesem Hause Begriffe wie „Er-
mächtigungshaushalt" gebraucht, sollte eigentlich 
wissen, daß dieser Begriff vorbelastet ist, und ich halte 
ihn für schlimm. 

Sie vermissen Maßnahmenkataloge — wenigstens 
haben Sie das hier beklagt — der Bundesregierung. 
Dazu muß ich Ihnen sagen: Die Bundesregierung hat 
in der Tat etwas schneller gehandelt, als Sie es hier 
behauptet haben. Es gibt Maßnahmenkataloge. 

Das, was Sie sagen, ist etwas rabulistisch: Wenn es 
nämlich keine Maßnahmenkataloge gibt, dann ver-
missen Sie sie, und wenn es einen Maßnahmenkata-
log gibt — das haben Sie in derselben Rede gesagt —, 
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dann erklären Sie, das sei ein „unübersichtlicher 
Wust" von Maßnahmen. Was von beidem stimmt denn 
nun? Sie sollten sich in diesem Punkt einmal entschei-
den, wenn Sie hier eine Rede halten. 

Ich will hier auf einen für mich sehr wichtigen Maß-
nahmenkatalog eingehen, der seine Wirksamkeit in 
den neuen Bundesländern ganz sicher zeigen wird. 
Dieser Maßnahmenkatalog, der überschrieben ist mit 
„Katalog Aufschwung Ost", zeigt eigentlich, daß man 
sich mit den Schwierigkeiten sehr intensiv auseinan-
dergesetzt hat. Allem voran steht das 5-Milliarden-
DM-Programm, das die Kommunen in die Lage ver-
setzt, morgen früh anzufangen. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Das ist auch gut!) 

— Es freut mich, Frau Matthäus-Maier, daß wir in 
einem Punkt übereinstimmen. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Gut, aber zu spät!) 

— Ja, gut, aber das kann man immer sagen. Es wird 
immer so sein, daß die Opposition all das, was die 
Regierung tut, für zu spät hält. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Aber die Verei-
nigung hat sie für zu früh gehalten!) 

— Ja, die Einigung kam ihr zu schnell; das stimmt. 

Ich will zu diesem Programm, das in den Landkrei-
sen und Gemeinden wirksam werden soll, etwas sa-
gen. Ich möchte von dieser Stelle aus an die Land-
kreise und Gemeinden appellieren: Nehmen Sie die-
ses Programm nicht nur an, sondern beschäftigen Sie 
die Betriebe in den neuen Bundesländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Geben Sie möglichst nicht einen einzigen Auftrag hier 
herüber; denn es ist ein Programm für die Gemeinden 
in den neuen Bundesländern, und dieses Geld, jeder 
Pfennig von den 5 Milliarden DM, wird bitter ge-
braucht. 

Wer von uns in seinem Wahlkreis in den neuen Bun-
desländern Gespräche führt, weiß sehr genau, wovon 
ich rede. Gerade der dortige Mittelstand braucht die 
Unterstützung, die mit diesem Programm gegeben 
werden soll. 

Ganz besonders sollten auch soziale Belange be-
dacht werden, beispielsweise die Sozialeinrichtungen 
wie Kindertagesstätten, wie Krankenhäuser. Jede Ge-
meinde wird in ihrem Bereich etwas finden, wo sie 
dieses Programm wirksam umsetzen kann. 

In dem Programm, Herr Schnell, steht auch etwas 
über Verwaltungshilfen. Ich bin froh, daß der Bund in 
diesem Bereich etwas tut. Aber mir fehlt insbesondere 
bei den Gemeinden im Altbundesgebiet häufig das 
nötige Engagement. Es sind einige dabei, die sehr viel 
tun. Aber es gibt einige, die sich vornehm zurückleh-
nen, die Hände über einen Wohlstandsbauch falten 
und auf diesem Gebiet nichts tun. An diese möchte ich 
von hier aus appellieren: Tut etwas! Jede Gemeinde 
im Osten, jeder Landkreis sollte hier einen Partner 
haben, der nicht nur mit Worten, sondern auch prak-
tisch — besonders in der Verwaltung — mit Personen 
hilft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist ein Appell, den ich von hier aus an die Gemein-
den im Altbundesgebiet richten möchte. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Kried-
ner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Wieczorek (Duisburg)? 

Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Sehr gerne von einem 
Kollegen aus dem Haushaltsausschuß, den ich inzwi-
schen wegen seiner Sachlichkeit dort schätzen gelernt 
habe. 

Helmut Wieczorek (Duisburg) (SPD): Herr Kollege, 
ich würde gerne von Ihnen wissen, ob die Bundesre-
gierung eine Novellierung der Verdingungsordnung 
für Bauleistungen vorsieht. Wenn Sie wollen, daß die 
Aufträge nach Möglichkeit in den neuen Ländern 
bleiben sollen, was sie ja auch sollen, dann müssen Sie 
die Voraussetzungen dafür schaffen. Das heißt, Sie 
müssen die Verdingungsordnung so novellieren las-
sen, daß das überhaupt möglich ist; denn das Geld des 
Steuerzahlers kann ja nur in optimaler Verwendung 
eingesetzt werden. Dafür müssen die Voraussetzun-
gen geschaffen werden. 

Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Herr Kollege Wieczo-
rek, ich danke Ihnen dafür, daß Sie das erwähnt ha-
ben; das habe ich schon in einigen Gesprächen ge-
hört. Wenn die Bundesrepublik Deutschland/alt im 
Jahr 1949 und Anfang der 50er Jahre mit solchen Pro-
blemen hätte arbeiten müssen, dann würden wir uns 
vielleicht noch heute über so manches hier unterhal-
ten müssen. Ich glaube, daß man dort drüben ein biß-
chen mehr Leine geben muß und daß die 15 % , die 
dort drüben bisher eigenständigen Betrieben zugebil-
ligt werden, vielleicht nicht reichen. Das sollte man 
ganz deutlich sagen. Ich würde die Bürgermeister und 
Landräte auffordern, hier bis an die Grenze des Er-
träglichen zu gehen, um eigene Bet riebe zu fördern. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Das ist jetzt im 
Protokoll, und ich glaube, das ist genügend 

Handlungsrahmen!) 
— Ja. Man kann jedes Problem noch weiter problema-
tisieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, ich sage Ihnen nochmal: Wir 
sollten den Leuten drüben an der einen oder anderen 
Stelle den Mut machen, nicht jede siebzehnte Verord-
nung irgendeiner Novelle in der Durchführung noch 
zu übertreffen, sondern wir sollten da einige Frei-
räume geben. Wir als Abgeordnete können auch un-
sere Kollegen drüben beraten, die in der Kommunal-
politik tätig sind. 

Herr Schnell, ich sage im übrigen dasselbe, was Sie 
sagen. Ich ziehe den Hut vor jedem Landrat und Bür-
germeister da drüben, der diese Aufgabe übernimmt, 
übrigens auch vor jedem Landesminister. Ich muß Ih-
nen sagen: Wer dort drüben in die Kommunalpolitik 
oder Landespolitik einsteigt, der braucht nicht nur viel 
Mut, sondern auch viel Kraft. Ich hoffe, viele werden 
sie behalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, da sich 
die Debatte allmählich dem Ende nähert, möchte ich 
ganz bewußt noch einmal zu etwas aufrufen; ich habe 
das vor 14 Tagen schon einmal in der Treuhandde-
batte gesagt: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was heißt „dem 
Ende nähert"? Wir wollen gerade erst anfan-

gen!) 

Wir müssen uns in diesem Haus natürlich mit den Pro-
blemen auseinandersetzen und auch deutlich werden. 
Wir sollten uns hier aber im Hinblick auf die Bürge-
rinnen und Bürger in den neuen Bundesländern einer 
Sprache befleißigen, die dort nicht zu weiteren Verun-
sicherungen führt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Wir müssen deutlich reden, ja; aber keine gegenseiti-
gen Beschimpfungen! Das wäre mein Appell von die-
ser Stelle aus. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat nunmehr der Abgeordnete Ham-
pel, SPD-Fraktion. 

Manfred Hampel (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren Abgeordneten! Für die meisten Ab-
geordneten ist es parlamentarischer Alltag, vor dem 
Bundestag zu reden. Für mich ist es nach 40 Jahren 
SED-Regime trotz allem, was ich bisher hier hören 
mußte, immer noch ein Gefühl, das mich tief bewegt, 
wenn ich hier sprechen kann. Ich hoffe, daß die Er-
nüchterung nicht so schnell kommt, wie ich das be-
fürchte. 

Sie merken, ich bin ein Ossi, der täglich, und das in 
stets wachsendem Umfang, mit den Problemen und 
Hilferufen der Bevölkerung und aus den Landkreisen 
und Städten konfrontiert wird: Warum wächst von 
Woche zu Woche das Heer der Arbeitslosen, obwohl 
der Bundeskanzler versprochen hat, daß es nach der 
Vereinigung keinem Bürger der ehemaligen DDR 
schlechtergehen wird? Wann werden sich, wie von 
Herrn Dr. Kohl in Aussicht gestellt, die neuen Länder 
in blühende Landschaften verwandeln? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nicht über 
Nacht! — Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Das 

braucht doch alles seine Zeit!) 

— Dann darf man vorab solche Versprechungen nicht 
machen. Das ist doch das eigentlich Kriminelle. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kein Mensch hat 
behauptet, daß das über Nacht geht! — Mül-
ler [Wadern] [CDU/CSU]: Das kann man 
doch nicht kriminell nennen! — Weitere Zu-

rufe von der CDU/CSU) 

Ich möchte jetzt nicht mit Brecht anfangen; ich meine 
dieses schöne Zitat von der Wahrheit. 

(Zuruf von der SPD: Nicht mal das erträgt die 
CDU! — Zuruf von der FDP: Brecht hatten 

wir heute schon einmal!) 

— Na gut, das kursiert ja jetzt überall. 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Ging es den 
Menschen vorher wirklich besser?) 

— Es geht doch nicht darum, ob es den Menschen 
besser ging oder nicht, 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Doch, darum 
geht es mir!) 

sondern es geht darum, wie es ihnen jetzt und in 
Zukunft gehen wird. Natürlich wünscht sich keiner 
— da gebe ich Ihnen völlig recht — wieder die alten 
politischen Verhältnisse. Das ist doch wohl selbstver-
ständlich. 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Also geht es den 
Menschen jetzt besser!?) 

— Wirtschaftlich geht es vielen nicht besser. Viele 
leben in Angst und Schrecken. Sie leben in Arbeitslo-
sigkeit. 

(Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Ein biß

-

chen Geduld!) 

Das Damoklesschwert hängt über ihnen, denn die 
Kurzarbeit, die viele leisten, mündet — das wissen 
Sie — zwangsläufig in Arbeitslosigkeit. — Ich weiß 
nun nicht, ob ich jetzt mit meiner Rede weiterkomme 
oder ob ich mich jetzt hier auf eine Debatte einlassen 
muß. — Ich hoffe, daß ich jetzt weiterkomme; ich gehe 
aber weiterhin gern auf Einwürfe ein. 

Wann werden die neuen Bundesländer und ihre 
Gemeinden endlich in die Lage versetzt werden, die 
notwendigen Ausgaben zum Aufbau einer Infra-
struktur zu tätigen, ihre kommunalen Aufgaben wie 
Wasserversorgung, Abwasser- und Abfallentsorgung, 
Instandsetzung von Krankenhäusern, Alters- und 
Pflegeheimen, Schulen und vieles andere mehr in an-
gemessener Weise zu erfüllen? Das sind nur einige der 
Fragen, die täglich an mich herangetragen werden. 

Meine Mitbürger beschäftigen sich auch immer 
mehr mit der Frage, ob die Bundesregierung nun 
wirklich bereit ist, die Teilung Deutschlands durch 
Teilen zu überwinden, wie der Bundespräsident es so 
treffend ausgedrückt hat. Sowohl den Menschen im 
Westen als auch denen im Osten Deutschlands wer-
den jetzt zwar plötzlich erhebliche Opfer zugemutet; 
diese Belastung wird aber z. B. vom Bundesfinanzmi-
nister noch immer nicht mit den Kosten der deutschen 
Einheit begründet, sondern mit dem Golfkrieg und 
Osteuropa. Wissen Sie, mir kommt das irgenwie be-
kannt vor: Auch die ehemaligen Regierungen der 
DDR mußten politische Kopfstände machen, um eine 
Wahrheit, die jeder kannte, nicht zugeben zu müs-
sen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hoffe, daß die Bundesregierung das künftig nicht 
auf Dauer nötig hat. 

(Bundesminister Dr. Waigel: Vor allen Din

-

gen keine Vergleiche mit der SED-Regie

-

rung! — Gattermann [FDP]: Ein unziemlicher 
Vergleich!) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Abgeordneter 
Hampel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Kriedner? 
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Arnulf Kriedner (CDU/CSU): Ich möchte Sie ganz 
gern fragen, ob Sie mit den Worten, die Sie soeben 
gesagt haben, eine Parallele zwischen einer demokra-
tisch gewählten Bundesregierung und dem früheren 
SED-Regime ziehen wollten. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Das war 
schon ein bißchen schlimm!) 

Manfred Hampel (SPD): Ich möchte keine Parallele 
ziehen, aber, wissen Sie, die Menschen bei uns sind 
sehr sensibilisiert. Sie mußten jahrzehntelang eine 
Wahlfarce ertragen, und jetzt sind sie schon wieder 
veralbert worden. 

(Beifall bei der SPD) 
Wir Bürger in der ehemaligen DDR sind 40 Jahre 

lang von einem totalitären unmenschlichen Regime 
belogen und betrogen worden. Wir sind auch heute 
noch froh, dieses Joch endlich abgeschüttelt zu haben, 
und wir sind uns des Wertes der errungenen Freiheit 
auch heute noch bewußt. Aber immer mehr Menschen 
in der ehemaligen DDR stellen sich die Frage, ob das 
Lügen, das Beschönigen und das Verharmlosen etwa 
auch zu einer parlamentarischen Demokratie gehö-
ren. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 
Immer weniger Menschen in den neuen Bundeslän-
dern sind bereit, die falschen Wahlversprechen als 
politisches Kavaliersdelikt zu sehen, bei dem man ein 
Auge zudrücken könne, das man bagatellisieren 
könne. Was auf dem Spiel steht, ist politische Glaub-
würdigkeit. 

Ich habe eine Anzeige aus der Vorwahlzeit mitge-
bracht: 

Es bleibt dabei: Keine Steuererhöhungen für die 
deutsche Einheit. Diese Garantie kann Ihnen nur 
die Regierung Helmut Kohl geben, weil nur mit 
ihr die Wirtschaft stark bleibt. Wir reden vor der 
Wahl nicht anders als nach der Wahl. Wir haben 
den Bürgern 1983 und 1987 klar gesagt, was auf 
sie zukommt. Das gilt auch jetzt. 

Den letzten Satz hätte man lieber in Frageform klei-
den sollen. 

Die Sozialdemokraten haben sich bereits vor der 
Bundestagswahl dazu bekannt, daß die Teilung 
Deutschlands nicht ohne Steuererhöhung überwun-
den werden kann. 

(Uldall [CDU/CSU]: Sie haben doch immer 
Steuererhöhungen gefordert!) 

— Natürlich haben wir Steuererhöhungen gefordert. 

(Uldall [CDU/CSU]: Ich habe einmal auf geli-
stet,  wie oft Frau Matthäus-Maier Steuerer-
höhungen gefordert hat! Da hat noch kein 
Mensch von Wiedervereinigung geredet! 

Das ist doch eine Dauerplatte!) 
Der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende, Alfred Dreg-

ger, verunglimpfte dieses Bekenntnis am 4. Dezember 
1990 als Angst- und Verunsicherungskampagne, mit 
dem die Sozialdemokraten versuchten, unseren Weg 
zur deutschen Einheit von Anfang an zu blockieren. 

Ist Herr Dr. Dregger noch immer der Auffassung — er 
ist leider nicht da, wie ich sehe — , daß Steuererhöhun-
gen der deutschen Einheit schaden? 

Der erste parlamentarische Geschäftsführer der 
CDU/CSU-Fraktion, Friedrich Bohl, verstieg sich am 
7. Dezember 1990 im CDU-Pressedienst zu der Fest-
stellung: Wer Steuern erhöht, senkt die Einnahmen. 
Der FDP-Chef Graf Lambsdorff riet den Deutschen, 
sich angesichts der Steuererhöhungspläne warm an-
zuziehen. Ich hoffe, er hat das inzwischen selbst ge-
tan; denn auch er ist einer der Hauptverantwortlichen 
des größten Wahlbetruges in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

—Wissen Sie, die Menschen fühlen sich bei uns wirk-
lich betrogen. Gehen Sie doch einmal in die Länder! 
Herr Kohl war bis zum Wahlkampf, bis zum Dezember 
vergangenen Jahres fast nur in der DDR und hat dort 
Sprüche abgelassen. Seitdem war er noch nicht ein 
einziges Mal da. Soll er doch jetzt zu den Montagsde-
monstrationen nach Leipzig gehen und soll, bitte 
schön, die gleichen Worte wiederholen, die er damals 
gesagt hat. 

(Beifall bei der SPD — Staatsminister Dr. Sta

-

venhagen: Stimmt doch gar nicht, was Sie 
sagen! — Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Er 
hat doch seine Besuche bereits angekün

-

digt!) 
— Dann ist es ja gut. Genug Zeit war ja schon. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Ham-
pel, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Dr. Solms? — Bitte. 

Dr. Hermann Otto Solms (FDP): Herr Kollege, hat-
ten Sie erwartet, daß aus der Hinterlassenschaft des 
SED-Regimes, was die Wirtschaft anbetrifft, innerhalb 
von wenigen Monaten ein blühendes Land geschaffen 
werden konnte, und ist Ihnen bekannt, daß in der kur-
zen Zwischenzeit bereits über 1 Million neue Arbeits-
plätze geschaffen worden sind, obwohl die Situation 
so schwierig ist? 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Das ist ja 
schon etwas!) 

Manfred Hampel (SPD): Ich habe nicht geglaubt, 
daß das innerhalb kurzer Zeit geht. Das mußte jedem 
klar sein. Aber man darf sicher keine falschen Hoff-
nungen wecken. 

(Beifall bei der SPD) 
Wir haben stets die Wahrheit gesagt, daß es ein lan-
ger, beschwerlicher Weg ist. Sie haben gesagt: Es 
wird keinem schlechter gehen. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Geht es denn 
einem schlechter? Konkret!) 

—Aber natürlich. Gehen Sie doch einmal dorthin, und 
unterhalten Sie sich mit den Rentnern oder mit den 
Arbeitslosen! 

(Uldall [CDU/CSU]: Herrn Honecker geht es 
schlechter!)  
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— Bonn ist eine sehr schöne Stadt; das habe ich, seit 
ich hier bin, festgestellt. Aber ich finde, es ist fast zu 
schön, um die Probleme bei uns richtig einschätzen zu 
können. 

Nun steht es also fest: Die Koalition will bei den 
Deutschen hemmungslos abkassieren. Aus dem vor 
der Wahl versprochenen Niedrigsteuergebiet wird 
nun für die Bürger ein Hochsteuergebiet. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist doch ein 
starkes Stück! — Das glauben Sie doch sel-

ber nicht!) 
—Nun laßt mich doch endlich einmal zu Ende reden, 
mein Gott! Ich bin schon weit über die Zeit. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Es ist ja ganz 
sympathisch, Ihnen zuzuhören! Aber es 

sollte stimmen!) 

— Das ist ja nur seltsam. 

Daran ändert auch nichts der lächerliche Freibetrag 
von 600 DM — ist das das, was Sie meinen? —, der für 
das Beitrittsgebiet eingeführt werden soll und der 
dem einkommensschwachen Bevölkerungsteil, den 
Arbeitslosen und den Rentnern ohnehin nicht zugute 
kommt. Dieser Freibetrag wird nämlich durch den 
sogenannten Solidaritätszuschlag, den auch wir Ossis 
zu zahlen haben, aufgewogen. Es handelt sich so-
zusagen um Solidarität mit sich selbst. Das ist ein 
Antagonismus. Eine Einkommensgrenze ist nicht vor-
gesehen; denn das hätte die Ossis von diesem Solida-
ritätszuschlag praktisch befreit. Die Einkommen lie-
gen bei uns nun einmal so niedrig. Das wissen Sie 
selbst. 

Durch die von der SPD vorgeschlagene Ergän-
zungsabgabe ab einem Jahreseinkommen von 
70 000 DM für Ledige bzw. 140 000 DM für Verheira-
tete wären hingegen die rund 1,5 Millionen Steuer-
pflichtigen mit den höchsten Einkommen belastet, die 
Bürger in den neuen Ländern von dieser Zusatzbela-
stung somit ausgenommen worden. 

Ein skandalöser Verstoß gegen das Prinzip einer 
gerechten und sozialen Besteuerung ist die geplante 
Abschaffung der Vermögen- und der Gewerbekapi-
talsteuer. 

(Uldall [CDU/CSU]: Vorsicht!) 

Damit werden vor allem diejenigen entlastet, die von 
der deutschen Einheit in den alten Bundesländern bis-
her am meisten profitiert haben. Hier ist doch der 
Umsatz gestiegen. Schauen Sie sich doch mal an, wie 
die Lebensmittelindustrie, die Nahrungsmittelindu-
strie boomt. Bei uns gehen diese Bet riebe pleite. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Ham-
pel, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Gattermann? 

Manfred Hampel (SPD): Herr Gattermann. 

Hans H. Gattermann (FDP): Herr Kollege Hampel, 
nachdem Sie nun diese Argumentation Ihrer Partei zu 
der „unsozialen Maßnahme " Abschaffung der Ver

-

mögensteuer und der Gewerbekapitalsteuer aufge-
griffen haben: 

(Zuruf von der SPD: Jetzt will er sich der 
Argumentation anschließen!) 

Haben wenigstens Sie zur Kenntnis genommen, daß 
diese Maßnahme laut Koalitionsvertrag eine reine 
Umfinanzierungsmaßnahme innerhalb der Wirtschaft 
ist, 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Das hat vor

-

hin der Jochen Borchert hier dargestellt! Dort 
hat keiner zugehört!) 

daß das überhaupt nichts mit Umverteilung oder so zu 
tun hat, sondern daß die Belastung der Wirtschaft in-
nerhalb der Wirtschaft umstrukturiert werden soll, 

(Zuruf von der SPD: Rabulistik!) 

nämlich weg von den ertragsunabhängigen Steuern 
hin zu ertragsabhängigen Steuern? 

(Matthäus-Maier [SPD]: Prinzip Hoffnung! 
— Poß [SPD]: Die Gegenfinanzierung haben 
Sie nicht, aber eine Entlastung für die Rei

-

chen haben Sie!) 

— Herr Kollege Poß, Sie haben es vielleicht gemerkt: 
Ich versuche, diesen Punkt ein bißchen zu versachli-
chen, damit er aus dieser schauderhaften Polemik her-
auskommt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Manfred Hampel (SPD): Ich habe im Koalitionspa-
pier nur gelesen, daß ab 1. Januar 1991 die Vermö-
gen- und die Gewerbekapitalsteuer für das Beitritts-
gebiet abgeschafft werden sollen. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Nicht erho

-

ben werden sollen!) 

— Nicht erhoben werden sollen. Das war ein falscher 
Zungenschlag. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Das ist doch 
gut! — Uldall [CDU/CSU]: Ich verstehe nicht, 
wie ein Ossi dagegen sein kann! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU — Gattermann 
[FDP]: Nun lassen Sie uns mal versuchen, da 

Sachlichkeit hineinzubringen!) 

—Ich muß hier jetzt weiterkommen, liebe Leute. Nun 
seid mir doch mal nicht böse! Das bringt doch jetzt 
nichts. 

(Matthäus-Maier [SPD]: Ist ja lächerlich!) 

Herr Gattermann, die meisten ostdeutschen Be-
triebe zahlen bei den notwendigen Investitionen und 
den geringen Erträgen, die sie haben, diese Steuern 
wahrscheinlich sowieso nicht. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Eben! Dann 
brauchen sie auch keinen Solidaritätsbeitrag 
zu bezahlen! Wer keine Gewinne macht, 

zahlt keine Steuern!) 

—Aber auch wenn sie sie zahlten, verbliebe trotzdem 
ein Ausfall von ungefähr 1,5 Milliarden DM für die 
Länder und Kommunen. Das ist zwar ein minimaler 
Betrag, aber immerhin. Bei uns wird jeder Betrag ge-
braucht. 
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Noch entscheidender ist: In langfristiger Sicht wer-
den auch den Ländern und Gemeinden im Osten 
durch die Abschaffung der Vermögen- und der Ge-
werbekapitalsteuer Mittel entzogen, die sie dringend 
benötigen. Das ist das, was ich hier sagte. 

Kurzsichtig ist aber auch die für das nächste Jahr in 
den Altbundesländern vorgesehene Beendigung der 
Vermögen- und der Gewerbekapitalsteuer. Wie sol-
len die Altländer und ihre Kommunen den fünf neuen 
Ländern und ihren Kommunen nachhaltig helfen, 
wenn man die Voraussetzungen für einen finanziel-
len, sächlichen und durch Personalausleihe auch hu-
manen Hilfeeinsatz unmöglich macht? 

Im übrigen sind die 9 Milliarden DM jährlicher 
Steuerausfälle bei einem Verzicht auf die Vermögen- 
und die Gewerbekapitalsteuer noch nicht das Ende 
der Fahnenstange. Es gibt ernstzunehmende Stim-
men, die darlegen, daß die Gewerbesteuer ihren 
Realsteuercharakter und damit ihre Zulässigkeit, als 
Gewerbeertragsteuer weiter erhoben zu werden, mit 
dem Beseitigen der Gewerbekapitalsteuerkompo-
nente verliert. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Dann muß die Ge-
werbeertragsteuer verändert werden! Ist 

richtig!) 

Was bliebe, wäre eine Sondereinkommen- oder Kör-
perschaftsteuer auf gewerbliche Gewinne. Ich sehe 
schon die Steuerberater, die ihren Mandanten raten, 
gegen Vorauszahlungsbescheide auf Gewerbeertrag-
steuer Rechtsmittel einzulegen und Aussetzung der 
Vollziehung zu verlangen. Die von Ihren Gewerbeka-
pitalsteuerabschaffungsplänen gerissenen Haushalts-
löcher sind also noch nicht in vollem Umfang kalku-
lierbar. 

Würden die Bundesregierung und die Koalition auf 
die Abschaffung der Vermögensteuer und der Gewer-
bekapitalsteuer auch im Alt-Bundesland verzichten, 
so wäre es weitgehend überflüssig, die Mineralöl-
steuer dauerhaft anzuheben. Ostdeutsche und west-
deutsche Autofahrer werden also ihr Scherflein dazu 
beitragen, daß die Reichen dieses Landes von der Ver-
mögensteuer entlastet werden sollen. Mit dem Golf-
krieg wird der Bundesfinanzminister die Anhebung 
der Mineralölsteuer sicher nicht länger rechtfertigen 
können. 

In diesem Zusammenhang möchte ich daran erin-
nern, daß Graf Lambsdorff vor der Bundestagswahl 
den Wählern eine Senkung der Mineralölsteuer vor-
gaukelte, sofern es zu weiteren Spannungen am Golf 
kommen sollte. Das war am 28. September 1990 an-
läßlich des FDP-Parteitages. Ich könnte Ihnen das vor-
lesen. 

Unverständlich besonders für uns Ossis ist auch die 
für 1993 geplante Anhebung der Mehrwertsteuer. Die 
Mehrwertsteuer wirkt bekanntlich regressiv. Das 
heißt, sie belastet die einkommenschwachen Privat-
haushalte im Verhältnis zu ihrem Einkommen — — 

(Dr.  Waigel [CDU/CSU]: Aber das wollen die 
SPD-Ministerpräsidenten! — Matthäus-
Maier [SPD]: Na! Na! Das hätten Sie gern!) 

— Nein, nein. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Sie sollten nicht das 
gleiche Geplapper wie Frau Matthäus-Maier 
veranstalten! Es ist so! Engholm will das!) 

—Das ist durch die Presse gegangen. Aber inwieweit 
das von der SPD befürwortet wird, ist eine andere 
Frage. Ich glaube das nicht. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Doch, doch!) 

—Es stand auch viel in der Presse, was von der CDU/ 
CSU gekommen sein soll. Man darf nicht allem Glau-
ben schenken. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Auch der Schröder 
will es!) 

Das bedeutet im Klartext: Die Menschen in den 
neuen Bundesländern werden relativ stärker heran-
gezogen als die in den alten Bundesländern. Hinzu 
kommt, daß die Bürger im Beitrittsgebiet einen großen 
Nachholbedarf haben und deshalb von der Umsatz-
steuerbelastung besonders stark betroffen werden. 
Auch die Telefonsteuer trifft uns Bürger in Ost-
deutschland zu einem Zeitpunkt, zu dem wir endlich 
auf die Verwirklichung unseres zum Teil vierzig Jahre 
alten Wunschtraums nach einem Telefon hoffen. 

Ich möchte zum Schluß noch einmal klarstellen: Die 
Vermögen- und Gewerbekapitalsteuer steht aus 
Sicht der SPD nicht zur Disposition. Das bekräftige ich 
hier und heute für meine Fraktion im Deutschen Bun-
destag. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, für jemanden, der zum erstenmal hier steht, 
ist es nicht ganz einfach, auch noch Zwischenfragen 
zu beantworten. Ich glaube aber, daß der Herr Kollege 
Hampel das trotzdem ganz gut gemacht hat. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Faltlhauser (CDU/CSU). 

Dr. Kurt Faltlhauser (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! 

Herr Kollege Hampel: als Sie hier ans Pult traten, 
haben Sie einleitende Sätze gefunden, die ich sehr 
sympathisch fand. Sie sagten, wenn Sie das erste Mal 
hier vor diesem Bundestag stehen, wollten Sie nicht 
allzuschnell in ihrer optimistischen Hoffnung durch 
den Stil und Inhalt dieser Debatten ernüchtert wer-
den. 

Ich war im Verlauf Ihrer Rede jedoch sehr ent-
täuscht, daß Sie zum einen beim Stil die Grenzüber-
schreitungen nicht beachtet haben, etwa im Vergleich 
des totalitären Systems DDR mit unserer parlamenta-
rischen Praxis; und zum zweiten, daß sie all die platten 
Formeln, die uns zu diesem Thema von der SPD heute 
den ganzen Tag schon aufgetischt worden sind, auto-
matisch wiederholt haben. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Es ist Ihnen 
unangenehm; das ist richtig!) 
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Da hätte ich doch etwas Neues erwartet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich hätte gedacht, daß Sie aus Ihrem Bereich heraus 
eigenständig argumentiert hätten. 

(Wieczorek [Duisburg] [SPD]: Die Wahrheit 
kann man nicht oft genug sagen! Die Wahr-

heit bleibt die Wahrheit!) 

Lassen Sie mich auf die besonders bemerkenswer-
ten Sachverhalte des heutigen Vormittags zurück-
kommen. Der Bundesminister der Finanzen hat eine 
hervorragende, präzise und bemerkenswerte Einbrin-
gungsrede gehalten. Dann kam der Oberhaushaltspo-
litiker der SPD, der Ministerpräsident Lafontaine, 
hierher und hat geantwortet. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Der kann 
doch nicht rechnen!) 

Der Herr von der Saar, den der Intimkenner der SPD, 
der Journalist Martin Süskind von der „Süddeutschen 
Zeitung", einen „politischen Unruhestifter" nennt 
— Süskind darf aber immer noch mit den anderen 
Führungskräften der SPD reden —, 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Das ist mein 
Ministerpräsident! Ich muß mich so schä-

men!) 

dieser Herr Lafontaine, hat Mut. Man kann auch sa-
gen: er hat Chuzpe! Er kommt hierher nach Bonn und 
zeigt mit dem langen Finger auf eine angeblich völlig 
unzureichende Finanz- und Haushaltspolitik der Bun-
desregierung. Herrn Lafontaine hat der Roman Schmit 
— das ist der Präsident des Rechnungshofes des Saar-
lands — erst in einer Pressekonferenz vom 21. Fe-
bruar 1991 für seine eigene Haushaltspolitik die Ver-
fassungswidrigkeit für drei Haushalte ausdrücklich 
noch einmal bestätigt. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Und der war 
früher SPD-Landtagsabgeordneter!) 

Darauf hat Herr Borche rt  schon hingewiesen. Aber es 
geht um die Begründungen. Ich darf noch einmal aus 
der Pressekonferenz von Roman Schmit, Präsident des 
Rechnungshofs des Saarlandes zitieren: 

Die Nettokreditaufnahme des Landes Saarland 
beträgt 1989 760 Millionen DM. Sie ist erneut hö-
her als die investiven Ausgaben. Der Schulden-
stand des Landes ist Ende 1989 auf 10,8 Milliar-
den DM Besteigen. (Das ist eine Steigerung von 
76 % in nur sechs Jahren!) Das Saarland hat damit 
seit 1979 die mit Abstand höchste Pro-Kopf-Ver-
schuldung aller Flächenstaaten. Die Verschul-
dung pro Einwohner beträgt mit 10 034 DM mehr 
als das Doppelte des Bundesdurchschnitts von 
4 567 DM. 

Der Ministerpräsident Lafontaine kommt also als 
Bankrotteur von der Saar hier an den Rhein und wagt 
es, dieser Bundesregierung finanzpolitisches Versa-
gen vorzuwerfen! Er wird mit seinen Mickymaus-Pro-
blemen an der Saar nicht fertig und tut hier so, als 
würde er die großen historischen Probleme Deutsch-
lands meistern können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich muß jetzt vorsichtig sein, sonst werde ich vom 
Herrn Präsidenten gemahnt. Ich sage: Die Bürger 
draußen nennen ein derartiges Vorgehen Hochstape-
lei! 

Ich frage mich allerdings, wo der andere Minister-
präsident ist, der zukünftiger SPD-Vorsitzender wer-
den soll. Der geht jetzt wahrscheinlich nachdenklich, 
die Pfeife sehr dekorativ im Mundwinkel haltend, am 
Strand von Kiel spazieren und freut sich, daß Bonn 
weit weg ist und das Saarland noch weiter. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege Faltl-
hauser, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Koppelin? 

Dr. Kurt Faltlhauser (CDU/CSU): Aber ja, bitte. 

Jürgen Koppelin (FDP): Herr Kollege, sind Sie be-
reit zur Kenntnis zu nehmen, daß die Jusos festgestellt 
haben, wo Herr Engholm ist, nämlich auf Tauchsta-
tion? 

Dr. Kurt Faltlhauser (CDU/CSU): Ich war schon sehr 
nahe bei dieser Feststellung, ich habe ihn am Strand 
vermutet. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Da gibt es gegenwärtig eine Reihe von Hellsehern, 
die sagen: Wir haben die Lasten schon vor den 
Wahlen ganz genau gesehen. — Herr Lafontaine ge-
hört auch dazu. Es gibt noch einen anderen, der auch 
immer noch sagt: „Ich habe es immer gewußt" , und 
das ist der ehemalige Minister der Finanzen der DDR, 
der Herr Romberg. Herr Romberg ist in seiner Argu-
mentation eigentlich typisch, denn seine „klaren" 
Voraussagen haben in der konkreten Abfolge wie 
folgt ausgesehen: 

Erstens hat er sich monatelang mit dem Finanzmi-
nisterium West unterhalten, und da war man sich in 
der gemeinsamen Einschätzung der zahlenmäßigen 
Grundlagen weitgehend einig. Daraufhin hat er vier 
Tage vor der Unterzeichnung des Staatsvertrags er-
klärt, er könne keine Eckwerte festlegen. Drei Tage 
später, am 17. Mai 1990, war er dann doch bereit, 
diese Eckwerte festzulegen. 1,5 Monate später ver-
kündete Herr Romberg (SPD), vor seiner Vorlage ei-
nes Staatsvertrags für das zweite Halbjahr 1990, er 
könne den vereinbarten Rahmen für die Kreditauf-
nahme nicht einhalten. Gleichzeitig hat Herr Rom-
berg aber im Ministerrat massive Ausgabenerhöhun-
gen gefordert, und die wurden auch beschlossen: 
neue Preissubventionen, Besoldungserhöhungen und 
und und. Logischerweise — nächster Schritt — hat er 
globale Forderungen an die Bundesrepublik gestellt. 
Vorgelegt wurde eine sogenannte Modellrechnung, 
auf genau den Zahlen basierend, die Herr Romberg 
kurz zuvor selbst bezweifelt hatte. Pauschal wurde der 
vereinbarte Ausgabenahmen für 1991 um über 
20 Milliarden DM erhöht, schematisch für jedes Jahr 
fortgeschrieben und mathematisch hochgerechnet. Es 
gab überhaupt keine konkreten Angaben über diese 
Mehranforderungen. 

(Poß [SPD]: Alles mit Unterstützung des Fi

-

nanzministeriums!) 
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Die Bundesrepublik hätte das ganze 120 Milliarden 
DM an Nettokreditaufnahme gekostet! 

Warum sage ich dies? Dieser Mann ist Kronzeuge 
für das vorausschauende Wissen der SPD. Ich habe 
den Eindruck, er war damals der Berater von Herrn 
Lafontaine, und deshalb hat Herr Lafontaine während 
seiner Kampagne so polemisiert. 

(Poß [SPD]: Es waren doch viele Beamte aus 
dem BMF drüben!) 

Meine Damen und Herren, die von der Koalition 
beschlossenen Steuererhöhungen, die von den Frak-
tionen hier mit in den Haushalt eingebracht werden, 
sind auf Grund einer extremen und besonderen Situa-
tion notwendig geworden, auf die der Finanzminister 
und andere Redner bereits ausführlich hingewiesen 
haben. 

Ich darf in diesem Zusammenhang einen von mir 
sehr geschätzten Politiker zitieren, der sagt: 

Wer in der Politik nicht bereit ist, sich auf — 
manchmal leider sehr schnell — sich ändernde 
Daten einzustellen und daraus so verantwortlich, 
wie es immer nur möglich ist, Folgerungen zu zie-
hen, sollte eigentlich aufhören, Politik zu ma-
chen. Wir sind der Meinung, daß man sich darauf 
einstellen muß und daß diejenigen, die Regie-
rungsverantwortung tragen, es auch dann tun 
müssen, wenn es unpopulär ist. 

Dieses Zitat, das in vollem Umfang auf die gegenwär-
tige Situation zuträfe, ist nicht aus dem Jahr 1991, 
sondern aus dem Jahr 1981. Gesagt hat es der von mir 
sehr geschätzte Kollege Gobrecht (SPD), heute Fi-
nanzsenator in Hamburg. Er hat es gesagt anläßlich 
der Einbringung des Verbrauchsteueränderungsge-
setzes durch die Regierung Schmidt. Er hat dadurch 
um Verständnis für diese Anhebung der Steuern ge-
worben. Er, Gobrecht, würde heute hier an diesem 
Platz mit Sicherheit dasselbe wiederholen. Ich stelle 
nur fest, daß die Nachfolger von Herrn Gobrecht nicht 
so weise und nicht so vorausschauend sind wie er, daß 
sie dies beurteilen könnten. 

(Poß [SPD]: Da müssen Sie aber lange zu-
rückgreifen, um ein Zitat zu finden!) 

— Ihr seid ja auch schon lange nicht mehr an der 
Regierung, Herr Kollege Poß, wenn ich Ihnen das sa-
gen darf. Es sind allmählich schon fast zehn Jahre. 

Der Bundesfinanzminister hat in seiner Einbrin-
gungsrede darauf hingewiesen, daß er bereits im Sep-
tember 1990 Steuererhöhungen nicht ausgeschlossen 
hat. Steuererhöhungen — so sein Zitat — müßten das 
letzte sein, wenn alle anderen Maßnahmen ausge-
schöpft sind; Steuererhöhungen dürften nicht am An-
fang stehen. 

Der Finanzminister hat aus meiner Sicht bei diesem 
Rückblick nur die Hälfte, nur einen Teil der damali-
gen Ereignisse berichtet. Er hat nicht erwähnt, daß ein 
Sturm der Entrüstung damals in allen Medien, bei den 
Verbänden und nicht zuletzt auch bei Ihnen, der Op-
position, zu verzeichnen war. Das war ein lautes La-
mentieren, ein Sturm der Entrüstung! Auch in den 
eigenen Reihen gab es die ensprechenden Besserwis-
ser, die den Kopf geschüttelt und hinter verschlosse-
nen Türen gesagt haben: Wie konnte er nur! 

Dieselben Personen, die damals im September 1990 
den Bundesfinanzminister wegen seiner Aussage zur 
prinzipiellen Möglichkeit der Steuererhöhungen ge-
scholten haben, sind heute wiederum entrüstet, weil 
der Finanzminister den Steuererhöhungsbeschlüssen 
der Koalition in der heutigen Situation seinen Segen 
gegeben hat. 

Ich habe mir gestern, Herr Kollege Poß, noch einmal 
die große Zahl von Presseerklärungen von Ihnen und 
Ihrer Vorsitzenden angesehen. Der Gesamteindruck 
lautet: viel künstliche Aufregung ohne substantielle, 
fachlich ernstzunehmende Einwände. 

Meine Damen und Herren von der SPD, was Sie 
zum Steuerpaket der Koalition sagen, ist keine Alter-
native, sondern eine Va riante. Auch Sie kommen 
nicht um die Erkenntnis herum, daß vor allem die 
Mineralölsteuer erhöht werden muß, daß man kurzfri-
stig einen Zuschlag zur Einkommensteuer benötigt. 
Lediglich in der „Inneneinrichtung " dieser Steuervor-
schläge haben Sie andere Vorstellungen. Bei der Mi-
neralölsteuer sagen Sie: Ja, aber mehr! Beim Zuschlag 
zur Einkommensteuer sagen Sie: ja, aber ... Das sind 
also Varianten und keine Alternativen, die einer gu-
ten Opposition wohl anstünden. 

Die im Solidaritätsgesetz zusammengefaßten 
Steuerbeschlüsse erfüllen nach unserer Auffassung 
drei wesentliche Ziele. 

Zum einen erfüllen diese Vorschläge die notwendi-
gen fiskalischen Effekte. Mit diesem Steuerpaket 
können wir bereits im Jahr 1991 — das ist wich tig —, 
obwohl wir nur ein halbes Jahr Erhebungszeitraum 
haben, die unabdingbaren 17,7 Milliarden DM erbrin-
gen. 

Zum zweiten leisten wir mittelfristig durch diese 
Steuerbeschlüsse einen Beitrag zur verbesserten 
Struktur unseres Steuersystems. 1952 hatten wir noch 
einen Anteil von 47,4 % bei den indirekten Steuern. 
1990 lag dieser Anteil trotz der Entlastungen durch 
unsere „Große Steuerreform" noch bei 41,8 %. 

Ziel, meine ich, müßte es sein, daß wir wieder ein 
gutes Stück dem Wert von 1952 näherkommen. Nur 
dadurch sind langfristig Dynamik und Leistungsbe-
reitschaft in unserem Land sicherzustellen. 

Ich bin davon überzeugt, daß die SPD dieser Auffas-
sung sehr gerne zustimmen würde. Ich nehme einmal 
ein Zitat von Frau Matthäus-Maier aus dem Jahre 
1981; damals war sie noch in der FDP. Laut Protokoll 
sagte sie bei der Begründung der Anhebung der Ver-
brauchsteuern ausdrücklich — — 

(Zuruf von der SPD: Haben Sie noch etwas 
Älteres da?) 

—Ich sage ja: Ihr seid schon lange nicht mehr an der 
Regierung. Es ist schon fast zehn Jahre, so daß man 
etwas zurückgreifen muß. Und: Der Zeitraum wird 
auch noch länger werden, bis ihr wieder regiert. — Ich 
zitiere: 

Wir wollen die Steuerstruktur, die sich in den letz-
ten 25 Jahren sehr eindeutig von den indirekten 
Steuern hin zu den direkten Steuen verschoben 
hat, 

—unter der damaligen Regierung kein Kunststück — 
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also hin zur starken Besteuerung bei der Lohn- 
und Einkommensteuer, ein wenig in die umge-
kehrte Richtung korrigieren. 

Das heißt: die finanzpolitische Spreche rin der SPD 
selbst gibt uns die — wie ich meine — richtigen Argu-
mente für die Anhebung der Verbrauchsteuern. 

Wir haben mit diesem Paket ein drittes Ziel erreicht. 
Wir sind davon überzeugt, daß diese Steuererhöhun-
gen die Wachstumsdynamik in unserem Lande nicht 
beschädigen. Entscheidend hierfür ist vor allem die 
Befristung des Zuschlages auf die Einkommensteuer-
schuld. 

Helmut Maier-Mannhart hat in der „Süddeutschen 
Zeitung" vom 2. März — meiner Ansicht nach richti-
gerweise — darauf hingewiesen, daß der Staat, der 
sich über die Erhöhung der verschiedenen Steuerar-
ten das Geld holt, dieses Geld ja auch wieder ausgibt 
—ich zitiere — : 

Der Staat entzieht also nicht das Geld dem Kreis-
lauf, sondern läßt es an anderer Stelle wieder ein-
fließen. Die Nachfrage nach Investitionsgütern 
dürfte stärker zunehmen, weil die staatlichen 
Mittel beim Aufbau der neuen Bundesländer 
doch überwiegend in den investiven Bereich flie-
ßen werden. 

Ich will zu dieser Aussage des Leiters der Wirtschafts-
redaktion der „Süddeutschen Zeitung" hinzufügen: 
Diese Umlenkung vom komsumtiven Bereich hin zu 
den Investitionen in den neuen Bundesländern wird 
nach den Beschlüssen, die die Koalition in der letzten 
Woche getroffen hat, besonders schnell wirken, weil 
die Investitionen vor Ort in den Gemeinden schnell 
greifen werden. 

Lassen Sie mich einige Anmerkungen zum 7 %igen 
Zuschlag auf die Einkommensteuerschuld machen. 
Ich glaube, niemand in der Koalition hat dieses Instru-
ment zur Erfüllung der finanzpolitischen Anforderun-
gen gerne gewählt; denn diese Koalition hat immer 
auf die Senkung der direkten Steuern gesetzt und 
nicht auf ihre Erhöhung. Vertretbar wird dieser Zu-
schlag in unseren Augen nur durch seine Bef ristung. 
Die strenge Bef ristung des Zuschlages auf ein Jahr ist 
die entscheidende Geschäftsgrundlage für diesen So-
lidaritätsbeitrag. 

(Poß [SPD]: Das wird noch zum Problem wer-
den!) 

Die Befristung ist es auch, die diesen Zuschlag selbst 
ordnungspolitisch so strengen Herren wie Herrn Bar-
bier von der „FAZ" erträglich erscheinen läßt. Barbier 
bezeichnet die Befristung ausdrücklich als ökono-
misch vernünftig. 

Interessant ist jedoch, was dieser Leitartikel der 
„FAZ", am 26. Februar dazu noch ausführt — ich zi-
tiere — : 

(Poß [SPD]: Das ist der einzige, den Sie zitie-
ren können!) 

—Hören Sie einmal zu, was er sagt; das ist gerade auf 
Sie gemünzt. Er sagt: 

Es ist gut, daß die Koalition bei der Ausgestaltung 
der Ergänzungsabgabe nicht auf diejenigen ge-
hört hat, 

— damit meint er Sie!  — 

die  immer nur in Verteilungsgrößen denken kön-
nen. Die Beschränkung einer solchen Abgabe auf 
die Besserverdienenden ist nicht aufrichtig. 
Wenn eine Abgabe wirklich nur die Bezieher ho-
her Einkommen treffen soll, dann bringt sie nicht 
viel für den Fiskus. 

(Poß [SPD]: Das ist die einzige Stimme, die 
Sie zitieren können! Die übrige Presse hat 
Sie zerrissen, einschließlich „Münchner 

Merkur" ! ) 

Soll sie aber einen zu Buche schlagenden Beitrag 
erbringen, dann müssen die Besserverdienenden 
bis hinunter zum jungen Facharbeiter definiert 
werden. Das sind Mätzchen und Heucheleien, die 
den Steuerwiderstand eher vergrößern als verrin-
gern. 

(Poß [SPD]: Sie sind weit heruntergekom

-

men, daß Sie sich nur noch auf Barbier bezie- 
hen können! Das ist der einzige Journalist, 

der noch auf Ihrer Seite ist!) 

Diesem Plädoyer für einen Zuschlag für alle und 
nicht für die sogenannten Besserverdienenden ist 
noch ein Gesichtspunkt hinzuzufügen, Herr Kollege 
Poß. Wenn man einen Zuschlag auf Einkommensteu-
erpflichtige mit einem Einkommen von mehr als etwa 
—wie Sie neuerdings sagen — 60 000 DM bzw. 
120 000 DM beschränkt, würde das lediglich 1,5 Mil-
lionen Einkommensteuerpflichtige betreffen. Nach 
unserem Konzept ist die Belastung breit gestreut und 
leistungsgerecht, d. h. diejenigen, die sehr wenig ver-
dienen, zahlen auch nichts oder zahlen nur sehr we-
nig, und diejenigen, die mehr verdienen, zahlen auch 
mehr. Die Last ist breit gestreut auf ungefähr 20 Mil-
lionen Schultern. 

(Poß [SPD]: Sie haben schon eine seltsame 
Vorstellung von Gerechtigkeit!) 

Das scheint mir die beste Garantie dafür zu sein — un-
abhängig von der Festlegung der Koalition — , daß 
diese Ergänzungsabgabe nach einem Jahr tatsächlich 
ausläuft. 

Je mehr eine derartige Abgabe auf nur wenig Bes-
serverdienende konzentriert ist, um so heftiger wer-
den die Forderungen in diesem Land, insbesondere 
bei der SPD, sein, diese Abgabe zu verlängern. 

(Gattermann [FDP]: Das hatten wir schon 
einmal!) 

—Ich stelle mir jetzt schon, Herr Kollege Gattermann, 
das Tremolo sozialen Engagements in der Stimme von 
Herrn Poß oder von Frau Matthäus-Maier vor, wenn 
sie dann im Frühjahr 1992 gegen das Auslaufen einer 
Steuer für sogenannte Besserverdienende polemi-
sieren. Genau diese Haltung hat ja dazu geführt, daß 
die letzte Ergänzungsabgabe im Jahr 1975 von der 
sozialliberalen Koalition stillschweigend in den Ein-
kommensteuertarif eingearbeitet wurde. 

(Gattermann [FDP]: So ist es!) 

Das war damals eine saftige Steuererhöhung durch 
die Hintertür. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Genau das wollen wir verhindern! 
(Gattermann [FDP]: Richtig!) 

Meine Damen und Herren, Sie lieben es, unsere 
große Steuerreform mit den neuen Belastungen zu 
verrechnen. Dies ist schon im Grundansatz falsch. Die 
große Steuerreform hat ihrerseits strukturelle Entla-
stungseffekte. Dem langfristigen strukturellen Entla-
stungseffekt steht ein kurzfristiger, nur ein Jahr wir-
kender Belastungseffekt, gegenüber. 

Vizepräsident Helmuth Becker: Herr Kollege 
Dr. Faltlhauser, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Gattermann? 

Dr. Kurt Faltlhauser (CDU/CSU) : Sehr gern, Herr 
Präsident. 

Hans H. Gattermann (FDP): Herr Kollege Faltlhau-
ser, können Sie mir für die Steuerrechtsgeschichts-
schreibung noch zu Protokoll des Deutschen Bundes-
tages bestätigen, daß der nach 1975 eingebaute Er-
gänzungszuschlag selbst durch unsere große Steuer-
reform immer noch nicht ganz weg ist, daß also die 
Absenkung lediglich von 56 % auf 53 % und nicht hin-
unter bis auf 51 %, dem Stand vor der damaligen Er-
gänzungsabgabe, durchgeführt worden ist? 

Dr. Kurt Faltlhauser (CDU/CSU) : Dies bestätige ich 
Ihnen sehr gern, Herr Kollege Gattermann, und er-
gänze, daß dies nur ein Punkt der besonderen Bela-
stungen ist, die wir von der Steuer- und Haushalts-
politik der alten Koalition immer noch zu tragen ha-
ben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Als Erblast!) 
Lassen Sie mich jetzt noch eine kurze Bemerkung 

zur Erhöhung der Mineralölsteuer machen. Die Mi-
neralölsteuer ist in einem Ausmaß erhöht worden, das 
tatsächlich noch vertretbar ist. Das gilt insbesondere 
dann, wenn man berücksichtigt, daß wir die Kilome-
terpauschale von 0,50 DM auf 0,65 DM erhöht haben. 
Ich meine, die durch diese Steuererhöhungen entste-
henden Preissteigerungen halten zu dramatischen 
Äußerungen, wie man sie von den Verbänden der 
Automobilindustrie gehört hat, nicht her. 

Gegenwärtig beläuft sich der Preis für einen Liter 
bleifreies Normalbenzin auf etwa 1,10 DM. Dies ist 
immer noch 0,23 DM weniger als im September 1990, 
als der Literpreis wegen der beginnenden Spannun-
gen am Golf bei etwa 1,33 DM lag. In der ersten Hälfte 
der 80er Jahre lag der Durchschnittspreis bei Normal-
benzin bei 1,34 DM. Ein Preis von 1,40 DM bis 
1,50 DM war damals auch keine Seltenheit. 

Diese Preisschwankungen haben in der Vergan-
genheit keine ungünstige psychologische Wirkung 
auf die Autokäufer gehabt. Dementsprechend wird es 
auch jetzt zu keinen ungünstigen psychologischen 
Wirkungen auf die Autokäufer bzw. indirekt auf un-
sere Wirtschaft kommen. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. 
Die Koalition ist fest entschlossen, die außerge-

wöhnlichen Herausforderungen der Jahre 1991 und 
1992 solide zu finanzieren und eben nicht durch eine 
weitere Anhebung der Nettoneuverschuldung auf  

über 70 Milliarden DM in diesem Jahr. Diese Koalition 
will den Wiederaufbau der neuen deutschen Bundes-
länder mit allen finanziellen Möglichkeiten unterstüt-
zen. Das vorliegende Steuerpaket ist aus dieser Sicht 
unverzichtbar und — wie ich in der heutigen Debatte 
gelernt habe — auch ohne eine Alternative von der 
Opposition. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
Wir sind davon überzeugt, daß die Bevölkerung — im 
Gegensatz zu dieser Opposition — durchaus bereit ist, 
diese Maßnahmen wirklich mitzutragen, zwar nicht 
mit Freude, aber mit Problemverständnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Helmuth Becker: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat nunmehr Herr Abgeordneter 
Krziskewitz, CDU/CSU-Fraktion. 

Reiner Krziskewitz (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die wirtschaftliche Verei-
nigung Deutschlands zeigt sich als ein Vorgang, der in 
der Geschichte der Vereinigung von Ländern auf öko-
nomischem Gebiet vergeblich seinesgleichen sucht. 
Es geht hierbei nicht um ein Aneinanderfügen, um ein 
Passendmachen unterschiedlich geleiteter, aber an-
sonsten vergleichbarer Wirtschaftspotentiale, sondern 
darum, den Übergang der Reste eines auf deutschem 
Boden gründlich gescheiterten ideologisch begründe-
ten Wirtschafts- und Gesellschaftskonzepts in eine 
voll entwickelte, am Weltstandard orientierte Wirt-
schaft, die soziale Marktwirtschaft eben, zu realisie-
ren. 

Alle historischen Vergleiche mit Neuanfängen wie 
der Währungsreform von 1948 treffen den Kern der 
Sache nicht. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 
Schauen wir doch einmal in ein Adreß- oder Bran-
chenbuch dieser Zeit vor 40 Jahren, so werden wir 
darin in Ost und West gleichermaßen in jedem Ort, 
jeder Stadt Dutzende von Gewerken und Bet rieben 
finden, die damals zwar alle mit Schwierigkeiten 
überhäuft waren, aber eben doch vorhanden waren 
und den Neubeginn ermöglichten. 

Die kommunistische Politik hat in vier Jahrzehnten 
diese für jede gesunde Volkswirtschaft unabdingba-
ren Leistungsträger nicht nur eingeengt, sondern bis 
auf geringfügige Reste liquidiert. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Der Neuaufbau einer vernünftigen Wirtschaft in Ost- 
und Mitteldeutschland muß also dort ansetzen, wo 
das kommunistische Regime vor Jahrzehnten seinen 
Vernichtungsfeldzug gegen das eigene Volk und 
Land begann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Das ist ein Vorgang, bei dem sich der kräftemäßige 

und finanzielle Aufwand nur in groben Umrissen er-
fassen läßt. Vor dieser Problematik stand im Sommer 
vergangenen Jahres auch die Volkskammer der ehe-
maligen DDR, als sie versuchte, zum erstenmal in ihrer 
Geschichte einen Haushaltsplan, der sich an den Rea-
litäten orientierte, aufzustellen. Charakteristisch ist 
dabei ein Zusatz, der mit großer Stimmenmehrheit 
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angenommen wurde, nämlich, nach einem Vierteljahr 
einen Be richt des Finanzministers zum Vollzug des 
Haushalts zu fordern, um gegebenenfalls eine Neube-
rechnung verschiedener Eckdaten in Form eines 
Nachtrags zu veranlassen. In der Tat: Die Zahl und 
besonders das Gewicht der Unwägbarkeiten erschien 
uns damals schon so groß, daß es angezeigt war, die-
sen Beschluß zu fassen. 

Lassen Sie mich aus dem Komplex dieser Fragen 
nur eine herausgreifen, nämlich die weitestgehende 
Ausrichtung der Volkswirtschaft der ehemaligen DDR 
auf den Handel mit den ehemaligen RGW-Ländern. 
Wie Sie wissen, zielten ca. 60 % aller wirtschaftlichen 
Aktivitäten in diese Richtung. Mit dem völligen Zu-
sammenbruch dieses Wirtschaftssystems in allen Län-
dern Osteuropas waren auch für die traditionellen 
Bindungen Voraussetzungen weggefallen, und dies 
in einer Schnelligkeit, in einer Rasanz, die auch Ken-
ner verblüffte. 

Eine wirtschaftliche Neuorientierung muß in dieser 
Hinsicht nun zweierlei leisten. Einmal muß sie diese 
Bindungen aufrechtzuerhalten versuchen — sie darf 
keinen Fadenriß entstehen lassen —, zum anderen 
muß sie auf die Weltmarktfähigkeit der Produkte 
orientieren, sowohl was Technologie und Qualität als 
auch was die Absetzbarkeit angeht. 

Ein weiteres Problem. Wie bekannt, sind im vergan-
genen Jahr ca. 300 000 Klein- und Mittelbetriebe ge-
gründet worden, Anfänge einer mittelständischen Tä-
tigkeit. Viele dieser Betriebe sind nur mit einem gerin-
gen Finanzvolumen ausgestattet. Ihre Liquidität ist 
angespannt. Sie ist auf Aufträge, besonders aus der 
öffentlichen Hand, angewiesen. 

Die 5 Milliarden DM betragende Finanzhilfe an die 
Kommunen in den neuen Bundesländern zielt meines 
Erachtens in die richtige Richtung. Es muß gelingen, 
mit diesem Geld die Attraktivität unserer Länder als 
Standorte zu erhöhen, sichtbare Zeichen des Neuan-
fangs zu setzen, gleichzeitig aber auch die p rivate 
Wirtschaft zu ermuntern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wie bekannt, gelten seit Mitte des vergangenen 
Jahres für Investoren in den neuen Bundesländern 
steuerliche Präferenzen. Die Verlängerung dieser Fri-
sten ist eine dringende Maßnahme. Ebenso begrüßen 
wir die vorgesehenen Sonderabschreibungen für Be-
triebsgebäude und Ausrüstungsinvestitionen. Diese 
Sonderabschreibungen lehnen sich weitestgehend an 
die Sonderabschreibungen des Zonenrandförde-
rungsgesetzes an. 

( V o r s i t z : Vizepräsident Dieter-Julius Cro-
nenberg) 

Mit der Möglichkeit, zu Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen entsprechende Sachkosten in Anrechnung zu 
bringen, wird eine wesentliche Forderung von Abge-
ordneten aus den neuen Bundesländern erfüllt. Die 
wirtschaftliche Situation in den neuen Bundesländern 
verlangt eine Neuorientierung regionalpolitischer 
Förderungen in ganz Deutschland. Wir halten es für 
unabdingbar erforderlich, daß den neuen Bundeslän-
dern ein spürbarer Fördervorsprung eingeräumt 
wird. 

Wir sind uns darüber im klaren, daß all diese Maß-
nahmen, verbunden mit einer Offensive in der Quali-
fizierung der juristischen und Verwaltungsarbeit, nur 
in komplexer Wirkung Frucht tragen können. Es wird 
hierbei darauf ankommen, im Zusammenwirken von 
Bund, Ländern und Gemeinden praktikable Umset-
zungsmöglichkeiten zu schaffen. Dabei sollten auch 
unkonventionelle Verfahren, wie sie jüngst in der 
Verwaltungsvereinbarung zwischen Ländern und 
Bund erprobt wurden, angewandt werden. 

Ein weiteres Moment ist meines Erachtens die ge-
genseitige Deckungsfähigkeit der diesbezüglichen 
Posten. Des weiteren meine ich, über die Umsetzung 
bzw. Materialisierung der Vorhaben sollte vor den 
entsprechenden Ausschüssen regelmäßig Be richt er-
stattet werden. Der Erfolg unserer Anstrengungen 
wird um so eher eintreten, je besser es gelingt, aus 
Betroffenen Beteiligte zu machen. Wir schlagen vor, in 
den neuen Bundesländern auf regionaler Ebene, etwa 
auf Landkreisebene, Aufbaustäbe zur Begleitung und 
Koordinierung aller Förderungen einzurichten, auch 
unter strukturpolitischen Gesichtspunkten. Ziel dieser 
Stäbe sollte es sein, Qualifizierungs- und Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen zu koordinieren, einen sozial 
verträglichen Übergang bei notwendigen Be-
triebsschließungen zu sichern, öffentliche Investitio-
nen im Infrastrukturbereich mit regionalpolitischen 
Förderungen zu vereinigen. 

Ein weiterer Punkt: Ich schlage vor, bundeseigene 
Liegenschaften, die für Aufgaben des Bundes nicht 
benötigt werden, den Kommunen zu übergeben. Bei 
Überlassung für unmittelbare Verwaltungsaufgaben 
sollte den Gemeinden und Kommunen ein Preisnach-
laß von 50 bis 75 % gewährt werden. 

Ich schlage vor — ich sage dies auch als Mitglied 
des Ausschusses für Fremdenverkehr und als Mitglied 
der Kommission zur Feststellung des Vermögens der 
Parteien und Organisationen der ehemaligen DDR — : 
Es sollte eine Regelung zwischen der Treuhand und 
dieser benannten Kommission mit dem Ziel erarbeitet 
werden, die Vermögenswerte und Objekte der FEDI, 
also der Feriendienstorganisation des ehemaligen Ge-
werkschaftsbundes der ehemaligen DDR, den in die-
sen Gebieten liegenden Gemeinden zur Verwaltung 
und Verwertung zu übergeben. 

(Uldall [CDU/CSU]: Guter Vorschlag!) 

Die Saison steht vor der Tür, wir haben hier keine Zeit 
zu verlieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es wurde schon wiederholt gesagt: Es ist eine 
Menge Geld, die hier unterwegs ist. Wir brauchen es, 
und wir sind froh, diesen Solidaritätszuschlag zu er-
halten. Das ist auch der Tenor in den neuen Bundes-
ländern. Es wird aller Anstrengungen bedürfen, diese 
Summen zu materialisieren. Vielerorts besteht nur ein 
sehr geringer Planungsvorlauf. Das bet rifft insbeson-
dere planungsintensivere Vorhaben auf dem Gebiet 
der Infrastruktur, beispielsweise im Verkehrsbe-
reich. 

Nun hängt es auch in hohem Maße von den Kom-
munen und Ländern ab, das Investitionsgeschehen in 
Gang zu setzen. Wir werden nicht nur das Geld brau- 
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chen, sondern auch ein mutiges Anpacken, Pionier-
geist und einen unbedingten Aufbauwillen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch unseren 
Dank an alle abstatten, die uns durch Solidaritätsbe-
reitschaft, durch Konstruktivität, Beharrlichkeit, aber 
auch durch Kritik helfen, auf diesem Weg voranzu-
kommen. 

Meine Damen und Herren, die Völker Osteuropas 
schauen auf uns. So hat unser Bemühen gleichsam 
Modellcharakter für den Übergang der planwirt-
schaftlichen Systeme in Strukturen einer sozial 
orientierten Marktwirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Das Wort 
hat der Abgeordnete Dr. Uldall. 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Wenn jetzt nacheinander 
drei Abgeordnete der CDU/CSU-Fraktion ans Red-
nerpult treten 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Wir haben noch 
mehr! — Poß [SPD]: Wird es langsam lang-

weilig! Das ist wohl wahr!) 

— wir haben natürlich noch viel mehr —, liegt das 
einmal daran, daß wir mehr und bessere Argumente 
als Sie haben, zum anderen liegt es aber auch daran, 
daß wir mit unserer Zeit besser umgehen können. 

(Roth [Gießen] [CDU/CSU]: Der SPD ist der 
Verstand schon lange ausgegangen!) 

Wir können sie besser einteilen. 

(Borchert [CDU/CSU]: Der haushaltspoliti-
sche Sprecher Lafontaine hat zuviel Zeit ge-

braucht!) 

Wer nicht einmal seine Zeit richtig einteilen kann, der 
kann erst recht kein Geld einteilen, lieber Herr Poß. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Seit jeher, meine Damen und Herren, ist die Finanz-
politik der CDU/CSU durch drei Eckpunkte bestimmt 
worden: niedrige Ausgaben, niedrige Kreditauf-
nahme, niedrige Steuern. Diese Politik, die wir seit 
1982 konsequent durchgesetzt haben, führte zu gro-
ßen Erfolgen. Das Beschäftigungsniveau in West-
deutschland hat ein Maß erreicht, das wir bisher nicht 
gekannt haben. 

(Dr. Briefs [PDS/Linke Liste]: Was, wo waren 
Sie 1972?) 

Trotz aller Arbeitsmarktstatistiken können wir fest-
stellen, daß im westlichen Teil Deutschlands prak-
tisch Vollbeschäftigung herrscht. 

(Dr. B riefs [PDS/Linke Liste]: Was, wo sind 
Sie denn?) 

Das Einkommensniveau und der Lebensstandard 
sind so hoch wie in kaum einem anderen Land 

(Dr. Briefs [PDS/Linke Liste]: Der lebt doch 
nicht in dieser Welt!) 

Die Sozialleistungen sind auf einem so hohen Stand 
gehalten, wie sie in kaum einer anderen Volkswirt-
schaft anzutreffen sind. 

(Dr. Briefs [PDS/Linke Liste]: „Augen zu und 
durch" ist Ihr Motto! — Gegenruf von der 
CDU/CSU: Das ist das niederländische 

Trauma, das Sie haben!) 

— Lieber Herr Kollege von der PDS, wenn ich hier 
schon das Vergnügen bereite, Ihre Zurufe zu beant-
worten, dann 

(Borchert [CDU/CSU]: Das kann der nicht!) 

hören Sie auch wenigstens zu. — Es gibt in West-
deutschland praktisch Vollbeschäftigung. 

(Dr. Briefs [PDS/Linke Liste]: Das ist doch 
Unsinn! 1,8 Millionen Arbeitslose haben 

wir!) 

Wer dies bestreitet, lebt nur von Zahlen, aber nicht in 
der Realität. Es ist unmöglich, in Hamburg ausrei-
chend Schweißer für die Werften zu bekommen. Es ist 
in Hamburg unmöglich, ausreichend Kräfte für das 
Hotel- und Gaststättengewerbe zu bekommen. 

(Dr. Briefs [PDS/Linke Liste]: Weil sie nicht 
genug zahlen!) 

In einer Situation, in der die Betriebe die Arbeits-
kräfte, die sie benötigen, nicht bekommen, sage ich, 
dies ist Vollbeschäftigung. Da soll einer auftreten, der 
das bestreiten möchte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter B riefs, ich möchte Sie ernsthaft bitten, sich 
erstens in Ihren Zwischenrufen zu mäßigen und zwei-
tens nicht mehr zu reden als der Redner. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Enkelmann [PDS/Linke Liste]: Wenn der 

so einen Quatsch erzählt!) 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Meine Damen und Her-
ren, die Finanzpolitik muß uns auch in die Lage ver-
setzen, in den neuen Bundesländern die notwendigen 
Finanzmittel für den Aufbau zur Verfügung zu stellen. 
Ohne die Erfolge unserer Finanz- und Steuerpolitik in 
den letzten acht Jahren wären die Investitionen in die 
Zukunft Ostdeutschlands, die heute getroffen werden 
müssen, in diesem Umfang nicht möglich. 

Wir können feststellen: Unsere Politik schaffte opti-
male Rahmenbedingungen zur Finanzierung des 
Aufbaus im wiedervereinigten Deutschland. Es gibt 
deswegen keinen Anlaß, die genannten Eckpunkte 
unserer Finanzpolitik zu ändern. Die jüngsten steuer-
politischen Beschlüsse der Bundesregierung und der 
Koalition stellen wohl eine vorübergehende Delle, 
aber nicht eine grundsätzliche Richtungsänderung 
unserer Politik dar. 

Richtig ist: Trotz der zu beschließenden Steuerer-
höhungen bleibt die Steuerquote niedriger als die 
Belastung, die wir — am Ende der sozialliberalen Ko-
alition — bei der Regierungsübernahme vorfanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Betrug die Steuerlast 1982 23,7 %, so erreichte sie 
1990 mit 22,5 % einen historischen Tiefpunkt. Und sie 
wird auch zum Ende der mittelfristigen Finanzpla-
nung 1994 mit 23,2 % niedriger sein als bei der Regie-
rungsübernahme durch die CDU/CSU im Jahre 
1982. 

(Poß [SPD]: Wie war sie 1985?) 

— Das war ein kontinuierlicher Rückgang in der Steu-
erquote, Herr Poß, die immer unter dem lag, was Sie 
uns hinterlassen haben. 

Auch die sparsame Ausgabenpolitik wird fortge-
setzt. Im Schnitt der 70er Jahre wurden die Bundes-
ausgaben Jahr für Jahr um 10 % gesteigert. Unter der 
Regierung Kohl betrug dieser Steigerungssatz durch-
schnittlich nur 2 %. Auch in den nächsten Jahren wird 
der Ausgabenzuwachs in diesem außerordentlich 
kleinen Rahmen bleiben. 

Die Subventionsquote ist heute ebenfalls deutlich 
niedriger als vor zehn Jahren. 

Die Neuverschuldung, bezogen auf das Bruttoso-
zialprodukt, meine Damen und Herren, wurde in den 
letzten Jahren von 2,4 % im Jahre 1982 auf 0,85 % im 
Jahre 1989 gesenkt. Nach der vorübergehenden Bela-
stung durch die deutsche Einheit, die im Regierungs-
entwurf 1991 mit 2,7 % zu Buche schlägt, sinkt auch 
diese Quote am Ende der mittelfristigen Finanzpla-
nung wieder auf 1 %. Damit wird die gewaltige, ein-
malig anfallende Aufgabe, Herstellung gleicher Le-
bensverhältnisse in Ost und West, mit einer Neuver-
schuldungsrate bewältigt, die nicht wesentlich höher 
liegt als die Quote, die die Sozialdemokraten benötig-
ten, um ein ganz normales Haushaltsjahr zu finanzie-
ren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um ihre eigene 
Schlamper-Wirtschaft zu finanzieren!) 

Das ist eine finanzpolitische Leistung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dagegen ist die SPD mit ihrer Steuerpolitik 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Geschei-
tert!) 

unglaubwürdig. Das Beklagen der jetzt von uns vor-
zunehmenden Steuererhöhungen ist scheinheilig. 
Schon vor anderthalb Jahren, unmittelbar nach Öff-
nung der Mauer, forderten die Sozialdemokraten zu-
sätzliche Steuern, obwohl kein Mensch erkennen 
konnte, welcher Finanzbedarf sich in den nächsten 
Monaten entwickeln würde. 

(Poß [SPD]: Ein guter Finanzminister hätte 
das schon ermitteln können!) 

Für die SPD war die Steuererhöhung das erste Mit-
tel, 

(Poß [SPD]: Das stimmt nicht!) 

zu dem gegriffen werden sollte. Für uns sind Steuer-
erhöhungen das letzte Mittel. Wir versuchen, solange 
es geht, auf Steuererhöhungen zu verzichten. Das ist 
der wesentliche Unterschied zwischen Sozial-
demokraten und uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Poß [SPD] 
meldet sich zu einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Diese An-
merkung veranlaßt zu einer Zwischenfrage, die Sie 
bitte beantworten wollen. Ich stoppe die Zeit, selbst-
verständlich. 

Joachim Poß (SPD): Herr Kollege Uldall, sind Sie 
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß die SPD auf ih-
rem Bundesparteitag im September in Berlin die Rei-
henfolge Einsparungen, Abbau von Subventionen, 
Umschichtungen usw. festgelegt hat und daß die Er-
gänzungsabgabe als eine Form der Steuererhöhung 
erst zum Schluß genannt wurde? 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Das deckt sich über-
haupt nicht mit dem, was Sie in den letzten Jahren an 
Finanzpolitik hier praktiziert haben. Lieber Herr Poß, 
dann muß ich die Antwort wiederholen: Das deckt 
sich überhaupt nicht mit dem, was Sie hier immer 
praktiziert haben. Wir haben die Steuersenkungen 
1986, 1988 und 1990 immer gegen den Widerstand der 
Sozialdemokraten durchgesetzt. 

(Schmitz [Baesweiler] [CDU/CSU]: Und ge

-

gen Herrn Poß!) 
Sie sind und bleiben die Steuererhöhungspartei. Da-
von kommen Sie nicht herunter. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Noch eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Poß? 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Gerne! 

Joachim Poß (SPD): Herr Kollege Uldall, sind Sie 
bereit, zur Kenntnis zu nehmen und in den Protokol-
len einmal nachzulesen, daß wir uns nicht generell 
gegen Steuersenkungen ausgesprochen haben, daß 
wir uns — im Gegenteil — über Jahre sogar für Steu-
ersenkungen, speziell für Durchschnittsverdiener, ve-
hement eingesetzt haben, daß wir allerdings die Aus-
gestaltung Ihrer Steuersenkung nie mitgemacht ha-
ben? So pauschal können Sie das nicht feststellen. Ich 
bitte Sie, sich hier sachkundig zu machen, falls es 
Ihnen nicht mehr im Gedächtnis sein sollte. 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Ich habe ein hervorra-
gendes Gedächtnis. 

(Zuruf von der SPD: Eigenlob, oho!) 
Ich kann mich z. B. an die Rede des Kollegen Rapp 
erinnern, der zwar in dieser Legislaturperiode dem 
Bundestag nicht mehr angehört, der aber Redner Ihrer 
Fraktion zu dem großen Steuersenkungspaket gewe-
sen ist. Er hat uns in sehr dramatischer Form beschwo-
ren, die Steuern um Gottes willen nicht zu senken. Wir 
haben das Gegenteil gemacht. Das Ergebnis ist so 
blendend ausgefallen, wie es niemand von uns erwar-
tet hat. Wir waren zwar sicher, daß es gut laufen 
würde. Aber daß es so gut gelaufen ist, Herr Poß, hat 
niemand von uns vorausgesehen. Insofern müssen Sie 
sich den Schuh leider anziehen: Sie haben keine ein-
zige Steuersenkung mitgetragen. Ich würde mich 
aber sehr freuen, wenn das in Zukunft bei Ihnen an-
ders würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun hat 
der Abgeordnete Faltlhauser um eine Zwischenfrage 
gebeten. Bitte sehr. 

Dr. Kurt Faltlhauser (CDU/CSU): Herr Kollege Ul-
dall, eingedenk der Tatsache, daß die Aufzählung der 
ganzen Steuererhöhungen unter der SPD den wesent-
lichen Teil Ihrer Redezeit in Anspruch nehmen würde, 
darf ich Sie fragen, ob Sie wissen, daß in der Regie-
rungszeit der SPD — die FDP muß ich leider hinzufü-
gen, Herr Gattermann — die Umsatzsteuer dreimal 
erhöht wurde, zweimal, 1978 und 1979 — für 1981 war 
sie geplant —, die Mineralölsteuer insgesamt viermal, 
1972, 1973, 1978 und 1981, erhöht wurde, die Tabak-
steuer dreimal, 1972, 1977 und 1982, die Branntwein-
steuer insgesamt fünfmal, 1972, 1976, 1977, 1981 und 
1982. Die übrigen Steuererhöhungen kann ich nicht 
aufzählen, weil dies meine Fragezeit überanspruchen 
würde. Aber würden Sie die von mir aufgezählten 
bestätigen? 

Gunnar Uldall (CDU/CSU): Ich kann sie durchaus 
bestätigen und möchte — ohne Anrechnung auf 
meine Redezeit, Herr Präsident — die Frage des Kol-
legen Dr. Faltlhauser noch dahin gehend beantwor-
ten, daß dies bei den Sozialdemokraten natürlich 
durchaus konsequent gedacht war; denn die Sozial-
demokraten haben ja immer die Auffassung vertreten: 
je höher der Staatsanteil, desto besser für den Staat. 

(Zuruf von der SPD: Dummes Zeug!) 
Deswegen mußte natürlich auch für diesen Staatsan-
teil eine ständig höhere Steuerquote erhoben werden. 
Insofern waren die Sozialdemokraten konsequent. 

Meine Damen, meine Herren, die Sozialdemokra-
ten waren sehr schnell mit der Forderung nach Steu-
ererhöhungen bei der Hand. Wenn man der SPD-For-
derung damals gefolgt wäre und die Steuern schon 
vor einem Jahr erhöht hätte, so wären die Mehrein-
nahmen heute längst verfrühstückt. 

(Poß [SPD]: Das ist ja Klein-Fritzchen-
Politik!) 

Eine erneute Steuererhöhung wäre notwendig. Durch 
dieses Hinauszögern einer Steuererhöhung haben wir 
für die Bürger die Belastungen im vergangenen Jahr 
deutlich gering gehalten. 

Herr Präsident, meine Damen, meine Herren, CDU/ 
CSU und FDP haben im letzten Sommer gesagt: Wir 
brauchen keine Steuererhöhungen. Heute sagen wir: 
Wir brauchen Steuererhöhungen. Bei allen Erklärun-
gen und bei allen Erläuterungen, die man hierzu ge-
ben kann, hat dies — das sage ich hier ganz offen — 
unsere Glaubwürdigkeit nicht erhöht. 

Was muß nun die CDU/CSU tun, um in der Finanz-
politik weiterhin glaubwürdig zu bleiben? Sie muß 
durch die jetzigen Beschlüsse zeigen, daß es sich um 
einmalige Korrekturen handelt, die nicht zu einer 
grundsätzlichen Änderung der Steuerpolitik bei uns 
führen. Das bedeutet im einzelnen: 

Erstens. Die Beschränkung der Ausgaben muß 
oberste Priorität behalten. 

Zweitens. Der von der Koalition beschlossene Sub-
ventionsabbau in Höhe von 10 Milliarden DM muß 
zügig umgesetzt werden. Hierbei haben wir hohe Er

-

wartungen an den Wirtschaftsminister, auf dessen In-
itiative das ursprüngliche Einsparungsziel von 
6,5 Milliarden DM auf 10 Milliarden DM erhöht 
wurde. 

(Beifall des Abg. Dr. Faltlhauser [CDU/ 
CSU]) 

Drittens. Die Berlinförderung und die Regionalför-
derung müssen in dem von der Koalition festgelegten 
Rahmen abgebaut werden. Für eine Verschiebung 
der vereinbarten Terminvorgaben sehe ich keinen 
Anlaß. 

Viertens. Der jetzt zu beschließende Solidarbeitrag 
darf nur für zwölf Monate erhoben werden. Es darf 
daraus nicht eine dauerhafte Anhebung der Steuerta-
rife erfolgen, so wie der Kollege Faltlhauser dies als 
SPD-Praxis der 70er Jahre beschrieben hat. 

Fünftens. Die Rückführung der Steuerquote muß 
weiter energisch bet rieben werden. Dazu gehört 
auch, daß die Gewerbekapitalsteuer und die doppelt 
gezahlte betriebliche Vermögensteuer gestrichen 
werden. 

(Grünbeck [FDP]: Jawohl!) 

Unsere exportorientierte Wirtschaft darf nicht 
schlechter gestellt werden als ihre Wettbewerber in 
England, USA oder Japan. Es wäre ein großer Fehler, 
wenn man der völlig unsachlichen Neiddiskussion der 
Sozialdemokraten folgte und das Vorhaben einer Un-
ternehmenssteuerreform zurückstellte. 

(Gattermann [FDP]: Das war schon ein 
Schritt zurück!) 

Beide Steuern treffen die Substanz der Unternehmen. 
Deswegen heißen sie auch Substanzsteuern. Wenn 
die Substanz aber verbraucht ist, wie dies bei zahlrei-
chen Unternehmen in Ostdeutschland der Fall ist, wo 
es gar keine Substanz gibt, wo Substanz nie vorhan-
den war, besteht durch diese Steuern eine unmittel-
bare Gefahr für die Aufrechterhaltung der Arbeits-
plätze. Insofern müßten gerade die Gewerkschaften 
Vorkämpfer für eine Streichung dieser Steuern sein. 

Zum Schluß kommend sage ich, meine Damen und 
Herren: Die Finanzbeschlüsse sind angesichts der ak-
tuellen Herausforderungen an unser Gemeinwesen 
unverzichtbar. Mit Augenmaß haben wir das kleinere 
Übel gewählt. An der langfristigen Finanzpolitik der 
CDU/CSU wird sich aber nichts ändern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Nun hat 
der Abgeordnete Buwitt das Wort. 

Dankward Buwitt (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Als vierter Redner der 
CDU in Folge kann man fast nur alles bestätigen, was 
die Vorredner gesagt haben. Trotzdem wird es sicher 
einige kleine Differenzen geben; denn wir stehen am 
Anfang einer Diskussion, wenn auch am Ende des 
heutigen Tages. 

Mit dem vorgelegten Steueränderungsgesetz 1991 
ist in Art. 3 auch die Änderung der Berlinförderung 
angesprochen. Meine Damen und Herren, Berlin war 
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seit Ende des Krieges Prüfstein für das Verhältnis der 
beiden deutschen Staaten zueinander. Die Bundesre-
publik — hier muß ich sagen: die alte — ist, egal unter 
welcher politischen Führung, den Verpflichtungen, 
die sie in großer Solidarität zu Berlin auf sich genom-
men hat, über Jahrzehnte hinweg nachgekommen. 
Berlin war, ist und wird auch in Zukunft das Symbol 
für die deutsche Einheit sein. 

Aber nicht nur das: Berlin ist auch Gradmesser da-
für, wie gut es uns gelingen wird, die Lebensverhält-
nisse in den neuen Ländern zu verbessern und denen 
in den alten Ländern auf Dauer anzugleichen. Die 
Gleicheit der Lebensverhältnisse in der ganzen Bun-
desrepublik herzustellen ist unsere durch das Grund-
gesetz gegebene Verpflichtung, den Weg dafür zu 
ebnen das Ziel des Steueränderungsgesetzes 1991. 

Den Berlinern ist klar, daß die Förderung abgebaut 
werden muß. Unsere Hauptstadt will keine finanzielle 
Sonderrolle unter den deutschen Großstädten einneh-
men. Doch die Förderung darf erst dann wegfallen, 
wenn auch die Gründe für ihre Schaffung nicht mehr 
vorhanden sind; denn anderenfalls ist eine wirtschaft-
liche Instabilität Berlins mit Folgen für das gesamte 
Beitrittsgebiet vorprogrammiert. 

Der Bund hat der Wirtschaft und der Bevölkerung 
Berlins durch das Berlinförderungsgesetz Steuerer-
leichterungen, Investitions- und Einkommenshilfen 
gewährt, um die durch die Teilung Deutschlands ver-
ursachten wirtschaftlichen Nachteile auszugleichen. 
Die Berlinförderung war kein Geschenk des Bundes, 
sondern der Ausgleich für Standortnachteile, die alle 
in Berlin, Wirtschaft und Bevölkerung, auf sich neh-
men mußten. 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Das sagt aber 
jeder Subventionsempfänger!) 

Die staatliche Teilung Deutschlands gehört zu unser 
aller Freude der Vergangenheit an. Die wirtschaftli-
chen Standortnachteile Berlins können jedoch nur 
langsam abgebaut werden. Die Wirtschaftsstruktur 
der Stadt ist nach 40jähriger Teilung fast ausschließ-
lich auf das Bundesgebiet ausgerichtet, nicht jedoch 
auf die Einbringung in den neuen Absatzmarkt des 
Beitrittsgebietes. Es bedarf erheblicher struktureller 
Veränderungen, damit Berlin die wirtschaftliche Ent-
wicklung im Beitrittsgebiet positiv beeinflussen 
kann. 

Besonders hart würde es die Berliner Wirtschaft und 
die Bürger treffen, wenn wirklich zum 1. Juli dieses 
Jahres, zum gleichen Zeitpunkt wie dem des Inkraft-
tretens des Solidarbeitrags, auch die Berlinzulage für 
Arbeitnehmer um 2 % gekürzt würde. Dies wäre in 
einer für Berlin schwierigen Zeit eine doppelte Bela-
stung für die Bürger. Die Bürger mit niedrigem Ein-
kommen würde dies besonders treffen; denn sie ha-
ben die Zulage aus dem Berlinförderungsgesetz in 
ihre finanzielle Planung einkalkuliert, sie für ihren 
Schuldendienst eingeplant und wären durch eine 
gleichzeitig eintretende Doppelbelastung überfor-
dert. Auch sie haben Anspruch auf Vertrauensschutz 
und müssen Gelegenheit haben, sich auf die neue 
finanzielle Situation einzustellen. 

Die vorgelegte Änderung des Berlinförderungsge-
setzes ist in dieser Fassung kontraproduktiv. Sie ge-

fährdet den wirtschaftlichen Aufschwung nicht nur im 
Großraum Berlin, sondern auch in der gesamten Re-
gion. 

Ich möchte noch einmal betonen, daß es nicht um 
den Abbau der Berlinförderung an sich geht, sondern 
lediglich um den vom Kabinett vorgelegten Zeitrah-
men. Ich werde in der Ausschußberatung dafür wer-
ben, daß dieser Zeitrahmen ausgedehnt wird. 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Herr Ab-
geordneter Gattermann möchte gerne eine Zwischen-
frage stellen. 

Dankward Buwitt (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Hans H. Gattermann (FDP): Herr Kollege, bei allem 
Verständnis für das, was Sie hier vortragen: Sehen Sie 
denn nicht, daß der Konflikt, der darin besteht, daß 
derjenige der im — ehemaligen — Ost-Berlin wohnt 
und in West-Berlin arbeitet, diese Zulage bekommt, 
sein Ostberliner Nachbar, der nur die Hälfte verdient, 
aber nicht, unter Berücksichtigung der sozialen Be-
lange, die Sie angesprochen haben, zügig angegan-
gen und gelöst werden muß? 

Dankward Buwitt (CDU/CSU) : Herr Kollege Gatter-
mann, ich habe mich viel zu sehr mit der Frage be-
schäftigt, als daß ich dieses Problem nicht sehe. Aber 
ich sehe auf der anderen Seite natürlich auch das Pro-
blem, daß die wirtschaftliche Entwicklung der Bei-
trittsländer und der gesamten Region Berlin als 
Schrittmacher braucht und deshalb die Entwicklung 
in Berlin nicht in Frage gestellt werden darf. 

Ich selber hatte bereits zum Ausdruck gebracht, daß 
die Berlin-Förderung selbstverständlich abgebaut 
werden muß. Es geht aber nicht um den Abbau, son-
dern es geht um die zeitlichen Schritte und um das 
Zusammenfallen der einzelne Maßnahmen zu dem 
Zeitpunkt 1. Juli. 

Es ist also nicht so, daß Berlin nicht bereit wäre, 
einen Beitrag zur wirtschaftlichen Gesundung Ost-
deutschlands zu leisten. Vielmehr wollen wir gerade 
eine Lokomotivwirkung in dieser Region entfalten. 
Wir glauben, daß eine schwierige wirtschaftliche Si-
tuation in Berlin dies nicht gewährleisten kann. 

Ich glaube darüber hinaus, daß es nicht nur zum 
Wohle der Deutschen ist, wenn wir eine Stabilisie-
rung im Beitrittsgebiet erreichen, sondern daß dies 
auch einen erheblichen Einfluß auf den europäischen 
Einigungsprozeß und den angestrebten Binnenmarkt 
haben wird. Wir werden daran gemessen werden, wie 
wir die vorhandenen und sicher sehr schwerwiegen-
den Probleme bewältigen können. 

Die Ausstattung der neuen Bundesländer mit finan-
ziellen Mitteln ist aber nicht allein Sache der Bundes-
regierung. Auch die Regierungen der alten sowie der 
neuen Bundesländer sind gefordert, ihr Mögliches zu 
tun, um den Menschen und der Wirtschaft zum jetzi-
gen Zeitpunkt zu helfen. 

Als ein überaus gutes Zeichen werte ich, daß die 
Regierungen der alten Bundesländer ihre Zurückhal-
tung aufgegeben haben und die fünf neuen Länder 
durch eine gleichberechtigte Beteiligung an der Um-
satzsteuer finanziell unterstützen wollen. 
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Ich möchte an dieser Stelle — auch Herr Minister 
Waigel hat es heute morgen getan — die Fortschritte 
in der Treuhandanstalt hervorheben. Es ist so leicht, 
etwas zu kritisieren; aber es ist eine schwierige Auf-
gabe, die die Treuhandgesellschaft zu erfüllen hat. 
Deshalb sollte man, meine ich, die Fortschritte, die 
dort in der letzten Zeit erzielt worden sind, dankend 
anerkennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unter sehr schwierigen Umständen haben die Mitar-
beiter ungewöhnliche Aufgaben zu bewältigen, Auf-
gaben, bei denen sie sich auf keinerlei Erfahrungs-
werte stützen konnten und auch in Zukunft nicht stüt-
zen können. 

Wir werden uns in der nächsten Zeit mit der Ver-
besserung der Rahmenbedingungen beschäftigen, 
damit die Arbeit der Treuhandanstalt zügiger und 
unter größerer Akzeptanz in der Bevölkerung vonstat-
ten gehen und der Weg für neue Investitionen freige-
macht werden kann. 

Wenn man die heutige Debatte verfolgt hat, mußte 
man bei vielen Beiträgen das ungute Gefühl haben, 
daß der Streit im Vordergrund stand, aber nicht die 
betroffenen Menschen. Wir haben hier eine Aufgabe 
zu erfüllen. Die Menschen aus den neuen Bundeslän-
dern werden diese Debatte mit großer Aufmerksam-
keit verfolgen, um zu erfahren, wie wir uns die Zu-
kunft dieses Landes vorstellen. Ihre Meinung sollte 
uns nicht gleichgültig sein. Die vor uns liegenden Auf-
gaben sind nicht geeignet für Profilierung und Partei-
enstreit. Es kann nicht richtig sein, daß wir die Men-
schen, die einen hohen persönlichen Preis für die poli-
tische Entwicklung der Nachkriegszeit gezahlt haben 
weiter verunsichern und ihnen das Gefühl der Bevor-
mundung geben. 

Unsere Aufgabe ist es vielmehr, ihnen ihre Selbst-
zweifel zu nehmen, ihnen zu helfen, ihnen Mut für die 
Zukunft zu geben, ihnen die Übergangszeit zu er-
leichtern und die gesamte Bundesrepublik zu einem 
blühenden, sozial bef riedigten Gemeinwesen zu ent-
wickeln. Wir sollten versuchen, dieses gemeinsam zu 
tun. 

Recht herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dieter-Julius Cronenberg: Meine 
Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Ich möchte Sie nun noch bitten, den Überweisungs-
vorschlägen zu den Zusatztagesordnungspunkten 1 
bis 3 zuzustimmen. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Gesetzent-
würfe auf den Drucksachen 12/219 bis 12/221 an die 
in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Werden weitere Vorschläge gemacht? 
— Das ist nicht der Fall. Dann darf ich dies als be-
schlossen feststellen. 

Nun bleibt mir nur noch übrig, die nächste Sitzung 
des Deutschen Bundestages auf morgen, Mittwoch, 
den 13. März, 9 Uhr einzuberufen. Wir setzen dann 
die Aussprache über das Haushaltsgesetz 1991 und 
den Finanzplan des Bundes 1990 bis 1994 fort. 

Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.30 Uhr) 

Berichtigung 

12. Sitzung, Seite III, linke Spalte, 6. Zeile von unten: 
Bei dem Namen ,Eimer (Fürth)' ist statt „SPD" „FDP" 
zu lesen. 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Neumann auf die Frage der 
Abgeordneten Dr. Margrit Wetzel (SPD) (Drucksache 
12/159 Fragen 68 und 69): 

Zu Frage 68: 
Das Forschungsprojekt „Rezente Wasserstandsän-

derungen an der Deutschen Nordseeküste - Nume-
rische Simulation" wurde vom Bundesminister für 
Forschung und Technologie (BMFT) für einen Zeit-
raum von drei Jahren (1. 7. 1987-30. 6. 1990) geför-
dert. 

Die Arbeiten haben gezeigt, daß die angewandten 
numerischen Modelle gute Ergebnisse bezüglich des 
Tideablaufs (Normaltiden und Sturmfluten) liefern 
und somit für die Vorhersage von Änderungen des 
Tideverhaltens in der Deutschen Bucht, verursacht 
durch einen Meeresspiegelanstieg, verwendet wer-
den können. Die Simulationen eines erhöhten Mee-
resspiegels ergaben, daß insbesondere in den flachen 
Gebieten der Deutschen Bucht mit Änderungen der 
Tidedynamik zu rechnen ist. Dies trifft sowohl für Nor-
maltiden als auch für Sturmfluten zu. Es ist mit Ver-
änderungen der Erosions- und Sedimentationsmuster 
in den Wattengebieten und Verschiebungen der 
Brackwasserzonen in den Ästuaren (Flußmündungs-
gebiete) zu rechnen, die zur Quantifizierung jedoch 
weiterer Untersuchungen bedürfen. Unmittelbare 
Konsequenzen für den Deichbau ergeben sich aus den 
Ergebnissen des Vorhabens bisher nicht. 

Im zwischenzeitlich geförderten Anschlußprojekt 
„Simulationen von Wasserstandsänderungen an der 
Deutschen Nordseeküste und in den Ästuaren" sollen 
die Folgen eines beschleunigten Meeresspiegelan-
stiegs auf die Ästuare (z. B. Verlagerung der Schweb-
stoffzonen, Veränderung der Strömungsverhältnisse 
unter Berücksichtigung sich hydrologisch verändern-
der Bedingungen im Ober- und Unterlauf des Ästuars, 
Änderung der Windstaukurven und Strömungsver-
hältnisse bei Extremwetterlagen) untersucht wer-
den. 

Auf die Frage, ob es möglich ist, zusätzliche Zerstö-
rungspotentiale durch Veränderungen der Tidedyna-
mik infolge einer Vertiefung der Unterelbe auf 15 m 
unter MTNV zu berechnen, ist folgendes zu sagen: 

Der Bundesminister für Verkehr läßt von der Was-
ser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes zur Zeit 
eine Fahrwasseranpassung der Elbe unterhalb von 
Hamburg aus Anlaß der weltweit gestiegenen Anfor-
derungen des Containerschiffsverkehrs untersu-
chen. 

Verschiedene Fahrwasservarianten und deren Aus-
wirkungen auf die Tideenergie werden nach dem 
heutigen Stand von Wissenschaft und Technik zuver-
lässig mit mathematischen Simulationsmodellen be-
rechnet. Hiermit wird die Grundlage für die Optimie-
rung von ökonomischen und ökologischen Fragestel-
lungen der Verkehrsplanung ermöglicht. 

Der Begriff „Zerstörungspotentiale" ist fachwissen

-

schaftlich nicht gebräuchlich und sollte in diesem Zu- 
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sammenhang nicht verwendet werden. Zu der Frage, 
ob es Wasserbaumaßnahmen gibt, die grundsätzlich 
geeignet sind, dem Zerstörungspotential des allge-
meinen Tidenhöhenanstiegs sowie sturmfluterzeu-
genden Windlagen entgegenzuwirken und umge-
kehrt, antworte ich folgendes: 

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, durch Was-
serbaumaßnahmen, wie z. B. Buhnen, die Rauheiten 
im Randbereich des Flußbettes zu erhöhen und damit 
eine entsprechend erhöhte Tideenergieumwandlung 
herbeizuführen. Dabei ist jedoch abzuwägen, ob diese 
Maßnahmen ökonomisch und ökologisch angemes-
sen sind, insbesondere weil eine sehr geringe Ände-
rung der mittleren Tidewasserstände zu erwarten ist. 
Eine abschließende Beurteilung wird nach Vorliegen 
der Untersuchungsergebnisse erfolgen. 

Bei Sturmfluten herrschen meteorologisch bedingt 
bereits stark erhöhte Wasserstände im Elbe-Ästuar, so 
daß bei diesen Bedingungen die örtlich nur im Fahr-
rinnenbereich vorgenommene Vertiefung einen noch 
geringeren Einfluß hat. 

Zu Frage 69: 

Meeresspiegeländerungen sind im Rahmen natürli-
cher Schwankungen seit langen Jahren bekannt. Ge-
genwärtig hat es den Anschein, als ob wir uns in einer 
Phase des Meeresspiegelanstiegs befinden. So ist seit 
Beginn dieses Jahrhunderts der Meeresspiegel im Be-
reich der Nordsee um 14 plus/minus 5 cm gestie-
gen. 

Ob hierfür ausschließlich natürlich oder auch durch 
menschliche Aktivitäten angestoßene Ursachen ver-
antwortlich sind, kann derzeit — so sagen es die den 
Bundesminister für Forschung und Technologie bera-
tenden Wissenschaftler — nicht eindeutig beantwor-
tet werden. 

Auch sind sich die Wissenschaftler darin einig, daß 
die zukünftige Veränderung des Meeresspiegels ne-
ben geologischen Bedingungen (Hebungen/Senkun-
gen der norddeutschen Tiefebene) ganz wesentlich 
auch von der künftigen Entwicklung des Klimas ab-
hängt. 

In welchem Ausmaß aufgrund von Klimaänderun-
gen der Meeresspiegel steigt, ist in der Wissenschaft 
allerdings umstritten. Prognosen reichen von 15 cm 
bis 150 cm für das kommende Jahrhundert. 

Die wohl komplexeste Modellrechnung u. a. zu die-
sem Themenkreis hat das Max-Planck-Institut für Me-
teorologie in Hamburg in Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Klimarechenzentrum kürzlich vorgelegt. 
Hier gehen die Wissenschaftler von einer thermisch 
bedingten Anhebung des Meeresspiegels von 16 cm 
für die nächsten 100 Jahre aus. 

Welche Folgen hiermit verbunden sind, soll im Rah-
men eines BMFT-Förderschwerpunkts „Folgen einer 
möglichen Klimaänderung" wissenschaftlich bearbei-
tet werden. 

Zu der Frage, ,gibt es Maßnahmen zur Verhinde-
rung einer Verschiebung der Brackwasser-Zonen, die 
aufgrund veränderter Tidedynamik entgegenwirken 
können, wenn ja, welche?' folgendes: 

Der Bundesregierung liegen abgesicherte Erkennt-
nisse über Verschiebungen der Brackwassergrenze in 
der Unterelbe bisher nicht vor. 

Alle Maßnahmen an Küstengewässern stellen einen 
Eingriff in äußerst sensible hydrodynamische und 
ökologische Systeme dar und bedürfen als Planungs-
grundlage umfassender ökosystemarer Untersuchun-
gen. 

Es wird auf die Antwort in Zusatzfrage 68.2 verwie-
sen. 

Die Frage, durch welche Maßnahmen ein Vordrin-
gen der Salzfront flußaufwärts und eine Beeinträchti-
gung des Grundwassers im Einflußbereich der Unter-
elbe zu verhindern wäre, kann ich sagen: 

Ökosystemare Untersuchungen schließen die Er-
kundung der Auswirkung einer potentiellen Ver-
schiebung der Brackwasserzone auf das ufernahe 
Grundwasser mit ein. 

Eine Beurteilung wird nach Vorliegen entsprechen-
der Untersuchungsergebnisse im Einvernehmen mit 
den für den Grundwasserschutz zuständigen Elbean-
liegerländern erfolgen. 
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